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(Beginn: 9:02 Uhr)

Vizepräsident Frank Lortz:

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich begrüße Sie
alle sehr herzlich zur heutigen Plenarsitzung. Das ist der
dritte Plenartag, da ist die Stimmung immer besonders gut.

(Unruhe – Glockenzeichen)

Das Haus ist beschlussfähig.

Es sind noch einige Tagesordnungspunkte offen. Noch of-
fen sind die Tagesordnungspunkte 9 bis 11, 14, 15, 18, 21
bis 26, 28, 31 bis 40, 45, 46, 48 bis 51, 57, 59, 61 bis 66
und 70.

Ich möchte Sie noch über Folgendes in Kenntnis setzen:
Auf Wunsch der Fraktion der Freien Demokraten wird Ta-
gesordnungspunkt 26, Dringlicher Antrag der Fraktion der
Freien Demokraten betreffend Sicherung und Weiterent-
wicklung der Berufseinstiegsbegleitung, Drucks. 20/833,
nicht nach Tagesordnungspunkt 65 aufgerufen, sondern
wieder in die Tagesordnung eingereiht – was immer das
sein mag. Ihr habt es zur Kenntnis genommen.

Zum Ablauf der Sitzung.

(Unruhe – Glockenzeichen)

– Meine Damen und Herren, entweder leiden wir, oder Sie
leiden darunter.

(Günter Rudolph (SPD): Das Erste ist mir lieber!)

Wir tagen heute bis zur Erledigung der Gesetzeslesungen.
Die Mittagspause beträgt eine Stunde.

Wir beginnen mit den Aktuellen Stunden, Tagesordnungs-
punkte 61 bis 66. Danach geht es mit Tagesordnungspunkt
46 weiter, dem Setzpunkt der Fraktion der AfD. Nach der
Mittagspause folgt Tagesordnungspunkt 51, das ist der
Setzpunkt der Fraktion der Freien Demokraten.

Entschuldigt fehlen heute Frau Abg. Karina Fissmann
(SPD), Herr Abg Karl Hermann Bolldorf (AfD), Herr Abg.
Dirk Gaw (AfD) und Herr Abg. Frank Diefenbach
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN). Herr Ministerpräsident
Bouffier fehlt in der Zeit von 11 bis 17 Uhr. Gibt es weitere
Entschuldigungen? – Bitte sehr, Kollege Bellino.

Holger Bellino (CDU):

Herr Präsident, ich darf Frau Abg. Müller-Klepper krank-
heitsbedingt entschuldigen.

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank. – Frau Abg. Müller-Klepper – das halten wir
im Protokoll fest – ist entschuldigt.

Wir haben heute auch einen Geburtstag. Unsere Kollegin
Christiane Böhm von der Fraktion DIE LINKE hat heute
Geburtstag und freut sich, diesen gemeinsam mit uns bege-
hen zu können. Herzlichen Glückwunsch, alles Gute.

(Allgemeiner Beifall – Vizepräsident Frank Lortz
überreicht ein Weinpräsent. – Günter Rudolph
(SPD): Das ist wie in Thüringen! – Heiterkeit)

– Meine Damen und Herren, beruhigen Sie sich wieder. –
Ich habe noch Sportereignisse mitzuteilen, und zwar haben

die Kolleginnen Miriam Dahlke und Martina Feldmayer,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, am Wochenende am Frank-
furt-Marathon erfolgreich teilgenommen. Herzlichen
Glückwunsch.

(Allgemeiner Beifall)

Das ist eine große Leistung, wie mir gesagt wurde. Hin
und zurück, alle Achtung.

(Heiterkeit – Unruhe – Glockenzeichen)

Meine Damen und Herren, zum Fußball. Lieber Wolfgang
Decker, unsere Landtagself ist auch in dieser Woche unge-
schlagen geblieben. Wir haben nämlich nicht gespielt.

(Heiterkeit)

Das sollte man sich vielleicht für die Zukunft merken,
dann sind wir öfter ungeschlagen. Der Eintracht Frankfurt
gratulieren wir zu einem – Nancy, hör zu – 2:1-Sieg gegen
St. Pauli.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD,
Freie Demokraten und vereinzelt DIE LINKE)

Sie haben es unseren Bayern nachgemacht. Die haben ge-
zeigt, wie das geht. Da wir hier neutral sind: Ich bin gebe-
ten worden von Kollegen, die nicht namentlich genannt
werden wollen – das ist der Kollege Uwe Serke und der In-
nenminister –,

(Heiterkeit)

darauf hinzuweisen, dass Borussia Mönchengladbach auf
dem ersten Platz der Bundesligatabelle stehen würde.

(Beifall Uwe Serke (CDU))

– Beifall des Abg. Serke. Das bitte ich festzuhalten.

(Heiterkeit)

Das ist erstmalig seit 1977 der Fall. Damals waren in der
Mannschaft noch Fohlen, das sind heute ältere Ackergäule.

(Heiterkeit)

Wir wünschen Borussia Mönchengladbach alles Gute, und
dass es nicht einmalig bleibt, und wir wünschen auch euch
alles Gute. Ihr seid Exoten in diesem Hause, aber ihr wisst,
ihr könnt auf unsere Unterstützung rechnen. Allen hessi-
schen Vereinen wünschen wir für die Zukunft alles Gute
und natürlich auch unseren Bayern. Vielen Dank.

(Beifall CDU, AfD und Freie Demokraten)

– Der Beifall wird von Sitzung zu Sitzung stärker, merke
ich. Deshalb wollen wir den Punkt jetzt abschließen.

Wir kommen zu den Aktuellen Stunden, wenn Sie das er-
lauben – wenn nicht, kommen wir auch dazu.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 61 auf:

Antrag Aktuelle Stunde
Fraktion der Freien Demokraten
Wettbewerbsverzerrende nationale Symbolpolitik scha-
det der Wirtschaft und hilft dem Klima nicht – Stand-
ort Frankfurt braucht maßvolle und globale Luftver-
kehrssteuer – Hessens Stimme im Bundesrat gefragt
– Drucks. 20/1445 –

Hier ist die Stimme von Herrn Dr. Naas gefragt. Er wird
als Erster sprechen. Bitte sehr.
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Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren,
liebe Kolleginnen und Kollegen! Sie haben fast schon die
Rede in Kurzfassung vorgetragen. Mit dem Flugzeug zu
fliegen bedeutet für die meisten Menschen Freiheit, Offen-
heit und Mobilität.

(Zuruf DIE LINKE)

Der Flughafen ist das Tor zur Welt. Wir wollen uns näm-
lich nicht einigeln, sondern Bestandteil der Welt sein. Wir
wollen mit anderen Kulturen, mit anderen Ländern in Aus-
tausch treten,

(Unruhe – Glockenzeichen)

und das schnell und sicher.

(Beifall Freie Demokraten)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, an Hessen führt
kein Weg vorbei, gerade weil wir in Hessen einen der
größten Flughäfen Europas haben, den Frankfurter Flugha-
fen. Eine Delegation des Ministers Al-Wazir war vor weni-
gen Tagen in Kenia und Äthiopien. Wir sind nicht durchs
Mittelmeer geschwommen und auch nicht mit dem Schiff
über das Rote Meer gefahren, sondern wir sind natürlich
geflogen. Ich darf an dieser Stelle sagen: Das Flugzeug
hieß „Offenbach“.

(Beifall René Rock (Freie Demokraten) und verein-
zelt BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Es wird an keinem Detail gespart.

(Zurufe – Heiterkeit – Unruhe – Glockenzeichen)

– In der Tat, den Eindruck habe ich manchmal auch.

(Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Das hätte auch schiefgehen können!)

Der Flugverkehr nimmt nicht nur durch hessische Delega-
tionen zu. Er nimmt weltweit zu, deswegen braucht Klima-
schutz Teamgeist, vor allem aber ein passendes Regelwerk.
Der Flugverkehr ist international, und da, sage ich Ihnen,
bringen nationale Alleingänge wenig; denn wenn Flugstre-
cken nur verlagert werden, ist dem Klimaschutz nicht ge-
dient.

(Beifall Freie Demokraten)

Der Anteil des Luftverkehrs am weltweiten CO2-Ausstoß
beträgt nur 2,8 %. Trotzdem war es die Luftverkehrswirt-
schaft, die sich als erste Branche überhaupt auf ein interna-
tionales System für den Emissionshandel verständigt hat.
In keinem anderen Wirtschaftszweig sind wir, was welt-
weite Vereinbarungen im Interesse des Klimas angeht, so
weit wie im Luftverkehr.

(René Rock (Freie Demokraten): Hört, hört! – Unru-
he – Glockenzeichen)

Seit 2012 ist der Luftverkehr in den Europäischen Emissi-
onshandel einbezogen. Sowohl gewerbliche als auch nicht
gewerbliche Luftfahrzeugbetreiber müssen für jede aus ih-
rer Luftverkehrstätigkeit resultierende Tonne Kohlendioxid
eine Emissionsberechtigung vorweisen.

(Unruhe – Glockenzeichen)

Obwohl die Menschen mehr fliegen, werden die CO2-
Emissionen im Luftverkehr im Jahr 2020, also nächstes
Jahr, 12 Millionen t weniger gegenüber 2006 betragen. Die

EU-Luftverkehrsorganisation hat schon 2016 beschlossen,
schrittweise den weltweiten Emissionshandel zu installie-
ren, der wahrscheinlich 2023 den europäischen Zertifikate-
handel ablösen wird. Das heißt, alle leisten gemeinsam et-
was für den Klimaschutz.

(Beifall Freie Demokraten)

Das ist für uns klar: Fairer Wettbewerb und globaler Kli-
maschutz gehören zusammen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, was aber macht
die Bundesregierung? – Sie nutzt die Stimmung zu plum-
pen Steuererhöhungen. Das Bundeskabinett hat am 16. Ok-
tober, vor wenigen Tagen, den Gesetzentwurf zur Erhö-
hung der Luftverkehrssteuer beschlossen. Das sind knacki-
ge Aufschläge von 41 bzw. 72 %. Der Bundesrat soll jetzt
am 8. November zustimmen. Hier ist Hessen gefordert.
Denn aus unserer Sicht ist dieser Gesetzentwurf schlicht
inakzeptabel.

(Beifall Freie Demokraten)

Ein Beschluss in dieser Form hätte nämlich gravierende
Auswirkungen auf die Wettbewerbsfähigkeit unseres Flug-
hafens in Frankfurt. Schauen wir einmal in den Koalitions-
vertrag. Es handelt sich auch um das Gegenteil von dem,
was beschlossen wurde. Da heißt es nämlich:

Wir wollen faire Rahmenbedingungen im Einklang
mit europäischen und internationalen Regelungen
für die Luftverkehrswirtschaft. Dazu gehören … die
Entlastung unserer Flughäfen und Luftfahrtunterneh-
men von einseitigen nationalen Kosten.

(Beifall Freie Demokraten)

Jetzt wird das Gegenteil gemacht. Die Luftverkehrssteuer
soll um 750 Millionen € auf dann 1,7 Milliarden € steigen.
Das wird deutsche Airlines und damit deutsche Arbeits-
plätze, auch hessische Arbeitsplätze, in Not bringen.

(Beifall Freie Demokraten)

Da muss man das Beispiel Condor gar nicht bemühen.
Herr Minister, wir haben uns alle gemeinsam dafür einge-
setzt, dass die Condor in der Luft bleibt. Ich frage mich,
wie das geschehen soll, wenn jetzt eine zusätzliche Steuer
kommt. Das wird der nächste Sargnagel für die Condor
sein, und das gilt es abzuwenden.

Vizepräsident Frank Lortz:

Herr Kollege Dr. Naas, Sie müssen zum Schluss kommen.

Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten):

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich bin der Auf-
fassung, dass Hessen sich im Bundesrat gegen die Pläne
der Bundesregierung wehren muss. Schauen Sie auch ein-
mal in Ihr eigenes Wahlprogramm von der CDU. Sie haben
uns das Gegenteil versprochen, nämlich die Abschaffung
der Luftverkehrssteuer. Wir brauchen fairen Wettbewerb.
Wettbewerbsverzerrende nationale Symbolpolitik schadet
der Wirtschaft und bringt dem Klima nichts. – Vielen
Dank.

(Beifall Freie Demokraten)
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Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Herr Kollege Dr. Naas. – Das Wort hat Herr
Abg. Lichert für die AfD-Fraktion.

Andreas Lichert (AfD):

Herr Präsident, verehrte Kollegen! Die deutsche Klima-
schutzpolitik befindet sich erkennbar in Panik, und das zu
Recht. Aber nicht im Sinne einer Greta-Thunberg-Panik
und einer Angst vor dem Weltuntergang mit Milliarden To-
ten. Ja, meine Damen und Herren, Sie haben tatsächlich
richtig gehört: Milliarden Tote. Das verbreitet die Klima-
sekte Extinction Rebellion. How dare you?

(Beifall AfD)

Ernsthafte wissenschaftliche Stellungnahmen, die das in ir-
gendeiner Form hergeben würden, gibt es natürlich nicht.
Aber diese jungen Leute haben die erste Regel des politi-
schen Marketings verstanden, die lautet: Eine steile These
ist eben besser als ein leises Argument. – Aber hier im Ho-
hen Hause wollen wir natürlich bei der Wahrheit bleiben.
Und zur Wahrheit gehört: Deutschland wird seine Klima-
ziele 2020 sehr deutlich verfehlen.

Die rational gebotene Reaktion wäre nun, einmal innezu-
halten und zu reflektieren: Was ist gescheitert, und was hat
funktioniert? Vielleicht findet man ja etwas, was funktio-
niert hat. – Aber nein.

Im Übrigen: Den extrem teuer erkauften Ausbau der erneu-
erbaren Stromerzeugung zähle ich gerade nicht zu den Er-
folgen. Denn – ich habe es Ihnen bereits einmal vorgerech-
net, Stichwort: Bierdeckel – die CO2-Vermeidung der deut-
schen Stromerzeugung kostet zehnmal so viel wie über den
Emissionshandel. Das ist nicht nur unglaublich teuer, son-
dern auch völlig irrational. Denn die Emissionen werden
dadurch eben nicht vermieden. Sie werden nur innerhalb
des Europäischen Emissionshandels verlagert. Es wäre
sehr hilfreich, wenn das in der deutschen Politik endlich
verstanden würde.

(Beifall AfD)

Genau weil die Energiewende und der Klimaschutz in
Deutschland so unfassbar ineffizient sind, wird nun von
der Bundesregierung an der Interventionsspirale gedreht.
Das nächste Stellschräubchen ist eben der Luftverkehr. Ich
zitiere:

Die Luftverkehrssteuer ist eine Anti-Hessen-Steuer.
Sie gehört abgeschafft und nicht erhöht.

(Beifall AfD)

Das sagt nicht nur die AfD, sondern auch die Vereinigung
der hessischen Unternehmerverbände. Warum sagen sie
das? – Die Bedeutung des Frankfurter Flughafens möchte
ich noch mit ein paar Zahlen untermauern: Der Flughafen
beschäftigt direkt 80.000 Menschen. Gemäß der IHK
Frankfurt sind 56 % des hessischen BIP exportabhängig,
und 30 % der interkontinentalen Exporte erfolgen per Luft-
fracht. Jeden Tag werden dort 500 Millionen € umgeschla-
gen. Das ist unmittelbarer Nutzen für Hessens Bürger und
Unternehmen. Jede Einschränkung schädigt den Wohlstand
und die Beschäftigung hier in Hessen.

(Beifall AfD)

Ist diese wirtschaftliche Bedeutung nun mit blanker Anar-
chie am Himmel und am Boden erkauft? – Natürlich nicht.

Es ist bereits angesprochen worden. Der Luftverkehr ist
nicht nur schon heute mit der Sondersteuer belastet. Er ist
doch in den Europäischen Emissionshandel eingebunden.

Darüber hinaus hat die UN-Luftfahrtorganisation ICAO
mit CORSIA ein Programm aufgelegt, das zukünftig 75 %
des internationalen Luftverkehrs erfassen wird. Die einzige
Lücke im Europäischen Emissionshandel besteht darin,
dass Flüge von und nach Zielen außerhalb des europäi-
schen Wirtschaftsraumes nicht erfasst sind. Das bedeutet
aber: Die „bösen“ Flüge, also die Kurzstreckenflüge inner-
halb Deutschlands und Europas, sind voll erfasst. Warum
also dieses Herumdoktern an den Rahmenbedingungen des
Luftverkehrs?

Wenn die Bundesregierung in ihrer Weisheit zu dem
Schluss käme, dass die geplanten Reduzierungen von CO2-
Emissionen nicht hinreichend wären, warum kauft sie dann
nicht einfach die entsprechenden Zertifikate? – Es käme
viel billiger.

(Beifall AfD)

Sie könnte damit die Reduktionsziele zeitlich vorziehen
oder weiter absenken. Aber sie müsste das eben europaweit
tun. Denn das ist der Sinn des Europäischen Emissionshan-
dels. Das würde aber Geld kosten.

Was macht man stattdessen? – Da schöpft man doch lieber
weitere Steuern bei den Bürgern und Unternehmen ab, um
damit vermeintliche Klimaschutzinvestitionen und Entlas-
tungen der Bürger zu finanzieren.

Aber bei dieser Debatte schwingt doch eine erhebliche Por-
tion Sozialpopulismus mit. Die Bundesregierung gibt den
Robin Hood, nimmt den bösen Reichen und Unternehmen
das Geld weg, um es dann an die Armen umzuverteilen.

(Beifall AfD)

Man glaubt, sich mit diesem sinnlosen Unterfangen risiko-
los profilieren zu können, weil die Gruppe der Betroffenen
relativ klein ist. Diese klimapolitisch verbrämte Steuergier
des Staates ist der falsche Weg. Der deutsche Staat hat kein
Einnahmenproblem, sondern er hat ein Ausgabenproblem.

(Beifall AfD)

Das gilt für den Klimaschutz und praktisch für jedes ande-
re Politikfeld. Deswegen sollte sich Hessen im Bundesrat
entsprechend positionieren und gegen die Erhöhung der
Luftverkehrssteuer stimmen. – Ich danke Ihnen.

(Beifall AfD)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Herr Kollege Lichert. – Das Wort hat Herr
Abg. Heiko Kasseckert für die CDU-Fraktion.

(Jürgen Lenders (Freie Demokraten): Er hält jetzt
die gleiche Rede!)

Heiko Kasseckert (CDU):

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Wir gehören nicht zu denjenigen, die den Klimawandel
leugnen. Von daher wollen wir gleich zu Beginn ein grund-
sätzliches Bekenntnis zum Klimaschutzpaket 2030 der
Bundesregierung abgeben. Die vorgesehenen Anreize, um
den Ausstoß von klimaschädlichen Treibhausgasen zu ver-
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ringern, sind richtig. Dazu zählt auch die Erhöhung der
Luftverkehrssteuer, wenn sie, das muss man deutlich sa-
gen, sachgerecht eingesetzt wird und Anreize schafft, den
Umstieg auf einige Strecken des Schienenverkehrs zu er-
möglichen.

Wir haben mit dem Luftverkehr am Frankfurter Flughafen
in Hessen natürlich eine besondere Bedeutung, eine wirt-
schaftliche Bedeutung. Deshalb wollen wir großen Wert
darauf legen, dass die Maßnahmen, die getroffen werden,
verhältnismäßig sind und das Gesamtsystem und die Kon-
kurrenzfähigkeit dieses internationalen Flughafens und
auch des deutschen Luftverkehrs nicht aus dem Blick ver-
lieren.

Wenn wir uns das anschauen, dann stellen wir fest, der
Luftverkehr ist mit rund 2,8 % weltweit am CO2-Ausstoß
beteiligt; in Deutschland beträgt der Anteil des Luftver-
kehrs sogar nur 0,3 %. Die innerdeutschen Flüge verursa-
chen etwa 2 Millionen t CO2. Ich sage das deshalb, weil
man sich mit den Zahlen vor Augen führen kann, wie groß
das Einsparpotenzial ist. Vergleicht man dazu das größte
Braunkohlekraftwerk in Deutschland mit einem Ausstoß
von etwa 33 Millionen t, dann sind 2 Millionen t für den
innerdeutschen Luftverkehr wirklich nur ein kleiner Teil,
mit dem wir einen Beitrag leisten können.

Der innerdeutsche Luftverkehr hat einen Marktanteil von
4 %. Im Vergleich dazu hat die Bahn einen Anteil von
23 % am innerdeutschen Fernreiseverkehr. Trotzdem ist es
richtig und wichtig, dass wir auch den Luftverkehr an der
Klimaschutzdebatte beteiligen und darum ringen und daran
arbeiten, besser zu werden und einen Beitrag aus diesem
Sektor herbeizuführen. Deshalb tragen wir das politische
Ziel der Bundesregierung mit, Einnahmeausfälle aus der
Senkung der Mehrwertsteuer von 19 auf 7 % durch den
Luftverkehr zu kompensieren. Das sind etwa 500 Millio-
nen €. Diese 500 Millionen € entsprechen dem Vorschlag
in der ersten Runde, das sind die 39 % Erhöhung der Luft-
verkehrssteuer, die es ja schon gibt.

Der aktuelle Gesetzentwurf sieht vor, dass wir diese Erhö-
hung um 39 % in der sogenannten Distanzklasse 1 vorneh-
men. Die Distanzklasse 1 umfasst Streckenverbindungen
von weniger als 2.500 km. Daran wird schon deutlich, dass
es nicht nur eine nationale Frage ist, die wir diskutieren.
Mit diesen 2.500 km ist nicht nur das Inland, sondern sind
alle europäischen Reiseziele inklusive Russland sowie Is-
rael, Tunesien, Türkei und Marokko umfasst.

Das macht deutlich, dass wir keine Insel sind, sondern dass
wir die Maßnahmen, die wir hier beschließen, auch in den
Kontext stellen müssen, dass andere Airlines die Möglich-
keit haben, ihre Linien um Deutschland herum, um Frank-
furt herum zu organisieren. Deshalb können wir nicht un-
endlich an einer solchen Schraube drehen. Das muss sach-
gerecht sein. Das darf nicht dazu führen, dass die Wettbe-
werbsfähigkeit deutscher Airlines in irgendeiner Weise ge-
fährdet wird.

(Beifall CDU)

Das sehen wir an den Entwürfen, am zweiten und dritten
Entwurf, die Erhöhungen auf 50 % oder 74 % vorsehen.
Das ist deutlich mehr als das, was notwendig wäre, um die
Ausfälle für den Bahnverkehr zu kompensieren. Das sehen
wir ausgesprochen skeptisch. Wir wollen, dass der erste
Entwurf zieht, dass wir diese Mittel zur Verfügung stellen,
die notwendig sind, um Angebote auf der Schiene zu at-

traktivieren. Das ist mit der Mehrwertsteuersenkung mög-
lich.

Wir wollen auf der anderen Seite Mittel, die darüber hin-
ausgehen, nicht nur dafür einsetzen, dass wir auf Kurzstre-
cken die Möglichkeit des Umstiegs haben, sondern auch,
wie wir es in Hessen schon gefordert haben, für die Ver-
besserung der Forschung und Entwicklung sauberer Kraft-
stoffe, für die Anlage, um Kerosin sauberer zu produzie-
ren. Wir arbeiten daran. Wir glauben, dass wir einen
zweckgebundenen Einsatz der Mittel der Luftverkehrssteu-
er mittragen werden.

(Zuruf Jürgen Lenders (Freie Demokraten))

Wir müssen auf der anderen Seite sicherstellen, dass Luft-
verkehr in Deutschland weiter möglich und wettbewerbsfä-
hig ist.

(Zuruf Jürgen Lenders (Freie Demokraten))

Deswegen werden wir uns für diese Situation sehr sachge-
recht einsetzen. – Vielen Dank.

(Beifall CDU – Zurufe Freie Demokraten – Gegen-
ruf Michael Boddenberg (CDU): Wo ein Wille ist,
ist auch ein Weg!)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Kollege Kasseckert. – Das Wort hat Kollege
Felstehausen, Fraktion DIE LINKE.

Torsten Felstehausen (DIE LINKE):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Klimawandel
geht uns alle an. Klimawandel muss in allen Sektoren be-
kämpft werden. Dazu gehört auch der Flugverkehr, den wir
davon nicht ausnehmen können. Die Hoffnung der FDP ist
doch nichts weiter als der Versuch, mit diesem Antrag auf
eine europäische Regelung diese notwendige Abgabe auf
die lange Bank zu schieben.

(Zuruf Jürgen Lenders (Freie Demokraten))

Dieser Versuch wird von uns in aller Deutlichkeit zurück-
gewiesen.

(Beifall DIE LINKE)

Wir müssen jetzt handeln, wir müssen konkret handeln,
und es muss spürbar werden. Dafür wird diese Luftver-
kehrssteuer mit Sicherheit nur der Anfang sein; denn keine
andere Art der Fortbewegung verbraucht so viel Energie
wie das Flugreisen.

(Bernd-Erich Vohl (AfD): Sie können auch mit dem
Esel fahren!)

– Mit Eseln scheinen Sie sich ja auszukennen.

(Heiterkeit und Beifall DIE LINKE und vereinzelt
SPD)

Sie haben die Zahlen vorgestellt, aber ich will es von der
anderen Perspektive beleuchten. Schon jetzt verursacht das
Fliegen knapp 5 % der globalen Erderwärmung und ist da-
für verantwortlich. Deshalb muss der Anteil des Luftver-
kehrs im gesamten Verkehrssektor aus Sicht der LINKEN
deutlich reduziert werden. Das geht nur, wenn wir Flüge
verlagern, wenn wir Flüge reduzieren und letztendlich die
Bahn und öffentliche Verkehrsträger deutlich stärken.
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(Beifall DIE LINKE)

Meine Damen und Herren, dazu haben wir einen Antrag
eingebracht, dass Hessen für die eigenen Bediensteten den
Anfang macht. Das werden wir hier noch mehrfach disku-
tieren müssen. Ich glaube, das ist das Einzige, was uns
wirklich helfen kann. Wir müssen die Verkehrsmittel, die
den höchsten Ausstoß an CO2 haben, am stärksten reduzie-
ren, weil dort am meisten zu holen ist. Deutschland braucht
ein Flughafenkonzept, das eben nicht weiter auf Wachstum
setzt und auf unnötige und defizitäre Flughäfen wie Kas-
sel-Calden und nicht weiter Billigfluglinien steuerlich sub-
ventioniert.

(Beifall DIE LINKE)

Sie haben angesprochen, diese Luftverkehrsabgabe wäre
eine Wettbewerbsverzerrung. Aber seien wir doch einmal
ehrlich und schauen uns die steuerliche Situation des Flug-
verkehrs an. Der Flugverkehr lebt unter anderem von Steu-
erprivilegien, die dem Luftverkehr eingeräumt worden
sind. Steuerbefreiung auf Flugbenzin bei internationalen
Flügen, Verzicht auf Mehrwertsteuer, die Subventionierung
von Provinzflughäfen: Wenn wir all das summieren, sind
das 11,5 Milliarden €, die jährlich aus Steuermitteln in den
Flugverkehr gepumpt werden. Meine Damen und Herren,
das ist angesichts der Klimakrise, in der wir uns befinden,
der verkehrte Weg. Hier müssen wir umsteuern.

(Beifall DIE LINKE)

Eine klimapolitische Umverteilung, wie sie von den LIN-
KEN gefordert wird, würde dazu führen, dass die CO2-Be-
lastung sinkt, dass Anwohnerinnen und Anwohner vor
Lärm und Feinstaub geschützt werden, und damit dazu bei-
tragen, dass die Lebensqualität für alle verbessert wird.
Meine Damen und Herren, das muss doch an dieser Stelle
unser Ziel sein. Wir sollten nicht ein paar wenigen weiter
ermöglichen, sinnlos zu fliegen, sondern schauen, wie wir
die Lebensqualität aller – dazu gehören nicht nur diejeni-
gen im Rhein-Main-Gebiet, sondern alle, die unter den Kli-
mawandelfolgen zu leiden haben – verbessern können.

Liebe FDP-Fraktion, dieser Antrag, den Sie eingereicht ha-
ben, stammt wirklich aus der Vergangenheit, und zwar so
weit aus der Vergangenheit, dass ich sagen muss: Flugsau-
rier sind letztendlich auch ausgestorben.

(Zurufe Freie Demokraten)

Sie sollten sich hüten, weiterhin den Flugsaurier zu spie-
len. – Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE – Zurufe Freie Demokraten)

Vizepräsident Frank Lortz:

Einen Moment, bitte, Herr Kollege. Der Kollege Rock
wollte Ihnen eine Abschlussfrage stellen.

(Torsten Felstehausen (DIE LINKE): Das machen
wir doch gerne! – Zurufe DIE LINKE: Der Flugsau-
rier!)

– Kollege Rock zu den Sauriern. Bitte.

René Rock (Freie Demokraten):

Lieber Herr Kollege, ist Ihnen klar, dass das, worüber Sie
reden, nicht einfach Unternehmen sind, sondern dass z. B.
die Lufthansa der größte Arbeitgeber in unserem Land ist

und dass dort Menschen arbeiten, dass Familien um ihre
Existenz Angst haben müssen, dass ihre Arbeitsplätze zur
Disposition stehen? Ist Ihnen das klar?

(Zurufe)

Vizepräsident Frank Lortz:

Herr Kollege Felstehausen.

Torsten Felstehausen (DIE LINKE):

Herr Rock, natürlich ist uns das klar, und natürlich wird
das – –

(Zuruf Freie Demokraten: Das können Sie den Leu-
ten von den Billig-Airlines sagen! – Weitere Zurufe
Freie Demokraten – Glockenzeichen)

– Nun hören Sie mir doch auch zu. Sie haben mir eine Fra-
ge gestellt. Ich möchte sie gerne beantworten.

Natürlich ist uns das klar, und natürlich stellt uns das, wo-
vor wir stehen, vor riesige Herausforderungen im Bereich
der Transformation. Das hat dieses Land schon häufiger
gehabt. Das hat dieses Land im Bereich des Steinkohle-
bergbaus gehabt, das hat es in anderen Bereichen gehabt.
Genau da müssen wir heute ansetzen. Wir können nicht
weiter darauf setzen, starr an der Situation festzuhalten,
sondern wir müssen jetzt in einen Umstieg gehen. Das
wird die zentrale Aufgabe sein. Das wird nicht nur den
Luftverkehr betreffen. Das wird auch andere Sektoren be-
treffen, in denen wir – da hoffe ich auf Ihre Mitarbeit – auf
intelligente, zukunftsfähige Konzepte zu setzen haben. –
Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE)

Vizepräsident Frank Lortz:

Jetzt hat die Kollegin Feldmayer, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, das Wort. – Bis sie hier ist, darf ich vielleicht
noch sagen: Mir ist zugerufen worden, bei dem Marathon
in Frankfurt habe sie sich während des Laufens auch von
den Vorzügen des ÖPNV – – Gut. Okay. – Bitte sehr.

(Heiterkeit)

Martina Feldmayer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Nein, nein. Den ÖPNV haben wir nur gesehen, Herr Präsi-
dent. Wir sind nicht mit ihm gefahren.

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Die Bundesre-
gierung will als Teil ihres Klimapakets die Luftverkehrs-
steuer erhöhen. Im Übrigen, Herr Naas, ist das nicht, wie
Sie versucht haben zu suggerieren, eine neue Steuer, son-
dern es handelt sich um eine geringfügige Erhöhung der
Luftverkehrssteuer. Genau darum geht es.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Lachen und
Zurufe Freie Demokraten – Glockenzeichen)

Im Gegenzug will sie die Mehrwertsteuer auf Bahntickets
von 19 % auf 7 % reduzieren. Das zielt auf die Billigti-
ckets ab. Wir kennen das hier alle. Das zielt zu Recht auf
diese Billigtickets; denn diese bilden nicht die wahren
Kosten ab, sie gehen zulasten von Beschäftigten, und sie
gehen zulasten von Umwelt und Klima.
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(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Deshalb sagen wir: Der Gesetzentwurf der Bundesregie-
rung ist ein Schritt in die richtige Richtung; denn zur Be-
kämpfung der Klimakrise brauchen wir das Prinzip: Kli-
mafreundliches Verhalten soll unterstützt werden, und al-
les, was dem Klima schadet, soll unattraktiver werden. Ge-
nau darum geht es, meine Damen und Herren.

Vizepräsident Frank Lortz:

Frau Kollegin Feldmayer, der Kollege Dr. Naas möchte Ih-
nen eine Zwischenfrage stellen. Er hat das sehr sympa-
thisch angekündigt.

(Martina Feldmayer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Bitte! )

– Bitte sehr.

Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten):

Vielen Dank, Herr Präsident. – Liebe Kollegin, ich möchte
Sie fragen, ob Ihnen bekannt ist, dass die Erhöhung jetzt
alle Tickets trifft und Sie sich an der Stelle sozusagen nicht
auf die 5-€-Tickets herausreden können.

Vizepräsident Frank Lortz:

Frau Kollegin Feldmayer.

Martina Feldmayer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Ja, mir ist bekannt, worum es geht, Herr Naas.

(René Rock (Freie Demokraten): Warum sagen Sie
es dann nicht?)

Aber Sie haben hier suggeriert, es sei eine neue Steuer. Das
ist sie eben nicht. Ich finde, man muss hier mit Fakten ar-
gumentieren und darf nicht so tun, als ginge es um etwas
ganz anderes. Das versuchen Sie immer wieder.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – René Rock
(Freie Demokraten): Sie haben von den Billigtickets
geredet! – Weitere Zurufe Freie Demokraten – Glo-
ckenzeichen)

Jetzt möchte ich wieder zum eigentlichen Thema kommen.
Hierbei geht es um die Klimakrise und um den Erhalt un-
serer Lebensgrundlagen. Dabei müssen alle Sektoren in
den Blick genommen werden. Dazu gehört der Verkehrsbe-
reich – der Verkehrsbereich ist das Problemkind beim Kli-
maschutz –, und dazu gehört vor allen Dingen auch der
Flugverkehr. Denn keine Art der Fortbewegung verbrennt
so viel Energie wie eine Flugreise. Der Flugverkehr hat
auch enorme Wachstumsraten. Deswegen müssen wir uns
darum kümmern, auch wenn im Moment der Anteil des
Flugverkehrs an den Treibhausgasemissionen noch gering
ist. Wenn es so weitergeht wie bisher, müssen wir uns dar-
um kümmern. Jeder Bereich muss seinen Beitrag zum Kli-
maschutz leisten, auch der Flugverkehr, meine Damen und
Herren.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und Michael
Boddenberg (CDU))

Und ja, die Luftverkehrsbranche möchte ein System ein-
führen. CORSIA heißt es. Dabei geht es darum, dass sie

freiwillig ihre Treibhausgasemissionen, ich sage einmal,
deckelt. Es geht nicht darum, dass sie reduziert werden –
das muss man an der Stelle auch sagen –, sondern man will
ein klimaneutrales Wachstum. Das ist nicht der Schritt, den
wir für erforderlich halten; denn wir müssen auch beim
Flugverkehr darum bemüht sein, dass die Treibhausgas-
emissionen reduziert werden.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und Michael
Boddenberg (CDU))

Alles, was wir heute an Klimaschutz unterlassen, wird
doch uns und die nachfolgenden Generationen teuer zu ste-
hen kommen. Das ewige Lamentieren der FDP, dass Kli-
maschutz zu viel koste oder schädlich für die Wirtschaft
sei, stimmt einfach nicht, Herr Naas.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Moritz
Promny (Freie Demokraten): Das hat niemand be-
hauptet! – Zuruf AfD)

Die Impact-Analyse im Bereich Klimaschutz zum Inte-
grierten Klimaschutzplan Hessen hat noch einmal deutlich
gemacht, dass die Kosten wirksamen Klimaschutzes weit
geringer sind als die Folgekosten, wenn man nichts tut. Für
Deutschland liegen Untersuchungen vor, die von jährlichen
Wachstumsverlusten durch die Klimaschäden von 0,1 %
bis 0,7 % des Bruttoinlandprodukts ausgehen.

Schauen wir uns doch einfach einmal an, was in den letz-
ten Jahren passiert ist: die Klimaschäden im Bereich der
Landwirtschaft, die Klimaschäden im Bereich des Waldes.
Dazu haben Sie doch auch hier im Landtag Ihre Meinung
kundgetan. Da haben Sie doch auch gesagt, die Leute brau-
chen Unterstützung. Die enormen Folgekosten des Klima-
wandels bewegen sich zwischen 2 und 3 Milliarden €. Das
sind wirklich wirtschaftliche Schäden. Über die müssen
wir reden. Wir müssen uns um die Ursache dieser Schäden
kümmern. Das ist der Klimawandel. Alle Bereiche müssen
dabei in den Blick genommen werden.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und Michael
Boddenberg (CDU))

Noch ein Wort, Herr Naas, zum Stichwort „Luftverkehrs-
standort Frankfurt“. Sie haben gesagt, die Luftverkehrs-
steuer gefährde diesen Standort. Ich würde sagen, die einen
sagen so, die anderen sagen so. Der FDP-Bundestagsabge-
ordnete Carl-Julius Cronenberg hat in einer Pressemittei-
lung geäußert, dass die Erhöhung der Luftverkehrssteuer
„massiv zulasten der Regionalflughäfen“ gehe. Er ist aus
dem Hochsauerlandkreis und hat dabei den Regionalflug-
hafen Paderborn-Lippstadt im Blick. Er befürchtet – jetzt
hören Sie gut zu –, dass die Erhöhung der Luftverkehrs-
steuer „zu einer weiteren Fokussierung auf Zentren wie
München und Frankfurt“ führt, also einen Zuwachs am
Luftverkehrsstandort Frankfurt bedeutet. – Ich halte beides
für Quatsch, aber daran sieht man wieder einmal: Die FDP
nimmt es gerade so, wie sie es gebrauchen kann, wenn es
um Veränderungen für den Klimaschutz geht.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und Michael
Boddenberg (CDU))

Vizepräsident Frank Lortz:

Frau Kollegin Feldmayer, Sie müssen zum Schluss kom-
men.
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Martina Feldmayer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Ich komme zum Schluss. – Die Erhöhung der Luftver-
kehrssteuer ist insgesamt richtig. Sie ist ein Schritt in die
richtige Richtung. In Kombination mit der Senkung der
Mehrwertsteuer auf Bahntickets kann sie eine Lenkungs-
wirkung entfalten. Aber sie wird mitnichten dazu führen,
dass der Luftverkehrsstandort Frankfurt gefährdet ist. –
Vielen Dank, meine Damen und Herren.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und verein-
zelt CDU)

Vizepräsident Frank Lortz:

Das Wort hat der Abg. Marius Weiß, SPD-Fraktion.

Marius Weiß (SPD):

Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Herr Dr.
Naas, ich kann mich an zwei Dinge noch recht gut erin-
nern.

(Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
An zwei?)

Das Erste ist, dass die Luftverkehrssteuer damals von einer
FDP-Regierung eingeführt wurde.

(Zurufe SPD: Hört, hört!)

Das Zweite, an das ich mich recht gut erinnern kann, ist,
dass es, als die letzte Bundesregierung gebildet werden
sollte, die FDP war, die ganz schnell den Schwanz einge-
zogen hat.

Wenn ich mir diese beiden Dinge vergegenwärtige, finde
ich es schon ziemlich putzig, dass jetzt hier von einer Par-
tei gefordert wird, dass eine Bundesregierung, in die sie
nicht wollte, eine Steuer abschafft, die sie selbst eingeführt
hat. Das halte ich für einen bemerkenswerten Vorgang.

(Lebhafter Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, DIE LINKE und Michael Boddenberg (CDU))

Das kriegt nur die FDP hin, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen.

(René Rock (Freie Demokraten): Aber Herr Weiß,
Sie standen doch sofort zur Verfügung!)

Fliegen ist in Teilen zu billig. Das dürfte unstrittig sein.
Dies liegt vor allem daran, dass wir in Teilen einen ruinö-
sen Preiskampf, einen ruinösen Konkurrenzkampf zu ver-
zeichnen haben, vor allem dadurch, dass sich die Billigflie-
ger in den Markt hineingedrängt haben.

Man muss fragen: Woher kommen diese extremen Billig-
preise? Sie kommen nicht durch die Einführung oder Ab-
schaffung der Luftverkehrssteuer zustande; denn diese gilt
für alle. Sie kommen nicht durch die Entgelte und auch
nicht durch die Kerosinpreise zustande, weil auch Kerosin
für alle das Gleiche kostet. Sie kommen dadurch zustande,
dass es Billigflieger gibt, wie z. B. die Ryanair, die Tarek
Al-Wazir nach Frankfurt geholt hat,

(Beifall SPD)

die ihre Billigtickets auf dem Rücken und auf den Knochen
der Beschäftigten erwirtschaftet. So sieht es nämlich aus.

(Beifall SPD)

Das ist der Faktor, mit dem diese billigen Tickets erwirt-
schaftet werden. Das ist der Grund, aus dem sich diese Bil-
ligtickets ergeben. Das muss an dieser Stelle einmal er-
wähnt werden, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Zuruf Dr. Frank Grobe (AfD))

Zur Luftverkehrssteuer muss ich auch etwas anmerken.
Unser Landtagswahlprogramm ist auch bekannt. Wir hät-
ten uns zum Thema Luftverkehrssteuer etwas anderes ge-
wünscht. Wir hätten uns gewünscht, dass man den Luftver-
kehrsgesellschaften die Möglichkeit gibt, dieses Geld er-
stattet zu bekommen, wenn sie gleichzeitig in lärmarmes
Fluggerät investieren. Ich kann mich ganz gut erinnern,
dass Verkehrsminister Scheuer beim Luftverkehrsgipfel in
Leipzig genau das noch in Aussicht gestellt hat.

(Zuruf Michael Boddenberg (CDU))

Ich finde das ein bisschen schade; denn dadurch hat er ge-
rade in der Luftverkehrsbranche Erwartungen geweckt, die
jetzt in nicht unerheblichem Maße enttäuscht werden. Ich
würde mir auch ein paar andere Sachen bei der Umsetzung
des Gesetzes wünschen, das jetzt auf Bundesebene kommt.

(Unruhe – Glockenzeichen)

Ich finde es z. B. unglücklich, dass es mit relativ wenig
Vorlauf kommt. Zum 1. April soll es eingeführt werden.
Wir haben in den ersten beiden Aprilwochen Osterferien.
Viele Tickets sind schon verkauft, gerade für den Osterur-
laub. Das betrifft Pauschalreisende, aber auch Individual-
reisende. Die Erhöhung, die sie jetzt haben, können diese
Pauschalanbieter und auch die Luftverkehrsgesellschaften
nicht mehr nachträglich auf die Kunden umwälzen. Das
finde ich kein sonderlich glückliches Vorgehen, weil ich
mir da einen deutlich längeren Vorlauf gewünscht hätte.

(Zuruf Jürgen Lenders (Freie Demokraten))

Auf diesen Kosten der schon verkauften Tickets bleiben
die Luftverkehrsgesellschaften 1 : 1 sitzen. Im Ganzen,
Jürgen Lenders, stehen wir dazu – das muss man auch sa-
gen –,

(Zuruf Jürgen Lenders (Freie Demokraten) – Glo-
ckenzeichen)

dass es einen gesellschaftlichen Konsens gibt, dass es ei-
nen breiten politischen Kampf gegen den Klimawandel ge-
ben muss. Dazu stehen wir. An diesem Kampf gegen den
Klimawandel muss sich selbstverständlich auch die Luft-
verkehrswirtschaft beteiligen. Deswegen sind wir dagegen,
dass man sich aus dem Paket der Bundesregierung einzelne
Sachen herauspickt, die einem vielleicht persönlich gut ge-
fallen oder nicht so gut gefallen, weil das Paket, das die
Bundesregierung gerade aufgelegt hat, ein Gesamtpaket
von Belastungen auf der einen Seite und Entlastungen auf
der anderen Seite ist.

(Zuruf Jürgen Lenders (Freie Demokraten))

Wenn Sie jetzt anfangen, einzelne Teile herauszupicken,
dann stimmt das nicht mehr in der Waage, was da austa-
riert wurde zwischen Belastungen und Entlastungen.

Das sollte man dabei bedenken. Deswegen finde ich die
Forderung, die Sie hier stellen, Herr Naas, einigermaßen
populistisch. Ich bin auch einigermaßen gespannt; denn
wir waren einmal auf Podien zusammen. Herr Naas, da ha-
ben Sie die Luftverkehrssteuer gegeißelt. Sie haben die
komplette Abschaffung gefordert. In Ihrem Antrag steht
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aber, die FDP fordert eine „maßvolle … Luftverkehrssteu-
er“. Das ist etwas Neues.

(Zuruf Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten))

Vizepräsident Frank Lortz:

Kollege Weiß, Sie müssen zum Schluss kommen.

Marius Weiß (SPD):

Ich komme zum Schluss. – Ich glaube, dass es nicht son-
derlich sinnvoll ist, einzelne Punkte herauszupicken. Das,
was die Bundesregierung vorgelegt hat, ist ein austariertes
Gesamtpaket. Dabei sollte es bleiben. – Herzlichen Dank.

(Beifall SPD und Michael Boddenberg (CDU) – Zu-
ruf Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten))

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Kollege Weiß. – Das Wort hat der Wirt-
schaftsminister. Tarek, bitte.

Tarek Al-Wazir, Minister für Wirtschaft, Energie, Ver-
kehr und Wohnen:

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Deutschland hat sich gemeinsam mit den europäischen
Partnern darauf geeinigt, in Europa den Ausstoß von Treib-
hausgasen bis 2030 um mindestens 40 % gegenüber 1990
zu verringern.

(Unruhe – Glockenzeichen)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, solche Ziele
kann man nicht durch Nichtstun erreichen, sondern man
muss an vielen Schrauben drehen, europäisch und national.

Die Bundesregierung hat – darüber haben wir schon an an-
derer Stelle gesprochen – im Klimaschutzprogramm ein
Bündel von Maßnahmen vorgesehen. Die sind teilweise
umstritten, beginnen teilweise langsam – Stichwort: CO2-
Bepreisung –, aber enthalten auch durchaus unstreitige
Punkte. Eine gute Maßnahme ist für mich – das will ich an
dieser Stelle ausdrücklich festhalten – die Mehrwertsteuer-
senkung für Bahnfahrkarten im Fernverkehr,

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

weil dadurch das Bahnfahren attraktiver gemacht wird, üb-
rigens auch als Alternative zu Kurzstreckenflügen.

Die Erhöhung der Luftverkehrssteuer ist auf der anderen
Seite als ökologisches Anreizinstrument vorgesehen. Es
sollen damit Mehreinnahmen generiert werden. Man muss
allerdings sagen: Bisher hat der Bundestag noch kein Ge-
setz beschlossen. Deswegen wird die Landesregierung ab-
warten, was am Ende der Bundestag wirklich beschließt
und was real in den Bundesrat kommen wird; denn wir ha-
ben so unsere Erfahrungen gemacht, was an der einen oder
anderen Stelle auf einmal ganz anders ist als vorher ange-
kündigt. Deswegen ist es an dieser Stelle richtig, abzuwar-
ten, was der Deutsche Bundestag beschließt.

Was aber auf jeden Fall gilt und was die Position dieser
Landesregierung ist und war und auch sein wird: Es
kommt darauf an, was man mit diesem Geld macht. Gut
wäre es, wenn man die Lenkungswirkung dadurch ver-

stärkt, dass die Mittel in Richtung Klimaschutz für die Ver-
ringerung der Emissionen des Luftverkehrs eingesetzt wer-
den.

Wir haben immer schon die Auffassung vertreten, dass die
Mehrbelastung, die der Luftverkehrswirtschaft auf der ei-
nen Seite entsteht, im Gegenzug beispielsweise für die För-
derung von Investitionen in Entwicklung und Aufbau der
Produktion von nachhaltigen synthetischen Kraftstoffen
nutzbar gemacht werden sollte und für modernste Flug-
zeugflotten, für möglichst lärm- und schadstoffarme Flug-
zeuge.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, dadurch könnten
wir auf der einen Seite die ökologische und nachhaltige
Entwicklung des Luftverkehrs stärken und auf der anderen
Seite die Voraussetzung dafür schaffen, dass der Luftver-
kehrsstandort Deutschland und damit auch Hessen sich
auch aus ökonomischer Sicht zukunftsfähig entwickeln
kann.

Das Klimaschutzprogramm sieht an dieser Stelle bisher lei-
der keine Verknüpfung der Mehreinnahmen aus der Luft-
verkehrssteuer mit Investitionen für Forschung und Ent-
wicklung in der Luftverkehrswirtschaft vor. Ich bedauere
das vor allem auch deswegen ausdrücklich, weil es erst ein
paar Monate her ist, dass ich als Vertreter der Verkehrsmi-
nisterkonferenz auf dem Leipziger Luftfahrtgipfel mit dem
Bund eine Vereinbarung genau in diese Richtung unter-
schrieben habe, dass zumindest Teile der Luftverkehrssteu-
er nutzbar gemacht werden sollten, um beispielsweise die
marktfähige Einführung synthetischen Kraftstoffs zu för-
dern. Das wären am Ende zwei Seiten einer Medaille, dass
man nämlich eine Lenkungswirkung über den Preis hat
und gleichzeitig zusätzlich dafür sorgt, dass die Auswir-
kungen des Luftverkehrs minimiert werden. Das wäre eine
sinnvolle Verknüpfung von Ökologie und Ökonomie.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Herr Abg. Weiß, Sie haben richtigerweise darauf hingewie-
sen, dass eine schwarz-gelbe Bundesregierung die Luftver-
kehrssteuer im Jahr 2010 eingeführt hat und eine schwarz-
gelbe Mehrheit im Bundestag diese beschlossen hat. Was
Sie nicht erwähnt haben, Herr Kollege Weiß, ist, dass eine
rot-gelbe Landesregierung, nämlich die aus Rheinland-
Pfalz, dagegen geklagt hat, übrigens mit dem Argument,
das schade besonders Ryanair. – Sie sollten an dieser Stelle
überlegen – –

(Heiterkeit und Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN – Bijan Kaffenberger (SPD): Sie waren
noch nicht dabei? Ich dachte, es wäre eine Ampel!)

– Ich sage es nur.

(Weitere Zurufe – Glockenzeichen)

Ich bin ausdrücklich mit Ihnen einer Meinung, dass wir in
Richtung Klimaschutz, in Richtung Flottenmodernisierung,
in Richtung synthetische Kraftstoffe arbeiten sollten. Ich
höre nur, dass der größte Widerstand gegen dieses Ziel vor
allem aus dem vom Olaf Scholz geführten Bundesfinanz-
ministerium kommt.

(Zuruf Nancy Faeser (SPD))

Es kann sein, dass Olaf Scholz in den letzten Wochen zu
wenig Zeit hatte, sich um diese Frage zu kümmern, weil er
bei „Deutschland sucht den Supersozi“ mitmachen musste.
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Aber ich kann Ihnen an dieser Stelle einfach nur sagen: Ich
würde mir wünschen, dass Sie auch an dieser Stelle Ihren
Einfluss geltend machen,

(Unruhe – Glockenzeichen)

damit wir die richtigen Entscheidungen in die richtige
Richtung bekommen werden.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und verein-
zelt CDU)

Vizepräsident Frank Lortz:

Herr Minister, Sie denken an die Redezeit?

Tarek Al-Wazir, Minister für Wirtschaft, Energie, Ver-
kehr und Wohnen:

Ich denke an die Redezeit, Herr Präsident. – Ich habe mich
bereits 2017 in einer gemeinsamen Initiative mit dem Bun-
desverband der Deutschen Luftverkehrswirtschaft, der Fra-
port, dem Forum Flughafen & Region und der Arbeitsge-
meinschaft Deutscher Fluglärmkommissionen gegenüber
dem Bund dafür eingesetzt, ein solches Bundesprogramm
zur Förderung von Investitionen in lärm-, klima- und um-
weltschonendere Flugzeuge unter Nutzung von Mitteln aus
der Luftverkehrssteuer aufzusetzen. Auch die Branche wä-
re dafür offen. Es müsste jetzt halt nur passieren.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, arbeiten wir also
weiter daran, dass wir Klimaschutz und Umweltschutz auf
der einen Seite und auch die ökonomische Entwicklung
klug miteinander verknüpfen können. Wenn wir alle daran
arbeiten, dann wird sich vielleicht auch die Bundesregie-
rung noch einmal in diese Richtung bewegen. – Vielen
herzlichen Dank.

(Lebhafter Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Frank Lortz:

Herr Minister, vielen Dank. – Das Wort erhält Herr Kolle-
ge René Rock. Es stehen 1:17 Minuten zur Verfügung. Bit-
te schön.

René Rock (Freie Demokraten):

Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren! Ich kann
es kurz machen. Was ich hier vom Minister gehört habe, ist
ein Trauerspiel. Ich bin mehr oder minder über die Sozial-
demokraten entsetzt. Fliegen sei zu billig. Haben Sie ver-
gessen, für wen Sie Politik machen? Sie tun das für die
einfachen Bürger in unserem Land.

(Beifall Freie Demokraten und vereinzelt AfD)

Vielleicht ist es dem Abgeordneten oder dem grünen
Stammwähler egal, was das Ticket kostet; denn vielleicht
bezahlt es beim Abgeordneten sowieso der Deutsche Bun-
destag. Es geht um die Bürgerinnen und Bürger, die in den
Urlaub fliegen wollen. Sie wollen ihre Verwandten und
Freunde besuchen. Für sie ist das Ticket nicht zu billig. Für
sie ist es zum Teil zu teuer, weil sie eine Familie haben.

(Beifall Freie Demokraten und vereinzelt AfD)

Ich habe mir das von den LINKEN angehört. Da soll es ei-
ne Transformation der Flugverkehrswirtschaft geben. Es
geht dabei um Zehntausende hessische Arbeitsplätze. Es
geht um Familien. Es geht um die Menschen in unserem
Land. Was ist denn das für eine Diskussion?

(Beifall Freie Demokraten und vereinzelt AfD)

Vizepräsident Frank Lortz:

Herr Kollege Rock, trotz der knappen Redezeit will Herr
Kollege Wagner Sie etwas fragen.

René Rock (Freie Demokraten):

Nein danke. Er kann seine 1:17 Minuten Redezeit nutzen.
– Ich kann Ihnen nur sagen: Wenn Sie gegen Politikver-
drossenheit vorgehen wollen, hören Sie auf, so zu argu-
mentieren. Denken Sie einmal an die Menschen in unserem
Land, die das bezahlen müssen.

(Beifall Freie Demokraten)

Sie haben nicht so viel Geld, dass sie sagen könnten: Flie-
gen ist in unserem Land zu billig. – Vielen Dank.

(Beifall Freie Demokraten und vereinzelt AfD)

Vizepräsident Frank Lortz:

Herr Kollege Rock, vielen Dank. – Herr Kollege Mathias
Wagner erhält das Wort. Er hat 1:17 Minuten Redezeit.

Mathias Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Herr Kollege Rock, ich habe eine ganz einfache Frage.
Wenn das alles so dramatisch ist, wie Sie es dargestellt ha-
ben, ist zu fragen: Warum hat die FDP-Fraktion dann die
Luftverkehrssteuer eingeführt?

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Michael
Boddenberg und Astrid Wallmann (CDU) – Dr. h.c.
Jörg-Uwe Hahn (Freie Demokraten): Das ist schlicht
die Unwahrheit! – Weitere Zurufe)

Vizepräsident Frank Lortz:

Meine Damen und Herren, es gibt keine weiteren Wortmel-
dungen. Damit ist diese Aktuelle Stunde beendet.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 62 auf:

Antrag Aktuelle Stunde
Fraktion der SPD
Weiterer PR-Flop von Verkehrsminister Al-Wazir –
Lärmobergrenze von CDU und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN ohne Nutzen und Wirkung
– Drucks. 20/1446 –

Das Wort erhält Herr Kollege Marius Weiß.

Marius Weiß (SPD):

Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Bei Tarek
Al-Wazir gibt es inzwischen die Regel, dass sich die Größe
des Getöses bei der Vorstellung der Projekte immer umge-
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kehrt proportional zum Ertrag verhält, der nachher hinten
herauskommt.

(Beifall SPD und Freie Demokraten)

Das habe ich gestern in der Haushaltsrede bei dem Thema
Radwegeprogramm erläutert. Die schwarz-grüne Lärm-
obergrenze ist das nächste Beispiel dafür.

Warum ist die Lärmobergrenze so ein Flop geworden? Seit
genau zwei Jahre gilt sie am Frankfurter Flughafen. Um sie
zu definieren, wurde der Lärm um 1,8 dB(A) gegenüber
dem im Planfeststellungsbeschluss prognostizierten Dauer-
schallpegel reduziert. Man hat das für zwei Gebiete festge-
legt. Zum einen hat man das für die Hochbetroffenen fest-
gelegt, die einen Dauerschallpegel von 55 dB(A) haben.
Zum anderen hat man das für die Höchstbetroffenen fest-
gelegt, die einen Dauerschallpegel von 60 dB(A) haben.

Schwarz-Grün hat dann einen Fehler gemacht, den wir da-
mals stark kritisiert haben. Man hat als Ausgangswert die
Prognosen des Planfeststellungsbeschlusses aus dem Jahr
2007 genommen, die für die Hochbetroffenen eine Fläche
von fast 30.000 ha errechnet hat. Für die Höchstbetroffe-
nen hat man eine Fläche von 12.700 ha errechnet.

Die durch die Modernisierung des Fluggeräts eingetroffene
Wirkung wurde völlig unterschätzt. Wir konnten das schon
damals nicht nachvollziehen. Denn man hätte das auch für
die Jahre des Planfeststellungsbeschlusses im Jahr 2007
bzw. seit der Inbetriebnahme der Landebahn Nordwest im
Jahr 2011 bis zum Jahr 2015 berechnen können. Dabei hät-
te man die Wirkungen der Modernisierung des Fluggerätes
auf die Entwicklung des 55-dB(A)-Gebietes und des 60-
dB(A)-Gebietes erkennen können.

Wenn man dies gemacht hätte, hätte bei der Feststellung
der Lärmobergrenze eine deutlich höhere Absenkung ge-
genüber den Annahmen im Planfeststellungsbeschluss er-
folgen müssen. Der Flughafen und die Airlines haben das
sicherlich getan. Sonst hätten sie das gemeinsam erarbeite-
te Papier gar nicht unterschrieben. Die Landesregierung
hat dies entweder fahrlässig unterlassen, oder sie wollte ge-
nau das Ergebnis, das wir jetzt haben.

(Beifall SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, beim 60-dB(A)-Gebiet
der Höchstbetroffen wurde die Lärmobergrenze im letzten
Jahr um 1.700 ha unterschritten. Beim 55-dB(A)-Gebiet
der Hochbetroffenen wurde die Lärmobergrenze im letzten
Jahr sogar um 4.600 ha unterschritten. Das geschah in ei-
nem Jahr, in dem die Zunahme der Flugbewegungen in den
verkehrsreichsten Monaten 7,3 % betrug. Das ist ein An-
stieg, wie man ihn in Frankfurt seit 30 Jahren nicht mehr
hatte. Selbst in einem Jahr mit Rekordwachstum wird die
Lärmobergrenze nicht einmal annähernd erreicht. Ohne
jegliche zusätzliche Anstrengung durch schnelleren Um-
stieg auf neue Fluggeräte oder neue Anflugrouten und
‑systeme wird die von Schwarz und Grün festgelegte
Lärmobergrenze deutlich unterschritten.

(Zuruf CDU: Ihr wart aber schon für den Ausbau des
Flughafens!)

Es kommt noch dicker. Denn es ist klar, dass sich das
Wachstum im Vergleich zu 2018 schon in diesem Jahr
deutlich abschwächen wird.

(Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Für die neue Bahn wart auch ihr! – Unruhe – Glo-
ckenzeichen)

In dem Monitoringbericht wurde deswegen für die Folge-
jahre nur noch von einem Wachstum von 1,6 % ausgegan-
gen. Das erscheint realistisch.

(Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ihr wart doch für den Ausbau des Flughafens!)

– Herr Frömmrich, hören Sie einmal zu, anstatt immer da-
zwischenzubrüllen. Das haben Sie gestern auch schon die
ganze Zeit getan.

(Zuruf Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN))

– Ja. Entspannen Sie sich ein bisschen. – Wenn man das
Szenario mit einem Zuwachs der Flugbewegungen um
jährlich 1,6 % rechnet, wie es die Landesregierung jetzt
tut, und die realistische, aus den letzten 15 Jahren hergelei-
tete Annahme trifft, dass sich die Flottenpolitik der Air-
lines mit einem kontinuierlichen Austausch der Flugzeuge
wie im Jahr 2018 fortsetzen wird, wird die Lärmobergren-
ze erst in den Zwanziger- oder in den Dreißigerjahren er-
reicht werden. Das ist aber rein theoretisch. Warum ist das
so? Bei diesem Szenario wird die im Planfeststellungsbe-
schluss genannte Anzahl von 701.000 Flugbewegungen so-
gar vor der von Schwarz und Grün festgelegten Lärmober-
grenze erreicht.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die mit der Einführung
der Lärmobergrenze beabsichtigten Ziele und Wirkungen
werden unter Berücksichtigung der vorgenommenen Aus-
gestaltung nicht erreicht, da die Wirkung der Flottenpolitik
der Airlines deutlich unterschätzt wurde. Nur so kann man
verstehen, dass sich die Airlines und der Flughafen auf die
freiwillige Lärmobergrenze überhaupt eingelassen haben.
Sie hat schlichtweg keine Wirkung.

(Beifall SPD)

Tarek Al-Wazir hat bei der Einführung versprochen, dass
seine Lärmobergrenze eine Anreizfunktion für neues Flug-
gerät haben werde. Sie werde eine Begrenzung unterhalb
der 701.000 Flugbewegungen des Planfeststellungsbe-
schlusses herbeiführen. Beide Versprechen sind nicht ein-
getroffen und werden auch nicht eintreffen. Das kann man
nach zwei Jahren Lärmobergrenze bereits sagen. Deshalb
wurde der Monitoringbericht klammheimlich auf die
Homepage des Ministeriums gestellt. Ansonsten werden
die „großen Leistungen“ immer mit einer Pressemitteilung
groß veröffentlicht. Sonst macht Herr Al-Wazir das immer
so.

Vizepräsident Frank Lortz:

Herr Kollege Weiß, Sie müssen zum Schluss Ihrer Rede
kommen.

Marius Weiß (SPD):

Herr Präsident, ich komme zum Schluss. – Das Schwarz-
buch für Steuergeldverschwendung müsste eigentlich um
eine Entsprechung für den größten politischen Flop ergänzt
werden. Die Lärmobergrenze von Tarek Al-Wazir würde
sicherlich dazugehören. – Herzlichen Dank für die Auf-
merksamkeit.

(Beifall SPD)
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Vizepräsident Frank Lortz:

Herr Kollege Weiß, vielen Dank. – Das Wort erhält Herr
Abg. Enners für die AfD-Fraktion.

Arno Enners (AfD):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Es steht außer
Frage, dass der Fluglärm insbesondere in den Flugschnei-
sen für die dort lebende Bevölkerung belastend ist. Er ist
besonders dann belastend und auch gesundheitsschädlich,
wenn der geräuschüberdeckende Tageslärm abnimmt und
startende und landende Flugzeuge noch stärker wahrge-
nommen werden.

In der Historie des Flughafens wurden und werden bis heu-
te vielfältige Maßnahmen vorgenommen, um den Lärm zu
reduzieren. So herrscht seit 2011 ein Nachtflugverbot zwi-
schen 23 Uhr und 5 Uhr. Im Jahr 2015 wurden ergänzend
die sogenannten Dedicated Runway Operations – kurz
DROps – Early Morning eingeführt. Dabei wird zwischen
22 Uhr und 23 Uhr nur auf der Südbahn gelandet. Starts er-
folgen über die Centerbahn und die Startbahn West. Da-
durch wird z. B. Sachsenhausen und das nördliche Offen-
bach entlastet. Morgens zwischen 5 Uhr und 6 Uhr wird
auf der Nordwestbahn und der Centerbahn gelandet. Es
wird nur auf der Südbahn gestartet, was zu einer Entlas-
tung von Neu-Isenburg führt.

Mit anderen Worten: Diese DROps ermöglichen alternie-
rend, einem Teil der Anwohner von 22 bis 5 Uhr und dem
anderen Teil von 23 bis 6 Uhr je nach Windrichtung ent-
sprechende Lärmpausen zu verschaffen. Mit diesem Instru-
ment wird die lärmberuhigte Zeit um gut eine Stunde ver-
längert.

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Hat das Wirt-
schaftsministerium einen neuen Pressesprecher?)

Meine Damen und Herren, es sind die beiden bekannten
Seiten einer Medaille – einerseits die bedarfsgerechten Be-
triebszeiten und andererseits die berechtigten Ansprüche
der Anwohner auf eine geschützte Nachtruhe. Wir wissen,
dass uns Beschränkungen der Betriebszeiten im internatio-
nalen Wettbewerb und damit den Wirtschaftsstandort Hes-
sen bzw. Deutschland schwächen.

(Unruhe – Glockenzeichen)

Wir wissen ebenfalls, dass Fluglärm gesundheitsschädlich
ist und geltendes Recht hinsichtlich des Nachtflugverbots
auch eingehalten werden muss. Aber wir dürfen nicht ver-
gessen, dass der Flughafen Frankfurt mit der Lufthansa
und Fraport der größte Arbeitgeber in Hessen ist und der
Flughafen im harten internationalen Wettbewerb steht.

(Vereinzelter Beifall AfD – Hermann Schaus (DIE
LINKE): Was sagt denn Ihr Abg. Rahn dazu? – Ja-
nine Wissler (DIE LINKE): Oder Herr Heidkamp?)

Der Balanced Approach, der ausgewogene Ansatz, den die
ICAO, also die Zivilluftfahrtorganisation, ausgearbeitet
hat, findet sich im Luftverkehrsgesetz wieder. Dieser aus-
gewogene Ansatz verfolgt die Reduktion des Lärms mit al-
len möglichen Maßnahmen. Erst wenn alles andere ausge-
schöpft ist, soll die Beschränkung der Betriebszeiten ins
Auge gefasst werden – erst dann, meine Damen und Her-
ren.

(Beifall AfD)

Die Lärmpausen werden durch ein betriebliches Monito-
ring detailliert festgehalten und nach Ablauf eines Jahres
veröffentlicht. Nach den veröffentlichten Unterlagen sind
in den Jahren 2017 und 2018 die Lärmpausen eingehalten
worden, 2018 wurden sie sogar recht stark unterschritten.

Die Monitoringberichte beziehen sich auf ein ganzes Jahr,
und man sollte daher bis zum Jahresende warten, bis alle
zwölf Monate für 2019 ausgewertet sind; denn nur dann
liegen auch wirklich verlässliche und verwertbare Zahlen
vor.

(Marius Weiß (SPD): Was reden Sie denn da?)

Gehen wir aber einmal weg von den Zahlen, hin zu den
Menschen, die dort leben. Wer in einer Flugschneise lebt,
hat ca. alle 45 Sekunden einen Flieger, der startet oder lan-
det. Dies ist unbestritten mit viel Lärm verbunden. Jedoch
nimmt dieser Lärm in der Zeit von 22 Uhr bis 23 Uhr deut-
lich ab und erst in der Zeit von 5 Uhr bis 6 Uhr langsam
wieder zu.

Meine Damen und Herren, ja, wir stimmen zu und fördern
es auch, dass die Lärmschutzmaßnahmen weiterhin durch-
geführt, überwacht, erweitert und verbessert werden müs-
sen, genau wie es die Zivilluftfahrtorganisation auch sieht.

Ja, wir sind auch dafür und fördern es, dass weiter an
Lärmreduktion geforscht und gearbeitet wird, z. B. durch
Nachrüstung von sogenannten Vortexgeneratoren und lei-
seren Triebwerken.

Wir sind aber nicht damit einverstanden, den Flughafen
durch immer weitere Ausdehnung des Nachtflugverbots
noch mehr zu beschränken und damit die Wettbewerbsfä-
higkeit im europäischen und internationalen Vergleich zu
vermindern und Arbeitsplätze zu gefährden.

(Beifall AfD)

Nachhaltige und vernünftige Politik besteht darin, alle Be-
teiligten und Vorschläge an einen Tisch zu bringen, um Lö-
sungen zum Wohle aller zu erarbeiten. Wir von der AfD
stehen zum Flughafen als größtem Arbeitgeber der Region
und sprechen uns gegen eine pauschale Ausweitung des
Nachtflugverbots aus. Wir haben aber auch immer die Be-
dürfnisse der dort lebenden Menschen im Blick

(Janine Wissler (DIE LINKE): Was sagt denn Ihr
Abg. Rahn dazu? – Hermann Schaus (DIE LINKE):
Der ist gar nicht da, um sich das anzuhören!)

und sagen daher, dass die gesetzlichen Regelungen zum
Nachtflugverbot strikt eingehalten werden müssen.

Daraus folgt ganz klar: Es ist ein langwieriger und schwe-
rer Prozess, Bedürfnisse des Flughafens und der Anwohner
unter einen Hut zu bringen. Daher ist es für mich unver-
ständlich, warum Sie nicht anfangen, über eine große Lö-
sung nachzudenken, anstatt immer nur in kleinen Versu-
chen an den gleichen Schrauben zu drehen, die niemals die
Bedürfnisse aller befriedigen können. – Ich danke für die
Aufmerksamkeit.

(Beifall AfD – Zuruf Hermann Schaus (DIE LIN-
KE))

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Herr Kollege Enners. – Das Wort hat der
Abg. Dr. Naas, FDP. Auf gehts.
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Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren,
liebe Kolleginnen und Kollegen! Lieber Herr Kollege
Weiß, ich habe Ihnen aufmerksam zugehört,

(Marius Weiß (SPD): Sehr gut!)

aber ich muss ehrlich sagen: Ich kann die SPD-Position
zum Flughafen nicht mehr nachvollziehen; denn ich frage
mich heute Morgen, für was Sie eigentlich stehen und für
wen Sie hier eigentlich kämpfen wollen. Für die Flugrei-
senden sicherlich nicht, das haben Sie heute Morgen ein-
drucksvoll bewiesen; denn wie viel so ein Flugticket am
Ende kostet, das scheint Ihnen ja egal zu sein.

(Beifall Freie Demokraten)

Bleiben also noch die Anwohner und der Flughafen selbst.

Da frage ich mich: Sie wollen für die Anwohner kämpfen?
In Ordnung, aber wo wäre denn dann Ihre Lärmobergren-
ze? Es ist doch erst einmal etwas Positives, wenn die unter-
schritten wird. Das ist doch etwas Gutes, wenn der Fort-
schritt so weit geht, dass wir gar nicht in die Gefahr gera-
ten, diese Lärmobergrenze zu reißen. Das ist doch etwas
Positives. Dann bleibt auf der anderen Seite die Frage, ob
Sie nicht auch einmal für den Flughafen als größten Ar-
beitgeber kämpfen sollen; denn da sind sehr viele gerade
auch Ihrer Wähler beschäftigt.

Deswegen bin ich ein bisschen über Ihre Überschrift ge-
stolpert; denn Sie sagen hier, das sei ein PR-Flop des Mi-
nisters gewesen. – Ich muss sagen: Ganz im Gegenteil, die
Lärmobergrenze war kein PR-Flop, sondern das war doch
ein genialer Schachzug, die Lärmobergrenze so niedrig zu
legen, dass man problemlos drüberspringen kann. Das war
doch hervorragend gemacht im Jahr 2016/17.

(Beifall Freie Demokraten – Zurufe – Glockenzei-
chen)

Ich hatte mir schon überlegt, ob wir als Liberale nicht auch
einmal diese Diskussion zum Tempolimit aufgeben, indem
wir – ganz einfach – sagen, „das Tempolimit auf hessi-
schen Autobahnen ist 350 km/h“; denn dann brauchen wir
das nicht mehr.

(Janine Wissler (DIE LINKE): Stimmt, das hätte die
FDP nicht besser hinbekommen!)

Genauso ist es hier bei der Lärmobergrenze auch.

Ich kann Ihnen nur sagen: Wir glauben daran, dass es gut
und richtig ist, weiter an synthetischen Kraftstoffen zu for-
schen, und dass es gut und richtig ist, die Flotte zu erneu-
ern. Wir Freie Demokraten glauben, dass der Fortschritt
dazu führt, dass wir den Frankfurter Flughafen auch weiter
ausbauen können, dass die Flugbewegungen selbst zuneh-
men können, ohne dass es zu einer Mehrbelastung der Re-
gion kommt.

Man muss diese Lärmobergrenze auch so, wie sie ist, jetzt
akzeptieren. Wir haben eine lange Geschichte hinter uns,
was den Ausbau angeht. Früher wollte sich der Minister ja
an jedes Flugzeug ketten, das dort abhebt – das ist auch
deutlich ruhiger geworden.

Bleiben wir bei der Lärmobergrenze, es gibt im Moment
genügend Luft, damit der Flughafen wachsen und gedeihen
kann. Der technische Fortschritt wird dazu führen, dass das
auch weiterhin der Fall ist. – Vielen Dank.

(Beifall Freie Demokraten – Unruhe – Glockenzei-
chen)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Herr Kollege Dr. Naas. – Als Nächster
kommt der Kollege Frank-Peter Kaufmann, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN. Bitte sehr.

Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Herr Präsident, meine lieben Kolleginnen und Kollegen!
Dieser Morgen ist für mich ausgesprochen lehrreich. Ich
habe vom Kollegen Weiß erfahren, dass es „klammheimli-
che Webseiten“ geben kann. Für mich ist das eine neue In-
formation, ich werde zukünftig damit umgehen.

Dann, verehrter Kollege Naas, sei mir am Anfang folgen-
der Hinweis gestattet: Ihre Position, die Sie uns in Ihren
Worten gerade sehr lautstark nahegebracht haben, ist ge-
nauso wenig konsistent und verständlich wie die der SPD;
denn einerseits karikieren Sie den Verkehrsminister wegen
der Lärmobergrenze, weil diese zu hoch sei, und anderer-
seits fordern Sie Freiheit für den Flughafen. – Das ist ge-
nau so ein Widerspruch wie im anderen Fall.

Die Initiatorin dieser Aktuellen Stunde war die SPD, und
insoweit muss man feststellen, die SPD tut sich traditionell
sehr schwer mit der Lärmobergrenze. Sie hatte sie zwar
selbst einst im Programm, wusste zu keinem Zeitpunkt,
wie man das umsetzen könnte, war gegen die Aktivität von
Al-Wazir und der Landesregierung, forderte die Verbind-
lichkeit, aber war gleichzeitig dafür, dass der Planfeststel-
lungsbeschluss weiterhin gelten sollte, und sah nicht den
Widerspruch darin.

Ich kann nur eines feststellen, liebe Kolleginnen und Kol-
legen von der SPD: Derjenige, der das damals gefordert
hat, Ihr früherer Vorsitzender Schäfer-Gümbel, ist weg, die
Lärmobergrenze ist immer noch da.

(Zuruf Marius Weiß (SPD))

Und, das ist der entscheidende Punkt – im Gegensatz zu
den Behauptungen, die wir bisher gehört haben –, wie die
Monitoringberichte, jetzt der vorliegende zweite, uns ein-
deutig zeigen: Die Lärmobergrenze wirkt. Erklärtes Ziel
dieser Lärmobergrenze war von Anfang an, dass sie für ei-
ne gemeinsame Strategie vereinbart wurde mit der per-
spektivischen Erwartung, dass genau der technische Fort-
schritt, der zur Lärmminderung bei Flugzeugen führt, für
die rund um den Flughafen lebende Bevölkerung genutzt
wird. Genau das ist der Fall.

(Marius Weiß (SPD): Das hat aber nichts mit der
Lärmobergrenze zu tun!)

Das Incentive für die Luftverkehrswirtschaft ist insoweit
genau die Verabredung, dass die Lärmobergrenze diejenige
ist, die signalisiert, wo wir stehen und was wir erreichen
können. Dass sie erfolgreich war, verehrter Kollege Weiß,
hätten Sie dem Monitoringbericht entnehmen können, ganz
im Gegensatz zu Ihrem Urteil. Sie haben es doch selbst
mindestens zur Hälfte erwähnt: Die Zahl der Flugbewe-
gungen ist doppelt so stark gestiegen wie in dem Vergleich
der beiden vorangegangenen Jahre die verlärmte Fläche.
Das heißt, es ist ein Effekt, dass 50 % des erwartbaren Zu-
wachses nicht eingetreten ist.
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Genau in dieser Richtung soll die Lärmobergrenze auch
wirken. Sie soll – und das tut sie nachweislich, empirisch
feststellbar – zu einer Entkopplung des Verkehrswachs-
tums am Flughafen von der Lärmentwicklung, gemessen in
der belasteten Fläche, führen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und CDU)

Also, verehrter Herr Kollege Weiß, Thema vollständig ver-
fehlt. Das Ziel der Lärmobergrenze wurde erreicht, und
wenn wir die weiteren Berechnungen, die Sie auch anspra-
chen, für die Zukunft verfolgen, dann sehen wir, dass die
Entwicklung so weitergehen wird. Wenn Sie am Ende sa-
gen, dass die Lärmobergrenze selbst mit 701.000 Flugbe-
wegungen – die Endperspektive des Ausbaus, des Planfest-
stellungsbeschlusses, die logischerweise deutlich später er-
reicht werden wird als ursprünglich gedacht – nicht er-
reicht wird, dann wäre es ja schon nächstes Jahr so weit.
Wenn deshalb die ganze Entwicklungszeit, die wahrschein-
lich noch Jahrzehnte oder länger dauern wird, genutzt wer-
den kann, dann finde ich das die beste Nachricht über-
haupt: Die Lärmobergrenze führt dann dazu, dass der Flug-
hafen wachsen kann – zumindest unter diesem Aspekt –
und dass darüber hinaus die Belastung für die Bevölkerung
rund um den Flughafen deutlich weniger und absehbar gar
nicht mehr wächst. Das ist doch das Ziel der Lärmober-
grenze, und das ist bestens erreicht.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und CDU)

Weil wir den Verkehrsstandort Flughafen, was seine Nega-
tivwirkung auf die Umgebung angeht, mit den Verfahren
auf diese Weise deutlich verbessert haben, ist es umso
wichtiger, jetzt auch die Klimaneutralität im Flugverkehr
stärker anzustreben. Da ist die Variante elektrisch betriebe-
ner Flugzeuge eher eine, die nicht zielführend sein dürfte.
Deswegen gehen wir hier genau den Weg, nämlich Power-
to-Liquid – die synthetische Herstellung von Flugbetriebs-
stoffen –, über den wir hier vor Kurzem schon einmal dis-
kutiert haben. Wir gehen diesen Weg, um an dieser Stelle
auch den Flughafen umweltverträglicher zu machen. – Ich
bedanke mich.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und CDU)

Vizepräsident Frank Lortz:

Herzlichen Dank, Kollege Kaufmann. – Das Wort hat die
Abg. Janine Wissler, Fraktionsvorsitzende der Fraktion
DIE LINKE. Bitte sehr, Janine.

Janine Wissler (DIE LINKE):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Vor zwei Jahren
hat der grüne Verkehrsminister uns die sogenannte Lärm-
obergrenze als großen Wurf präsentiert.

(Zuruf BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Das ist er
auch!)

Wir haben damals schon gesagt, dass das großer Unsinn
ist, weil die eingezogene Grenze weit oberhalb der heuti-
gen Belastungen liegt – nämlich vom prognostizierten
Wert von 701.000 Flugbewegungen ausgehend –, und es
damit noch lauter werden kann. Und – Überraschung – so
kam es jetzt auch.

Das war leider absehbar. Denn diese Lärmobergrenze war
von Anfang an eine wirkungslose Beruhigungspille. Man

könnte auch eine Geschwindigkeitsbegrenzung von
300 km/h auf der Autobahn einführen und sich dann dafür
feiern, dass man endlich ein Tempolimit eingeführt hat, an
das sich auch alle halten. Aber in der Praxis würde das
nicht dazu führen, dass irgendjemand langsamer als heute
fahren würde.

(Beifall DIE LINKE)

Genauso verhält es sich mit der Lärmobergrenze, die, vom
heutigen Istzustand aus betrachtet, der für die Anwohner
eine dauerhafte und unerträgliche Lärmbelastung und da-
mit auch eine erhebliche Beeinträchtigung von Gesundheit
und Lebensqualität bedeutet, noch viel Luft nach oben
lässt.

Eine Lärmobergrenze könnte ein wirksames Instrument zur
Entlastung von Fluglärm sein; etwa wenn man die Grenze
dynamisieren, also z. B. von Jahr zu Jahr absenken würde.
So käme der technische Fortschritt von leiseren Maschinen
wirklich den Menschen zugute.

Mit der jetzigen Regelung führt ein angenommener techni-
scher Fortschritt mit leiser werdenden Flugzeugen aber da-
zu, dass immer mehr Flugzeuge fliegen können, und nicht
dazu, dass der Lärm weniger wird. So profitieren Fraport
und die ungebremste Wachstumslogik, aber nicht die Men-
schen.

Damit das Ganze nicht so leicht nachvollziehbar ist, wird
ein superkompliziertes Modell konstruiert, bei dem ein
Lärmmittelwert auf die Fläche berechnet wird, was kaum
jemand versteht. Das ist aber auch egal; denn das Ganze
hat – wie beschrieben – überhaupt keine praktischen Aus-
wirkungen. Es ist sehr viel Aufwand, Herr Minister, für
praktisch keine Verbesserung.

Als wäre das alles nicht schlimm genug: Das alles ist nicht
etwa ein Gesetz oder eine Auflage, sondern es ist eine völ-
lig freiwillige Vereinbarung mit der Luftverkehrswirt-
schaft, die jederzeit wieder aufgekündigt werden kann, et-
wa wenn der Grenzwert irgendwann in ferner Zukunft
doch einmal erreicht würde und damit tatsächlich jeman-
dem wehtun könnte.

Das ein Placebo zu nennen, ist fast noch zu freundlich;
denn die sollen angeblich ab und zu einmal wirken. Die
fluglärmgeplagten Anwohner fühlen sich zu Recht veräp-
pelt.

So ist es nun leider auch nicht überraschend, dass der Ende
August vorgelegte Monitoringbericht davon ausgeht, dass
mit mehr Flugverkehr und mehr Fluglärm zu rechnen ist. –
Oh Wunder, kann man da nur sagen. Wenn man den Flug-
hafen immer weiter ausbaut – neue Landebahn, Terminal 3
– und dann Dumpingunternehmen wie Ryanair mit Rabat-
ten nach Frankfurt lockt, bedeutet das, dass es mehr Flug-
bewegungen und damit mehr Lärm gibt. Daran ist über-
haupt nichts überraschend, sondern das ist genau die Kon-
sequenz des dauernden Ausbaus des Flughafens und der
Tatsache, dass dieses ungebremste Wachstum an keiner
Stelle gedeckelt wurde, sondern dass man die Interessen
der Luftverkehrswirtschaft umgesetzt hat.

(Beifall DIE LINKE)

Deswegen sagen wir: Schluss mit den Beruhigungspillen.
Die Menschen in der Region haben echte Entlastung ver-
dient. Das geht nicht, ohne dass die Luftverkehrswirtschaft
und ihre wirtschaftlichen Interessen eingeschränkt werden.
Herr Minister, wer Lärm wirksam reduzieren will, muss
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bereit sein, sich mit Lufthansa und Fraport anzulegen, und
er darf keine freiwilligen Vereinbarungen machen, die in
der Praxis nichts ändern.

Die Region braucht endlich ein echtes achtstündiges
Nachtflugverbot von 22 bis 6 Uhr, eine Beschränkung der
Flugbewegungen auf 380.000 pro Jahr und die Verlagerung
von Kurzstreckenflügen auf die Bahn. Das ist nicht nur aus
Lärmschutzgründen sinnvoll, sondern natürlich wäre das
auch ein wichtiger Beitrag zum Klimaschutz und zur Re-
duzierung von Schadstoffen.

(Beifall DIE LINKE)

Mit leiseren Flugzeugen müsste es tatsächlich leiser wer-
den, aber die jetzige Lärmobergrenze verdient ihren Na-
men nicht.

In diesem Sinne unterstützen wir die Forderungen der
Flughafenbürgerinitiativen und die 300. Montagsdemons-
tration im Terminal 1 am Frankfurter Flughafen, die am 11.
November stattfindet. Wir wünschen den Flughafen-Bür-
gerinitiativen alles Gute und weiterhin einen langen Atem,
um gegen diese Lärmbelastung zu kämpfen. – Vielen
Dank.

(Beifall DIE LINKE)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Frau Kollegin Wissler. – Für die CDU-Frak-
tion hat der Kollege Heiko Kasseckert das Wort. Bitte sehr.

Heiko Kasseckert (CDU):

Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Argu-
mente haben wir vor zwei Jahren ähnlich ausgetauscht. Ich
erinnere daran, dass in der Diskussion zu keinem Zeitpunkt
unterstellt oder auch nicht angestrebt wurde, dass die
Lärmobergrenze im Jahr 2018 in irgendeiner Weise er-
reicht oder tangiert wird. Die Diskussion ist vielmehr von
den nach dem Planfeststellungsbeschluss maximal zulässi-
gen Flugbewegungen von 701.000 ausgegangen. Das heißt,
es gab zu keinem Zeitpunkt eine Diskussion in der Weise,
dass wir sagten: Die Lärmobergrenze muss so wirken, dass
sie im Jahr 2018 in irgendeiner Weise den Flugverkehr ein-
schränkt. – Das will ich an dieser Stelle feststellen.

(Zuruf Janine Wissler (DIE LINKE))

Herr Weiß, ich glaube, dass wir es Ihnen in der Frage oh-
nehin nicht recht machen können. Hätten wir die Grenze
gerissen, dann wären Sie über uns hergefallen. Wir haben
eine Grenze gesetzt. Sie ist deutlich unterschritten. Dann
fallen Sie auch über uns her. Eines ist klar: Egal, was wir
liefern werden, wir können an der Stelle sicherlich nicht zu
Ihrer Befriedigung beitragen.

(Janine Wissler (DIE LINKE): Oh, oh, oh! – Zuruf
Marius Weiß (SPD))

Uns ist aber wichtig, so, wie wir es vorhin auch schon
deutlich gemacht haben, dass wir für den Luftverkehrs-
standort Frankfurt Bedingungen schaffen wollen, die alles
in den Blick nehmen, die auf der einen Seite diesen Stand-
ort sichern und wettbewerbsfähig halten, die auf der ande-
ren Seite aber auch das gerechtfertigte Interesse der Bevöl-
kerung nach mehr Ruhe im Hinblick auf den Flugverkehr
berücksichtigen.

Was dem zugrunde liegt, ist der Planfeststellungsbeschluss.
Deshalb waren die Verhandlungen vor zwei Jahren, die Mi-
nister Al-Wazir und die Landesregierung geführt haben,
nicht trivial. Ganz im Gegenteil: Der Flughafenbetreiber
hat einen Planfeststellungsbeschluss. Er hätte sich über-
haupt nicht auf irgendeine Vereinbarung einlassen müssen,
sondern er hätte die aus dem Planfeststellungsbeschluss zu-
lässigen Werte für sich gelten lassen können. Das hat er
nicht getan. Wir respektieren das und erkennen an, dass
sich die Luftverkehrsseite bewegt hat

(Zuruf Janine Wissler (DIE LINKE))

und an dieser Stelle ein Zeichen für ihre Verantwortung
setzt, indem sie sagt: Wir wollen alle technischen Neuerun-
gen nutzen. Wir wollen besser werden. Wir wollen leiser
werden. Wir wollen klimafreundlicher werden. – Auch hier
gab es in der Vergangenheit immer schon Bewegung. Es ist
ja nicht so, dass wir sagen: Also, jetzt hat es einen Plan-
feststellungsbeschluss gegeben, und jetzt bleibt alles so,
wie es ist. – Ganz im Gegenteil: Die Luftverkehrsseite hat
an dieser Stelle schon sehr viele Beiträge geleistet.

Deshalb sagen wir noch einmal: Die Lärmobergrenze war
das letzte Element des Mediationsergebnisses. Auch darauf
will ich großen Wert legen. Es war das letzte Element, das
es zu verhandeln galt. Das ist nach wie vor das richtige Si-
gnal. In der Ausbaustufe des Flughafens bzw. in den Mög-
lichkeiten der Flugbewegungen wurde gegenüber der ur-
sprünglichen Annahme des Planfeststellungsbeschlusses
ein wesentlicher Beitrag dafür geleistet, dass der Flugha-
fenbetrieb in dieser Zeit deutlich besser und verträglicher
mit den Interessen der Bevölkerung vereinbar ist. Deshalb
ist es das richtige Instrument.

Frau Wissler, Sie haben gerade noch einmal ihre Forderun-
gen vorgetragen, die natürlich weit von dem entfernt sind,
was wir unter Flugverkehr verstehen; aber dafür sind wir
hier, dafür streiten wir hier. Jeder hat da seine Position.
Wenn wir von den etwa 300.000 Flugbewegungen ausge-
hen, die Sie in den Raum stellen, ist das eine – –

(Janine Wissler (DIE LINKE): 380.000!)

– Wie viele?

(Janine Wissler (DIE LINKE): 380.000! – Hermann
Schaus (DIE LINKE): 380.000 sind die Forderung
der Bürgerinitiative!)

Das ist in etwa eine Halbierung dessen, was am Frankfur-
ter Flughafen möglich ist.

(Michael Boddenberg (CDU): Das sind 15.000 Ar-
beitsplätze! – Gegenruf Janine Wissler (DIE LIN-
KE): Es sind 60.000 Arbeitsplätze!)

Das bedeutet, wenn wir heute im Umfeld des Flughafens
von 81.000 Arbeitsplätzen ausgehen

(Hermann Schaus (DIE LINKE): 100.000!)

und das Ganze halbieren, werden wir für einen Kahlschlag
der Wirtschaftsfähigkeit dieser Region sorgen. Nachdem
wir die Automobilindustrie schon aufs Korn genommen
haben, wäre das dann die nächste Branche, die wir in
Frankfurt, in Hessen und damit auch in Deutschland erheb-
lich schwächen.

Deshalb zum Abschluss: Die Lärmobergrenze wurde sei-
nerzeit verantwortungsvoll verhandelt. Sie ist das richtige
Instrument, um für alle Seiten planbar und verlässlich dar-
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zustellen, welche Bereitschaften zur weiteren Ausrichtung
des Flugverkehrs bestehen.

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Genau! Das ist es!)

Es ist richtig, dass wir weiterarbeiten, um besser, leiser und
sauberer zu werden, und vor allem auch dafür, dass der
Flughafen weiterhin diese Wettbewerbsfähigkeit und diese
Wirtschaftskraft erhält.

Wir sehen alle, dass so langsam einige dunkle Wolken am
Konjunkturhimmel entstehen, und deshalb werden wir al-
les tun,

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Dann muss man
mehr durch die Wolken fliegen!)

dass der Luftverkehr davon nicht betroffen ist, weil viele
Menschen davon leben. – Vielen Dank.

(Beifall CDU und vereinzelt BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Herr Kasseckert. – Das Wort hat der Wirt-
schaftsminister. Tarek, bitte.

Tarek Al-Wazir, Minister für Wirtschaft, Energie, Ver-
kehr und Wohnen:

Herr Präsident! Lieber Kollege Weiß, Sie merken, dass bei
der von Ihnen beantragten Aktuellen Stunde die Stimmung
im Plenarsaal brodelt. Ich habe einen langen Blick zurück
auf die Debatte über den Frankfurter Flughafen geworfen –
keine Sorge, ich will jetzt nicht beim Binding-Abend im
Herbst 1997 beginnen –, und will nur einmal auf die letzte
Legislaturperiode zurückschauen.

Sie haben sich fünf Jahre an mir und der Flughafenpolitik
abgearbeitet. Offensichtlich taten Sie das mit dem Ziel,
dass es den GRÜNEN schadet und der SPD nützt. Vor ei-
nem Jahr haben die Bürgerinnen und Bürger Bilanz gezo-
gen, und das Ergebnis ist bekannt, meine sehr verehrten
Damen und Herren.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Und eines fällt mir auch auf, und zwar wer hier nicht zu
dieser Frage spricht. Vor einem Jahr hatten wir eine Land-
tagswahl, bei der der Spitzenkandidat der AfD Herr Dr.
Dr. Rahn war.

(Janine Wissler (DIE LINKE): Ja, sehr gut! – Her-
mann Schaus (DIE LINKE): Der hat vorzeitig den
Saal verlassen! – Janine Wissler (DIE LINKE): Und
Herr Heidkamp auch!)

Das hat er inzwischen vielleicht schon selbst vergessen.
Als Einziger hat er in diesem Jahr zu diesem Punkt noch
keinen einzigen Satz verloren. Er ist zu Beginn dieser De-
batte aufgestanden und hat den Saal verlassen. Er ist aber
im Wahlkampf herumgelaufen und hat gesagt: Wählt die
AfD. Ich kümmere mich um diejenigen, die von Fluglärm
betroffen sind.

(Zuruf Stephan Grüger (SPD))

Ich finde, das Protokoll dieser Debatte können wir bei al-
len Flughafen-Bürgerinitiativen verteilen, damit sie wissen,
wer sich hier wie verhält.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
DIE LINKE – Zuruf AfD: Wir sind dafür!)

Und – –

(Zuruf AfD: 60.000 Mitarbeiter!)

– Liebe Kollegin Wissler, das muss ich an dieser Stelle
schon noch einmal sagen: In jedem Land gibt es sicherlich
unterschiedliche Situationen.

(Zuruf AfD)

Wenn man jedoch immer nur das Paradies auf Erden for-
dert, aber sich nie auf den Weg macht, Verantwortung zu
übernehmen, oder niemals irgendeinen konkreten Schritt
dahin macht,

(Janine Wissler (DIE LINKE): Stimmt doch gar
nicht!)

hilft das am Ende auch nicht. Fragen Sie einmal Ihren Kol-
legen Ramelow, wie man Verantwortung übernimmt.

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Ihr wolltet doch
nicht! – Janine Wissler (DIE LINKE): Ihr wolltet
doch in die Arme der CDU!)

Auch an dieser Stelle ist das ziemlich wichtig, meine sehr
verehrten Damen und Herren.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Janine Wissler (DIE LINKE) und Hermann Schaus
(DIE LINKE): Ihr wart das doch! – Unruhe)

Im Jahr 2000 hatten die damalige Landesregierung, getra-
gen von der CDU und der FDP, und die drei Fraktionen
CDU, SPD und FDP hier im Landtag gesagt, sie wollten
das Mediationsergebnis umsetzen.

(Anhaltende Unruhe – Glockenzeichen)

Zu diesem Mediationsergebnis gehörte auch die Lärmober-
grenze und nicht nur der Ausbau des Flughafens.

(Zuruf Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN))

Ich muss leider sagen, dass sich danach niemand mehr um
diese Frage gekümmert hat. Auch die SPD hat sich nicht
darum gekümmert, Herr Kollege Weiß. Im Jahr 2014 habe
ich diese Situation übernommen, die Landebahn war 2011
eröffnet, und der Planfeststellungsbeschluss wurde höchst-
richterlich bestätigt. Ich habe mich darangemacht, die
Punkte zu bearbeiten, die bisher nicht bearbeitet waren.
Die Lärmobergrenze gehört zu diesen Punkten dazu.

Das ist eine schwierige Ausgangslage gewesen. Ich möchte
an dieser Stelle noch einmal sagen: Wir wollen die Ent-
wicklung des Flughafens ermöglichen und gleichzeitig An-
reize zur Lärmvermeidung setzen. – Genau das ist Be-
standteil der Lärmobergrenze, die wir verabredet haben,
meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Marius Weiß (SPD): Nein, stimmt nicht! Das sehen
wir gerade!)

Wir wollen mit der Lärmobergrenze sicherstellen, dass ein
bestimmtes Lärmniveau nie erreicht wird, obwohl es die
Rechtslage hergeben würde. Das ist der Punkt. Wir gehen
von der Rechtslage aus. Wovon denn sonst, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren?
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(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und verein-
zelt CDU)

Deswegen ist es klar: Wir haben eine Lärmobergrenze eta-
bliert, die eine deutliche Lärmreduzierung gegenüber den
im Planfeststellungsbeschluss prognostizierten Werten dar-
stellt. Diese Lärmobergrenze funktioniert, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren. Die Tatsache, dass sie so deut-
lich unterschritten ist, Herr Kollege Weiß, ist der Beweis
dafür, dass sie funktioniert. Das hat der Herr Kollege Kauf-
mann dargestellt.

(Marius Weiß (SPD): Das ist Unsinn! – Janine Wiss-
ler (DIE LINKE): Was?)

Denn wir haben ein Wachstum der Zahl der Flugbewegun-
gen, aber kein entsprechendes Wachstum an verlärmter
Fläche.

(Marius Weiß (SPD): Was hat das mit der Lärmober-
grenze zu tun?)

Das zeigt, dass das Prinzip klappt, meine sehr verehrten
Damen und Herren.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Marius Weiß (SPD) und Janine Wissler (DIE LIN-
KE): Das hat doch nichts mit der Lärmobergrenze zu
tun!)

Deswegen ein letzter Punkt.

(Janine Wissler (DIE LINKE): Wenn es die nicht gä-
be, wäre nichts anders! – Hermann Schaus (DIE
LINKE): Wir definieren mal Fluglärm über
150 dB(A)! – Weitere Zurufe – Glockenzeichen)

– Ich bin froh, dass ich wieder Stimmung in den Plenarsaal
gebracht habe, Herr Kollege, bei Ihrer Aktuellen Stunde.

Ich will etwas zur Frage der Veröffentlichung sagen.

(Zuruf Hermann Schaus (DIE LINKE) – Weitere
Zurufe)

– Warum sind Sie denn so aufgeregt, Herr Schaus? – Als
wir den Monitoringbericht vorliegen hatten, haben wir im
Ministerium über die Frage diskutiert, ob wir diesen Moni-
toringbericht dem Ausschuss zur Kenntnis geben

(Fortgesetzt Zurufe – Glockenzeichen)

und wie wir Öffentlichkeitsarbeit machen oder auch nicht.
Ich habe darauf hingewiesen, dass sich der Abg. Weiß im-
mer beschwert, wenn wir erst Öffentlichkeitsarbeit machen
und es danach dem Ausschuss vorlegen, und dass er dann
immer den Klabautermann macht.

(Marius Weiß (SPD): Sie haben überhaupt keine Öf-
fentlichkeitsarbeit gemacht!)

Ich habe gesagt: Dann machen wir es dieses Mal anders-
herum. Wir geben es erst dem Ausschuss und stellen es da-
nach auf die Homepage, damit die Abgeordneten frühzeitig
informiert sind.

(Lachen Marius Weiß (SPD))

Jetzt haben wir einmal gemacht, was Sie immer gefordert
haben. Im Ergebnis sagen Sie, es sei ein PR-Flop, weil wir
keine Öffentlichkeitsarbeit dazu gemacht hätten. Herr Kol-
lege Weiß, danke, demnächst machen wir es wieder so wie
früher. – Vielen Dank.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Herr Minister. – Meine Damen und Herren,
jetzt haben wir folgenden Vorgang: Dr. Naas hat sich noch
einmal gemeldet. Das darf er auch.

(Günter Rudolph (SPD): Es gibt keinen Fluglärm,
oder manche hören ihn nicht!)

Früher hatten wir die Regelung: Jeder darf nur einmal spre-
chen.

(Günter Rudolph (SPD): Das war vor dem Krieg! –
Weitere Zurufe)

– Langsam, das war nicht vor dem Krieg, Kollege Ru-
dolph. Das war, bevor die Bayern Meister wurden. Das ist
auch schon lange her.

(Heiterkeit – Günter Rudolph (SPD): Das ist so ähn-
lich!)

Herr Dr. Naas hat noch zwei Minuten. Die Erregung kann
sich wieder abbauen. – Frau Kollegin Wissler – –

(Janine Wissler (DIE LINKE): Für zwei Minuten
lohnt es sich!)

– Nein, Sie haben keine zwei Minuten. Der Minister hat
seine Redezeit nicht überzogen. Der Kollege Naas hatte
nur zwei Minuten weniger gesprochen. Deshalb hat er jetzt
noch einmal die Möglichkeit. Aber wir schauen nach. Kol-
lege Dr. Naas, Sie haben das Wort.

(Zurufe)

– Ihr könnt mich hier nicht durcheinanderbringen. Der
Doktor hat das Wort. Wir schauen nach.

(Heiterkeit und Beifall Freie Demokraten und AfD)

Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten):

Herr Präsident! Ich war gut beraten, mir noch etwas Rede-
zeit aufzuheben. Das muss man zunehmend bei unserem
Wirtschaftsminister tun, weil seine Rede eine großartige
Belehrung darstellt, was in Sachen Flughafen in den letzten
15 Jahren in Hessen geschehen ist.

(Beifall Freie Demokraten)

Ich will deutlich machen: Die größten Probleme bei der Er-
klärung haben die GRÜNEN; denn der größte Wortbruch
ist von ihnen ausgegangen. Sie haben jahrelang gegen den
Flughafen gekämpft.

(Beifall Günter Rudolph (SPD) – Jürgen Frömmrich
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ja!)

Sie haben da eine bemerkenswerte Entwicklung hingelegt.

(Zurufe SPD – Glockenzeichen)

Hier jetzt zu sagen: „Das ist gut gewesen, und das hat sich
so entwickelt, wie wir uns das vorstellen“, finde ich schon
bemerkenswert. Ich sage Ihnen noch einmal: Wir vertrauen
darauf, dass die positive Entwicklung aufgrund der techno-
logischen Entwicklung den Menschen in der Region zugu-
tekommt. Dafür brauchen wir keine grüne Politik.

(Beifall Freie Demokraten und vereinzelt AfD – Wi-
derspruch BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Vizepräsident Frank Lortz:

Das war der Kollege Dr. Naas. – Frau Kollegin Wissler
hat, wenn sie will, noch 19 Sekunden, wenn sie darauf
Wert legt. Ich würde noch eine Sekunde dazugeben, bis sie
hier vorn ist.

(Janine Wissler (DIE LINKE): Ich nehme die Her-
ausforderung an!)

– Dann fang mal an: 19 Sekunden, auf gehts.

Janine Wissler (DIE LINKE):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Nur weil der
Minister gesagt hat, die Lärmgrenze zeige, dass sie wirke,
weil sie unterschritten werde, möchte ich feststellen: Es gä-
be keinerlei Unterschied zur jetzigen Situation, wenn es die
Lärmobergrenze nicht gäbe. Es ist kein bisschen ruhiger
geworden. Es hat sich überhaupt nichts verändert. Diese
Lärmobergrenze ist absolut wirkungslos. – Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE und Stefan Müller (Heidenrod)
(Freie Demokraten))

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Frau Kollegin Wissler. – Ich bin dankbar,
dass sich Herr Dr. Naas nicht noch einmal gemeldet hat. Er
hätte nämlich immer noch ein paar Sekunden Redezeit.
Damit ist die Beratung beendet.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 63 auf:

Antrag Aktuelle Stunde
Fraktion der CDU
1,5 Milliarden € gesichert: Hessen verfolgt erfolgreich
und konsequent Steuerkriminalität
– Drucks. 20/1448 –

Es beginnt Frau Kollegin Lena Arnoldt.

Lena Arnoldt (CDU):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Ich zitiere:

Wer ein Problem damit hat, dass wegen unserer Ar-
beit weniger Kindergärten gebaut werden – da ist die
Tür.

Meine Damen und Herren, dies soll einer der Aktienhänd-
ler während der Cum-Ex-Geschäfte zu seinen Kollegen ge-
sagt haben. Der Prozess gegen den Aktienhändler und sei-
ne Kollegen vor dem Landgericht Bonn förderte zutage,
wie Menschen in vollem Bewusstsein der Konsequenzen
für die gesamte Gesellschaft ihren perfiden Machenschaf-
ten nachgehen und wie sie allein aus Egoismus und aus
Habgier der Gemeinschaft schaden.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
Heike Hofmann (Weiterstadt) (SPD))

Sie sind nicht die einzigen prominenten Beispiele im Be-
reich der Steuerhinterziehung, vom Tennisprofi über den
Bankenchef bis hin zum Vereinsmanager. Nicht selten ent-
steht bei den Bürgerinnen und Bürgern der Eindruck, dass
die dicken Fische mit so etwas davonkommen würden.

Umso wichtiger ist es, dass wir uns diesem intensiven
Kampf gegen Steuerkriminalität in einem besonderen Ma-
ße verschrieben haben.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Eine solche intensivierte Verfolgung ist dabei nicht nur
aufgrund der Erwartungen unserer Bürgerinnen und Bürger
notwendig, sondern auch deshalb, weil die Steuersünder
durchaus kreativ und innovativ bei ihren kriminellen Taten
vorgehen. Die Aufdeckung der Cum-Ex-Geschäfte verdan-
ken wir den hessischen Betriebsprüfern. Sie waren es, die
2009 diesen Machenschaften auf die Schliche kamen. Seit-
her hat die hessische Steuerverwaltung in über 30 Fällen
Ermittlungen eingeleitet. Die Hälfte dieser Fälle konnte be-
reits abgeschlossen werden.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Hier zeigt sich, welch akribisch mühevolle Kleinarbeit not-
wendig ist, um diesen Leuten das Handwerk zu legen. Dies
kann nur gelingen dank spezieller Ermittlungsgruppen aus
hoch motivierten Steuerfahndern und Bankenprüfungsspe-
zialisten, die mit ihrer Expertise und besonderem Engage-
ment der gesamten Gesellschaft einen wertvollen Dienst
erweisen.

Aus gesellschaftlich-moralischer Sicht ist das Ergebnis er-
schütternd. Aus der Sicht unserer Finanzverwaltung jedoch
ist es äußerst erfreulich. Fast 1 Milliarde € konnte das Land
Hessen dank dieser Ermittlungsarbeiten in der Staatskasse
verbuchen. Hinzu kommen weitere 500 Millionen €, wel-
che das Land Hessen durch die Aufarbeitung der Cum-
Cum-Fälle sichern konnte; denn hier ist unser Bundesland
ebenfalls federführend aktiv.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, Steuergerechtigkeit und die Be-
kämpfung der Steuerhinterziehung gehören seit jeher zu
den Aufgaben unserer Finanzpolitik. Wir sind es jedem
ehrlichen Steuerzahler schuldig, dass wir diejenigen finden
und zur Rechenschaft ziehen, die ihren gerechten Beitrag
zu unserem Gemeinwesen nicht leisten.

Der Schlüssel im Kampf gegen Steuerkriminalität, unsere
wichtigste Waffe, das sind unsere Landesbediensteten in
der Steuerverwaltung. Ihnen gebühren an dieser Stelle un-
ser besonderer Dank und unsere Anerkennung für ihre
Leistung.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
vereinzelt SPD)

Diese Menschen sind es, die für Gerechtigkeit sorgen, in-
dem sie sich gerade auch den großen komplexen Fällen
widmen. Sie sind es, die Hunderttausende von Dokumen-
ten sichten und die Strafverfolgung ermöglichen. Vielen
Dank daher an dieser Stelle aus dem Hessischen Landtag
für ihren Einsatz.

Damit wir auch in Zukunft in diesem Bereich schlagkräftig
aufgestellt sind, investieren wir in diese, in unsere wert-
vollste Ressource im Kampf für Steuergerechtigkeit.

Nach den Rekordeinstellungen im vergangenen Jahr folgen
800 neue Anwärter für 2020. Es ist ein klares Zeichen:
Steuersünder sollen und werden sich hier nicht sicher füh-
len. Heute nicht und morgen auch nicht. Wir werden sie
aufspüren und dafür sorgen, dass sie ihren gerechten Bei-
trag für unsere Gesellschaft leisten. Darauf können sie sich
verlassen. Darauf können sich auch die hessischen Steuer-
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zahlerinnen und Steuerzahler verlassen. – Herzlichen
Dank.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Frank Lortz:

Herzlichen Dank. – Das Wort hat nun Frau Abg. Hofmann,
SPD-Fraktion.

Heike Hofmann (Weiterstadt) (SPD):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Frau Arnoldt,
Sie sind zu Recht darauf eingegangen, dass es sich bei den
Cum-Cum- und Cum-Ex-Geschäften um den größten Steu-
erraub in der Geschichte Deutschlands handelt, dies mit
zum Teil ungeheuerlicher krimineller Energie findiger Per-
sonen, aber auch Institutionen, z. B. verschiedener Banken.
In den Jahren 2007 bis 2012 sind ca. 32 Milliarden € Steu-
ern am Fiskus vorbei dem Staat entzogen worden.

(Günter Rudolph (SPD): Ungeheuerlich!)

10 Milliarden € davon entfielen auf Cum-Ex-Geschäfte.
Diesen betrügerischen Machenschaften und diesen Tätern
muss man das Handwerk legen.

(Beifall SPD, vereinzelt CDU und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Ganz bedeutend ist, dass wir bei der steuerrechtlichen Er-
mittlung bzw. Erfassung der Abschöpfung der entsprechen-
den Gelder, aber auch bei der Strafverfolgung noch lange
nicht am Ende sind. Meine Damen und Herren, hier muss
mit allem Nachdruck, auch personeller Natur, aber auch an
der einen oder anderen Stelle gesetzgeberisch – ich werde
noch darauf eingehen – nachgefasst werden. Hier dürfen
wir nicht nachlassen.

(Beifall SPD)

Wir wissen, dass es Herrn Finanzminister Schäfer nicht an
Selbstbewusstsein mangelt.

(Günter Rudolph (SPD): Stimmt!)

Wenn er sich als Chefaufklärer und Supermacher aufspielt,
es aber noch viele Hausaufgaben zu erledigen gibt, ist das
ein Problem, vor allen Dingen dann, wenn er außen vor
lässt, dass in den letzten Jahren gerade im Bereich der Fi-
nanzverwaltung erheblich Personal abgebaut wurde.

(Beifall SPD)

Die Finanzverwaltung wurde neu strukturiert, was nicht
immer kritiklos hingenommen wurde, insbesondere im Be-
reich der Börsenveranlagung etc. Das lassen Sie außen vor.
Dabei erwarte ich von Ihnen ein bisschen mehr Demut und
ein bisschen mehr Verantwortungsbewusstsein.

(Vereinzelt Beifall SPD)

Wir lassen Ihnen auch nicht durchgehen, dass Sie im Aus-
schuss ein übles Ablenkungsmanöver probiert haben. Da
wollten Sie so tun, als würden wir gegen die Steuerfahnder
und Ermittler etwas vortragen wollen. Im Gegenteil, wir
sind stolz auf und dankbar für die Arbeit dieser hoch pro-
fessionellen Teams und Ermittler.

(Beifall SPD)

Frau Arnoldt hat es vorhin bereits gesagt: Diesen ist es zu
verdanken, dass ein Teil der Fälle erfasst und aufgeklärt

werden konnte. Diesen ist großer Dank zu schulden. Herr
Finanzminister Schäfer, bei Ihnen liegt aber die politische
Verantwortung. Führungsaufgabe ist die weitere Aufarbei-
tung dieser Fälle.

(Beifall SPD)

Es stimmt, dass wir durch den Finanzplatz Frankfurt am
Main viele solcher Fallkonstellationen gerade in Hessen
haben. Wenn Sie sich aber anschauen, wie Bayern oder
Nordrhein-Westfalen – damals unter sozialdemokratischer
Verantwortung – diesen Fällen erfolgreich nachgestiegen
sind, dann muss man sagen: Davon kann man sich eine
Scheibe abschneiden.

(Beifall SPD)

Ich muss Ihnen deutlich sagen: Mit unseren Berichtsanträ-
gen haben wir Sie doch erst zum Jagen getragen. Wir ha-
ben mehrfach im Haushaltsausschuss, aber auch im
Rechtsausschuss mittels verschiedener Berichtsanträge
nachgefasst und gefragt, wie der Sachstand ist. An den
Zahlen, die Sie in den Ausschüssen präsentieren mussten,
sieht man, dass gerade im Bereich der Cum-Cum-Fallge-
staltung – darauf richtete sich der letzte Berichtsantrag, den
Sie beantworten mussten – noch einiges an strafrechtlicher
Aufarbeitung zu tun ist. Sie mussten antworten, dass im
Rahmen der strafrechtlichen Aufarbeitung von Cum-Cum-
Geschäften gerade einmal zehn Verfahren abgeschlossen
wurden. Bei den Cum-Ex-Geschäften sind 32 Steuerfälle
bekannt; im Bereich der Cum-Cum-Geschäfte sind 14
Steuerpflichtige ermittelt worden. Man sieht: Da gibt es
noch eine Menge zu tun.

(Beifall SPD)

Deshalb stellen wir konkrete Forderungen. Der Einsatz
professioneller Ermittlerinnen und Ermittler muss verstärkt
werden. Wir brauchen professionelle Prüfungsteams, Prü-
fungsschwerpunkte, die Durchsetzung von Bestimmungen
betreffend die Haftung und Inanspruchnahme der Banken
sowie eine Offenlegung von Cum-Ex-Geschäfte bei Ban-
ken, bei denen kein Einbehalt von Kapitalertragsteuer auf
Dividendenkompensationszahlungen erfolgt ist.

Auch im politischen und staatlichen Bereich müssen wir
einiges nachjustieren. Wir müssen die Effektivität der Ar-
beit der Steuerbehörden durch den Einsatz zusätzlichen
kompetenten Personals erhöhen. Wir brauchen eine noch
intensivere Zusammenarbeit der Steuer- und der Finanzbe-
hörden, nicht nur national, sondern auch international, eine
Meldepflicht von Steuersparmodellen für Behörden, den
Schutz von Whistleblowern, die Möglichkeit des Lizenz-
entzugs, um Finanzinstitute von solchen Geschäften abzu-
halten, und eine Meldepflicht bei verdächtigen Geschäften
und Steuergestaltungsmodellen.

Vizepräsident Frank Lortz:

Frau Kollegin Hofmann, Sie müssen zum Schluss kom-
men.

Heike Hofmann (Weiterstadt) (SPD):

Meine Damen und Herren, wir sind stolz auf die Ermittler
und Steuerfahnder, die schon viel erreicht haben, aber wir
fordern Sie von der Regierung auf, auch die restlichen
Hausaufgaben noch zu erledigen. Das sind wir den Bürge-
rinnen und Bürgern, die ehrlich ihre Steuern zahlen, im
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Sinne der Steuergerechtigkeit schuldig, und dürfen nicht
die davonkommen lassen, die in großem Stil Steuern hin-
terziehen.

(Beifall SPD und vereinzelt DIE LINKE)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Kollegin Hofmann. – Das Wort hat Frau
Abg. Dahlke, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Miriam Dahlke (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr verehrte Damen und
Herren! Gestern haben wir in erster Lesung den Haushalts-
entwurf für das Jahr 2020 besprochen. Aus grüner Sicht ist
dieser Entwurf sehr gut aufgestellt und geeignet, die Her-
ausforderungen der kommenden Jahre zu bewältigen. Ganz
besonders erwähnen möchte ich hier und heute noch ein-
mal die insgesamt 900 Millionen €, die für den Klima-
schutzplan, für Energieeffizienz, für eine CO2-neutrale
Landesverwaltung sowie für einen gesunden und starken
Wald bis 2023 bereitgestellt werden sollen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und CDU)

Solides, nachhaltiges Haushalten ist eine Voraussetzung für
zukunftsfähige Politik. Das betrifft selbstverständlich nicht
nur die Art und Weise, wie das Geld ausgegeben wird. Um
die öffentlichen Aufgaben zu finanzieren, sind stabile Ein-
nahmen erforderlich, die von allen nach ihrer Leistungsfä-
higkeit erbracht werden müssen. Das ist das Ziel einer ge-
rechten Steuerpolitik, und die große Mehrheit der hessi-
schen Bürgerinnen und Bürger sowie der Unternehmen be-
teiligt sich hieran mit ihren ehrlichen Beiträgen. Nur so
lassen sich Schulen betreiben, Schienen- und Radwege
bauen und Polizeibeamtinnen und Polizeibeamte bezahlen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und CDU)

Im Gegensatz dazu haben zwischen 2001 und 2016 Akti-
enhändler bei den Cum-Ex- und den Cum-Cum-Geschäf-
ten Löcher im Steuerrecht genutzt und dem Staat damit
Milliarden Euro gestohlen. Es gab und gibt immer noch
Berichte, die in diesem Zusammenhang von „Steuertricks“
sprechen, davon, wie der Staat „ausgetrickst“ wurde. „Aus-
tricksen“ ist für mich hier der falsche Begriff; denn der
Schaden, der dadurch allein in Hessen entstanden ist, be-
ziffert sich auf ungefähr 1,3 Milliarden €. Dieses Geld fehlt
der Gesellschaft, fehlt dem Staat. Sich nur einmal gezahlte
Steuern mehrfach zurückerstatten zu lassen, bedeutet nicht,
dass man Gesetzeslücken geschickt ausnutzt, sondern ist
einfach illegal und kriminell. Wer kriminell handelt, muss
strafrechtlich dafür belangt werden. Da stimme ich meinen
beiden Vorrednerinnen ausdrücklich zu.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und CDU)

Die hessischen Finanzbehörden waren die ersten, die in
Deutschland gegen die betrügerischen Cum-Ex- und Cum-
Cum-Fälle vorgegangen sind, und das tun sie selbstver-
ständlich auch weiterhin.

Das Thema ist sehr umfangreich und sehr komplex, und es
sind sehr viele Personen und Institutionen involviert. Die
Täter haben leider hochkarätige Berater an ihrer Seite.
Deswegen sind die Ermittlungen und Verfahren langwierig
und mühsam, und eine gründliche Aufklärung dauert lan-

ge. Sie ist aber notwendig, um einen riesigen Steuerscha-
den für die Menschen in unserem Land abzuwenden.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und CDU)

Bis heute – so auch der Titel dieser Aktuellen Stunde – hat
Hessen so schon 1,5 Milliarden € gesichert, die der Ge-
meinschaft wieder zur Verfügung stehen. Das war durch
den Einsatz spezieller Ermittlungsgruppen aus erfahrenen
Steuerfahnderinnen und -fahndern sowie Bankenprüfungs-
spezialistinnen und -spezialisten möglich, die zusammen
mit der Generalstaatsanwaltschaft Frankfurt und in Koope-
ration mit anderen Ländern den Betrug aufgedeckt haben.
Ich möchte die Gelegenheit nutzen – wie das auch meine
Vorrednerinnen und Vorredner getan haben –, mich aus
dem Landtag bei diesen Ermittlerinnen und Ermittlern im
Sinne der Menschen in Hessen zu bedanken, die ehrlich ih-
re Steuern zahlen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU und
vereinzelt SPD)

Dass die hessische Steuerverwaltung im Kampf für mehr
Steuergerechtigkeit sehr gut aufgestellt ist, zeigt sich auch
daran, dass sie federführend für alle Bundesländer in Zu-
sammenarbeit mit dem BKA die Panama Papers und ande-
re Leaks auswertet. Die Auswertung dauert auch hier noch
an, aber es konnten schon über 350.000 Dokumente mit
Daten zu Offshorefirmen an inländische und an internatio-
nale Steuerbehörden weitergeleitet werden.

Da schließt sich der Kreis zum Haushaltsentwurf 2020;
denn darin sind nicht nur zusätzliche Investitionen zur wei-
teren Verbesserung der IT-Ausstattung der Steuerverwal-
tung und zum Umgang mit der Grundsteuer vorgesehen,
sondern wir schaffen auch die Voraussetzungen dafür, er-
neut 800 Finanzanwärterinnen und -anwärter zur Nach-
wuchssicherung und für noch mehr Steuergerechtigkeit in
Hessen einzustellen. Das nenne ich gut angelegtes Geld. –
Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und CDU)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Kollegin Dahlke. – Nächster Redner ist Kol-
lege Jan Schalauske für die Fraktion DIE LINKE.

Jan Schalauske (DIE LINKE):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Es mag Sie
vielleicht verwundern, aber ich möchte zwei Äußerungen
meiner Vorrednerinnen ausdrücklich unterstreichen. Zum
Ersten handelt es sich bei den hier und heute zu diskutie-
renden Geschäften um den größten Steuerraub in der Ge-
schichte. In Europa sind 55 Milliarden € gestohlen worden.
Der Schaden durch kriminelle Machenschaften, die der
Allgemeinheit in Deutschland massiv geschadet haben, be-
trägt mindestens 32 Milliarden €.

(Beifall DIE LINKE und vereinzelt SPD)

Das Zweite ist die Empörung über die Skrupellosigkeit der
Kriminellen, die diese Taten zu verantworten haben. Zitat:

Wer ein Problem damit hat, dass wegen unserer Ar-
beit weniger Kindergärten gebaut werden – da ist die
Tür.
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Dieses Zitat ist heute schon vorgetragen worden. Ich will
es noch einmal nennen; denn es macht einen fassungslos,
wie ein Zeuge aus dem inneren Kreis der Cum-Ex-Betrü-
ger vor nur wenigen Tagen vor Gericht die Skrupellosig-
keit dieser Machenschaften in aller Öffentlichkeit beschrie-
ben hat und wie üble Gangster die Allgemeinheit systema-
tisch ausgeraubt haben.

Zur Wahrheit gehört aber auch – vielleicht hört bei einem
Teil von Ihnen die Gemeinsamkeit jetzt auf –: Diese Abzo-
cke ist nicht nur eine Geschichte krimineller Machenschaf-
ten von Finanzjongleuren und Banken, sondern auch ein
Lehrstück über das Versagen deutscher Finanzminister. Der
Steuerbetrug durch Cum-Ex-Geschäfte war der Politik jah-
relang bekannt, ohne dass die Verantwortlichen einge-
schritten sind.

In einem Schreiben aus dem Jahr 2002 wies der Banken-
verband das Bundesfinanzministerium auf die Gefahren
der Cum-Ex-Praxis hin, vor allem weil ein Haftungsrisiko
für Banken ausgeschlossen werden sollte. Aber erst fünf
Jahre später reagierte die Politik und übernahm dann aus-
gerechnet den Formulierungsvorschlag des Bankenver-
bands für ein neues Gesetz.

Was passierte? Das Schlupfloch wurde nicht geschlossen;
es sah fortan nur anders aus. Wenn sich jetzt ein hessischer
Finanzminister hierhin stellt und erklärt, was für einen Er-
folg seine Steuerverwaltung hatte, gehört zur Wahrheit
auch, dass es die Steuerverwaltung hier mit den Aufräum-
arbeiten in der Folge eines politisch von der CDU, aber
eben auch von der SPD zu verantwortenden Steuerskandals
zu tun hat.

(Beifall DIE LINKE)

Ohne dass das Bundesfinanzministerium jahrelang wegge-
sehen hätte, wäre dieser größte Steuerraub in der Geschich-
te nämlich nicht möglich gewesen. So gesehen ist der jetzi-
ge Erfolg der Steuerverwaltung nichts anderes als die Auf-
arbeitung von Fehlentscheidungen einer Politik, die leider
bis heute mit der Finanzbranche verbandelt ist.

Dabei will ich ganz deutlich machen: Ich bin fest davon
überzeugt – wenn die Opposition in der Sache kritisch
nachfragt, sind andere Bemerkungen völlig fehl am
Platz –, dass die Beamtinnen und Beamten, die mit dem
Cum-Ex-Skandal beschäftigt sind, ihr Möglichstes tun, um
dafür zu sorgen, dass die ehrlichen Steuerzahler am Ende
nicht die Dummen sind. Dafür gebühren ihnen unser aller
Dank, unsere Anerkennung und unser Respekt.

(Beifall DIE LINKE)

Allerdings heißt das nicht, dass man nicht dafür sein kann,
dass die Menschen in der Steuerverwaltung personell und
materiell noch besser unterstützt werden. Dass der Finanz-
minister im letzten Jahr die Schaffung von 50 zusätzlichen
Stellen in der Steuerfahndung angekündigt hat, ist nicht
falsch. Aber stellen Sie sich doch einmal die Unternehmen
vor, die ihren Sitz in den Frankfurter Bankentürmen haben.
Ich befürchte, dass ihre Macht noch immer so viel größer
ist, dass sie mit ihren finanzstarken Rechtsabteilungen lei-
der auch die hessische Steuerverwaltung leicht in die
Schranken weisen können. Deswegen müssen wir die Steu-
erverwaltung personell und finanziell deutlich besser aus-
statten.

(Beifall DIE LINKE)

Aber die Konsequenzen aus Cum-Ex, Cum-Cum, Cum-
Fake, und wie sie alle heißen, können nicht nur wohlfeile
Aktuelle Stunden im Hessischen Landtag sein. Wir brau-
chen mehr Personal für die Steuerverwaltung, mehr Spe-
zialisten und auch eine stärkere bundesweite Koordinie-
rung, die zentral sein muss. Mein wichtigster Punkt ist –
das wird bei Cum-Ex wirklich exemplarisch –: Diejenigen,
die solche Geschäfte machen und mit krimineller Energie
die Allgemeinheit betrügen, müssen endlich hart und un-
missverständlich bestraft werden: Schluss mit dem Weggu-
cken, harte Strafen für Steuerkriminelle.

(Beifall DIE LINKE)

Eine Bank, die in solche Geschäfte verwickelt ist, muss ih-
re Lizenz verlieren. Es darf nicht sein, dass man mit einem
solchen Geschäftsmodell die Allgemeinheit um Milliarden
Euro betrügen kann.

Abschließend will ich sagen – meine Redezeit ist zu En-
de –: Die hessische CDU – so pfeifen es die Spatzen von
den Dächern – hat in Sachen Steuerkriminalität und deren
konsequenter Bekämpfung noch immer einiges aufzuarbei-
ten. Deswegen gilt mein Dank nicht unbedingt der Hessi-
schen Landesregierung, sondern vor allem denjenigen, die
in der Steuerverwaltung ihre Arbeit machen. – Vielen
Dank.

(Beifall DIE LINKE – Zuruf Holger Bellino (CDU))

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Kollege Schalauske. – Das Wort hat der Abg.
Bernd-Erich Vohl, AfD-Fraktion.

Bernd-Erich Vohl (AfD):

Sehr geehrter Landtagspräsident, meine Damen und Herren
Abgeordneten! Nach Schätzungen haben Cum-Ex- und
Cum-Cum-Geschäfte den deutschen Steuerzahler in den
letzten beiden Jahrzehnten mindestens 31,8 Milliarden €
gekostet. Genau wie meine Vorredner möchte ich betonen,
das ist der größte Finanzskandal in der deutschen Ge-
schichte. Wenngleich es bereits in den Neunzigerjahren
von der Börsenaufsicht in Hessen Meldungen über illegale
Vorgänge gab, musste noch sehr viel Zeit ins Land gehen,
bis diese betrügerischen Geschäfte Gegenstand von Ermitt-
lungsverfahren wurden. Warum das so lange dauerte, dar-
über kann sich jeder hier seine Gedanken machen.

Nach langem Anlauf konnten nun auch in Hessen mit der
Sicherung von 1,5 Milliarden € erste Erfolge erzielt wer-
den. Wir als AfD-Fraktion beglückwünschen die hessi-
schen Steuerfahnder zu diesem beträchtlichen Erfolg. 1,5
Milliarden € sind in der Tat kein Pappenstiel. Im Vergleich
zu dem gesamten Schaden aber, der, wie gesagt, laut Mel-
dungen bei 31,8 Milliarden € liegt, sammeln wir hier bis-
lang nur die Krumen auf. Es sollte nun jede Anstrengung
unternommen werden, um dies zu ändern. Die dubiosen
Geschäfte sind restlos aufzudecken, die Beteiligten sind zu
identifizieren, und zu Unrecht beantragte und gegebenen-
falls bereits gewährte Steuererstattungen sind zurückzufor-
dern.

Herr Finanzminister, wie Sie selbst erklärt haben, gestalten
sich die Ermittlungen aufgrund der Komplexität und der
Vielzahl der zu prüfenden Einzeltransaktionen sehr auf-
wendig. Die Bemühungen, hier auch vor dem Hintergrund
gegebenenfalls ablaufender Verjährungsfristen so schnell
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wie möglich für Klarheit zu sorgen, scheinen zumindest im
Hinblick auf die Mannstärke von 40 eingesetzten Fahndern
sehr begrenzt zu sein.

(Beifall AfD)

Dies ist zugegebenermaßen ein wenig verwunderlich. Nor-
malerweise nutzt ein Finanzminister nur zu gerne jede ihm
gegebene Möglichkeit, die Löcher in seinem Haushalt –
Löcher sind das herausstechendste Merkmal Ihres Haus-
haltsentwurfs – zu schließen. Herr Finanzminister, wenn
man sich angesichts des unglaublichen Erfolgs dieser 40
Fahnder einmal ausmalt, wie viel mehr Mittel von bei-
spielsweise 160 Fahndern in diesem Bereich theoretisch
hätten gesichert werden können, stellt sich die Frage, war-
um Sie hier nicht prioritär Stellen aufbauen. Es sieht so
aus, als würden Sie sich im Jahr 2020 bei der Personalent-
wicklung der Steuerfahndung weitgehend auf die Nach-
wuchssicherung beschränken.

Im Jahr 2018 haben Sie in diesem Bereich 50 zusätzliche
Stellen geschaffen. Wenn ich Ihr Informationsmaterial
richtig lese, wollen Sie diese Stellen mitunter dazu nutzen,
Arbeit in den ländlichen Raum zu bringen. Ob diese Beam-
ten fernab der Finanzzentren den mit Cum-Cum- und
Cum-Ex-Geschäften befassten Ermittlungsgruppen zuge-
teilt wurden, sagen Sie leider nicht.

Woran konnte es liegen, dass hier keine klare Aufstockung
erfolgte? Am ausbleibenden Erfolg der Ermittlungen kann
es jedenfalls nicht liegen. Bricht man die 1,5 Milliarden €
auf die Zahl der eingesetzten Beamten herunter, könnte
man pro Kopf auf einen Ermittlungserfolg von 37,5 Millio-
nen € kommen. Das ist eine Vielzahl dessen, was uns ein
Steuerfahnder in seiner gesamten Dienstzeit inklusive der
Versorgungsansprüche kostet. Nun stellen Sie sich bitte
vor, wir hätten die vierfache Zahl von Ermittlern zur Verfü-
gung und könnten statt 1,5 Milliarden € gegebenenfalls
6 Milliarden € für das Gemeinwesen zurückgewinnen.

Vielleicht ist die fehlende Ambition aber auch den perso-
nalen Verflechtungen zwischen Ministerien und der Ban-
kenlobby, von denen allenthalben zu lesen ist, geschuldet.
Wir wollen uns nicht an den Spekulationen beteiligen, blei-
ben aber ob der augenscheinlichen Untätigkeit in den letz-
ten zwei Dekaden ungläubig zurück.

Zusammenfassend ist zu sagen, dass die unternommenen
Anstrengungen, wenngleich sie leider sehr spät kommen
und nur als völlig unzureichend beschrieben werden kön-
nen, grundsätzlich zu begrüßen sind. Herr Finanzminister,
stocken Sie die mit dem Dividendenstripping befassten Er-
mittlungsgruppen auf. 1,5 Milliarden € sind ein Anfang,
nicht mehr und nicht weniger. – Vielen Dank für Ihre Auf-
merksamkeit.

(Beifall AfD)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Kollege Vohl. – Das Wort hat die Frau Abg.
Schardt-Sauer, FDP-Fraktion.

Marion Schardt-Sauer (Freie Demokraten):

Sehr geehrter Herr Präsident, werte Kolleginnen und Kol-
legen! Man könnte bei diesen Themen der Aktuellen Stun-
den fast vermuten, dass es der Regierungskoalition biswei-
len an der Fantasie mangelt, um sich Themen für Aktuelle

Stunden auszudenken. Gott sei Dank gibt es das sehr krea-
tive und umtriebige Finanzministerium, das einiges macht.
Keine Woche vergeht ohne Pressemitteilung und Presse-
konferenz. Neulich strahlte er mich schon im Kino an. Bei
Ideenarmut kann man gut auf diese Meldungen zurückgrei-
fen und macht eine eigene Aktuelle Stunde dazu.

(Beifall Freie Demokraten)

Es ist auch egal, ob andere Fraktionen – in diesem Fall die
SPD-Fraktion – das Thema sehr intensiv im Ausschuss be-
ackert haben, umfänglich und fundiert. Das geht ja nicht.
Dazu muss das Finanzministerium auch noch eine Presse-
meldung machen, und darüber hinaus muss man auch noch
eine Aktuelle Stunde machen.

Es ist nicht so – das möchte ich als Vorspann schon einmal
sagen –, als hätten wir uns hier im Hessischen Landtag
oder in den Ausschüssen mit dem Thema bisher nicht be-
fasst. Nach der letzten Sitzung am 23. Oktober hat der
Haushaltsausschuss einiges an Informationen geliefert. Wir
können weitermachen – fundiert, abseits der PR des Fi-
nanzministeriums und der Aktuellen Stunden.

Ich will zu der Thematik gleich zu Beginn meiner Ausfüh-
rungen für die Freien Demokraten feststellen: Steuerkrimi-
nalität ist eine Straftat. Dazu gehören aggressive Steuerver-
meidungsstrategien. Da gilt es, mit aller Härte des Rechts-
staates reinzugrätschen. Das ist eine Selbstverständlichkeit.

(Beifall Freie Demokraten und vereinzelt SPD)

Wir Freie Demokraten unterstützen die Anstrengungen
Hessens, die sogenannten Cum-Ex- und Cum-Cum-Metho-
den lückenlos aufzuklären. Das ist eine tolle Arbeit. Und es
ist eine Herausforderung, gutes Personal dafür zu finden,
das in diese wirklich schwierige Thematik einsteigt und
das mit Erfolg macht. Da müssen in aller Konsequenz so-
wohl bei den Steuerprüfungen als auch bei den Steuerstraf-
verfahren unrechtmäßig vorenthaltene Steuern – denn das
ist es ja – eingetrieben werden.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, dazu gehören aber
auch die Verfolgungsbehörden. Da möchte ich einmal all-
gemein sprechen. Dazu gehört auch die Justiz, die ein
wichtiges Scharnier ist, wie man jetzt in Bonn sieht, wo so-
zusagen ein ganzes Haus der Gerichtsbarkeit aufgrund der
Thematik stillsteht und wo vorbildlich gearbeitet wird. Da
können sich die beiden Ministerien noch ein bisschen ab-
schauen, wie das in Bonn betrieben wird. Das ist effizien-
ter Rechtsstaat. Das ist energisches Durchgreifen. Das Bild
müssen wir vermitteln, dass die Bürgerinnen und Bürger
den Eindruck haben, dass es gerecht zugeht und der Staat
durchgreift.

(Beifall Freie Demokraten und SPD)

Aber das ist doch eigentlich eine Selbstverständlichkeit in
unserem Land. Jetzt komme ich wieder zu dem Punkt:
Warum muss man das immer loben?

Ich habe eben versucht, die Verschwörungstheorie der AfD
zu verstehen. Es ist mir nicht gelungen. Ich möchte einmal
an den Begriff der Steuergerechtigkeit aus der Pressemel-
dung der CDU anknüpfen, verehrte Kollegen von der AfD.
Ich sage das im Zusammenhang mit der Frage, was denn
die Aufgabe des Rechtsstaats ist. – Ja, die Aufgabe ist,
Straftaten in diesem Bereich zu ahnden und in aller Konse-
quenz das Geld wieder einzutreiben.
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Das sollte übrigens nicht der Kernbereich und die solideste
Einnahmequelle sein, Frau Dahlke, um grüne Projekte zu
finanzieren.

(Beifall Freie Demokraten und AfD)

Wir gehen erst einmal davon aus, dass Betriebe sich im
Regelfall steuerkonform verhalten. Ich hatte ein bisschen
den Eindruck, als würden Sie fast hoffen, dass die Men-
schen Steuern hinterziehen, die man wieder eintreiben
kann, sodass man dann grüne Projekte damit finanzieren
kann. Nein.

(Beifall Freie Demokraten, vereinzelt SPD und AfD
– Zuruf Michael Boddenberg (CDU))

Kernaufgabe der Steuerverwaltung – das geht noch einmal
in die Richtung der AfD, aber auch der CDU und vielleicht
als Ansporn an die PR-Abteilung des Finanzministeriums –
sind die ganz normalen Bürgerinnen und Bürger, der kleine
Handwerksbetrieb, der Selbstständige, der ganz normal
redlich seine Steuern zahlt, eine Steuererklärung abgibt
und ehrfürchtig auf die Antwort des Staates wartet.

Da stellt sich die Frage der Leistungsfähigkeit der hessi-
schen Steuerverwaltung. Deshalb vielleicht als Anreiz für
eine Aktuelle Stunde in einem Jahr, verehrte Kolleginnen
und Kollegen der CDU: Leider ist Hessen auf dem vorletz-
ten Platz im bundesweiten Ranking. Hessen ist nicht vorn.
Es krabbelt sich nach vorn vom vorletzten Platz. Wie ge-
sagt, das wäre der Ansporn für den Finanzminister.

Vizepräsidentin Karin Müller:

Sie müssten bitte zum Schluss kommen, Frau Abgeordne-
te.

Marion Schardt-Sauer (Freie Demokraten):

Da geht es um das Geld der Bürgerinnen und Bürger. Da
können wir Ansporn schaffen. Darauf sollte der Fokus lie-
gen, oder die GRÜNEN machen dazu dann eine Erfolgs-
meldung in der Aktuellen Stunde. – Vielen Dank für Ihre
Aufmerksamkeit.

(Beifall Freie Demokraten)

Vizepräsidentin Karin Müller:

Vielen Dank. – Als Nächster hat Herr Staatsminister Dr.
Schäfer das Wort.

Dr. Thomas Schäfer, Minister der Finanzen:

Verehrte Frau Präsidentin, meine lieben Kolleginnen und
Kollegen!

(René Rock (Freie Demokraten): Die Krawatte ge-
fällt mir!)

– Mir auch. Deshalb habe ich sie angezogen. Ich kann Ih-
nen auch noch eine leihen; denn Ihre fehlt heute. Das ist an
der Stelle auch möglich.

(Heiterkeit – René Rock (Freie Demokraten): Ich
leihe sie mir mal!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich bin sehr
dankbar, dass die Gelegenheit besteht, heute Morgen in ei-
ner Aktuelle Stunde die Fragestellungen rund um Steuer-

kriminalität und ihre Bekämpfung in diesem Hohen Hause
zu diskutieren. Ich bin auch dankbar dafür, dass jedenfalls
in den Formulierungen der Kolleginnen und Kollegen die
Dankbarkeit gegenüber denjenigen, die in der Praxis an der
Front jeden Tag damit beschäftigt sind, Konsens ist.

Es gab auch einmal eine Zeit, in der das nicht so war. Das
hat die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Steuerverwal-
tung sehr getroffen, Frau Hofmann. Das war in der Zeit, als
der mögliche künftige SPD-Vorsitzende noch die künstleri-
sche Oberleitung über die Steuerverwaltung in Nordrhein-
Westfalen hatte.

Dort haben sie immer den Versuch unternommen, die glän-
zenden Leistungen von dessen Steuerverwaltung so hoch-
zuheben und die der hessischen Steuerverwaltung kleinzu-
reden, sodass mir meine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
immer gesagt haben: Was machen die da eigentlich? Wir
haben denen erklärt, wie man es machen muss, und dann
stellen die sich dahin und erklären, sie könnten es besser. –
Das war ein Teil des Problems. Deshalb habe ich mich im
Ausschuss gerade dagegen immer nachdrücklich verwahrt.
Dabei bleibt es auch.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Wortmeldung Heike Hofmann (Weiterstadt) (SPD))

– Ich glaube, in der Aktuellen Stunde gibt es keine Zwi-
schenfragen.

Vizepräsidentin Karin Müller:

Lassen Sie eine Frage zu?

Dr. Thomas Schäfer, Minister der Finanzen:

Ja, gerne, sehr gerne. Wenn es mir nicht von der Redezeit
abgeht, dann immer.

Heike Hofmann (Weiterstadt) (SPD):

Herr Finanzminister, ist es nicht so, dass Sie im Haushalts-
ausschuss das falsche Bild gestellt haben, dass wir poli-
tisch etwas gegen die Ermittler und Steuerfahnder sagen
wollten? Sie haben dieses falsche Bild im Ausschuss ge-
stellt. Darum ist es uns wichtig, dass das ein Bild ist, das
Sie gestellt haben. Das stammt meiner Erinnerung nach aus
dem Haushaltsausschuss. Das haben wir auch von Anfang
an scharf zurückgewiesen.

Dr. Thomas Schäfer, Minister der Finanzen:

Frau Hofmann, ich bin dankbar, dass Sie die Gelegenheit
nehmen, das, was bei mir von Ihrer Kommunikation ange-
kommen ist, geradezurücken. Aber das ist eben nicht nur
bei mir so angekommen, sondern auch bei den Betroffe-
nen. Insofern sind wir uns einig. Wir haben eine herausra-
gende hessische Steuerverwaltung. Sie hat nämlich im Jahr
2009 diese Geschäfte aufgedeckt. Davon profitieren bis
heute andere Finanzverwaltungen – von der Expertise und
von dem Erfolg der Kolleginnen und Kollegen, die beson-
ders in Frankfurt daran arbeiten. Darauf haben wir alle ge-
meinsam Anlass, so glaube ich, stolz zu sein.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich glaube, die Entwicklung, insbesondere des letzten hal-
ben Jahres, zeigt noch einmal eindrucksvoll, wie leistungs-

1856 Hessischer Landtag · 20. Wahlperiode · 25. Sitzung · 31. Oktober 2019



fähig gearbeitet wird. Die SPD hat einen Berichtsantrag
eingebracht, der aus dem August datierte. Dann war die
Priorisierung der Sozialdemokraten in der Bearbeitung so,
dass wir es drei Sitzungen im Haushaltsausschuss gescho-
ben haben. In der Zwischenzeit ist die über Cum-Ex reali-
sierte zusätzliche Steuersumme von 770 auf 970 Millio-
nen € – innerhalb von drei Monaten – gestiegen. Deshalb
war ich dankbar für die Verschiebung. Denn dann konnte
ich diesen weiteren Erfolg auch noch berichten.

Gleichzeitig sind durch die Haftungsinanspruchnahme von
Banken – denn dann, wenn beim eigentlich Steuerpflichti-
gen nichts zu holen ist, werden die Banken in Anspruch
genommen – auch 100 Millionen € eingetrieben worden.
Die Zahl wurde in dieser Zeit verdoppelt. Wir haben bei
Cum-Cum mittlerweile 700 Millionen €, die für den Steu-
erzahler gesichert worden sind.

Dieser Prozess wird weitergehen. Er wird mit der gleichen
Akribie und mit der gleichen Entschlossenheit fortgesetzt,
wie wir gemeinsam mit dem Bundeskriminalamt die Pana-
ma Papers auswerten. Deshalb bin ich wiederum ein Stück
weit stolz auf Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, dass deren
Arbeitskapazität und deren Arbeitsfähigkeit aus Sicht des
Bundeskriminalamts geeignet war, zentral für Deutschland
und auch zentral für Europa – denn die Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter des BKA sind die einzigen in Europa, die
im Besitz der Papiere sind – dort die Dinge auszuwerten,
um zu helfen, Steuerkriminellen, aber vor allem auch der
internationalen Großkriminalität auf die Spur zu kommen.
Darauf, dass wir da mitwirken können, bin ich stolz, und
ich glaube, wir haben Anlass, das gemeinsam zu sein.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Davon profitieren wir alle. Denn die Erkenntnisse, die wir
dort aus dem Auswerten enorm großer Datenmengen ge-
winnen, führen jetzt dazu, dass wir in Kooperation mit der
Hochschule in Kassel einen Studiengang im Hinblick auf
die Möglichkeiten des Einsetzens künstlicher Intelligenz
gerade beim Bewältigen solch großer Datenmengen in
staatlichen Auswerteprozessen installieren. Wir profitieren
also wechselseitig – nicht nur das BKA, nicht nur der Steu-
erzahler, sondern auch die Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter der Finanzverwaltung.

So nimmt es nicht wunder, dass die Steuerfahndung in
Hessen jedes Jahr zwischen 200 und 300 Millionen € steu-
erliches Mehrergebnis generiert und die Betriebsprüferin-
nen und Betriebsprüfer schwankend, aber immer so zwi-
schen 1,3 und 2 Milliarden € jedes Jahr zusätzlich durch
ihre Arbeit für die Verwendungszwecke, die Sie gemein-
schaftlich im Landtag beschließen, sichern. Dafür einmal
Danke zu sagen ist allemal eine Aktuelle Stunde wert. –
Herzlichen Dank.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Karin Müller:

Vielen Dank. Trotz Frage perfekt in der Redezeit geblie-
ben. – Mir liegen jetzt keine weiteren Wortmeldungen vor.
Damit ist die Aktuelle Stunde der CDU-Fraktion abgehal-
ten.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 64:

Antrag Aktuelle Stunde
Fraktion der AfD
Susanne Schröter, Professor Hans Joachim M., Thomas
de Maizière: Meinungsfreiheit in Gefahr
– Drucks. 20/1449 –

Als Erster hat sich der Abg. Lambrou zu Wort gemeldet.
Bitte schön.

Robert Lambrou (AfD):

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Kollegen, sehr
geehrte Zuschauer! Die „FAZ“ titelte am Montag:

Viele Deutsche trauen sich nicht mehr, zu sagen, was
sie denken. Demonstranten verhindern Auftritte von
Politikern. Ist die Meinungsfreiheit in Gefahr?

Man könnte seine Meinung zu bestimmten Themen nicht
oder nur mit Vorsicht frei äußern, sagten 78 % der Deut-
schen jüngst in einer Allensbach-Umfrage. Gut zwei Drit-
tel äußerten sich Mitte Oktober bei einer Sachsen-Umfrage
von Infratest dimap entsprechend. 30 Jahre nach Mauerfall
stellt sich für viele Menschen die Frage nach Meinungs-
freiheit deutlicher denn je.

(Beifall AfD)

Es verwundert nicht, dass die Irritation über offensichtliche
Eingriffe in die Meinungsfreiheit und unfaire Behandlung
oppositioneller Gruppen in den ostdeutschen Bundeslän-
dern aufgrund der dort überwundenen Diktatur besonders
groß ist. Die Wahlerfolge der AfD im Osten sind kein Zu-
fall.

(Beifall AfD)

Ich erwähne einmal stellvertretend für viele Ereignisse in
Deutschland der letzten Monate drei Situationen: erstens
die wütenden Proteste gegen die Kopftuchkonferenz von
Prof. Susanne Schröter im Mai an der Uni Frankfurt, zwei-
tens die kürzlich abgesagte Veranstaltung an der Uni Ham-
burg mit dem FDP-Politiker Christian Lindner, drittens die
massive Blockade der Vorlesung von Prof. Lucke an der
Uni Hamburg in den vergangenen Tagen.

Bundespräsident Steinmeier und Bundesbildungsministerin
Karliczek stärkten den Betroffenen zwar erfreulich klar
den Rücken, warnten aber auch vor den Gefahren für die
Meinungsfreiheit und einer Verengung des politischen Dis-
kurses.

(Beifall AfD)

Was muss man sich in Hessen eigentlich zuschulden kom-
men lassen, um seinen Job zu verlieren? – Wenn man in
der Film- und Theaterwelt arbeitet und ein Mittagessen mit
dem falschen Politiker einnimmt. Schnell war jedenfalls
der von der CDU 2015 eingestellte Leiter der hessischen
Filmförderung, Prof. Mendig, seinen Job los. Mittlerweile
trifft die Meinungsintoleranz in Deutschland auch die
CDU.

(Beifall AfD)

Vergangenen Montag wurde die Lesung von Thomas de
Maizière, ehemaliger CDU-Bundesinnenminister, in Göt-
tingen von einer aggressiven Gruppe linker Pöbler,
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(Michael Boddenberg (CDU): Der braucht Ihre Un-
terstützung nicht!)

darunter auch Aktivisten der Klimabewegung „Fridays for
Future“, blockiert und verhindert.

(Zuruf Michael Boddenberg (CDU))

Ich bin der Meinung, dass diese Entwicklung zu einem gu-
ten Teil durch die massive Ausgrenzung der AfD in den
vergangenen sechs Jahren verstärkt wurde.

(Beifall AfD)

Der Umgang mit der AfD bleibt nicht ohne Auswirkungen
auf unsere Gesellschaft und auch auf die Meinungsfreiheit.
Die AfD wird negativ dargestellt und diffamiert. Die bür-
gerlichen Mitglieder werden in den gleichen Topf mit radi-
kalen Einzelfällen geschmissen.

(Janine Wissler (DIE LINKE): Herr Höcke ist auch
ein radikaler Einzelfall!)

Die AfD wird als unwählbar dargestellt. Menschen aus der
bürgerlichen Mitte sollen davon abgehalten werden, die
Partei zu wählen oder Mitglied zu werden.

(Zurufe DIE LINKE)

Das Ganze hat Methode, meine Damen und Herren. Es ist
der Versuch, eine Partei zu stoppen, ihre Ideen und Fragen,
ihre Vorschläge und Analysen

(Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Welche denn?)

nicht ernsthaft diskutieren zu müssen, auch, indem in vie-
len Medien möglichst nicht darüber berichtet wird.

(Zuruf Janine Wissler (DIE LINKE))

Wenn doch, dann möglichst negativ.

(Beifall AfD)

Zum Beispiel war kürzlich in der ZDF-Kindersendung „lo-
go!“ ein Videoclip zur Ablehnung der AfD durch die eta-
blierten Parteien zu sehen.

Da die AfD Wahlerfolge erzielt, wie in Sachsen, Branden-
burg und Thüringen, wird versucht, die AfD als Mutter al-
len Übels darzustellen, als Ursprung aller Hassparolen,

(Zuruf J. Michael Müller (Lahn-Dill) (CDU))

als Ursache von rechtsradikalem Hass, als Grundlage für
wachsenden Antisemitismus,

(Zuruf: Stimmt doch!)

als Nährboden für gewaltbereite Rechtsextreme.

(Zurufe)

Die AfD ist dies alles nicht.

(Beifall AfD)

Sie ist eine demokratische Partei und durch Wahlen demo-
kratisch legitimiert,

(Anhaltende Zurufe)

mit vielen um die Zukunft unseres Landes besorgten, ernst-
haften und seriösen Mitgliedern. Ihr Verhalten gegenüber
der AfD macht uns ratlos.

(Zurufe)

Um die Demokratie zu stärken, ist ein ganz anderer Um-
gang notwendig. Es gilt, die demokratischen Verhaltens-
weisen und Strukturen zu stärken,

(Beifall AfD)

die Demokratie lebendig zu erhalten, und zwar auch in ei-
nem vernünftigen sachorientierten Diskurs.

(Hartmut Honka (CDU): Sagen Sie etwas zu Hö-
cke!)

Wenn wir unsere Demokratie stark machen wollen, müssen
wir sie vorleben für unsere Kinder und Jugendlichen.

(Beifall AfD – Zuruf Nancy Faeser (SPD))

Ich frage Sie: Was lernen unsere Kinder und Jugendlichen
eigentlich seit sechs Jahren durch den Umgang der eta-
blierten Parteien mit der AfD? – Ausgrenzen, totschwei-
gen,

(Janine Wissler (DIE LINKE): Totschweigen!)

stören, diffamieren, stigmatisieren. Ist es das, was wir un-
seren Kindern und Jugendlichen als demokratisches Han-
deln beibringen wollen?

(Beifall AfD)

Entschuldigung, das kann es aber doch wohl nicht sein.

(Beifall AfD – Nancy Faeser (SPD): Das ist Ihr Auf-
tritt hier! Was soll das?)

Woher kommen eigentlich die teilweise intoleranten und
totalitären Verhaltensweisen von vielen jugendlichen De-
monstranten, z. B. bei „Fridays for Future“ und in vielen
anderen Gruppen? Sehen Sie da keinen Zusammenhang?

Vizepräsidentin Karin Müller:

Herr Abg. Lambrou, Sie müssten zum Schluss kommen.

Robert Lambrou (AfD):

Das liegt an der Intoleranz, die zunehmend auch andere ge-
sellschaftliche Gruppen trifft, z. B. nun auch FDP und
CDU. Hören Sie endlich auf, die AfD auszugrenzen, die
35.000 AfD-Mitglieder und die über 6 Millionen AfD-
Wähler. Sie gefährden mit dieser „Der Zweck heiligt die
Mittel“-Vorgehensweise die Meinungsfreiheit in diesem
Land. Falls Sie es noch nicht gemerkt haben: Sie schwä-
chen damit auch die Demokratie.

(Beifall AfD – Zuruf SPD: Heuchelei!)

Vizepräsidentin Karin Müller:

Vielen Dank. – Als Nächste hat sich die Abg. Wissler von
der Fraktion DIE LINKE zu Wort gemeldet.

Janine Wissler (DIE LINKE):

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Die AfD hat
eine Aktuelle Stunde zum Thema Meinungsfreiheit bean-
tragt. Zum Anfang eine Klarstellung: Das Grundgesetz
schützt die Meinungsfreiheit als elementares Grundrecht
und Schutzrecht der Bürgerinnen und Bürger gegenüber
dem Staat. Es schützt nicht vor Widerspruch. Und es hat
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auch nicht die Intention, etwa Abgeordnete vor Protest zu
schützen.

(Lebhafter Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SPD)

Ausgerechnet die AfD beklagt die angeblich mangelnde
Meinungsfreiheit. Die AfD, deren Spitzenkandidat Höcke
einem ZDF-Journalisten mit Konsequenzen droht, weil
ihm seine Fragen nicht passen. Deren Parteivorsitzender
Meuthen das durch junge Menschen wahrgenommene De-
monstrationsrecht bei „Fridays for Future“ als „politischen
Kindesmissbrauch“ bezeichnet.

(Zuruf AfD: Ist es doch!)

Deren Parteivorsitzender Gauland sich im ARD-Sommer-
interview weigert, sich Zuschauerfragen zu stellen. Der
gleiche Gauland hat sich übrigens am Montag darüber be-
schwert, dass ihm die Meinungsfreiheit zu weit gehe, wenn
Richter bestätigten, dass man Höcke „Faschist“ nennen
dürfe. – War es nicht die AfD, die vor Kurzem hier im
Landtag eine Aktuelle Stunde beantragt hat, um das Ergeb-
nis einer demokratischen Wahl an der TU Darmstadt zu
problematisieren, weil Ihnen die politische Ausrichtung der
Präsidentin nicht gepasst hat?

(Lebhafter Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SPD – Zuruf Dr. Frank Grobe (AfD))

Sie haben hier gefordert, dass der Frankfurter Oberbürger-
meister als Aufsichtsratsvorsitzender der Messe Frankfurt
zurücktreten müsse, weil er es wagte, anlässlich der IAA
drei kritische Sätze zur Automobilindustrie zu verlieren.
Da gilt nicht: Das wird man ja wohl mal sagen dürfen.

(Zurufe AfD)

Sie reden von der Freiheit der Wissenschaft und Kultur, Sie
verteufeln in Anfragen die Gender-Forschung an Hoch-
schulen und Kultureinrichtungen, deren Programm Ihnen
nicht deutsch genug ist. Da sorgen Sie sich im Ausschuss
um die deutsche Kultur und beklagen, dass in hessischen
Kulturzentren afrikanisches Trommeln und das Spielen des
Didgeridoo gelehrt wird.

Ihre Einstellung zu Grundrechten, zu Meinungs-, Presse-
und Versammlungsfreiheit ist äußerst selektiv, um es ein-
mal ganz vorsichtig zu sagen, meine Damen und Herren.

(Lebhafter Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SPD)

Heute mokieren Sie sich darüber, dass Studierende einen
Auftritt von Thomas de Maizière an der Uni Göttingen ge-
stört haben. Als im Bundestagswahlkampf immer wieder
Veranstaltungen von Angela Merkel durch Pegida- und
AfD-Anhänger gestört wurden, weil während ihrer Auftrit-
te ununterbrochen gegrölt, „Volksverräter“ dazwischenge-
brüllt und sie mit Tomaten beworfen wurde, da hatte die
AfD überhaupt kein Problem, dass diese Veranstaltung von
ihren eigenen Leuten gestört wurde.

(Lebhafter Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SPD)

Heute beklagen Sie die Entlassung des Chefs der hessi-
schen Filmförderung, der sich öffentlichkeitswirksam mit
AfD-Chef Meuthen getroffen hat, als Anschlag auf die
Meinungsfreiheit. Die Landesregierung sei ihrer Fürsorge-
pflicht nicht nachgekommen, schreiben Sie in Ihrem An-
trag, den wir später noch beraten.

(Robert Lambrou (AfD): Darüber werden wir noch
reden!)

Kleiner Hinweis, weil Ihnen die Bewahrung der deutschen
Sprache ja so wichtig ist:

(Robert Lambrou (AfD): Ja!)

„Fürsorge“ schreibt man nicht mit h. Mit Sorge um den
Führer hat das nämlich nichts zu tun.

(Heiterkeit und Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN und SPD)

Es ist doch die AfD, die allerorts finanzielle und personelle
Konsequenzen für Kultureinrichtungen fordert, die ihr
nicht passen.

Ihre Parteifreunde in Sachsen-Anhalt forderten die Entlas-
sung eines Opernintendanten, weil zu viel Willkommens-
propaganda auf dem Spielplan stünde.

In Berlin haben Sie gefordert, die Leiterin eines Theaters
wegen Verletzung des politischen Neutralitätsgebots zu er-
mahnen, weil das Theater im Programmheft zu einer Insze-
nierung über eine Partei geschrieben hatte, die mit auslän-
derfeindlichen Parolen Erfolg hat.

Die Berliner AfD-Fraktion wollte mittlerweile dem Fried-
richstadtpalast, dem Maxim-Gorki-Theater und dem Deut-
schen Theater die Mittel kürzen, weil ihr entweder der
Spielplan oder die politische Ausrichtung der Intendanten
nicht passte.

(Zuruf DIE LINKE: Hört, hört!)

Dass ausgerechnet die AfD die Meinungsfreiheit vor sich
herträgt, ist absurd, meine Damen und Herren.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SPD – Robert Lambrou (AfD): Sie haben nicht
zugehört! Ich habe es ausgeführt!)

Seit dieser Woche wissen wir, dass man bei Auftritten von
Frau Weidel am besten nicht mehr husten sollte, um nicht
Gefahr zu laufen, brachial vom Saalschutz entfernt zu wer-
den.

Die Politik der AfD ist ein Anschlag auf die Meinungsfrei-
heit.

(Beifall DIE LINKE, SPD und vereinzelt BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Sie fahren eine reißerische Kampagne, die Mehrheit der
Deutschen würde sich nicht trauen, ihre Meinung zu sagen.
Das ist eine völlige Perversion der Meinungsfreiheit als
Freiheit von Widerspruch. Sie haben kein Recht auf keinen
Widerspruch,

(Robert Lambrou (AfD): Das bestreitet auch keiner!
Es geht um etwas ganz anderes!

sondern Sie haben heftigsten Widerspruch für Ihre Positio-
nen verdient.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SPD – Zurufe AfD)

Ihr vermeintlicher Einsatz für die Meinungsfreiheit ist in
Wirklichkeit der Versuch, die Meinungshoheit zu erlangen.
Sie wollen das Sagbare immer weiter nach rechts verschie-
ben, und Sie wollen Widerspruch dagegen diskreditieren.
Sie predigen Meinungsfreiheit, und Sie wollen Zensur.

(Robert Lambrou (AfD): Das stimmt nicht!)
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Sie fabulieren vom links-grünen Mainstream, und Sie in-
szenieren sich als Opfer. Dabei sind Sie es, die in dieser
Gesellschaft Hass und Rassismus säen.

(Lebhafter Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SPD – Robert Lambrou (AfD): Wir
werden seit sechs Jahren ausgegrenzt!)

Menschen wie Höcke stehen nicht für Meinungsfreiheit.
Menschen wie Höcke stehen in der Tradition des Bücher-
verbrennens. Dem werden wir immer laut widersprechen.
Ihren Positionen muss laut widersprochen werden. Das hat
mit Meinungsfreiheit überhaupt nichts zu tun.

(Anhaltender Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN, SPD und vereinzelt CDU – Robert
Lambrou (AfD): Widerspruch ist nicht das Problem!
– Stephan Grüger (SPD): Da hätte die CDU einmal
mitklatschen können! – Gegenruf DIE LINKE: Herr
Boddenberg hat geklatscht! Ich habe es gesehen!)

Vizepräsidentin Karin Müller:

Als Nächster hat sich der Abg. Schauder von der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zu Wort gemeldet.

Lukas Schauder (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Die Gedanken sind frei, 
Wer kann sie erraten? 
Sie rauschen vorbei 
Wie nächtliche Schatten. 
Kein Mensch kann sie wissen, 
Kein Jäger sie schießen. 
Es bleibet dabei: 
Die Gedanken sind frei.

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine lieben Kolleginnen
und Kollegen! Als Sophie Scholl dieses wunderschöne
Lied im August 1942 vor der Gefängnismauer ihres inhaf-
tierten Vaters spielte, erforderte das Heldenmut. Die Zeiten
ändern sich glücklicherweise. Heute nämlich dürfen wir
unsere Meinung in Wort, Schrift und Bild frei äußern. Das
garantiert uns das Grundgesetz in Art. 5 Abs. 1. Das er-
möglicht uns die gesellschaftliche Debatte über die klügs-
ten Lösungen und ist damit überhaupt die Voraussetzung
für unsere Demokratie. Die Meinungsfreiheit zu schützen
und zu verteidigen, ist deshalb unser aller Aufgabe.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU, SPD
und DIE LINKE)

Allzu oft wird es vergessen. Ich muss sagen, wirklich be-
greiflich ist dieses Grundrecht für mich selbst auch erst ge-
wesen, als ich ein autoritäres Land bereist und an einem
Projekt in China teilgenommen habe. Weil dort Menschen
Interviews abbrachen, als man auf politische Themen zu
sprechen kam, weil sich einer unserer Reiseführer davor
fürchtete, das Tian'anmen-Massaker zu besprechen, weil
die Schere im Kopf offensichtlich und omnipräsent war,
war ich wirklich erleichtert, als ich wieder in Deutschland
landete.

Deswegen möchte ich auch besonders genau dahin schau-
en, wo die Meinungsfreiheit in Deutschland heute bedroht
zu sein scheint, und auch über die Beispiele sprechen, die
Sie angesprochen haben.

Wenn Demonstranten einen Vortrag von Thomas de Mai-
zière verhindern, ist das falsch. Das ist verfassungsfeind-
lich und darf nicht wieder passieren.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU, SPD
und Robert Lambrou (AfD))

Das Recht auf Meinungsfreiheit umfasst ausdrücklich auch
den Gegenprotest, aber es umfasst nicht, mittels Nötigung
andere vom Äußern ihrer Meinung abzuhalten.

Aber andere Sachverhalte haben Sie bewusst falsch darge-
stellt, z. B. den Sachverhalt Mendig. Herr Mendig hat offe-
ne Fragen nicht beantwortet, Kritik ignoriert und damit ei-
nen erheblichen Vertrauensverlust herbeigeführt.

(Robert Lambrou (AfD): Was hat er sich überhaupt
zuschulden kommen lassen? Ein privates Mittages-
sen?)

Seine Abberufung war deswegen ein völlig normaler Vor-
gang und eine logische Entscheidung eines verantwor-
tungsvollen Aufsichtsrats.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU und
SPD – Zurufe AfD)

Frau Schröter, Leiterin des Forschungszentrums Globaler
Islam, vertritt einige kontroverse Positionen, ihre Veran-
staltungen haben aber stattgefunden – und wurden von
Protest begleitet. Ihre Meinung und die Gegenmeinung
fanden ein öffentliches Forum.

(Robert Lambrou (AfD): Unsere Veranstaltungen
werden auch oft genug blockiert und verhindert!)

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, genau das ist
Ausdruck der Meinungsfreiheit und des demokratischen
Streits. Damit scheinen Sie aber ein erhebliches Problem
zu haben.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD, DIE
LINKE und vereinzelt CDU)

Herr Lambrou, Ihre Beispiele passen vorn und hinten nicht
zusammen. Da liegt der Verdacht schon nahe, dass es Ih-
nen überhaupt nicht um die Meinungsfreiheit geht, sondern
um etwas total anderes.

(Robert Lambrou (AfD): Doch, geht es! Ich darf Sie
beruhigen!)

Sonnenklar wird diese Vermutung, wenn man sich einmal
anschaut, was Sie alles nicht angesprochen haben.

(Robert Lambrou (AfD): Ich hatte nur fünf Minu-
ten!)

Nach einer Umfrage des Hessischen Rundfunks sind An-
feindungen und Drohungen gegen Bürgermeisterinnen und
Bürgermeister mittlerweile Alltag.

(Janine Wissler (DIE LINKE): Ja, allerdings!)

Jede und jeder Fünfte von ihnen hat deswegen schon dar-
über nachgedacht, das Amt aufzugeben. Vor allem Kom-
munalpolitikerinnen und Kommunalpolitiker, die sich für
eine humane Politik und für die Aufnahme von Flüchtlin-
gen einsetzen, stehen im Feuer Ihrer Leute, jeden Tag. Das,
meine lieben Kolleginnen und Kollegen, ist eine ernsthafte
Gefahr für unsere Demokratie.

(Lebhafter Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
CDU, SPD und DIE LINKE – Robert Lambrou
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(AfD): Auch AfD-Politiker werden angegriffen! –
Weitere Zurufe AfD)

Organisierte Troll-Armeen überhäufen in den sozialen Me-
dien vor allem Feministinnen und Aktivisten und Aktivis-
tinnen gegen Rassismus mit Hasskommentaren und wollen
sie einschüchtern, organisiert, aus dem Dunstkreis Ihrer
Partei. Teile Ihrer Fraktion sind sogar Mitglieder in solchen
Gruppen, die das organisieren. Das ist ein Angriff auf un-
sere Demokratie.

(Lebhafter Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD, DIE LINKE und vereinzelt CDU – Zurufe
AfD)

Dem SPD-Bundestagsabgeordneten Roth wollte die AfD
per Abmahnung die Meinung verbieten. Herr Gauland sag-
te in dieser Woche auf der Bundespressekonferenz, die
Meinungsfreiheit gehe ihm zu weit.

(Janine Wissler (DIE LINKE): Ja!)

Herr Höcke, den man laut Gerichtsurteil – ich betone: auf-
grund einer nachprüfbaren Tatsachengrundlage – als Fa-
schisten bezeichnen darf – ich meine, als Faschist bezeich-
nen muss –, hat kürzlich ein Interview abgebrochen und
den Journalisten massiv bedroht, weil ihm die Meinung
nicht gefallen hat. Das ist eine üble Gefahr für unsere De-
mokratie, meine lieben Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU, SPD
und DIE LINKE – Zurufe AfD)

Wenn sich die AfD hier im Parlament als Hüterin der Mei-
nungsfreiheit aufspielt, dann macht sich der Bock zum
Gärtner. Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, dahinter
steht eine ganz perfide Strategie.

(Robert Lambrou (AfD): Nehmen Sie mich doch
einfach einmal ernst mit dem, was ich gesagt habe!)

– Herr Lambrou, eines muss man auch einmal sagen. Sie
reden hier lange über Meinungsfreiheit, und dann kommen
aus Ihrer Fraktion Widersprüche auf Widersprüche auf Ge-
genprotest. Sie lassen mich doch kaum zu Wort kommen.

(Robert Lambrou (AfD): Ich habe gerade gelernt,
Widersprüche gehören zur Demokratie!)

Herr Lambrou, im Grunde genommen müssen Sie sich bei
Ihren Kolleginnen und Kollegen bedanken. Mit all den
Zwischenrufen haben sie Ihre Rede wirklich ad absurdum
geführt.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU, SPD
und DIE LINKE)

Ein letzter Satz noch, Frau Präsidentin. Ich weiß, die Zeit
wird knapp.

Vizepräsidentin Karin Müller:

Ein Satz.

Lukas Schauder (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Herr Lambrou, Sie haben offensichtlich die Schule des
Rechtsextremen Kubitschek besucht.

(Robert Lambrou (AfD): Nein, da war ich noch nie!)

Denn das, was Sie hier vorgespielt haben, das ist die Stra-
tegie der Selbstverharmlosung.

Aber ich möchte noch einen Satz von Herrn Chaplin in Er-
innerung rufen. Er sagte einmal, Diktatoren wollten die
Freiheit nur für sich, der Rest solle versklavt bleiben. –
Parallelen dafür darf jetzt jeder selbst suchen.

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, wir werden diese
Tatsachen immer weiter beim Wort nennen, und wir wer-
den uns die Meinungsfreiheit nicht verbieten lassen, son-
dern sie entschieden verteidigen. – Vielen Dank.

(Lebhafter Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
CDU, SPD und DIE LINKE – Robert Lambrou
(AfD): Das wollen wir auch!)

Vizepräsidentin Karin Müller:

Als Nächster hat sich der Abg. Grumbach von der SPD-
Fraktion zu Wort gemeldet.

Gernot Grumbach (SPD):

Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich fin-
de es spannend, wenn in einem Antrag eine Debatte über
Meinungsfreiheit angekündigt wird und dann ein Jammer-
lied über die Behandlung der AfD daraus wird. Das ist in
Deutschland nicht das zentrale Problem.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
DIE LINKE – Zuruf AfD)

Sie verstecken sich hinter einer Reihe von Veranstaltungen.
So haben Sie auch angefangen; das ist völlig richtig. Aller-
dings waren das genau 30 Sekunden Ihrer Redezeit.

Die Frage ist relativ einfach. Erstens. Die Meinungsfreiheit
in Deutschland ist fast unbegrenzt. Es gibt genau vier
Grenzen.

Grenze Nr. 1 ist Art. 1 des Grundgesetzes: die Menschen-
würde. Selbst da kann es sein, dass Richter sich verirren.
Ich will es hier sehr deutlich sagen. Wer der Meinung ist,
dass eine Frau, die Politikerin ist, als „Drecksfotze“ be-
zeichnet werden kann, der irrt sich, auch wenn er Richter
ist. Das widerspricht Art. 1.

(Allgemeiner lebhafter Beifall)

Die zweite Grenze ist Volksverhetzung. Wer Jagden auf
Migranten organisiert, verstößt gegen die Meinungsfrei-
heit. Jeder kennt die Chemnitzer Debatte. Auch an der
Stelle ist die Meinungsfreiheit eingeschränkt.

Die dritte Grenze ist der Angriff auf den Kernbestand der
Verfassung, und die vierte Grenze ist das Holocaust-Leug-
nen in Deutschland, weil unsere Geschichte uns eine Ei-
genlast auferlegt hat, die wir gemeinsam tragen werden.

Wenn ich mir dann anschaue, welche Beispiele Sie ange-
führt haben, will ich einfach sagen: Meinungsfreiheit heißt
nicht – das hat Frau Wissler auch schon gesagt –, dass nur
eine Meinung frei ist, nicht nur Ihre Meinung. Wenn die
Veranstaltung mit Herrn de Maizière – das ist ein Punkt –
verhindert wird, dann ist es falsch und wird von uns nicht
goutiert, zumal in der Veranstaltung Diskussion angeboten
war.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, AfD,
Freie Demokraten und vereinzelt CDU)

Aber damit es auch klar ist: Die Variante, dass Veranstal-
tungen, in denen es keine Diskussion geben soll, manch-
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mal auf Proteste stoßen und die Proteste in der Veranstal-
tung artikuliert werden, ist vom Grundrecht der Meinungs-
freiheit gedeckt, auch wenn es dem einen oder anderen
Veranstalter ziemlich schwerfällt.

Mit Verlaub, ich finde Ihr Klagelied so toll. Jeder in jeder
Partei hat mit solchen Veranstaltungen Erfahrung, weil das
der Umgang mit Politik in dieser Gesellschaft ist.

(Beifall Nancy Faeser (SPD))

Sie werden an der Stelle ein bisschen dafür sorgen müssen,
dass Sie nicht so tun, als seien Sie die Einzigen. Sie haben
alle Freiheit, zu sagen, was Sie wollen. Alle anderen haben
die Freiheit, Ihnen zu widersprechen, und es muss Ihnen
widersprochen werden.

(Beifall SPD, CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
Freie Demokraten und DIE LINKE)

Zu der Frage gehört auch: Sie sind für jeden Ihrer Sätze
verantwortlich. Wenn jemand vom Fliegenschiss der Ge-
schichte redet, dann muss er sich das zurechnen lassen,
egal welche Ausrede er sich ausdenkt.

(Beifall SPD, CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
Freie Demokraten und DIE LINKE – Zuruf Volker
Richter (AfD))

Mit Verlaub, die Veranstaltungen sind auch relativ klar.
Frau Schröter hat ihre Veranstaltung durchgeführt, und Sie
haben gesehen, wie Meinungsfreiheit in Deutschland ver-
teidigt wird. Das Präsidium und der AStA der Universität
Frankfurt haben gemeinsam erklärt, dass sie das nicht zu-
lassen werden, weil es der Demokratie widerspricht. Das
ist doch das Herzstück der Meinungsfreiheit.

(Robert Lambrou (AfD): Da musste die Uni lernen!
– Zuruf Dr. h.c. Jörg-Uwe Hahn (Freie Demokra-
ten))

Sie versuchen, das jetzt zu kritisieren, wo diejenigen, die
betroffen sind, selbst sagen: Wir sorgen dafür, dass in unse-
rer Institution freie Meinungsäußerung möglich ist.

Mit Verlaub, das Klagelied über die Journalisten. Machen
Sie einmal Folgendes: Nehmen Sie alle Parteien im Hessi-
schen Landtag, sammeln Sie alle Zeitungsartikel des letz-
ten halben Jahres. Wenn Sie dort nur Artikel finden, in de-
nen eine einzige Partei heruntergemacht wird, dann weiß
ich nicht, welche Zeitungen Sie lesen. Die Sozis haben Er-
fahrung darin, die CDU hat Erfahrung darin, die GRÜ-
NEN, die FDP, DIE LINKE. Wir haben alle Erfahrung da-
mit, dass gesagt wird, wir sind „Scheiße“. Manche Journa-
listen halten das für eine kluge Formulierung, andere ma-
chen es vielleicht etwas eleganter. – Das betrifft nicht allei-
ne die AfD.

(Nancy Faeser (SPD): So ist es!)

Dann streiten Sie bitte einmal darüber, wie politische De-
batten in Deutschland geführt werden. Dann werden Sie
ganz schnell dazu kommen, bestimmte Formen von Äuße-
rungen über andere Leute wie „links versifft“ und andere
endlich aus dem Sprachgebrauch zu schaffen; denn das ist
genau der Punkt, wo Sie sich unterscheiden.

(Lebhafter Beifall SPD, CDU, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und DIE LINKE)

Mit Verlaub, in Ihrer Sprache ist intolerant immer der, der
eine andere Meinung hat als Sie.

(Nancy Faeser (SPD): Genau! – Klaus Herrmann
(AfD): Das ist Quatsch, was Sie da erzählen!)

Das genau ist falsch. Toleranz besteht nicht darin, zu dul-
den, was ich sowieso meine, sondern Toleranz besteht dar-
in, das zu dulden, was ich nicht meine und was ich ertragen
muss, weil es eine demokratische Basis hat. So einfach ist
die Welt. – Danke.

(Beifall SPD, CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und DIE LINKE)

Vizepräsidentin Karin Müller:

Vielen Dank, Herr Abg. Grumbach. Ich will nur darauf
hinweisen, dass das Wort „Scheiße“ auch nicht unbedingt
parlamentarisch ist. Ich bitte, in Zukunft darauf zu verzich-
ten.

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Das war ein Zitat!
– Torsten Warnecke (SPD): „Links versifft“ ist auch
nicht parlamentarisch!)

– Ja. – Als Nächster hat sich Herr Abg. Dr. h.c. Hahn von
den Freien Demokraten zu Wort gemeldet.

Dr. h.c. Jörg-Uwe Hahn (Freie Demokraten):

Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Es ist
jetzt knapp zwölf Jahre her, dass ich als damaliger Frakti-
onsvorsitzender der FDP von diesem Pult aus eine neue
Fraktion begrüßt habe. Ich habe sie mit den Worten von
Voltaire begrüßt, die lauten: Ich bin vollkommen anderer
Auffassung als Sie, ich werde aber alles unternehmen, da-
mit Sie Ihre Meinung hier sagen können.

(Beifall Freie Demokraten und AfD)

Das war der Gruß der Liberalen, der Freien Demokraten,
an DIE LINKE.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, mir geht es heute
nicht um die Frage Gleichheit im Unrecht. Mir geht es
nicht darum, dass die linke Seite auf die rechte Seite haut
und die rechte Seite auf die linke Seite haut.

Merken Sie eigentlich, was Sie da kaputt machen, und
zwar sowohl die rechte Seite wie – sorry, Ihr Redebeitrag
war nicht besser – die linke?

(Beifall Freie Demokraten)

Wieso hauen wir ohne Sinn und Verstand wechselseitig auf
uns herum?

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es gibt keine
Gleichheit im Unrecht. Es muss sich jeder mit den Dingen
auseinandersetzen, die in seiner Truppe passieren.

(Zuruf Janine Wissler (DIE LINKE))

– Liebe Frau Wissler, ich habe gerade in einer Besucher-
gruppe in dieser Woche wieder gelernt, dass Sie, jedenfalls
DIE LINKE, das Wirtschaftssystem in Deutschland voll-
kommen verändern wollen. Meine sehr verehrten Damen
und Herren, das ist nicht staatstragend.

(Beifall Freie Demokraten und AfD – Hermann
Schaus (DIE LINKE): Das gehört auch zur Mei-
nungsfreiheit! – Zuruf Jan Schalauske (DIE LIN-
KE))
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Hier geht es nicht um die Meinungsfreiheit, sondern es
geht darum, dass Sie einmal aufpassen müssen, was Sie in-
haltlich tun. Aber ich komme jetzt auf Voltaire zurück.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, hier sind Namen genannt
worden, auf die überhaupt keiner eingegangen ist oder nur
ganz schnell. Hier steht: Susanne Schröter, Herr Prof. Hans
Joachim M. – wir diskutieren nachher noch darüber; Mat-
thias Büger wird das für uns Liberale tun – und Thomas de
Maizière. Ich will dazu noch die Namen setzen: Christian
Lindner

(Robert Lambrou (AfD): Richtig!)

und Herr Lucke.

(Robert Lambrou (AfD): Richtig!)

Meine sehr verehrten Kollegen von der AfD, ziehen Sie
sich endlich einmal diesen Anzug aus, es ginge um Sie. Ich
finde, dieser Anzug passt Ihnen überhaupt nicht. Er ist Ih-
nen viel zu groß.

(Beifall Freie Demokraten)

Es geht vielmehr um ein Klima in dieser Gesellschaft. Es
geht um ein Klima in unseren Universitäten.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, übrigens schöne
Grüße an die, die in den letzten drei Jahren in Amerika wa-
ren. Ich war es. Ich habe eine amerikanische Universität
besucht. Mann, Mann, Mann, Mann, was da die Meinungs-
diktatur ist. – Ich will das in Deutschland nicht.

(Beifall Freie Demokraten und AfD)

Wir Freie Demokraten wollen das in Deutschland nicht. Es
ist falsch, was hier gesagt worden ist. Lieber Herr Kollege
Grumbach, ich habe selten mit Ihnen so übereingestimmt,
aber bei dem ersten Termin Schröter waren der AStA und
das gesamte Linksbündnis an meiner Universität dagegen,
dass der Chef der Gewerkschaft der Polizei, Herr Wendt,
zu Frau Schröter in ein Seminar kommt. Alle waren dage-
gen. Das ist ein Eingriff in die Wissenschaft. Das ist ein
Eingriff in die Hochschulfreiheit. Meine sehr verehrten Da-
men und Herren, wehret den Anfängen.

(Beifall Freie Demokraten und AfD)

Wir können das bei uns nicht erlauben. – Ich verstehe auch
nicht, warum da kein anderer klatscht. Ich verstehe nicht,
warum da nicht wenigstens die Schwarzen und die GRÜ-
NEN klatschen, die Sozialdemokraten sowieso.

(Beifall Freie Demokraten und AfD)

Das muss euch doch wehtun, was an Universitäten pas-
siert. Lesen Sie heute bitte die „FAZ“, nicht weil die ir-
gendeinen Geburtstag hat, sondern weil sie in zwei Berich-
ten, jeweils im ersten Buch – Sie müssen gar nicht ins
Feuilleton hinein; darin bin ich auch selten, das gebe ich
zu –, beschreibt: „Notfalls mit der Polizei“. Da wird be-
richtet über die Versuche eines Professors, der fünf Jahre
lang Mitglied des Europäischen Parlaments war, wieder
seinen Beruf aufzunehmen, wie das bisher gescheitert ist.

Das wurde nicht von einem Bösen, sondern von einem Ge-
nossen von euch geschrieben. Es ist Mathias Brodkorb. Er
war Wissenschaftsminister und Finanzminister in Meck-
lenburg-Vorpommern. Ich zitiere jetzt nicht das, was sozi-
aldemokratischen Jungs und Mädels in den Mund gelegt
wurde. Lesen Sie es bitte selbst. Dann merken Sie: Das ist

die Intoleranz, die wir an den Hochschulen in Deutschland
nicht haben wollen.

(Beifall Freie Demokraten und AfD)

Um das ein bisschen zu befrieden, wurde vorgeschlagen,
dass es die Vorlesungen des Herrn Lucke in digitaler Vari-
ante geben solle. Das sei ein Mittel zur Deeskalation. –
Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen, wo leben
wir denn eigentlich? Ist das die Freiheit der Wissenschaft,
die wir wollen?

(Beifall Freie Demokraten und AfD)

Ist das die geistige Auseinandersetzung, die wir haben wol-
len?

Frau Präsidentin, ich habe die Uhr im Blick. Zum Schluss
möchte ich einen Professor zitieren. Es ist mein Partei-
freund Karl-Heinz Paqué, der Vorsitzende des Vorstandes
der Friedrich-Naumann-Stiftung für die Freiheit. Er
schrieb:

Eine Universität ist doch gerade der Raum kontro-
verser, kritischer und kultivierter Debatte. Wo, wenn
nicht in der Universität, muss es Platz geben für die
Präsentation und Diskussion unterschiedlicher Zu-
kunftsentwürfe?

Dem fügen wir FDPler im Hessischen Landtag nichts hin-
zu. – Vielen herzlichen Dank.

(Beifall Freie Demokraten und AfD)

Vizepräsidentin Karin Müller:

Vielen Dank. – Als Nächster hat sich Herr Abg. Banzer für
die CDU-Fraktion zu Wort gemeldet.

Jürgen Banzer (CDU):

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Ich glaube,
vieles, was heute zur Meinungsfreiheit gesagt wurde, kön-
nen wir unterschreiben. Der Artikel zur Meinungsfreiheit
ist übrigens einer der am schwierigsten zu interpretieren-
den. Dafür gibt es Gründe. Das haben wir heute auch wie-
der festgestellt. Trotzdem glaube ich, dass manche Dinge
nicht gehen.

Herrn de Maizière und Frau Schröter in einer Linie zusam-
men mit dem Aufsichtsratsbeschluss zu nennen, ist unzu-
lässig. Das eine ist der rechtsstaatliche Beschluss eines
Aufsichtsrats. Die beiden anderen Dinge sind rechtswidrig.
Ich kann aber rechtswidrige und rechtmäßige Dinge nicht
in eine Parallele bringen.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich vermute, dass das gerade Ihre Absicht war. Sie wollten
sich in diese Form des zu Unrecht so Behandelten einfü-
gen. Denn es gehört irgendwie zum Selbstverständnis der
Mitglieder der AfD, ständig verfolgt zu sein und ständig
das Gefühl zu haben, dass die politische Klasse – so wür-
den sie das nennen – sie verfolgt und ihnen Unrecht tut.
Das stimmt nicht.

(Zurufe AfD: Anschläge auf mein Haus! – Brennen-
de Autos! – Entlassungen! – Weitere Zurufe AfD)
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Vizepräsidentin Karin Müller:

Herr Banzer hat das Wort.

Jürgen Banzer (CDU):

Ich will Ihnen einmal vor Augen führen, was wir mit der
AfD im Hochtaunuskreis erlebt haben. Dort stand auf ein-
mal in dem Internetportal der AfD folgender Beitrag:

Bei uns bekannten Revolutionen wurden irgendwann
die Funkhäuser sowie die Presseverlage gestürmt
und die Mitarbeiter auf die Straße gezerrt. Darüber
sollten die Medienvertreter hierzulande einmal nach-
denken, …

Das hat zu erheblicher Unruhe geführt.

Vizepräsidentin Karin Müller:

Lassen Sie eine Frage zu?

(Jürgen Banzer (CDU): Ja, natürlich!)

Robert Lambrou (AfD):

Sehr geehrter Herr Kollege, ist Ihnen bekannt, dass sich
der Landesvorstand noch an demselben Tag schärfstens
von dem von Ihnen Zitierten distanziert hat? Die Personen
hatten den Beitrag auch schon verändert, und zwar so, dass
er nicht mehr beanstandet wurde, bevor die Berichterstat-
tung einsetzte. Denn sie hatten selbst realisiert, dass das
missverständlich ausgedrückt wurde.

(Janine Wissler (DIE LINKE): „Missverständlich“!
– Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Sind sie noch in der Partei?)

Es war keine Bedrohung beabsichtigt. Wissen Sie das? Das
gehört zu der Geschichte dazu.

Jürgen Banzer (CDU):

Das ist mir alles bekannt. Das wird auch gar nicht bestrit-
ten. Trotzdem ist das, was ich gesagt habe, Fakt.

Es hat sich auch herausgestellt, dass es dazu in der AfD
des Hochtaunuskreises unterschiedliche Meinungen gab.
Die Unruhe ist immer noch nicht ganz zur Ruhe gekom-
men. Das Problem ist halt wirklich: Wenn man bei solchen
Positionen zu hohe Ansprüche anmeldet, dann muss man
sich überlegen, ob man dem gerecht werden kann.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich will das gar nicht werten. Aber ich würde Ihnen drin-
gend raten, zu überlegen, ob das Positionen sind, bei denen
Sie gut beraten sind, in die Angriffslinie zu gehen. Ich
glaube, dass wir in Deutschland hinsichtlich der Meinungs-
freiheit keinen Nachholbedarf haben.

(Robert Lambrou (AfD): Die Meinungsumfragen sa-
gen etwas anderes!)

Ich habe das gelesen. Ich glaube, dass es für die deutsche
Kultur momentan eine Entwicklung gibt, die schwierig ist.
Ich denke, dass wir Deutsche im Umgang miteinander eine
besondere Distanz haben. Das sehen Sie schon daran: Bei
uns gibt es das Sie und das Du. Das gibt es nicht in jeder
Sprache. In Deutschland gibt es das.

Wenn Sie in die sozialen Medien schauen, merken Sie
schon, dass diese Distanz eigentlich nicht mehr gewahrt
wird. In der vermeintlichen Anonymität der sozialen Medi-
en werden andere Meinungen distanzlos angegangen.

Ich denke, wir müssen uns alle darüber Gedanken machen,
ob das richtig ist, ob wir nicht wirklich wieder diese Dis-
tanz, die in Deutschland ein bisschen Teil unserer Kultur
ist, etwas stärken sollten. Ich weiß es nicht. Aber ich würde
das dringend empfehlen. Ich glaube, das würde uns allen
guttun.

Ich habe den Eindruck, dass diese Distanzlosigkeit den
Menschen sehr viel Kummer macht. Die Meinungsumfra-
gen, die zitiert wurden, die alle wahr sind, haben etwas da-
mit zu tun, dass die Menschen das Gefühl haben, dass der
Schutz, der durch Formen der Distanz entsteht, nicht mehr
in angemessener Weise gewahrt ist. Ich glaube, wir Poli-
tiker sollten bei diesem Thema sensibel sein und sensibel
bleiben.

(Beifall CDU und Eva Goldbach (BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN))

Vizepräsidentin Karin Müller:

Sie müssen zum Schluss Ihrer Rede kommen.

Jürgen Banzer (CDU):

Ich bin damit am Schluss meiner Rede. Ich glaube, dass
die Meinungsfreiheit eines der elementaren Prinzipien un-
serer Demokratie ist. Ich glaube nicht, dass sie gefährdet
ist. Wir sollten aber sensibel mit der Meinungsfreiheit um-
gehen.

(Beifall CDU, vereinzelt BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und Robert Lambrou (AfD))

Vizepräsidentin Karin Müller:

Vielen Dank. – Für die Landesregierung spricht Staatsmi-
nisterin Dorn. Bitte schön.

Angela Dorn, Ministerin für Wissenschaft und Kunst:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und
Herren! Herr Dr. h.c. Hahn, ich möchte an Ihr Zitat am En-
de Ihrer Rede anschließen und das mit meinem Worten
ausdrücken. Unsere Hochschulen sind der Ort des Aus-
tauschs verschiedener Positionen. Dort gelten die Kraft des
besseren Arguments und die Überlegenheit der Vernunft
gegenüber dem bloßen Glauben. Der Streit über kontrover-
se Positionen gehört unbedingt dazu. Ganz wichtig ist: Die
Meinungsfreiheit umfasst keinen Anspruch darauf, dass
nicht einem widersprochen wird oder friedlich protestiert
wird.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und verein-
zelt CDU)

Aber ganz wichtig ist Folgendes: Angriffe oder Einschüch-
terungsversuche gegen vermeintlich unbequeme Politike-
rinnen und Politiker oder auch Professorinnen und Profes-
soren haben in den Hörsälen unserer Universitäten nichts
zu suchen.
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(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Freie Demo-
kraten und vereinzelt AfD)

Ich sage das mit einer ganz tiefen Überzeugung: Wohin es
führt, wenn die Ideologie über die Freiheit der Wissen-
schaft und über die Meinungsfreiheit gewinnt, haben wir in
einer der schlimmsten Zeiten, während der Zeit des Natio-
nalsozialismus, erlebt. Menschen wurden unter Zuhilfenah-
me der Rassentheorien systematisch vernichtet. Bücher,
und damit symbolisch alle kritischen Gedanken, wurden
verbrannt. Wir sollten nie vergessen, warum wir die Frei-
heit der Wissenschaft und die Meinungsfreiheit so fest in
unserem Grundgesetz verankert haben. Wir sollten nie ver-
gessen, warum die Grenzen der Meinungsfreiheit so klar
gesteckt wurden. Das betrifft Beleidigung, Hass, Bedro-
hung und demokratiefeindliche Propaganda.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, vereinzelt
SPD und DIE LINKE)

Gerade unsere deutsche Geschichte mahnt uns, die Vertei-
digung der Wissenschaftsfreiheit und Meinungsfreiheit
ganz nach oben zu setzen. Es ist für uns als Landesregie-
rung Auftrag, Verantwortung und Verpflichtung. Sie wer-
den an ein paar hessischen Beispielen merken, dass wir ge-
nau so gehandelt haben.

Wir nehmen einmal die Beispiele, die Sie in Ihrer Aktuel-
len Stunde genannt haben. Die Konferenz über die Frage
des Kopftuchs mit der Überschrift „Das islamische Kopf-
tuch – Symbol der Würde oder der Unterdrückung“ von
Frau Prof. Schröter hat die Landesregierung unterstützt –
genau deswegen, weil sie die Einordnung und Bewertung
des Kopftuchs aus verschiedenen Disziplinen der Wissen-
schaft beleuchtet hat –; mein Kollege Klose war Schirm-
herr. Gegen die Versuche der Unterbindung der Veranstal-
tung, gegen die Anfeindung von Frau Prof. Schröter gab es
breite Unterstützung vonseiten der Hochschule – es wurde
erwähnt von Herrn Kollegen Grumbach –, auch hier im
Parlament und auch von mir persönlich.

Ich möchte ein weiteres Beispiel nennen, wo ich es richtig
finde, dass die Meinungsfreiheit an der Hochschule vertei-
digt wurde. Es war im April dieses Jahres, da räumte die
Polizei das besetzte Audimax der Frankfurt University of
Applied Sciences, damit eine Diskussionsveranstaltungen
der verschiedenen Parteien im Europaparlament zum The-
ma Brexit stattfinden konnte. Der Protest hatte sich an der
Teilnahme von Jörg Meuthen, AfD, entzündet. Auch hier
gilt: Friedlicher Protest, Widerspruch: Ja, unbedingt. Aber
gleichzeitig müssen wir einen demokratischen Diskurs er-
möglichen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, vereinzelt
CDU und AfD)

Jetzt kommen wir zur Causa Mendig. Dieser Vorgang ist
bei diesem Thema „Meinungsfreiheit“ ganz fehl am Platz.
Nein, es ging im Aufsichtsrat nicht um die Bewertung, ob
sich Herr Mendig privat mit Herrn Meuthen treffen dürfe.
Jeder Mensch in diesem Land darf sich mit jedem privat
treffen. Es ging vielmehr um die Frage des Umgangs des
Geschäftsführers mit den Fragen und den Sorgen, die sich
die Filmschaffenden aufgrund der Veröffentlichung dieses
Fotos machten.

(Zuruf Robert Lambrou (AfD))

Angesichts der Äußerungen der AfD-Fraktion zum Thema
kritischer Kulturpolitik, zum Thema vielfältiger Filmförde-
rung sind diese Fragen sehr verständlich.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, ver-
einzelt SPD und DIE LINKE – Widerspruch Robert
Lambrou (AfD))

Meine Damen und Herren, wenn der Hauptkommunikator
auf diese Fragen keine Antwort bietet, die die Irritationen
und Sorgen zerschlägt, dann hat das nachteilige Auswir-
kungen – auf die Zusammenarbeit mit der Filmbranche,
auf den operativen Geschäftsbetrieb der Hessen Film und
Medien GmbH.

(Robert Lambrou (AfD): Was hat er denn gemacht?
Das war ein privates Mittagessen!)

Deswegen gab es einen einstimmigen Aufsichtsratsbe-
schluss, vor dem Hintergrund, einen Schaden für das
Image, für die wirtschaftlichen Aussichten des Filmlandes
Hessen abzuwenden. Hier hat der Aufsichtsrat verantwort-
lich gehandelt.

(Robert Lambrou (AfD): Man hätte auch eine andere
Entscheidung treffen können!)

Ihre Vermischung mit der Debatte um Meinungsfreiheit
mag für Sie taktisch von Nutzen sein. Aber inhaltlich ist
sie nicht zutreffend.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, ver-
einzelt SPD und DIE LINKE – Widerspruch Robert
Lambrou (AfD))

Wenn wir gerade bei der Taktik und der AfD sind: Wer
Meinungsfreiheit nur bei den eigenen Themen reklamiert,
zeigt sehr schnell, dass sie zur leeren Hülse verkommen
soll.

Vor wenigen Tagen hat in einer bemerkenswerten Offen-
heit Herr Alexander Gauland deutlich gemacht, dass Herr
Höcke in der Mitte der Partei stehe. Um ganz ehrlich zu
sein: Wenn Herr Höcke in der Mitte der Partei steht, möch-
te ich mir nicht vorstellen, wer rechts von ihm in der AfD
steht.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD,
Freie Demokraten und DIE LINKE)

Vizepräsidentin Karin Müller:

Frau Staatsministerin, ich darf Sie an die Redezeit erin-
nern.

Angela Dorn, Ministerin für Wissenschaft und Kunst:

Ich bin gleich am Ende. – Spannend für diese Debatte ist,
was Herr Gauland gesagt hat, als ein Journalist ihn fragte,
ob damit also ein Faschist in der Mitte der Partei stehe.
Herr Gauland hat geantwortet, dass ihm bei uns die Mei-
nungsfreiheit in manchen Dingen zu weit gehe. – Die echte
Meinungsfreiheit aber macht aus, dass sie nicht nur für die
Positionen gilt, denen man selbst etwas abgewinnen kann.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und DIE LINKE)

Vizepräsidentin Karin Müller:

Vielen Dank. – Damit ist die Aktuelle Stunde der AfD-
Fraktion abgehalten.
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Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 65:

Antrag Aktuelle Stunde
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Programme zur Integration von Geflüchteten zeigen
positive Wirkung für die Wirtschaft in Hessen
– Drucks. 20/1450 –

Als Erste hat sich die Abg. Kinkel zu Wort gemeldet.

Kaya Kinkel (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und
Herren! Ahmad ist 35 Jahre alt und vor vier Jahren nach
Deutschland geflüchtet. Er hat in Afghanistan englische
Literatur studiert und nach dem Studium dort unter ande-
rem in einem Ministerium gearbeitet. Dann wurde sein Le-
ben bedroht, und er musste seine Heimat verlassen. Im
Landkreis Darmstadt-Dieburg macht er jetzt eine Ausbil-
dung zum Kaufmann für Büromanagement und wird bald
seinen Abschluss machen.

Oder Rehane: Rehane stammt aus Afghanistan und ist mit
ihrer Familie in den Iran geflohen. Dort hat sie als Näherin
unter schwierigen Umständen eine Schneiderei aufgebaut.
2015 ist sie mit ihrem Mann nach Deutschland gekommen.
Hier wurde ihr Talent erkannt, und sie wurde an das Frank-
furter Unternehmen Stitch by Stitch vermittelt. Rehane hat
keinen Berufsschulabschluss, aber ihr Können – das merkt
man ja schnell bei einem Handwerk wie Nähen – ist auf
dem Niveau eines Meistertitels. Sie macht deshalb gerade
eine Ausbildung, damit sie auch formal die Qualifikation
hat, und im nächsten Jahr wird sie ihre Gesellenprüfung
ablegen.

Der Syrer Mohamad hat in seiner Heimat einen Bachelor
in Physik und einen Master in Strahlenschutz gemacht.
Dann musste er als Kritiker von Assad seine Heimat ver-
lassen. In Hessen hat er durch das Hessenfonds-Stipendi-
um eine Förderung für seine Promotion erhalten. Er steht
kurz vor dem Abschluss. Er spricht fließend Deutsch, er
hat eine Ausbildung zum Strahlentherapeuten und ist schon
jetzt eine Fachkraft, die in der hessischen Wirtschaft und in
der Forschung dringend benötigt wird.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und CDU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das waren nur drei Bei-
spiele, die zeigen, welche Bereicherung Geflüchtete für
uns Hessen und für die hessische Wirtschaft und For-
schung sind.

184.000 Fachkräfte fehlen laut IHK-Studie derzeit in hessi-
schen Betrieben. Das stellt die Betriebe vor große Heraus-
forderungen: Aufträge können nicht durchgeführt werden,
Mitarbeiter müssen erhebliche Mehrarbeit leisten, und
dringende Digitalisierungsprojekte beispielsweise müssen
auf die Zukunft verschoben werden, weil schlichtweg die
Leute dafür fehlen. Auf der anderen Seite sind in den ver-
gangenen Jahren viele Menschen nach Europa, nach
Deutschland und auch nach Hessen geflüchtet.

Sehen wir diese Menschen als Chance, als Bereicherung
für unsere Gesellschaft, als Chance gegen den demografi-
schen Wandel und als Chance gegen den Fachkräftemangel
in Unternehmen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und CDU –
Zuruf AfD: Nur für die Sozialsysteme!)

Deshalb bringt die Hessische Landesregierung beide Seiten
zusammen, z. B. über das Programm „Wirtschaft inte-
griert“, das teilnehmende Geflüchtete von der Berufsorien-
tierung bis zum Abschluss unterstützt und durchgängig mit
Sprach- und mit Lernförderung begleitet. Die Abschluss-
zahlen dieses Programms sprechen durchaus für sich: 85
Teilnehmer waren dieses Jahr in der Prüfung, von denen 58
diese Prüfung auch bestanden. Alles Menschen – das muss
man beachten –, die erst seit kurzer Zeit in Deutschland le-
ben. Ich finde, das ist eine beachtliche Zahl.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und CDU)

Die meisten von ihnen sind von ihren Ausbildungsbetrie-
ben übernommen worden. Sie arbeiten jetzt als Fachkraft
für Lagerlogistik, als Fertigungsmechaniker in der Indus-
trie, dem Handel oder dem Handwerk – also alles Bran-
chen, die von dem Fachkräftemangel betroffen sind, die
Schwierigkeiten haben, ihre offenen Ausbildungsstellen
oder ihre Stellen zu besetzen. Hier helfen die Programme
der Landesregierung.

(Zuruf AfD: Und was kostet das?)

Aber auch in der Gesundheitswirtschaft, in der Alten- und
Krankenpflege und in medizinischen Berufen ist es
schwierig, Fachkräfte zu finden. Deshalb gibt es über die
Programme „Sozialwirtschaft integriert“ und „Pflege in
Hessen integriert“ ebenso gute Unterstützungsangebote für
die Unternehmen aus der Sozialwirtschaft.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Handwerk, Mittelstand
und Großunternehmen suchen händeringend nach Fach-
kräften, während zahlreiche hoch motivierte Geflüchtete in
Hessen leben und nur darauf warten, in das Arbeitsleben in
Deutschland einzusteigen.

Mit Programmen wie „Wirtschaft integriert“, „Sozialwirt-
schaft integriert“ oder dem Hessenfonds-Stipendium helfen
wir, dieses enorme Potenzial abzurufen und so die Wettbe-
werbsfähigkeit der hessischen Unternehmen zu stärken und
den Geflüchteten eine Perspektive zu geben.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und CDU)

Verstehen wir Geflüchtete endlich als das, was sie sind:
dringend benötigte und geschätzte Kolleginnen und Kolle-
gen, die mit Talent, mit innovativen Ideen und Motivation
Hessens Wirtschaft nach vorne bringen können. – Vielen
Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und CDU)

Vizepräsidentin Karin Müller:

Vielen Dank. – Als Nächster hat sich der Abg. Richter von
der AfD-Fraktion zu Wort gemeldet.

Volker Richter (AfD):

Sehr verehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Bei der Rede eben hat mich etwas irri-
tiert: Geht es hier um Integration oder darum, Menschen zu
helfen? Oder geht es darum, Fachkräfte zu sammeln? Man
sollte vielleicht erst einmal aufschlüsseln, was Sie eigent-
lich möchten.

Der letzte Asylkonvent hat deutlich gemacht, dass sich vie-
le Teile der Gesellschaft tatsächlich größtmöglich bemü-
hen, Menschen aus anderen Ländern zu integrieren. Diesen
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zollen wir von der Alternative für Deutschland ebenso
höchsten Respekt wie den Migranten, die die Bereitschaft
aufbringen, sich in unserem Land integrieren zu wollen.

(Beifall AfD)

Integration ist in erster Linie eine Bringschuld derjenigen,
denen wir hier in unserem Land Schutz bieten.

(Beifall AfD)

Die Programme zur Integration von Geflüchteten zeigen
somit durchaus da positive Wirkungen, wo beide Seiten
den Willen zur Integration haben. Aber sie können leider
den größten Teil der Menschen nicht abdecken, die sich
ebenfalls in Deutschland integrieren müssten, aber diesen
Willen nicht haben, weil es kaum Anreize zur Integration
gibt.

(Beifall AfD)

Das größte Problem – das auch beim Asylkonvent tatsäch-
lich deutlich wurde – hierbei ist, dass viele Migranten im
Niedriglohnsektor arbeiten. Das, was für deutsche Mitar-
beiter als Ausbeutung und unzumutbar angesehen wird,
wird seitens der hessischen Regierung als Erfolg verkauft,
sobald es um Migranten geht.

(Beifall AfD)

Die Arbeit im Niedriglohnsektor, hier vor allem in der
Zeitarbeit, ist für viele Migranten der einzige Weg, sofort
mehr Geld zu verdienen als in einer langwierigen Ausbil-
dung. Diese Problematik ist uns Deutschen nicht unbe-
kannt, und sie hat immer dazu geführt, dass niedrig qualifi-
zierte Arbeitskräfte bei einem wirtschaftlichen Rückgang
die Ersten sind, die arbeitslos werden.

So durften wir beim Asylkonvent erfahren, dass aktuell die
Zeitarbeit um 30 % eingebrochen ist. Auf meine Rückfra-
ge, ob das nicht zu entsprechenden Frustrationen bei Mi-
granten führe, wurde mir geantwortet, dies sei derzeit nicht
bekannt. Dass wir bei einem weiteren wirtschaftlichen
Rückgang erhebliche Probleme zu bewältigen haben, weil
die Integrationsbemühungen von Migranten in der Wirt-
schaft nicht mehr nachgefragt werden, dürfte und sollte Ih-
nen klar werden.

(Beifall AfD)

Selbstverständlich wird dann die Erwartungshaltung vieler
Migranten in Deutschland enttäuscht. Wie wir damit umge-
hen, müssen wir, meine Damen und Herren, tatsächlich
parteiübergreifend diskutieren.

Die Hessische Landesregierung stellt natürlich gern die er-
folgreichen Migranten der Öffentlichkeit vor, die Ihnen ein
funktionierendes System suggerieren. Sie stellt aber nicht
die gescheiterten Integrationsbemühungen vor, und sie ver-
weigert sich den Faktoren, dass wir bei einer weiteren Auf-
nahme von Migranten die Situation verschärfen und sie bei
einem wirtschaftlichen Rückgang gar unmöglich machen.

(Beifall AfD)

Die Hoffnung, in Deutschland eine positive Zukunft für
sich und die eigene Familie zu finden, erfüllt sich für 59 %
der männlichen Migranten und für 87 % der weiblichen
Migranten nicht. Somit fällt ein sehr großer Teil der Men-
schen, die zu uns geflüchtet sind, in die sozialen Siche-
rungssysteme und erlebt eine Perspektivlosigkeit, die viele
überhaupt erst zu einer Migration gebracht hat. Unsere so-
zialen Sicherungssysteme wiederum werden bei einem

Rückgang wirtschaftlicher Leistung dergestalt stark belas-
tet, dass wir in Deutschland an unsere Grenzen kommen
und die positiven Bemühungen zur Integration von Ge-
flüchteten in die hessische Wirtschaft scheitern werden.

(Beifall AfD)

Dabei stehen wir gerade im Niedriglohnsektor vor einem
knallharten Wettbewerb, der gesellschaftliche Spannungen
hervorrufen wird. Wir gehen davon aus, dass Sie all dies
nicht erkennen. Sie bauen weiter auf die wirtschaftlichen
Leistungen der Vergangenheit in Deutschland und verken-
nen, dass der immer weiter fortschreitende Niedergang un-
serer Schlüsselindustrien – ohne einen neuen Aufbau
moderner Wirtschaftsstrukturen – in vollem Gange und
nicht mehr aufzuhalten ist.

(Beifall AfD)

Gleichzeitig sind handwerkliche Betriebe und inhaberge-
führte Firmen nicht mehr in der Lage, Nachfolger zu fin-
den, und müssen ihre traditionellen Geschäftsmodelle auf-
geben. Damit fällt zukünftig eine wirtschaftliche Basis
weg, die Deutschland lange Zeit maßgeblich getragen hat.

Meine Damen und Herren, Ihre positive Sicht begrenzt
sich auf eine eher kleine Auswahl an Menschen, für die
sehr viel getan wird, bei gleichzeitiger Ausblendung vieler,
die keinerlei Zukunftsperspektive mehr haben – und dies
gilt für Deutsche wie Migranten gleichfalls.

So wie bereits heute ist nicht die AfD – das ist mein ab-
schließender Satz – an einem schlechten gesellschaftlichen
Klima schuld, sondern allein Ihre Politik, da die Bürger
längst erkannt haben, was Sie nicht sehen wollen. Ihre Po-
litik wird leider Gottes scheitern. – Vielen Dank.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Karin Müller:

Vielen Dank. – Als Nächster hat sich der Abg. Pürsün von
den Freien Demokraten zu Wort gemeldet.

Yanki Pürsün (Freie Demokraten):

Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir
Freie Demokraten freuen uns über die positive Bilanz der
Arbeitsagentur zur Integration Geflüchteter in den hessi-
schen Arbeitsmarkt. Wir begrüßen auch die angesproche-
nen Integrationsprogramme und den veritablen Erfolg.

Aber die Konjunktur schwächelt, und die Beschäftigung
steigt kaum mehr. Daher stellt sich für uns Freie Demokra-
ten die Frage, welche Hemmnisse künftig einen schnellen
und besseren Einstieg in den Arbeitsmarkt – auch von Ge-
flüchteten – in Hessen behindern. Es ist in unseren Augen
ein großer Fehler, die Zeitarbeit in ihrem Umfang und in
ihren Rahmenbedingungen einzuschränken; denn die Vor-
teile der Zeitarbeit, gerade für diese Personengruppe, lie-
gen auf der Hand. Sie ist für Berufseinsteiger eine einfache
weitere Möglichkeit, auf dem Arbeitsmarkt erstmals Fuß
zu fassen und die eigenen Fähigkeiten zu beweisen. Sie ist
damit gleichzeitig ein wichtiges Integrationsinstrument.

Angesichts der Tatsache, dass immer mehr Fachkräfte feh-
len und die Konjunktur abflaut, sind flexible Instrumente
für die Beschäftigung besonders wichtig. Wichtig ist es
auch, die Berufseinstiegsbegleitung weiter zu finanzieren.
Sie bietet genau das, was auch jungen Geflüchteten beim
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Übergang von der Schule in die Ausbildung und von dort
aus weiter in den Arbeitsmarkt hilft, nämlich eine individu-
elle Begleitung auf ihrem schwierigen Weg in den Arbeits-
markt, eine Begleitung, die die Jugendlichen stärkt und
Ausbildungsabbrüche zu verhindern sucht. Es ist bei den
bestehenden Herausforderungen unverständlich, erfolgrei-
che Programme wieder aufzugeben. Ohne diese Instrumen-
te wird die Integration Geflüchteter nicht mehr so einfach
gelingen.

(Beifall Freie Demokraten)

Die GRÜNEN melden heute dieses Thema an – zum Zeit-
punkt einer Vollbeschäftigung.

(Robert Lambrou (AfD): Richtig!)

Aber wenn die Konjunktur einbricht, machen sich die
GRÜNEN dann aus dem Staub?

(Beifall Freie Demokraten und AfD – Zuruf Marcus
Bocklet (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

Oder sind die GRÜNEN dann bereit, ihre Ideologie aufzu-
geben und Hürden gegen Beschäftigung abzubauen?

So erfreulich es ist, dass Geflüchtete in Hessen zunehmend
dem Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen und damit auch in
dieser Hinsicht angekommen sind, so wichtig wäre es
auch, auf Bundesebene endlich den Weg frei zu machen für
ein Einwanderungsgesetz.

(Beifall Freie Demokraten und AfD)

Wir brauchen für unseren Arbeitsmarkt dringend qualifi-
zierte Zuwanderung aus anderen Ländern, und zwar nicht
nur Pflegekräfte, sondern Gesundheitsfachkräfte aus allen
Bereichen, darüber hinaus auch Kräfte aus ganz klassi-
schen Handwerksberufen wie Sanitär-, Heizungs- und Kli-
matechnik. Die offizielle Liste der Mangelberufe umfasst
inzwischen 25 Berufe.

Gestern hat DIE LINKE hier im Plenum gesagt, wir benö-
tigten kein Einwanderungsgesetz.

(Jan Schalauske (DIE LINKE): Genau!)

Ich wusste gar nicht, dass der internationale Sozialismus
gegen Einwanderung nach Deutschland ist.

(Beifall Freie Demokraten und vereinzelt AfD)

Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen, die Ein-
stellung der Berufseinstiegsbegleitung und die Einschrän-
kung der Zeitarbeit schaden Hessen. Sie nehmen damit
Hessinnen und Hessen die Chance des Einstiegs in den Ar-
beitsmarkt. Sie behindern den Aufstieg dieser Menschen.
Wir fordern daher die Landesregierung auf, zu handeln.
Begegnen Sie dem drohenden Anstieg der Arbeitslosigkeit
in Hessen. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall Freie Demokraten)

Vizepräsidentin Karin Müller:

Vielen Dank. – Als Nächster hat sich der Abg. Yüksel von
der SPD-Fraktion zu Wort gemeldet.

Turgut Yüksel (SPD):

Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Be-
richterstattung zum Asylkonvent neulich und zu den ersten
Berufsabschlüssen im Programm „Wirtschaft integriert“

zeigt: Asylpolitik und Integrationspolitik in Hessen sind
unspektakulär geworden. Sie erregen nicht mehr ständig
die emotionale Aufmerksamkeit breiter Teile der Bevölke-
rung. Mich freut, dass es in Hessen einen breiten gesell-
schaftlichen Konsens gibt, Flüchtlinge zu integrieren.

(Beifall SPD, DIE LINKE und vereinzelt BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Als SPD-Fraktion und als Opposition in diesem Haus ha-
ben wir während der Monate nach dem September 2015, in
denen die Zahl der Flüchtlinge zeitweilig gestiegen war, al-
les getan, um die Asylpolitik der Regierung zu unterstüt-
zen. Das war richtig und wichtig. Einerseits sind Humani-
tät und Weltoffenheit in Hessen auf dem Weg, Selbstver-
ständlichkeiten im Umgang zu werden. Andererseits wer-
den sie aber auch von Demokratiefeinden und denen, die
alles Fremde ablehnen, angegriffen.

(Beifall SPD und DIE LINKE)

Integration in den Arbeitsmarkt ist nur  e i n e  der wich-
tigsten Aufgaben der Integrationspolitik; denn ein gleich-
berechtigter Zugang zu Bildung und Ausbildung ist das
Fundament für eine gelingende Integration. Die Regierung
verstetigt und weitet hierbei Mittel aus. Das ist richtig und
soll nicht Gegenstand meiner Kritik werden.

Es freut mich, dass von den 70.000 Kindern und Jugendli-
chen, die seit 2015 nach Hessen gekommen sind, 40.000
erfolgreich integriert wurden. Sie wollen diesen Umstand
abfeiern, und das kann ich nachvollziehen. Wir müssen
aber auch deutlich machen, dass uns 30.000 junge Men-
schen, die bis heute nicht in eine Regelklasse wechseln
konnten, zu viele sind.

Darunter sind zu viele, die wegen mangelnder Sprach-
kenntnisse durch Prüfungen fallen. Es ist gut, wenn sich
mit der Zeit erste Integrationserfolge bei denjenigen erge-
ben, die erst seit Kurzem hier sind und die Anschluss am
Arbeitsmarkt suchen. Integrationspolitik in allen Dimen-
sionen und Facetten muss eine Daueraufgabe hessischer
Politik werden.

(Beifall SPD und vereinzelt DIE LINKE)

Da ist nicht nur der Wirtschaftsminister gefordert, sondern
die ganze Regierung, insbesondere der Integrationsminister
und der Kultusminister. Es muss normal werden, dass Pro-
jekte zur Integrationsförderung nicht kurzfristig laufen,
sondern dauerhaft institutionelle Berücksichtigung finden.
Schwarz-Grün regiert seit über fünf Jahren in Hessen, aber
ich kann keine gemeinsame abgestimmte Linie in der Inte-
grationspolitik erkennen.

(Beifall SPD)

Wir sind uns weitgehend einig, dass wir gemeinsam die
Herausforderungen der hohen Flüchtlingszahlen im Jahr
2015 gemeistert haben und noch meistern. Wir müssen uns
aber davon entfernen, Integrations- und Migrationspolitik
nur als Flüchtlingspolitik aufzufassen.

(Beifall SPD)

Ich möchte auch anmahnen, dass Hessen die Sprach- und
Deutschförderung nicht zum Fetisch erklären und alles an-
dere vergessen darf. Migrantinnen und Migranten dürfen
nicht weiter nur über ihre Defizite definiert werden, son-
dern auch über ihre Stärken. Integrations- und Partizipati-
onspolitik, wie ich sie verstehe, umfasst ein großes, facet-
tenreiches Themenspektrum, und das geht weit über das
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Flüchtlingsthema hinaus. Leider haben wir uns in den letz-
ten sechs Jahren nur mit Flüchtlingspolitik beschäftigt und
die Integrations- und Migrationspolitik insgesamt beiseite-
gelegt.

(Beifall SPD und DIE LINKE)

Integrationspolitik hat bei den vielen Themenbereichen im
Haus von Minister Klose einen wahrnehmbar schwachen
Stand.

Noch einmal: Der letzte Asylkonvent und die ersten kon-
kreten Ergebnisse zur Arbeitsmarktintegration sind beach-
tenswert. Integration ist aber nicht allein Aufgabe des
Wirtschaftsministers. Daher habe ich diese Fragen an Mi-
nister Klose bzw. an die Staatssekretärin: Wie geht es wei-
ter mit der Integrationspolitik in Hessen? Wo bleibt Ihr
vorgeschlagenes Integrationsgesetz? Wie sieht es mit dem
Landesantidiskriminierungsgesetz aus? Wie sieht es mit
der interkulturellen Öffnung der Verwaltung aus?

Für die SPD-Fraktion ist Integrationspolitik eine der wich-
tigsten Zukunftsaufgaben für die Gestaltung unseres Lan-
des. Sie hat eine Querschnittsaufgabe. Chancengleichheit
und gleichberechtigte Teilhabe müssen in allen gesell-
schaftlichen Bereichen ihren Niederschlag finden. Daher
fordern wir vom Ministerium ein Gesamtintegrationskon-
zept, das in sich stimmig ist. – Danke.

(Beifall SPD und DIE LINKE – Zuruf DIE LINKE:
Wir auch!)

Vizepräsidentin Karin Müller:

Vielen Dank. – Als Nächste hat sich die Abg. Sönmez von
der Fraktion DIE LINKE zu Wort gemeldet. Bitte schön.

Saadet Sönmez (DIE LINKE):

Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren! Auch
ich freue mich natürlich sehr darüber, dass die ersten
Flüchtlinge in Hessen ihre Berufsausbildung abgeschlossen
haben. Ich gratuliere allen Absolventinnen und Absolven-
ten ganz herzlich hierzu.

(Beifall DIE LINKE und Kaya Kinkel (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN))

Von einer gelungenen Integration oder gar von einer inte-
grativen Gesellschaft kann aber leider noch lange nicht die
Rede sein; denn zwei Drittel der Flüchtlinge arbeiten im-
mer noch im Niedriglohnsektor. Laut manchen Zahlen liegt
ihr Anteil bei über zwei Dritteln der Flüchtlinge.

Wie alle anderen Arbeiterinnen und Arbeiter im Niedrig-
lohnsektor schuften sie für einen Hungerlohn in der Paket-
branche, sind als Leiharbeiter am Flughafen tätig, haben
Minijobs als Putzkräfte, bei denen sie mitunter die Arbeit
von zwei Putzkräften verrichten müssen, oder arbeiten für
viel zu wenig Lohn in der Altenpflege. Dafür können sie
sich mitnichten eine menschenwürdige Existenz in diesem
Land aufbauen.

(Beifall DIE LINKE)

Aber in dem Punkt muss ich Ihnen recht geben: Der Wirt-
schaft und vor allem dem Niedriglohnsektor sind die
Flüchtlinge wirklich zugutegekommen.

Der Umgang mit Migration darf aber nicht darin bestehen,
den Niedriglohnsektor mit billigen Arbeitskräften zu ver-

sorgen. Wir sagen deshalb: Wir brauchen menschenwürdi-
ge Arbeitsplätze und Arbeitsbedingungen für alle. Dabei
sollte man auch über den Mindestlohn diskutieren.

(Beifall DIE LINKE)

Um in einem Land ankommen zu können, ist es wichtig,
eine Perspektive zu haben und eine Beschäftigung zu fin-
den, von der man leben kann. Leider haben viele in Hessen
ankommende Flüchtlinge keine Chance, sich eine solche
Beschäftigung zu suchen bzw. sich überhaupt eine Be-
schäftigung zu suchen. Denn durch das im Juli vom Bun-
destag verabschiedete Migrationspaket, das von Flücht-
lingsorganisationen übrigens als „Hau-ab-Gesetz“ bezeich-
net wird, gab es zahlreiche Verschärfungen.

Diese Verschärfungen behindern auch die Integration der
in Hessen lebenden Flüchtlinge. So sind Flüchtlinge nun
verpflichtet, 18 Monate lange in der Erstaufnahmeeinrich-
tung zu verweilen. Das ist meiner Meinung nach die Ein-
führung von Ankerzentren durch die Hintertür, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen der GRÜNEN.

(Beifall DIE LINKE)

Während der ersten neun Monate nach der Ankunft haben
die Flüchtlinge ein Arbeitsverbot. Sie sind also zum
Nichtstun in Lagern verdammt. Wenn wir von Integration
reden und wenn wir die Integration wirklich fördern wol-
len, ist dieser Zustand umgehend zu beenden; denn er ist
unzumutbar für die Gesellschaft, aber auch für die Men-
schen, die in diesen Ankerzentren interniert werden.

(Beifall DIE LINKE – Zuruf CDU: Das ist ja wohl
unverschämt! – Weitere Zurufe)

Die Landesregierung hat bestimmte Spielräume, die sie
nutzen kann, um diesem Zustand ein Ende zu setzen. Die
Landesregierung muss diese Spielräume nutzen, um die
schnelle Zuweisung an die Kommunen zu ermöglichen. Ei-
nerseits fordert man ständig Integrationsbereitschaft von
diesen Menschen, andererseits schottet man sie monatelang
von der Gesellschaft ab.

Integration findet, wie wir alle wissen, vor Ort in den
Kommunen und nicht in Ankerzentren statt. Arbeitsverbote
treffen nicht nur die neu ankommenden Asylbewerberin-
nen und Asylbewerber. Asylbewerberinnen und Asylbe-
werber aus sogenannten sicheren Herkunftsstaaten unter-
liegen generell einem Beschäftigungsverbot. Diese Be-
schäftigungsverbote sollen die Menschen eigentlich zur
Ausreise drängen, stattdessen treiben sie sie aber in die Il-
legalität.

Schwarzarbeit ist die logische Schlussfolgerung daraus. So
kann man Schwarzarbeit natürlich auch fördern. Wenn Sie
das aber nicht wollen, wenn Sie dem etwas entgegensetzen
wollen, dann müssen Sie diese Arbeitsverbote und diese
Beschäftigungsverbote mit sofortiger Wirkung abschaffen.

(Beifall DIE LINKE)

Die wichtigste Voraussetzung zur Integration ist natürlich
eine gute Bleibeperspektive. Wer einen unsicheren Aufent-
haltsstatus hat, hat keine Planungssicherheit. Er kann das
neue Leben in diesem Land nicht beginnen. Es kann aber
nicht sein, dass Menschen ständig die Befürchtung erleiden
müssen, aus der Schule, aus dem Krankenhaus oder vom
Arbeitsplatz abgeholt zu werden, um dann abgeschoben zu
werden.
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Das Land Hessen hätte Möglichkeiten, diesen Menschen
eine bessere Bleibeperspektive zu bieten. Einige Ideen bie-
tet uns ein Blick in das Nachbarland Rheinland-Pfalz.

Das dortige Integrationsministerium hat per Rundschreiben
an die Ausländerbehörden erlassen, dass ausreisepflichti-
gen Personen, die gut integriert sind, durch eine bestimmte
Auslegung des § 25b des Aufenthaltsgesetzes ein Bleibe-
recht zugesprochen werden kann.

(Beifall DIE LINKE – Dr. Ulrich Wilken (DIE LIN-
KE): Geht doch!)

Vizepräsidentin Karin Müller:

Sie müssen zum Schluss kommen.

Saadet Sönmez (DIE LINKE):

Außerdem wurde erlassen, dass Geflüchteten in Helferaus-
bildung im Vorfeld der Berufsausbildung Ermessensdul-
dungen erteilt werden, bis das Gesetz zur Duldung bei
Ausbildung und Beschäftigung Anfang nächsten Jahres in
Kraft tritt. Dadurch kann man nämlich verhindern, dass
jetzt junge Flüchtlinge abgeschoben werden, die ab Januar
eigentlich einen Anspruch auf eine Duldung hätten.

(Beifall DIE LINKE)

Vizepräsidentin Karin Müller:

Ihre Redezeit ist zu Ende.

Saadet Sönmez (DIE LINKE):

Das sind sinnvolle Maßnahmen, derer sich auch die Hessi-
sche Landesregierung bedienen könnte, wenn sie es denn
wirklich ernst meint mit der gelungenen Integration der ge-
flüchteten Menschen. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksam-
keit.

(Beifall DIE LINKE)

Vizepräsidentin Karin Müller:

Vielen Dank. – Als Nächste hat sich die Abg. Heitland von
der CDU-Fraktion zu Wort gemeldet.

Birgit Heitland (CDU):

Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Die Ursachen von Migration sind vielseitig. Flucht
ist eine von ihnen. Viele Menschen stammen aus den Kri-
senregionen dieser Welt. Wir sorgen in Hessen für eine
schnelle und zielgerichtete Integration der Zuwanderer mit
Bleibeperspektive. Damit die Integration dieser Menschen
bei uns gelingen kann, ist Arbeit eine zentrale Vorausset-
zung.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wer arbeitet, der kann sich und seiner Familie ein eigenes
Einkommen sichern und auf eigenen Beinen stehen. Wer
arbeitet, ist unabhängiger und leistet außerdem einen Bei-
trag zur guten Entwicklung in unserer Gesellschaft und zur
Zukunftsfähigkeit unseres Landes. Vor allem aber schafft
Arbeit Kontakte zu den Mitmenschen, lehrt den Umgang

miteinander und gibt einen Einblick in unsere Kultur.
Kurzum: Eine geregelte Erwerbstätigkeit schafft die Mög-
lichkeit zur aktiven Teilhabe am gesellschaftlichen Leben.

Integration ist auch immer eine Herausforderung. Aber vor
dem Hintergrund des Fachkräftemangels ist sie eben auch
eine sehr große Chance.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Menschen mit Migrationshintergrund sind oftmals über-
durchschnittlich von Arbeitslosigkeit bedroht. Als ursäch-
lich hierfür werden besonders Probleme mit der deutschen
Sprache genannt. Denn wer die Landessprache nicht
spricht, der wird Schwierigkeiten haben, einen höheren
Bildungsabschluss zu erreichen. Der wird auch Probleme
haben, sich über offene Stellen und Ausbildungsmöglich-
keiten zu informieren, eine Bewerbung zu schreiben oder
bei einem Bewerbungsgespräch zu überzeugen.

Vor diesem Hintergrund haben wir eine Reihe von Projek-
ten und Initiativen gestartet, die die Sprachförderung und
Integration von Zuwanderern verbessern. Ein Programm
möchte ich besonders hervorheben: „Wirtschaft integriert“.
Dieses Programm ermöglicht auch Menschen mit einem
erhöhten Sprachförderbedarf den Weg in eine Ausbildung.
Es wird finanziert durch die Landesregierung, den Europä-
ischen Sozialfonds sowie durch die Arbeitsagenturen und
Jobcenter. Es basiert außerdem auf einem bewährten Bau-
steinprinzip. Für jeden Schritt auf dem Weg zum Ausbil-
dungsabschluss gibt es eine eigene Beratungs- und Sprach-
förderstrategie, angefangen bei einer Berufsorientierungs-
phase über die Einstiegsqualifizierung bis zur dauerhaften
Ausbildungsbegleitung. Parallel werden den Ausbildungs-
betrieben pauschal 4.000 € pro Ausbildungsplatz zur Ver-
fügung gestellt. Dieses Projekt läuft seit 2016. Aktuell sind
die ersten Auszubildenden zur Prüfung angetreten. Knapp
70 % des Jahrgangs haben bestanden, obwohl ein Großteil
der Auszubildenden erst seit kurzer Zeit in Deutschland
lebt.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

51 Absolventen wurden direkt von ihrem jeweiligen Aus-
bildungsbetrieb übernommen. Acht davon gehen weiter in
eine spezialisierte Ausbildung. Das Projekt erfreut sich
größter Beliebtheit, sodass aktuell über 1.000 Menschen an
„Wirtschaft integriert“ teilnehmen. Insgesamt haben bis
zum Stichtag 31. August 4.600 junge Menschen von dem
einen oder auch von mehreren Förderbausteinen dieses
Projekts profitieren können.

Mit dem Wegfall der Altersgrenze von 27 Jahren werden
außerdem zukünftig auch etwas ältere Menschen eine neue
Chance bekommen, an Gesellschaft und Arbeitsmarkt zu
partizipieren.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das Programm wird sehr gut angenommen. Die Tendenz
ist steigend. Ich finde, das zeigt eindrucksvoll, dass das
Konzept aufgeht.

Als weitere Beispiele für das Gelingen der Integration sind
der Hessische Integrationsplan und die Aktionspläne zur
Integration von Flüchtlingen zu nennen. Es gab die hessi-
sche Initiative „Gemeinsam aktiv“ für die Integration von
Flüchtlingen in die Arbeitswelt. Die Kollegin Kinkel hat
viele Programme aus der Gesundheitswirtschaft benannt.
Dabei arbeiten wir eng zusammen mit den Kommunen, mit
den lokalen Initiativen und den Kreishandwerkerschaften.
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Ich finde, die Wirtschaft unternimmt große Anstrengungen,
um vielen arbeitswilligen Flüchtlingen einen Start in das
Arbeitsleben zu ermöglichen. Die vielen mittelständischen
Unternehmen und ihre Mitarbeiter sind innovativ und zu-
kunftsorientiert und tragen dazu bei, dass Hessen einer der
stärksten Wirtschaftsstandorte in Europa bleibt, meine Da-
men und Herren.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Hessen setzt hierbei mit bedarfsgerechten Projekten bun-
desweit Maßstäbe und bekämpft gleichzeitig den Fachkräf-
temangel.

Abschließend gilt mein Dank allen hauptamtlichen und eh-
renamtlichen Akteuren, die diese gemeinsame Arbeit zu ei-
nem Erfolg im Interesse der jungen Menschen werden las-
sen. Ihr Engagement ist unverzichtbar und verdienstvoll. –
Vielen Dank.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Karin Müller:

Vielen Dank, Frau Abg. Heitland. – Für die Landesregie-
rung spricht Wirtschaftsminister Al-Wazir.

Tarek Al-Wazir, Minister für Wirtschaft, Energie, Ver-
kehr und Wohnen:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Ich halte die Debatte für bemerkenswert. Wenn ich einmal
überlege, wie sehr wir in den vergangenen dreieinhalb Jah-
ren über Zuwanderung und Integration gestritten haben,
dann bestätigt sich wieder einmal das Grundproblem, dass
ein gelöstes politisches Problem offensichtlich ein verloren
gegangenes politisches Thema ist.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Robert Lambrou (AfD): Da ist aber nichts gelöst!)

Viele Leute in diesem Land halten offenbar positive Nach-
richten für gar keine Nachrichten. Deswegen will ich an
dieser Stelle einmal ausdrücklich sagen: Es ist von grund-
sätzlicher Bedeutung für die Zukunft unseres Landes, all
diejenigen Menschen erfolgreich vor allen Dingen in den
Arbeitsmarkt zu integrieren, die nach Deutschland einge-
wandert oder geflüchtet sind. Ich erwähne die Integration
in den Arbeitsmarkt deshalb, weil die Teilhabe am Arbeits-
markt einer der wichtigsten Schlüssel für gesellschaftliche
Teilhabe ist, meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir wissen, dass diese Integrationsarbeit Anstrengungen
erfordert, dass sie dauert und dass sie auch nicht in allen
Fällen erfolgreich sein kann. Wenn Sie sich aber einmal
anschauen, was wir in den vergangenen dreieinhalb Jahren
geschafft haben, dann kann man sagen, dass wir erhebliche
Schritte vorangekommen sind. Das ist gut. Das ist eine gu-
te Nachricht für alle, und zwar für diejenigen, die zu uns
gekommen sind, aber auch für unser Land insgesamt.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Zuruf Robert Lambrou (AfD))

– Die AfD hat damit ein Problem,

(Robert Lambrou (AfD): Nein!)

weil sie ein Problem hat, wenn es kein Problem gibt. Das
ist Ihr Problem, Herr Lambrou.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Deswegen darf aus Ihrer Sicht auf keinen Fall irgendetwas
gelingen; denn Sie leben ja davon, dass es nicht gelingt.

(Robert Lambrou (AfD): Wir wären froh, wenn Sie
Erfolg hätten!)

Wir hingegen arbeiten daran, dass es gelingt, meine sehr
verehrten Damen und Herren.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir haben als einziges Bundesland mit „Wirtschaft inte-
griert“ eine nahtlose Förderkette von der Berufsorientie-
rung bis zum Ausbildungsabschluss aufgebaut – mit be-
rufsbezogener Deutschförderung, Lernunterstützung und
Integrationsbegleitung. Diese Initiative hat bundesweit
Vorbildfunktion. Mittlerweile hat „Wirtschaft integriert“ in
über 4.900 Fällen fördern können. Aktuell haben wir über
1.200 Teilnehmende.

Wir haben die Altersobergrenze abgeschafft, und es ist bis-
her allein aus diesem Programm zu 774 Ausbildungsver-
hältnissen gekommen. Die hessischen Unternehmen dan-
ken es uns; denn viele haben das Potenzial der Geflüchte-
ten und Neuzuwanderer als Fachkräftenachwuchs erkannt.
Entsprechend groß ist das Engagement von Firmenleitun-
gen und Belegschaften. Selbstverständlich ist es anstren-
gend, wenn jemand in ein Unternehmen kommt und bis-
lang keine Deutschkenntnisse hatte. Dann ist eine Integra-
tion im Rahmen einer Ausbildung, die ja nicht nur einen
praktischen Teil, sondern auch einen theoretischen Teil hat,
selbstverständlich ganz besonders anstrengend.

(Robert Lambrou (AfD): Deshalb scheitert sie auch
oft!)

Deswegen darf ich mich an dieser Stelle noch einmal aus-
drücklich bei all denen bedanken, die jeden Tag daran ar-
beiten, dass das gelingt.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich will noch hinzufügen, dass es nicht nur bei denen, die
wenig qualifiziert sind und die man erst qualifizieren muss,
große Erfolge gibt. Die Kollegin Dorn hat die Stipendien
im Rahmen des Hessenfonds vorgestellt, mit denen bisher
über 200 leistungsstarke Geflüchtete bei der Fortführung
eines Studiums oder einer wissenschaftlichen Karriere un-
terstützt wurden.

(Robert Lambrou (AfD): Wie viele Geflüchtete sind
gekommen? 200 oder ein paar mehr?)

In der Sozialwirtschaft sind Fachkräfte ebenfalls ganz be-
sonders gefragt. Deswegen will ich an dieser Stelle noch
einmal ausdrücklich erwähnen, dass das Programm „Sozi-
alwirtschaft integriert“ ebenfalls besonders gut läuft.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, gestern hat die Arbeits-
agentur neue Arbeitsmarktzahlen veröffentlicht. Wir stehen
in Hessen sehr gut da. Wir haben momentan ein außenwirt-
schaftliches Problem. Das sieht man an der Exportwirt-
schaft. Wir haben aber eine gut laufende Binnenkonjunk-
tur. Das hat auch etwas damit zu tun, dass es in diesem
Jahr wieder gelungen ist, mehr Ausbildungsplätze zu be-
setzen. Die Arbeitsagentur sagt ausdrücklich, dass das
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nicht gelungen wäre, wenn die Integration der Geflüchte-
ten in den Ausbildungsmarkt nicht so gut funktionieren
würde.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Zurufe AfD)

– Herr Lambrou, ich wünsche Ihnen keinen Rohrbruch zu
Hause, aber wenn er passiert, dann wünsche ich Ihnen,
dass ein Geflüchteter bei Ihnen den Rohrbruch repariert.

(Heiterkeit und Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN – Robert Lambrou (AfD): Ich habe damit
kein Problem!)

Herr Lambrou, wir alle wünschen uns nicht, dass wir pfle-
gebedürftig werden. Die Statistik sagt aber, dass das vielen
von uns im Alter passieren wird. Wenn es so weit ist, dann
können wir dankbar sein, dass Menschen da sind, die uns –
und auch Sie – pflegen werden, und viele von ihnen wer-
den Zugewanderte sein.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Zurufe AfD)

Vizepräsidentin Karin Müller:

Ich darf Sie an die Redezeit erinnern.

Tarek Al-Wazir, Minister für Wirtschaft, Energie, Ver-
kehr und Wohnen:

Ich darf noch hinzufügen, dass wir eine sehr gute Beschäf-
tigungsentwicklung in Hessen haben, immer noch, zum
Glück. Wir müssen kräftig daran arbeiten, dass es so bleibt.
Wir haben in diesem August ein Plus von 1,7 % an sozial-
versicherungspflichtigen Beschäftigungen in Hessen. Das
ist besser als der westdeutsche Schnitt und besser als der
bundesdeutsche Schnitt. Wenn Sie sich einmal anschauen,
wer diese Arbeitsplätze besetzt, die hier in Hessen entste-
hen, dann sehen Sie, dass die Hälfte der Arbeitsplätze, die
bei uns zusätzlich entstehen, inzwischen von Menschen
ohne deutsche Staatsangehörigkeit besetzt wird. Das heißt,
unsere gute wirtschaftliche Entwicklung und unsere Steu-
ereinnahmen wären nicht möglich ohne Zuwanderung.

(Robert Lambrou (AfD): Das ist eine gewagte The-
se!)

Deswegen ist das auch ein Beitrag dazu, dass es wirtschaft-
lich weiter gut läuft. Darüber darf sich man sich auch ein-
mal freuen – außer wenn man nur von Problemen lebt. Wir
freuen uns darüber.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Zurufe AfD)

Vizepräsidentin Karin Müller:

Vielen Dank. – Damit ist die Aktuelle Stunde der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN abgehalten.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 66:

Antrag Aktuelle Stunde
Fraktion DIE LINKE
Völkerrechtswidrigen Angriffskrieg und Zerstörung
der Selbstverwaltung in Nordsyrien durch NATO-Land
Türkei mit in Hessen herstellten Leopard-2-Panzern
beenden – Solidarität mit Rojava
– Drucks. 20/1451 –

Das Wort hat Frau Abg. Scheuch-Paschkewitz für die
Fraktion DIE LINKE.

Heidemarie Scheuch-Paschkewitz (DIE LINKE):

Frau Präsidentin, sehr verehrte Damen und Herren, liebe
Gäste! Der Krieg beginnt hier, in Kassel, in der sogenann-
ten Waffenschmiede von Krauss-Maffei Wegmann, die in
der vergangenen Woche von Aktivistinnen und Aktivisten
bei großer medialer Aufmerksamkeit blockiert wurde. Dort
werden unter anderem die Schießtürme für den Leopard-2-
Panzer gefertigt, mit dem jetzt der völkerrechtswidrige An-
griff der Türkei in Nordsyrien unterstützt wird. Der Krieg
gegen die Kurdinnen und Kurden wird mit deutschen Waf-
fen geführt. Die Türkei hat in den ersten acht Monaten die-
ses Jahres Kriegswaffen aus Deutschland im Wert von
250 Millionen € erhalten. Wir fordern einen sofortigen
Stopp aller Waffenlieferungen an die Türkei, auch derer,
die schon begonnen haben.

(Beifall DIE LINKE)

Hessen trägt als ein Teil Deutschlands eine Mitverantwor-
tung für die Verbrechen der Türkei. Mit Erschütterung ha-
ben wir am 9. Oktober den Einmarsch türkischer Truppen
in Syrien zur Kenntnis genommen. Der Militäreinsatz un-
ter dem zynischen Namen „Operation Friedensquelle“ ist
ein Angriffskrieg. Er verstößt gegen das Völkerrecht.

Die Türkei ist mit den mit ihr verbündeten Milizen in den
Nordosten Syriens eingefallen. Sie bekämpft die YPG, de-
ren mutige Kämpferinnen und Kämpfer den IS in den ver-
gangenen Jahren zurückgedrängt haben. Sie zerstört den
selbst verwalteten Demokratisierungsprozess in der Regi-
on, und – vor allem das ist zu nennen – sie greift Zivilistin-
nen und Zivilisten an, misshandelt Frauen und Kinder,
nimmt Flüchtlingslager unter Beschuss, führt bewaffnete
Angriffe auf Sanitäterinnen und Sanitäter durch. All das
sind Kriegsverbrechen, und als solche müssen sie auch ge-
ahndet werden.

(Beifall DIE LINKE und vereinzelt AfD)

Wir fordern die Hessische Landesregierung auf, sich dafür
einzusetzen, dass keine Waffen mehr an die Türkei gelie-
fert werden und ein Waffenembargo auf europäischer Ebe-
ne durchgesetzt wird.

(Beifall DIE LINKE)

Wir fordern ein Konversionsprogramm für die hessische
Rüstungsindustrie.

Es sind aber nicht nur die Rüstungsexporte, die Deutsch-
land mitverantwortlich machen. Auch die Flüchtlingspoli-
tik mit dem EU-Türkei-Deal spielt eine wichtige Rolle.
Durch den Deal mit der Türkei hat die EU nicht nur Millio-
nen Flüchtlinge im Stich gelassen, sondern sich auch ge-
genüber der Türkei erpressbar gemacht. Ein Tag nach der
Invasion hat Erdogan damit gedroht, die Grenzen zur EU
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für 3,6 Millionen Flüchtlinge zu öffnen, wenn die Europäer
die Militäroffensive weiterhin kritisieren. Außerdem hat er
angekündigt, die in der Türkei lebenden Flüchtlinge in dem
Gebiet anzusiedeln, um das er in Syrien gerade kämpft und
aus dem er die Bevölkerung vertreibt.

Eine Umkehr in der europäischen Asylpolitik zu einer hu-
manen Flüchtlingspolitik und eine Aufkündigung des EU-
Türkei-Deals sind dringend notwendig.

(Beifall DIE LINKE)

Dieser Konflikt hat nicht nur mit den Menschen zu tun, die
schon auf der Flucht sind. Er schafft auch Hundertausende
neue Flüchtlinge. Der Krieg hat schon jetzt mehr als 100
zivile Opfer gefordert. Hunderttausende sind auf der
Flucht, und auch all jene Flüchtlinge, die in Rojava Zu-
flucht gefunden hatten, müssen fliehen. Wir brauchen hu-
manitäre Hilfe, um die Menschen vor Ort zu unterstützen,
und neue europäische Aufnahmeprogramme.

Es ist aber nicht nur die große Politik, die uns Hessinnen
und Hessen mit dem Konflikt verbindet. Viele Menschen,
die hier leben, haben Verwandte oder Freunde in der Regi-
on. Ihnen müssen wir in diesen schweren Zeiten besonders
zur Seite stehen.

(Beifall DIE LINKE)

Einige Menschen waren in den letzten Jahren in Rojava.
Dort haben sie miterlebt, wie aus den Trümmern des Krie-
ges eine Gesellschaft der Hoffnung erwuchs. Die Bevölke-
rung Rojavas hat auf basisdemokratische Weise die Selbst-
verwaltung ihrer Gesellschaft gestaltet, neue Schulen und
Krankenhäuser gebaut, demokratische Räte eingerichtet, in
denen Frauen genauso viel zu sagen haben wie Männer,
und Rojava diente Zehntausenden Binnenflüchtlingen als
Zuflucht. Dieses hoffnungsvolle, demokratische und auch
ökologische Projekt wird nun mit deutschen Waffen zu-
nichtegemacht. Das macht mich wirklich wütend.

Unter dem Vorwand der Terrorismusbekämpfung ist es Er-
dogans Ziel, die kurdische Selbstverwaltung zu zerstören,
die Menschen vor Ort zu vertreiben, einen Bevölkerungs-
austausch durchzuführen und die Region in eine von der
Türkei kontrollierte Zone umzugestalten.

Vizepräsidentin Karin Müller:

Frau Abgeordnete, Sie müssen zum Schluss kommen.

Heidemarie Scheuch-Paschkewitz (DIE LINKE):

Einer der Hessen, die den Demokratisierungsprozess des
Gesundheitssystems in Rojava begleitet haben, ist der
Wiesbadener Arzt Michael Wilk. Seine Berichte von dort
sind verstörend; sein Einsatz ist unendlich wertvoll.

(Beifall DIE LINKE)

Ihm und allen Helferinnen und Helfern vor Ort gebühren
unser Dank und unser Respekt. Auch in Hessen werden
Kurdinnen und Kurden, die sich für ihr Volk und ihre Kul-
tur engagieren, bekämpft. Der lange Arm aus Ankara zeigt
auch hier seine Wirkung. Wir fordern, die Repressionen
gegenüber den Kurdinnen und Kurden endlich einzustel-
len. – Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE)

Vizepräsidentin Karin Müller:

Vielen Dank. – Als Nächster hat der Abg. Richter von der
AfD-Fraktion das Wort.

Volker Richter (AfD):

Sehr verehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Um es hier ganz klar und deutlich auszu-
drücken: Der Angriff der Türkei auf den Norden Syriens
ist als Angriffskrieg einzustufen, selbstverständlich völker-
rechtswidrig und damit deutlich von uns allen zu verurtei-
len.

(Beifall AfD)

Erneut sind Zehntausende Menschen aus ihrer Heimat ver-
trieben worden; sie mussten flüchten und erleben, wie ihre
Freunde und ihre Familienmitglieder ermordet wurden.
Wir in Deutschland sehen dabei zu, wie von einem NATO-
Partner auch deutsche Waffen genutzt werden, um all die-
ses Elend zu verursachen.

Wie handelt die deutsche Politik? Verschämt werden Waf-
fenlieferungen eingeschränkt, nachdem man vorher in gro-
ßem Stil Waffen geliefert hatte. Man versucht, mit freund-
lichen Worten einem Despoten beizukommen, der seine
politische Macht, auch mit Erpressungsversuchen gegen-
über Deutschland und der EU, ohne Skrupel ausnutzt. Das
Verhalten unseres Außenministers und SPD-Mitglieds in
Bezug auf den völkerrechtswidrigen Angriff auf Syrien ist
für uns als AfD nicht nachvollziehbar.

(Beifall AfD)

Herr Maas hat direkt in der Türkei nicht den Mut aufge-
bracht und nicht die Chance genutzt, sich von dem sich ab-
zeichnenden Faschismus in der Türkei klar zu distanzieren.

(Beifall AfD)

DIE LINKE fordert, keine Waffen an die Türkei zu liefern.
Das greift aber zu kurz und kann nicht die einzige Forde-
rung sein; denn die Waffen liefern sonst leider – ich beto-
ne: leider – andere Staaten. Präsident Erdogan wird damit
sein faschistisches Regime weiter stärken.

Wir als AfD-Fraktion im Hessischen Landtag haben somit
wesentlich weiter gehende Forderungen. Aufgrund des völ-
kerrechtswidrigen Angriffskriegs gegen einen souveränen
Staat darf die Türkei unter Präsident Erdogan kein Mit-
glied der Europäischen Union werden.

(Beifall AfD)

Die Grundwerte der EU, festgelegt in Art. 2 des Vertrags
über die Europäische Union, sind „Menschenwürde, Frei-
heit, Demokratie, Gleichheit, Rechtsstaatlichkeit und die
Wahrung der Menschenrechte“.

(Zuruf BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Einschließlich
der Minderheitenrechte!)

– Einschließlich der Minderheitenrechte. Mein guter
Mann, ich glaube, das ist nicht der richtige Moment, um
hier so einzugreifen; denn es geht wirklich um Menschen,
die in großer Not sind. Das sollten Sie nicht parteipolitisch
ausnutzen.

(Beifall AfD)

Nicht einem dieser Grundwerte gemäß handelt die Türkei
derzeit. Damit sind Verhandlungen zwischen der EU und
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der Türkei völlig auszuschließen. Hiermit kann der Druck
auf die Türkei aber nicht beendet sein; denn die NATO ver-
steht sich als Wertegemeinschaft freier und demokratischer
Staaten.

(Beifall AfD)

Meine Damen und Herren, bitte hören Sie mir nun genau
zu; denn ich zitiere aus der Präambel des Nordatlantikver-
trags: Die Mitglieder bekennen sich zu „Frieden, … Demo-
kratie, Freiheit … und der Herrschaft des Rechts“.

Damit verstößt die Türkei eindeutig auch gegen die Präam-
bel des Nordatlantikvertrags. Daraus ergibt sich eine weite-
re Forderung: Ändert der Präsident der Türkei nicht augen-
blicklich seine Politik, zieht er sich nicht aus dem Norden
Syriens zurück und leistet keine humanitäre Hilfe vor Ort,
können sich die NATO-Staaten nur dazu entschließen, die
Türkei sofort aus der NATO auszuschließen.

(Beifall AfD)

Dies sind die notwendigen Maßnahmen, die es zu ergreifen
gilt, da wir nur mit einer klaren Sprache und der Unterstüt-
zung der Schwachen in anderen Ländern die Politik durch-
führen können, die parteiübergreifend von allen gefordert
wird: die Beseitigung der Fluchtursachen. Deutschland
muss sich seiner Verantwortung dafür bewusst sein, dass
kein Krieg mehr von deutschem Boden ausgeht und wir
Länder, die Angriffskriege führen, nicht mit in Deutsch-
land – auch in Hessen – hergestellten Waffen unterstützen.

(Beifall AfD)

Deutschland darf auch nicht weiter zu einem Rückzugs-
raum von islamistischen Terroristen und Dschihadisten
werden. Daraus ergeben sich die Sicherung europäischer
Grenzen und eine vermehrte Unterstützung der geflüchte-
ten Menschen vor Ort, damit diese in ihre Heimat zurück-
kehren können. Ferner muss verhindert werden, dass sich
Terroristen unter Menschen begeben, die exakt vor ihren
Taten fliehen. Es gehört nämlich zur Wahrheit dazu, dass
Dschihadisten und Terroristen in Deutschland Unterschlupf
finden können.

Dass man in Deutschland sogar deutsche Soldaten zur Un-
terstützung der Menschen in Syrien fordert, während ein
NATO-Staat in Syrien Krieg führt – auch mit deutschen
Waffen –, hat bereits die Grenze zu einer völlig irrsinnigen
Politik überschritten. – Ich danke Ihnen.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Karin Müller:

Vielen Dank. – Als Nächster hat sich der Abg. Stirböck
von den Freien Demokraten zu Wort gemeldet.

(Dr. h.c. Jörg-Uwe Hahn (Freie Demokraten): Guter
Mann!)

Oliver Stirböck (Freie Demokraten):

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren!
„Der Krieg beginnt hier“, haben Sie eben in Ihrer Rede ge-
sagt. Herr Schalauske hat festgestellt, vom hessischen Bo-
den geht Krieg aus, weil die Türkei in Hessen von Kraus-
Maffei Wegmann hergestellte Leos einsetzt. An diesen
Thesen merkt man, Ihnen geht es nicht nur um die Türkei

und um die Kurden, sondern Sie stellen die deutsche Waf-
fenproduktion insgesamt infrage.

(Beifall Freie Demokraten)

Das klingt irgendwie nett, und Sie sind davon auch ganz
euphorisiert, aber das ist sicherheitspolitisch brandgefähr-
lich.

(Beifall Freie Demokraten)

So kritisch wir den Einsatz dieser Waffen in Syrien auch
sehen, der Angriffskrieg der Türkei geht nicht von den
Waffen aus, sondern er ist die Folge eines doppelten Versa-
gens des Westens.

(Beifall Freie Demokraten)

Erstens. Die NATO-Führungsmacht USA hat durch den
Abzug der Sicherheitskräfte die kurdischen Verbündeten
alleingelassen.

(Beifall Freie Demokraten und AfD)

Das Problem sind nicht so sehr die Waffen, wie Sie das
gern sehen, und es ist auch nicht die NATO, wie Sie das so
gern sehen. Das Problem ist, dass die NATO nicht mehr
funktioniert. Die Türkei und die USA entfernen sich von
den Grundprinzipien der NATO.

(Beifall Freie Demokraten und AfD)

Zweitens. Die EU hat voll versagt. Syrien ist der Nachbar
Europas, nicht der Nachbar der USA. Der amerikanische
Rückzug aus Syrien ist nicht vom Himmel gefallen, son-
dern er deutete sich schon länger an. Trotzdem hat weder
die Europäische Union noch Deutschland eine Initiative er-
griffen. Europa hat sich einen schlanken Fuß gemacht;
Europa muss endlich weltpolitikfähig werden.

(Beifall Freie Demokraten und AfD – Zuruf Dr. Ul-
rich Wilken (DIE LINKE))

DIE LINKE steht mit ihrer verantwortungslosen und übri-
gens auch völlig problemlösungsvorschlagsbefreiten Posi-
tionierung dem Isolationismus der Trump-Administration
sehr nahe.

(Beifall Freie Demokraten und DIE LINKE)

In einem Punkt teilen wir die Position der LINKEN: Die
türkische Aggression war völkerrechtswidrig. Die Türkei
ist nicht angegriffen worden. Ein NATO-Mitglied ist hier
der Aggressor. Es wird hier von „Bevölkerungsverschie-
bungen“ gesprochen. Das ist ein Jargon, den wir aus un-
glückseligen Zeiten kennen. Auch das Schicksal der Kur-
den kann uns nicht kaltlassen.

(Beifall Freie Demokraten und AfD)

Aber jetzt sind Lösungen gefragt, und jetzt ist Europa ge-
fragt. Diese Bundesregierung bietet dabei ein beschämen-
des Bild. AKK spricht von einer Annexion, die keine ist.
AKK macht weitgehende Vorschläge, wie man sich in Sy-
rien bewegen soll, und die teilt sie dem federführenden
Außenminister in einer SMS mit, womit bewiesen wäre,
dass die Digitalisierung bei der CDU-Vorsitzenden ange-
kommen ist.

(Beifall Freie Demokraten)

Heiko Maas äußert sich dann, sozusagen als Revanchefoul,
gemeinsam mit dem türkischen Kollegen Cavusoglu auf ei-
ner Pressekonferenz gegen den Syrienplan der deutschen
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Verteidigungsministerin. – Diese Bundesregierung hat au-
ßenpolitisch abgedankt.

(Beifall Freie Demokraten und AfD)

Übrigens ist kein Land außerhalb der Region von einem
Krieg der Türken gegen die Kurden so stark betroffen wie
Deutschland. Wir haben hier sehr viele Menschen mit tür-
kischer und mit kurdischer Abstammung. Wir müssen auf-
passen, dass wir nicht Brennpunkt eines türkisch-kurdi-
schen Konflikts werden.

Erdogan drohte noch vor wenigen Wochen mit 3,6 Millio-
nen Flüchtlingen. Gerade das zeigt, dass Europa die Lö-
sung ist. Europa muss jetzt endlich seine Hausaufgaben
machen und darf nicht etwa bis 2027 warten, bis der
Schutz der Außengrenzen durch Frontex sichergestellt ist.
Wir brauchen eine europäische Politik.

(Beifall Freie Demokraten – Zuruf Robert Lambrou
(AfD))

Erstens. Ziel muss es sein, eine Pufferzone zwischen Syri-
en und der Türkei zu schaffen. Zweitens. Wir brauchen ein
EU-Waffenembargo für die Dauer der türkischen Kampf-
handlungen. Drittens. Wir brauchen wirtschaftlichen
Druck. Deckeln wir wirklich die Hermesbürgschaften für
Exporte in die Türkei. Die Wirtschaft ist die Achillesferse
von Erdogan,

(Beifall Freie Demokraten und DIE LINKE)

und Vertiefungen der Zollunion oder Visaliberalisierungen
kommen jetzt nicht infrage.

Vizepräsidentin Karin Müller:

Sie müssen zum Schluss kommen.

Oliver Stirböck (Freie Demokraten):

Die LINKEN haben in ihrem Beitrag außer der Kritik an
Waffen insgesamt keine einzige Lösung geboten. Isolatio-
nismus und Pazifismus sind nicht die Antworten auf eine
Welt, die aus den Fugen geraten ist, sondern die Antwort
ist ein starkes Europa, das Verantwortung in der Welt über-
nimmt.

(Beifall Freie Demokraten – Zuruf Dr. Ulrich Wil-
ken (DIE LINKE))

Vizepräsidentin Karin Müller:

Vielen Dank. – Als Nächster hat sich Abg. Utter von der
CDU-Fraktion zu Wort gemeldet.

Tobias Utter (CDU):

Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Die Tragödie in Syrien geht weiter. Durch den völ-
kerrechtswidrigen Einmarsch türkischer Truppen in Nord-
syrien wird der Konflikt erneut angeheizt. Erneut sind Tau-
sende Menschen auf der Flucht, erneut sterben auch Frauen
und Kinder, und erneut werden Krankenhäuser zerstört.

Im Regionalteil der „Frankfurter Allgemeinen Zeitung“ be-
richtete gestern der Wiesbadener Notarzt Michael Wilk
eindrücklich über die humanitäre Situation in Nordsyrien.
Es droht erneut eine direkte Konfrontation zwischen türki-

schen und syrisch-russischen Truppen. Der Syrienkonflikt
ist brandgefährlich und bedroht den Weltfrieden. Natürlich
hat die Türkei das Recht, ihre Grenzen zu sichern, doch
dies muss in Übereinstimmung mit internationalem Recht
geschehen.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die türkische Regierungspartei musste bei den Kommunal-
wahlen empfindliche Niederlagen hinnehmen. Es liegt der
Verdacht nahe, dass man durch Kriegsrhetorik und durch
nationalistische Hysterie die Zustimmung der Wähler zu-
rückgewinnen will. Die Pläne, die syrischen Flüchtlinge
aus der Türkei nach Nordsyrien umzusiedeln, scheinen ei-
ne Antwort auf die fremdenfeindlichen Töne und Stim-
mungen zu sein, die im Wahlkampf sichtbar wurden. Es ist
die Türkei, die mit ihrem Verhalten und mit ihren Allein-
gängen die Mitgliedschaft in der NATO und das freund-
schaftliche Verhältnis zur Europäischen Union aufs Spiel
setzt.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Auf die Auswüchse im Fußball will ich jetzt nicht einge-
hen. Aber es ist schwer erträglich, wenn in Hessen türki-
sche Geistliche den Märtyrertod in Moscheen verherrli-
chen, wie in einem ZDF-Beitrag zu sehen war.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Turgut
Yüksel (SPD) und Robert Lambrou (AfD))

Auf keinen Fall dürfen wir zulassen, dass es in Hessen zu
Gewalttaten zwischen türkischen und kurdischen Partei-
gängern kommt. Das Demonstrationsrecht verwirkt, wer es
zur Gewaltanwendung gegen Andersdenkende miss-
braucht.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Turgut
Yüksel (SPD) und Yanki Pürsün (Freie Demokra-
ten))

Leider muss man auch feststellen, dass die Politik der ame-
rikanischen Regierung nicht konsequent ist. Der Abzug
amerikanischer Truppen hat nicht zur Stabilität beigetra-
gen, ganz im Gegenteil. Erneut wird klar, dass Europa
mehr Verantwortung für die eigene Sicherheit übernehmen
muss.

Wir beklagen, dass die Kurden, die sich so mutig gegen
den Islamischen Staat gewehrt haben, nun zwischen den
Interessen skrupelloser Regime zerrieben werden. Die Lö-
sung können und werden aber nie die blauäugigen Forde-
rungen der LINKEN sein; denn so würden uns nur die Rol-
len als Zuschauer, Mahner und Bittsteller bleiben. Selbst
die aktuelle, brüchige Waffenruhe wurde nur durch wirt-
schaftlichen und militärischen Druck ermöglicht.

Das kann man auch nicht ersparen: DIE LINKE weicht der
Frage nach der Mitgliedschaft der Türkei in der EU weiter
aus. Europa muss stärker bereit sein, Verantwortung zu
übernehmen, wenn andere verantwortungslos handeln, und
einzugreifen, wenn andere Völkerrecht und Menschenrecht
brechen.

(Zuruf Dr. Ulrich Wilken (DIE LINKE))

Wer, wenn nicht wir in Europa, soll diese Aufgabe erfül-
len? Wir sind eine Union der Werte, der Freiheit und der
Menschenrechte. Wir haben einen klaren moralischen
Kompass. Die CDU begrüßt die Initiative der Verteidi-
gungsministerin Kramp-Karrenbauer zur Einrichtung einer
internationalen Sicherheitszone in Nordsyrien, an der sich
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auch Europa beteiligen sollte. Der Stellvertreterkrieg in
Syrien, der auf dem Rücken der Bevölkerung ausgetragen
wird, muss ein Ende finden. Dies wird ohne eine interna-
tionale Übereinkunft nicht gelingen.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Aber um Schutzmacht zu sein, muss man schützen wollen
und die Macht haben. Dafür brauchen wir mehr europäi-
sche Gemeinsamkeit und müssen bereit sein, unsere ge-
meinsame wirtschaftliche Kraft auch für den Frieden ein-
zusetzen. Wir brauchen eine stärkere Verteidigung und eine
ernst zu nehmende Armee, die europäisch zusammenarbei-
tet und europäische Interessen vertritt. Nur gemeinsam als
Europäer kommen wir langsam aus der Rolle des mahnen-
den Zuschauers heraus und werden zum Akteur für den
Frieden.

Schließen möchte ich mit einem Zitat von Michail Gorbat-
schow:

An den Frieden denken heißt, an die Kinder denken.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, ver-
einzelt Freie Demokraten und Turgut Yüksel (SPD))

Vizepräsidentin Karin Müller:

Vielen Dank. – Als Nächster hat sich Abg. Burcu von der
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zu Wort gemeldet.

Taylan Burcu (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Sehr geschätzte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und
Kollegen, verehrte Gäste!

Vizepräsidentin Karin Müller:

Irgendetwas stimmt mit der Anlage nicht; jedenfalls
scheint das Mikrofon am Rednerpult ausgeschaltet zu sein.
Mittagspause ist aber noch nicht. Vielleicht kann jemand
einmal schauen.

(Zuruf: „Sehr geschätzte Frau Präsidentin“ vielleicht
wiederholen! Das ist der einzige Sinn! – Heiterkeit)

– Ja, es war ein Versuch. – Jetzt geht es.

(Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Die Präsidentin will nur früher in die Mittagspause!)

Taylan Burcu (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Jetzt geht es. Dann wiederhole ich es gerne ausdrücklich. –
Sehr geschätzte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und
Kollegen, verehrte Gäste! Wenn man nicht gerade von ei-
nem türkischen Nationalismus verblendet ist oder sich
nicht gerade von den niveaulosen Drohungen des türki-
schen Staatspräsidenten einschüchtern lässt, muss man die
Ereignisse der vergangenen Wochen in Nordsyrien als das
bezeichnen, was sie sind, nämlich als eine völkerrechts-
widrige Invasion.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU, ver-
einzelt SPD, DIE LINKE und Robert Lambrou
(AfD))

Wenn ein Despot – um von den innenpolitischen Schwie-
rigkeiten abzulenken – gegen das internationale Recht
massiv verstößt, bedarf es in der Außenpolitik einer star-

ken, einheitlichen Stimme der Bundesrepublik Deutsch-
land, der Europäischen Union und am besten des gesamten
Westens, und vor allem bedarf es Konsequenzen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU und
vereinzelt AfD)

Das alles geschah leider in den vergangenen Wochen eben
nicht. Das, was geschah, war ein Armutszeugnis. Ein deut-
scher Außenminister, der, statt bei seinem Besuch in der
Türkei deutliche und scharfe Worte zu finden, die Gelegen-
heit nutzt, mit dem türkischen Außenminister in „Ziemlich
beste Freunde“-Manier einen Streit innerhalb der Koalition
hier in Deutschland für sich zu gewinnen – das macht uns
und vor allem auch viele Menschen da draußen sprachlos.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU und
Freie Demokraten)

Statt Sanktionen gegenüber einzelnen türkischen Politikern
zu verhängen oder statt Erdogan wirtschaftlich unter Druck
zu setzen – da ist er bekanntlich sehr empfindlich, das
stimmt – und beispielsweise die Hermesbürgschaften zu
stoppen, gab es nur einen halben Exportstopp, der eben
nicht für bereits genehmigte Rüstungslieferungen gilt.

Bedenkt man und hält man sich vor Augen, dass die Türkei
2018 auch der größte Empfänger für deutsche Rüstungsex-
porte war und schon massiv aufgerüstet ist, dann sagen wir
zu dieser Maßnahme: zu spät und zu wenig.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN fordern daher – und
das nicht erst seit dem Vorstoß der Türkei –: keine Rüs-
tungsexporte in Krisengebiete.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ein Krisengebiet haben wir in Nordsyrien allemal. Wir ha-
ben eine humanitäre Katstrophe. Hunderttausende sind auf
der Flucht. Der Kampf gegen den Dschihadismus macht
mindestens zehn Schritte zurück. Dschihadisten werden so-
gar von der Türkei in die Region eingeschleust, um gegen
Kurden zu kämpfen. IS-Gefangene werden befreit. Kurz
gesagt, liebe Kolleginnen und Kollegen: Die Stabilität der
Region verfällt.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und verein-
zelt CDU)

Als Gründe hierfür kann man viele aufzählen, je nachdem,
welchen Akteur es betrifft, aber der größte gemeinsame
Nenner ist schlicht und einfach der Hass auf die Kurdinnen
und Kurden – auf die Kurdinnen und Kurden, die sich vor
Kurzem unter massiven Verlusten gegen die Barbarei des
sogenannten Islamischen Staates gestellt haben und auch
Andersgläubige und andere Ethnien im Namen der
Menschlichkeit vor der Sklaverei und dem sicheren Tod
bewahrt haben.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU, SPD,
Freie Demokraten und DIE LINKE)

Man muss wirklich kein Freund oder Sympathisant der
YPG-Milizen sein, um anzuerkennen, dass diese Männer
und vor allem – das möchte ich ganz ausdrücklich betonen
– diese Frauen ganz Großes in Kobane und Co. auch im In-
teresse des Westens geleistet haben. Sie als Dank zwischen
Erdogan und Assad zu lassen ist nicht in Ordnung, liebe
Kolleginnen und Kollegen.
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(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU, ver-
einzelt SPD, AfD, Freie Demokraten und DIE LIN-
KE)

Mehr als nicht in Ordnung sind die Kriegstreibereien der
Partner des türkischen Militärs. Diese Partner bestehen
nämlich teilweise aus IS-Anhängern und haben leider kei-
nerlei Skrupel, Zivilisten und Gefangene zu liquidieren.

Davon bekommen die Menschen in der Türkei natürlich
kaum etwas mit. Die Medien sind schon lange gleichge-
schaltet und als Ablenkung von der Innenpolitik auf Hel-
denepos getrimmt.

Die Opposition ist durch den Krieg kaltgestellt. Sie zieht
entweder freiwillig und aus voller Überzeugung mit, oder
sie muss mitmachen bei „guter Miene zum bösen Spiel“.
Andernfalls würde man sie nämlich als Volksverräter
brandmarken. Das alles ist gerade jetzt sehr bedauerlich.
Wir haben es gehört: In den vergangenen Monaten gab es
in der Türkei mehr und mehr Hoffnung, die Opposition
schaffte es sogar, sich auf einen gemeinsamen Nenner zu
einigen, und gewann sogar sehr wichtige Wahlen. Wäh-
rungskrise, schlechte Wirtschaftszahlen, sinkende Zustim-
mungswerte für die AKP – umso durchschaubarer müsste
eigentlich dieses Manöver der türkischen Regierung sein.
Das ist es aber leider nicht für die Bevölkerung eben auf-
grund unter anderem der Gleichschaltung der Medien. Und
sie erreicht leider auch ihr innerpolitisches Ziel, nämlich
die Opposition zu spalten und die Kurdinnen und Kurden
dorthin zu rücken, wo man sie am liebsten haben möchte,
nämlich in die Terroristenecke.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und CDU)

Aber es gibt nach wie vor Hoffnung: Nicht wenige Men-
schen in der Türkei – auch wenn es nicht öffentlichkeits-
wirksam geschieht –, aber auch hier bei uns unter den Tür-
kischstämmigen, sagen ganz klar Nein zum Krieg und for-
dern Frieden.

Die Unterstützung meiner Fraktion und sicherlich auch
vieler anderer Abgeordneter des Hessischen Landtags soll
sie heute von dieser Debatte aus erreichen. Wir hoffen in-
ständig, dass diese Personen für ihren Einsatz für Frieden
nicht zur Rechenschaft gezogen werden. Wir hoffen, dass
die berechtigten Proteste hier in Hessen weiterhin friedlich
verlaufen, und wir hoffen vor allem, dass in Nordsyrien
ganz schnell Frieden eintritt und die Menschen dort nicht
weiter leiden müssen und auch nicht weiter vertrieben wer-
den. – Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU und
vereinzelt DIE LINKE)

Präsident Boris Rhein:

Herzlichen Dank, Herr Kollege Burcu. – Nächster Redner
ist der Kollege Grüger für die Fraktion der Sozialdemokra-
ten.

Stephan Grüger (SPD):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Es ist vieles schon gesagt worden. Deswegen kann ich
mich betont kurz fassen. Kollege Stirböck hat darauf hin-
gewiesen: Es sind die USA gewesen, die durch ihren
Rückzug überhaupt erst den Raum für die Türkei geschaf-
fen haben, völkerrechtswidrig Syrien anzugreifen. Denn

genau das ist geschehen. Allerdings war der Abzug der
USA in der Tat nicht ganz überraschend. Insofern haben
sich tatsächlich auch die EU und der europäische Teil der
NATO an diesem Punkt nicht mit Ruhm bekleckert. Denn
hier hätte sowohl diplomatisch als auch ersatzweise im
Rahmen des Militärs etwas getan werden können. Aber das
ist offensichtlich nicht gemacht worden.

Erdogan hat diese Möglichkeit genutzt – übrigens nicht das
erste Mal. Das ist jetzt das dritte Mal, dass die Türkei in
dem Bereich innerhalb kürzester Zeit einmarschiert ist.
Das hatten wir Anfang 2017 und Anfang 2018. Von daher
ist da eine gewisse Absehbarkeit gegeben.

Was ist also jetzt zu tun? – Es müssen alle Möglichkeiten
genutzt werden, diesen Konflikt so schnell wie möglich
einzudämmen. Übrigens an die Kollegen, die hier gefordert
haben, man müsste die Türkei aus der NATO rauswerfen:
Ihnen kann ich nur empfehlen, sich einmal den NATO-Ver-
trag genau durchzulesen. Das ist nicht so ohne Weiteres
möglich. Sie können sich dann auch an Prof. Carlo Masala
von der Bundeswehruniversität wenden. Er kann Ihnen das
dann noch einmal erklären. Das geht so nicht. Man kann
nicht einfach Mitglieder rausschmeißen.

Sie können von selbst gehen. Die Frage ist, ob es im Inter-
esse der NATO und der Verteidigungsfähigkeit der NATO
ist, die wichtige Südostflanke mit der Türkei zu verlieren.
Das ist eine andere Diskussion. Die brauchen wir hier im
Hessischen Landtag nicht zu führen. Aber ich kann zumin-
dest darauf hinweisen, dass es gute Gründe gibt, dass die
Türkei in der NATO ist.

Übrigens zu dem Hinweis, dass die Türkei im Augenblick
keine lupenreine Demokratie ist: Ja, das kann man sicher-
lich so feststellen. Das galt allerdings zur jeweiligen Zeit
sowohl für Spanien, für Portugal als auch für Griechen-
land.

(Zuruf DIE LINKE)

Da waren aber diese drei Länder auch in der NATO. Das
ist eine vergangene Diskussion, aber die Konsequenzen
hätten man dann damals auch entsprechend diskutieren
müssen.

Liebe Kollegen von der Linkspartei, ich weise darauf hin,
dass das Ganze nicht so einfach und holzschnittartig geht,
wie das hier einige im Parlament darzustellen versuchen.
Es ist eben nicht so einfach und holzschnittartig.

Auch die Tatsache, dass dort Panzer eingesetzt werden, die
in Deutschland und zum Teil auch in Hessen produziert
werden, ist in der Tat noch lange nicht ein Grund, zu be-
haupten, hier würde von hessischem Boden ein Krieg aus-
gehen. Aber die Frage ist natürlich schon – und das müssen
wir klären, auch mit der Türkei –: Es kann nicht sein, dass
deutsche Waffen von der Türkei für völkerrechtswidrige
Kriege genutzt werden.

(Beifall SPD und vereinzelt CDU)

Das muss unmissverständlich klargemacht werden, genau-
so wie wir das auch anderen Ländern klargemacht haben,
denen wir Waffen geliefert haben, dass sie diese Waffen in
bestimmten Kriegen einfach nicht einsetzen dürfen.

Die Türkei ist ansonsten ein NATO-Partner, für den es
nach den herrschenden Regeln zunächst einmal gar keine
Waffenlieferungsbeschränkungen gibt. Diese Regeln haben
wir jetzt geändert und gesagt: Es gibt keine Waffenliefe-
rungen mehr in die Türkei, solange nicht klar ist, dass die
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Türkei sich weiterhin nicht an völkerrechtswidrigen Krie-
gen beteiligt. Das ist auch richtig so, das so entschieden zu
haben. Wie gesagt, es ist in der Realität nicht alles immer
so einfach, wie der eine oder andere sich das gern zurecht-
basteln will.

(Beifall SPD und vereinzelt CDU)

Es ist also jetzt die hohe Zeit der Diplomatie. Da ist es in
der Tat nicht hilfreich – das ist auch angesprochen wor-
den –, wenn eine Verteidigungsministerin, ohne sich vorher
mit der Bundesregierung abzusprechen und ohne das mit
dem zuständigen Außenminister abgesprochen zu haben,
einfach einmal irgendwelche Vorschläge macht. Das ist si-
cherlich keine Glanzleistung gewesen. Ich vermisse da
auch immer noch ein Machtwort der Kanzlerin, dass das so
nicht geht. Eine Regierung kann so nicht vernünftig arbei-
ten.

(Beifall SPD)

Leider gilt das, wie gesagt, auch für die europäische Ebe-
ne. Es ist jetzt die Zeit für diplomatische Initiativen. Wir
müssen miteinander reden. Wir müssen unseren NATO-
Partner Türkei dazu bringen, diesen Unsinn zu unterlassen.
Wir müssen wieder für Recht und Ordnung sorgen.

(Robert Lambrou (AfD): Nur mit Reden klappt das
nicht!)

Wir müssen dafür sorgen, dass die Türkei diese Art von
Zündelei unterlässt und wieder ein verlässlicher NATO-
Partner ist, über dessen Handlungen man sich in Zukunft
keine Sorgen machen muss.

Präsident Boris Rhein:

Herr Kollege, es gibt das Bedürfnis nach einer Zwischen-
frage. Ich kann sie aber kaum zulassen; denn die Redezeit
ist schon überschritten.

Stephan Grüger (SPD):

Ich wollte gerade den letzten Satz sagen. – Ich habe es
schon gesagt: Es ist alles nicht so einfach, wie der eine
oder der andere es haben will. Wir setzen uns dafür ein,
dass eine diplomatische Lösung gefunden wird. In diesem
Sinne: Glück auf.

(Beifall SPD)

Präsident Boris Rhein:

Herzlichen Dank, Herr Kollege Grüger. – Nächste Redne-
rin ist Frau Staatsministerin Puttrich für die Landesregie-
rung.

Lucia Puttrich, Ministerin für Bundes- und Europaan-
gelegenheiten und Bevollmächtigte des Landes Hessen
beim Bund:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Her-
ren! In der Tat ist die Lage in Syrien so kompliziert, dass
sie nicht mit einfachen Worten zu lösen ist. Da stimme ich
Ihnen zu, Herr Grüger. Ich muss aber auch dazu sagen: Die
Thematik ist nicht geeignet für ein kleines parteipolitisches
Karo. Insofern lassen Sie mich auf einige Dinge eingehen.

Seit 2011 findet der Bürgerkrieg in Syrien statt. Es gibt
dort ein unerträgliches Leid, von dem viele Menschen be-
troffen sind. Der Abzug der Amerikaner, auch das ist
mehrfach angesprochen worden, hat für eine Situation ge-
sorgt, die den Konflikt verschärft hat und noch weiteres
Leid über die Menschen bringt.

Seit über acht Jahren herrscht dort ein Bürgerkrieg, der die
Region in Chaos versetzt. Durch dieses Chaos wird die Re-
gion, der Nahe Osten, nachhaltig destabilisiert. Unglaub-
lich viele Menschen sind dort auf der Flucht. 5,7 Millionen
syrische Bürgerinnen und Bürger – das sind die Zahlen des
UNHCR von Januar 2019 – sind im Moment auf der
Flucht. Dort herrscht ein unglaublich großes Elend.

Sie erinnern sich daran, auch das haben Sie angesprochen,
wir haben uns bereits Anfang 2018 mit dieser Thematik im
Hessischen Landtag beschäftigt. Im Januar 2018 mar-
schierten türkische Truppen in Syrien ein. Wir haben da-
mals auch darüber diskutiert. Spätestens seit dem Jahresbe-
ginn 2018 war auch klar, dass die Türkei alles daransetzen
wird, eine Stärkung der kurdischen Selbstverwaltung in der
Grenzregion zu verhindern.

Bereits damals haben wir uns im Hessischen Landtag für
ein Ende der Gewalt und das Herbeiführen einer Lösung
am Verhandlungstisch ausgesprochen. Das haben wir ge-
tan. Wir wissen aber auch, dass es nicht einfach ist. Wir
wissen auch, dass uns eine reine Pazifismusdebatte nicht
weiterführt, weil die Zusammenhänge hochkomplex sind.
Es ist eigentlich schade, wenn man über so etwas in einer
Fünfminutenrede sprechen soll und damit noch eine
Grundsatzdebatte über Waffen verbinden will.

Mit dem erneuten Einmarsch türkischer Truppen Anfang
Oktober, der ganz klar völkerrechtswidrig ist – das ist auch
mehrfach gesagt worden –, ist die Situation dort noch
schwieriger geworden. Es sind erneut Hunderttausende
Menschen auf der Flucht, was ein Elend bedeutet. Die An-
kündigungen der Türkei, syrische Flüchtlinge in kurdi-
schen Gebieten anzusiedeln, erhöht den Widerstand. Das
ist gar keine Frage. Das erschwert auch die Situation.

Ich habe es eben angesprochen: Dass die Amerikaner ab-
gezogen sind, hat die Situation erschwert. Diejenigen, die
die USA als Verbündete gesehen haben, fühlen sich im
Kampf gegen den IS verlassen und verraten. Das kann man
auch nachempfinden. Das ist eine Situation, die nur sehr
schwer erträglich ist. Es führt zu einer Fortsetzung des
Bürgerkriegs. Auch das ist angesprochen worden: Die Be-
fürchtung eines Wiedererstarkens des IS ist alles andere als
das, was wir wollen. Das macht die Situation so schwierig.

Jetzt habe ich beschrieben, wie die Situation ist, so wie es
viele andere auch getan haben. Die Grundfrage ist nur: Wie
geht man damit um? Geht man damit um, indem man nur
beklagt, oder übernimmt man Verantwortung? Man kann
nicht auf der einen Seite beklagen, dass die Amerikaner
abziehen, und auf der anderen Seite sagen: Wir schauen
dennoch zu und haben nur weise wohlfeile Worte. – Das
hilft den Menschen wiederum nicht.

(Beifall CDU und vereinzelt BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Das bedeutet, man muss Verantwortung übernehmen. Aus
dem Interesse der Europäer heraus muss man Verantwor-
tung übernehmen, weil wir ein geostrategisches Interesse
daran haben, dass diese Region stabil ist. Uns allen mitein-
ander ist selbstverständlich ein friedlicher Dialog wesent-
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lich lieber als Auseinandersetzungen mit Waffen oder krie-
gerische Auseinandersetzungen. Das hilft keinem, das ver-
letzt und tötet Menschen und führt letzten Endes zu keinem
Ziel. Deswegen muss Diplomatie immer Vorrang haben.
Das ist doch, glaube ich, bei allen Beteiligten unbestritten.

(Beifall CDU und vereinzelt BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Es ist dringend geboten, diesen fragilen UN-Friedenspro-
zess in Syrien fortzuführen. Der Einmarsch der türkischen
Truppen, egal aus welchen Gründen heraus, ist nicht zu
rechtfertigen. Ich glaube, auch darüber besteht hier eine
ungeteilte Meinung.

Ich will noch einmal darauf zurückkommen, welche Rolle
Deutschland und Europa spielen müssen. Dazu gehört
schon eine klare Positionierung. Wenn wir wissen, dass wir
ein geostrategisches Interesse an dieser Region haben, kön-
nen wir doch nicht zusehen, wie andere dort Einfluss neh-
men. Es kann doch nicht sein, dass wir uns zurücklehnen,
wohlfeile Ratschläge geben und die Situation Russland,
dem Iran oder der Türkei überlassen. Das halte ich für un-
verantwortlich.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das ist unverantwortlich aus einem europäischen Interesse
heraus, wie ich es eben angesprochen habe. In der Konse-
quenz bedeutet das zwei Dinge. Zum einen müssen die
Europäer Verantwortung übernehmen, wenn die Amerika-
ner weniger tun. Das fordert uns in einem hohen Maße.
Dazu brauchen wir eine Stimme. Deswegen ist es auch
ganz klar, dass eine der größten Herausforderungen der
Europäischen Union Verteidigungs- und Sicherheitsfragen
sind. Daran muss in einer neuen Welt gearbeitet werden, in
einer Welt, in der alte Gewissheiten ins Wanken gekom-
men sind. Die Europäer müssen gemeinsam dazu stehen,
gemeinsame Antworten geben und in der Außenpolitik eng
zusammenstehen.

Präsident Boris Rhein:

Frau Staatsministerin, ich weise nur ganz bescheiden auf
die Redezeit der Fraktionen hin.

Lucia Puttrich, Ministerin für Bundes- und Europaan-
gelegenheiten und Bevollmächtigte des Landes Hessen
beim Bund:

Ich bin auch fast fertig. – Ich will noch den einen Satz hin-
zufügen, womit ich meine Rede begonnen habe. Ja, es gab
einen Vorschlag der Verteidigungsministerin Frau Kramp-
Karrenbauer. Was ich mir persönlich gewünscht hätte, ist,
dass nicht reflexartig von vorneherein Vorschläge infrage
gestellt werden, ohne sie vorher ernsthaft zu diskutieren.
Wenn wir Vorschläge nicht ernsthaft diskutieren, sondern
versuchen, im kleinen Karo der parteipolitischen Ausein-
andersetzung weltpolitische Antworten zu geben, dann
werden wir in der Tat in der Welt schlecht dastehen. – Bes-
ten Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Boris Rhein:

Vielen Dank, Frau Ministerin. – Ich sehe keine weiteren
Wortmeldungen. Damit sind wir am Ende der Aussprache

angelangt. Ich stelle fest, dass wir die Aktuelle Stunde un-
ter dem Tagesordnungspunkt 66 damit abgehalten haben.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 46 auf:

Antrag
Fraktion der AfD
Wiedereinsetzen von Professor Hans Joachim M. als
Geschäftsführer der Hessen Film und Medien GmbH
– Drucks. 20/1418 –

Erster Redner ist der Kollege Dr. Grobe für die Fraktion
der AfD. Redezeit ist zehn Minuten pro Fraktion.

Dr. Frank Grobe (AfD):

Sehr geehrter Herr Präsident, verehrte Kolleginnen und
Kollegen, sehr geschätzte Steuerzahler auf der Tribüne!

(Unruhe – Die Abgeordneten blicken zur Tribüne.)

In den letzten Wochen haben wir ein mediales Spektakel
erlebt, das in der jüngeren Landesgeschichte seinesglei-
chen sucht.

(Unruhe)

Die Handlung des Films ist sehr schnell erzählt und beruht
auf einer wahren Begebenheit.

(Anhaltende Unruhe – Glockenzeichen)

Präsident Boris Rhein:

Einen kurzen Moment, Herr Kollege. – Das geht überhaupt
nicht. Bitte lauschen Sie dem Redner. Ich bitte um mehr
Aufmerksamkeit, und ich bitte: keine Zurufe auf die Besu-
chertribüne oder von der Besuchertribüne. – Herr Dr. Gro-
be, Sie haben das Wort.

(Beifall Robert Lambrou (AfD))

Dr. Frank Grobe (AfD):

In den letzten Wochen haben wir ein mediales Schauspiel
erlebt, das in der jüngeren Landesgeschichte seinesglei-
chen sucht. Die Handlung des Films ist sehr schnell erzählt
und beruht auf einer wahren Begebenheit. Die handelnden
Personen sind frei erfunden. Die Protagonisten dieses Dra-
mas sind zwei in die Jahre gekommene politische Parteien,
ein rückgratloser Landesminister, ferner eine kleine sub-
ventionsabhängige und fundamentalistische Klientel sowie
ein tragischer Held, der in einer kafkaesken Situation unter
die Räder kommt.

(Beifall AfD)

Zur Handlung. Der Geschäftsführer der ungarischen Film-
förderungsanstalt wurde von dem zuständigen Minister für
Kunst entlassen, weil jener sich mit dem Vorsitzenden der
oppositionellen sozialistischen Partei zum gemeinsamen
Essen traf.

Nachdem dieses Ereignis durch ein Foto publik wird, for-
dern 557 Angehörige einer fundamentalistischen Sekte
mittels einer Petition die Entlassung des Geschäftsführers.
Diese wird ergänzt durch ein anonymes Schreiben, welches
ausdrückt, dass dieser nicht mehr ihr Vertrauen genieße.
Die beiden Regierungsparteien Fidesz und KDNP handeln
sofort und entlassen unseren abtrünnigen Helden.
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Reaktionen hierauf: Der deutsche Außenminister erklärt,
dass die ungarische Regierung die Demokratie geschädigt
habe.

(Beifall AfD)

Zeitgleich wird von der leicht mobilisierbaren deutschen
Zivilgesellschaft „Gesicht gezeigt“, die staatsnahen Medi-
en berichten über die unhaltbaren Zustände in Ungarn.
Broschüren zwecks Erhalts der Meinungsfreiheit werden in
großer Auflage unter das Volk gebracht.

Sehr geehrte Damen und Herren, wie Sie bemerken, ist die
traurige Handlung nicht in Ungarn, sondern hier in Hessen
angesiedelt.

(Beifall AfD)

Meine Frage an Sie: Wo und wann haben Sie – Sie, die
sich öffentlich so gerne als Teil der toleranten Kräfte in
Szene setzen – gegen diesen Ausgrenzungsversuch eines
Menschen Haltung bewiesen? Sie haben sich entweder
weggeduckt, oder – und das ist weit verwerflicher – sich an
der Inszenierung dieses traurigen Schauspiels aktiv betei-
ligt.

(Beifall AfD)

Vor wenigen Wochen stolzierten einige von Ihnen zusam-
men mit den – gemäß Selbsteinschätzung Guten und ge-
mäß Fremdeinschätzung bisweilen Schönen, aber für den
Beobachter sicherlich nicht dem Wahren verpflichteten –
Filmschaffenden über den roten Teppich zur Alten Oper.
Einer fehlte: Prof. Hans Joachim Mendig.

(Beifall AfD)

Dieser wurde zuvor über Wochen zum Spielball Ihrer Ei-
telkeiten degradiert, was jeden Rest menschlichen An-
stands vermissen lässt.

(Beifall AfD)

Der ehemalige „Spiegel“-Redakteur Jan Fleischhauer hat
dies auf die Kurzformel gebracht – ich zitiere ihn –: „Wenn
sich Kleingeister groß fühlen“. Fühlen Sie sich hierdurch
angesprochen?

(Zurufe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und DIE
LINKE: Nein!)

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie mich
die Causa Mendig Revue passieren.

Der Beginn der Entwicklung kann auf das Jahr 2015 datiert
werden. Minister Rhein berief damals Mendig zum Ge-
schäftsführer der Hessen Film und Medien GmbH. Seitens
des Koalitionspartners BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN stieß
diese Personalentscheidung auf wenig Gegenliebe. Herr
Mendig wurde als „Neoliberaler“, was immer das heißen
mag, medial abqualifiziert, obwohl er sich nichts hatte zu-
schulden kommen lassen.

(Beifall AfD)

Mehr noch: Herr Mendig hat als Geschäftsführer viele
künstlerisch ambitionierte Filmprojekte finanziell geför-
dert, die hinsichtlich ihres Bekanntheitsgrades ein Nischen-
dasein fristen.

(Robert Lambrou (AfD): Richtig!)

Aber dies genügte vielen Filmschaffenden offenbar nicht.

Nun zur Rolle des Koalitionspartners CDU in diesem trau-
rigen Schauspiel. Dieser schneidet den Geschäftsführer
einfach aus seinem Blockbuster heraus. Einmal mehr soll
der Koalitionsfrieden tunlichst nicht gestört werden. Ge-
nauer: Die GRÜNEN haben innerhalb der Koalition die
Hosen an.

(Beifall AfD)

Die CDU lässt sich von den Kulturmarxisten widerstands-
los durch die Manege führen. Sie haben fertig, meine Da-
men und Herren von der CDU.

(Beifall AfD)

Zeigen Sie endlich Rückgrat. Sie wissen doch selbst, was
der Kulturmarxismus ist. Er zielt auf die Abrichtung orien-
tierungsloser Massen ab, um aus diesen die anvisierte
„Weltgesellschaft“ zu formen. Die Arbeiterbewegung hatte
schon vor 30 Jahren die Nase voll vom Marxismus.

(Beifall AfD)

Seit geraumer Zeit wird nun versucht, über die Hoch-
schulen, die Massenmedien und die Kultureinrichtungen
die marxistische Theorie umzusetzen. Erinnern Sie sich ei-
gentlich noch an das CDU-Wahlplakat mit dem Leitspruch
„Freiheit statt Sozialismus“?

(Holger Bellino (CDU): Ja! Immer doch!)

Stellen Sie sich endlich vor Prof. Mendig. In einem demo-
kratischen Staat muss es möglich sein, ein Privatgespräch
zu führen, ohne hierdurch seinen Arbeitsplatz zu verlieren.

(Beifall AfD)

Reicht es etwa schon, in den Verdacht zu geraten, nicht der
Mehrheitsmeinung zu entsprechen, um negative Konse-
quenzen zu riskieren, Konsequenzen, die bis zur sozialen
Ächtung und zum Verlust des Arbeitsplatzes führen?

Der „FAZ“-Redakteur Plickert stellte eine vermeintlich
naive Frage. Ich zitiere ihn: „Wie nennt man Staaten, in de-
nen man wegen eines Treffens mit einem Oppositionellen
seinen Job verliert? Demokratien?“ – Wer diese Frage be-
jaht, ist nach meinem Dafürhalten ein lupenreiner Antide-
mokrat.

(Beifall AfD)

Sie wissen, dass es bis zum Bekanntwerden des Fotos kei-
ne nennenswerten Unstimmigkeiten zwischen Geschäfts-
führer, Aufsichtsrat und Belegschaft der Hessen Film gege-
ben hatte.

(Dr. Ulrich Wilken (DIE LINKE): So stimmt das
auch nicht!)

Erst danach wurde ein anonymes Schreiben präsentiert, in
welchem der angeblich autoritäre Führungsstil Mendigs
beklagt wurde. Können anonyme Denunziationen wieder
dazu führen, Menschen nachhaltig zu diskreditieren?

(Beifall AfD)

Wie steht es in diesem Zusammenhang um die viel be-
schworene Toleranz der Toleranten? Ist diese etwa nur eine
Floskel für Feiertagsreden? Mit dem Fall Mendig hat diese
Ausgrenzung eine neue Qualität erreicht. Wie ein Rudel
bzw. wie ein Schwarm Piranhas fielen 557 Filmemacher
über ihn her. Herr Mendig hatte zu diesem Zeitpunkt keine
Chance mehr, dieser Situation unbeschadet zu entkommen.
Man setzte ihm vielmehr die Pistole auf die Brust.
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(Beifall AfD)

Ferner erwartete die „Filmakademie“, d. h. eine Institution,
die nicht sein Arbeitgeber ist, eine Rechtfertigung von ihm.
Das erinnert fatal an die erzwungenen Selbstbezichtigun-
gen der Angeklagten in sowjetischen Schauprozessen.

(Beifall AfD – Janine Wissler (DIE LINKE): Also,
Mendig ist jetzt nicht im Gulag! – Zuruf Torsten
Warnecke (SPD))

Frau Ministerin Dorn hielt dem medialen Druck nicht
stand. Es wäre gerade ihre Aufgabe gewesen, sich im Rah-
men der dienstrechtlichen Fürsorgepflicht vor Herrn Men-
dig zu stellen.

(Beifall AfD)

Wir sollten auch hinterfragen, wer sich hinter den 557
Filmschaffenden verbirgt. Tatsächlich befinden sich darun-
ter nur wenige Persönlichkeiten von nationalem Rang. Die
Petition haben jedoch viele Personen gezeichnet, welche
zugleich abhängig von nicht wenigen Produzenten sind. Es
stehen also viele Zeichner der Petition in einem Abhängig-
keitsverhältnis zu deren Initiatoren. Wie heißt es doch?
Wes Brot ich ess, des Lied ich sing.

(Beifall AfD)

Die Initiatoren forderten bemerkenswerterweise, dass sie
keine Filmförderung durch die Hessen Film mehr annäh-
men, wenn man Mendig nicht entlasse. Druckmittel ist hier
also ein Subventions-Annahmeboykott.

(Beifall AfD)

Die ihm innewohnende Logik entzieht sich mir vollstän-
dig. Denn es wird niemand gezwungen, Fördergelder anzu-
nehmen.

(Robert Lambrou (AfD): Richtig!)

Wenn diese das Geld nicht wollen, freuen sich andere dar-
über.

(Beifall AfD)

Tatsächlich haben nur 100 Personen aus Hessen die Petiti-
on gezeichnet. Die hessische Filmbranche umfasst jedoch
2.200 Personen. Daher haben sich weniger als 5 % zu Wort
gemeldet.

(Beifall AfD)

Sehr geehrte Damen und Herren, Frau Dorn hat als Minis-
terin für Kunst, ohne dass empirische Befunde für einen
Imageschaden vorliegen, eine für Herrn Mendig und für
Hessen weitreichende Fehlentscheidung getroffen. Diese
fußt auf lächerlichen Boykottaufrufen sowie Denunziatio-
nen. Die Abberufung Prof. Mendigs hat einen Präzedenz-
fall geschaffen.

(Robert Lambrou (AfD): Richtig!)

Der neue Geschäftsführer wird nun wohl immer auf das
Wohlwollen der sogenannten toleranten Filmschaffenden
Rücksicht nehmen müssen.

(Beifall AfD)

Dies wäre dann eine weitere Bestätigung der maoistischen
Lehre: „Bestrafe einen und erziehe Hundert“.

(Christiane Böhm (DIE LINKE): Mann, Mann,
Mann!)

Eine weitere Lehre besteht darin, dass der Fall Mendig ein
nächster Indikator für die Gefahr ist, dass sich die Bundes-
republik hin zu einer Art DDR 2.0 entwickelt.

Hierzu titelte die Zeitung „Die Zeit“: „Die staatliche Will-
kür in der DDR war auch nicht schlimmer als heute“.

(Dr. Ulrich Wilken (DIE LINKE): So ein Blödsinn!)

Ich fasse zusammen. Herr Mendig hat sich erstens nichts
zuschulden kommen lassen. Er hat zweitens nur das ver-
briefte Grundrecht auf Versammlungsfreiheit ausgeübt und
ist drittens zum Opfer einer perfiden politischen Instru-
mentalisierung geworden.

(Beifall AfD)

Daher appelliere ich an Sie: Unterstützen Sie unsere Forde-
rung zur unverzüglichen Wiedereinsetzung von Prof. Men-
dig in sein früheres Amt – Vielen Dank.

(Beifall AfD)

Präsident Boris Rhein:

Für die Fraktion der Freien Demokraten spricht Herr Dr.
Büger.

Dr. Matthias Büger (Freie Demokraten):

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Ich denke, in diesem Fall – deswegen ist das auch ein poli-
tisch relevantes Thema – geht es eigentlich um etwas sehr
Grundsätzliches, nämlich in der Kernfrage darum, wie wir
mit der Polarisierung in unserem Land umgehen, die wir
schon in der Debatte vorhin erlebt und auch ein Stück weit
in der letzten Wortmeldung gesehen haben. Natürlich geht
es auch konkret darum, ob ein Mittagessen mit einem poli-
tisch „Falschen“ einen Mitarbeiter des Landes Hessen den
Job kosten kann.

Hierbei besteht eine Verbindung zum Thema Meinungs-
freiheit, was mein Kollege Jörg-Uwe Hahn in seinem Bei-
trag vorhin ganz richtig dargestellt hat. Was heißt „Mei-
nungsfreiheit“? Natürlich sagen zu können, was man
möchte, unter den vorhin genannten gesetzlichen Rahmen-
bedingungen, treffen zu können, wen man möchte – nicht,
ohne Widerspruch zu erhalten.

Selbstverständlich, Kritik und Widerspruch muss man so-
gar haben, je nachdem, welche Position man dort bezieht,
aber natürlich ohne persönliche negative Konsequenzen für
sich fürchten zu müssen. Was wäre eine negative Konse-
quenz, wenn nicht der entsprechende Jobverlust? Deswe-
gen ist es hier ein ernster Fall.

(Beifall Freie Demokraten und AfD)

Wir haben deshalb als Freie Demokraten im Ausschuss für
Wissenschaft und Kunst einen Berichtsantrag gestellt und
nachgefragt, was die Gründe waren, weil genau das im
Raum steht. Ich zitiere aus dem Protokoll der öffentlichen
Sitzung, in der Frau Staatsministerin Dorn auf die Frage
nach den Gründen sich wie folgt eingelassen hat – ich zi-
tiere mit Ihrer Erlaubnis, Herr Präsident –:

Hintergrund für den einstimmigen Beschluss zur Ab-
berufung von Herrn Prof. … Mendig als Geschäfts-
führer war die breite öffentlichen Reaktion der Film-
branche auf das Treffen zwischen ihm und Herrn
Jörg Meuthen … sowie der Umgang von Herrn
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Mendig mit dem Vertrauensverlust der Filmbranche,
….

Das heißt, wenn wir es auf den Kern bringen: Ein Mittag-
essen kann einen Landesbediensteten den Job kosten, wenn
der Shitstorm am Ende groß genug ist und aus einer be-
stimmten Richtung kommt. Das ist so, das ist Fakt.

(Lebhafter Beifall Freie Demokraten und AfD)

Dann wird darauf hingewiesen, dass Fragen zu dem Tref-
fen nicht beantwortet wären. Da darf man zu Recht fragen,
mit welchem Recht man zu einem privaten Mittagessen
Fragen stellt.

(Lebhafter Beifall Freie Demokraten und AfD)

Man muss genauso fragen: Was wären eigentlich befriedi-
gende Antworten gewesen? Wir wissen doch, dass die bei-
den sich mit Sicherheit nicht über das Wetter oder über ihre
Kinder unterhalten haben, sondern dass es mit Sicherheit
um politische Dinge ging und wir vermutlich das, was dort
politisch diskutiert worden ist, inhaltlich nicht geteilt hät-
ten.

Wenn man diesen Sachverhalt bis zum Ende denkt – ich
bitte, das zu tun – und sagt, in solchen Fällen müsse man
sich erklären, und Erklärungen könnten gar nicht in einer
positiven Weise ausgehen, dann müsste man am Ende Lan-
desbediensteten eine Blacklist geben: Mit folgenden Perso-
nen darfst du dich nicht treffen.

(Beifall Freie Demokraten und AfD – Zuruf Janine
Wissler (DIE LINKE))

Vielleicht muss es auch eine Whitelist geben: Mit denen
darf ich mich treffen. – Ich weiß nicht, auf welcher dieser
Listen ich nach dieser Rede stehen würde.

(Beifall Freie Demokraten und vereinzelt AfD)

Das darf an dieser Stelle sicherlich nicht sein. In einem sol-
chen Land möchte ich nicht leben.

Meine Damen und Herren, die Frage ist auch nicht, ob das
juristisch zulässig ist. Das ist nicht unsere Diskussion. Das
werden am Ende Gerichte, wahrscheinlich Arbeitsgerichte,
entscheiden. Dafür arbeitet unser Rechtsstaat.

Die Frage ist aber: War das politisch klug, und war es rich-
tig?

(Robert Lambrou (AfD): Richtig!)

Zum Thema fragwürdige Meinungen. Ich glaube, auch in
diesem Teil des Hauses werden wir uns einig sein, dass
das, was dort geäußert worden ist – das bezieht sich auch
auf ein solches Treffen; ich hätte mich niemals mit diesem
Europaabgeordneten getroffen –, fragwürdig ist.

(Robert Lambrou (AfD): Der ist demokratisch ge-
wählt!)

Aber ob man solche Meinungen mit formalen und juristi-
schen Mitteln bekämpft, was bedeutet das am Ende für un-
sere Gesellschaft?

(Beifall Freie Demokraten und AfD)

Deshalb sind wir Freie Demokraten uns einig und sagen:
Wir müssen auch Positionen und Verhalten ertragen – ich
betone das Wort „ertragen“ –, die wir ablehnen. Kritik an
Herrn Mendig, selbstverständlich ja, auch an diesem Tref-
fen. Ertragen müssen wir es trotzdem. Die Grenzen der To-

leranz sind in unseren Gesetzen und bei den Gerichten, die
darüber urteilen, niedergelegt.

Frau Staatsministerin, Sie werden zu diesem Punkt noch
sprechen. Deswegen habe ich ein paar Fragen an Sie. Die
erste Frage ist: Glauben Sie wirklich, mit Ihrem Verhalten
die Grundwerte – wobei ich davon ausgehe, dass wir sie
teilen – unserer freiheitlich-demokratischen Grundordnung
zu schützen und zu stärken oder dies nicht zu tun?

Ich frage Sie: Drängt dieser Umgang Extremismus zurück,
oder verfestigt er ihn?

(Beifall Freie Demokraten und vereinzelt AfD)

Die vielleicht wichtigste Frage dabei ist – damit komme
ich zum Anfang meiner Rede zurück –: Reduziert dieser
Umgang die Spaltung in unserer Gesellschaft, die wir im-
mer mehr erkennen, oder vertieft dieser Umgang diese
Spaltung? Diese Frage muss man stellen, und ich bitte um
Antwort.

(Beifall Freie Demokraten und AfD)

Wir alle wissen, dass der Rahmen für Meinungsfreiheit, für
Vielfalt unterschiedlich groß ist. Aber wo, wenn nicht im
Bereich Wissenschaft und Kunst, müssen wir den Rahmen
weit stecken? Deswegen habe ich gerade die großen Be-
denken bei den vielen Punkten, die wir an den Hoch-
schulen und jetzt im kulturellen Bereich erleben, wo wir
gerade dort diesen Rahmen enger stecken. Ich glaube, ge-
nau das ist der falsche Weg.

(Beifall Freie Demokraten und AfD)

Meine Damen und Herren, deshalb lassen Sie mich zusam-
menfassen: Der Umgang mit dem Fall Mendig mag juris-
tisch richtig sein. Das will ich hier nicht beurteilen. Poli-
tisch war er falsch.

(Beifall AfD)

Denn man schützt eine Demokratie nicht, indem man ihre
Grundwerte schwächt, sondern nur, indem man denjeni-
gen, die sich darauf berufen, inhaltlich – und dann gerne
mit aller Schärfe und auch wir gemeinsam – Paroli bietet. –
Herzlichen Dank.

(Lebhafter Beifall Freie Demokraten und AfD)

Präsident Boris Rhein:

Herzlichen Dank, Herr Dr. Büger. – Für die Fraktion der
SPD spricht der Abg. Grumbach.

Gernot Grumbach (SPD):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich würde gerne
eine Vorbemerkung machen, die abgetrennt ist. Ich halte es
für nicht akzeptabel, in einem Beitrag in einem demokrati-
schen Staat Schauprozesse, die mit dem Tod der Leute ge-
endet haben und denen übelste Folter vorausging, mit einer
solchen Auseinandersetzung zu vergleichen. Wer immer
das tut, hat jeden Maßstab verloren.

(Lebhafter Beifall SPD, CDU, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und DIE LINKE – Zuruf AfD)

Dann will ich zwei Dinge zum Antragstext sagen. Der ers-
te Absatz lautet:
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Die Hessische Landesregierung wird ersucht, Herrn
Prof. Hans Joachim M. wieder als Geschäftsführer
der Hessen Film und Medien GmbH einzusetzen.

Ich zitiere aus dem Grundsatzprogramm der AfD:

Die AfD will den Einfluss der Parteien auf das Kul-
turleben zurückdrängen, gemeinnützige private Kul-
turstiftungen und bürgerschaftliche Kulturinitiativen
stärken und die Kulturpolitik generell an fachlichen
Qualitätskriterien und ökonomischer Vernunft an-
statt an politischen Opportunitäten ausrichten.

Wer einen solchen Satz in sein Programm schreibt, kann
kein Parlament damit beauftragen, eine parteipolitische
Entscheidung zu treffen.

(Beifall SPD – Dr. Frank Grobe (AfD): Was ist das
für ein Demokratieverständnis?)

Zweiter Punkt:

Die Hessische Landesregierung wird ersucht, im
Rahmen der Wissenschaftsfreiheit … dafür einzutre-
ten, dass Herr Prof. Hans Joachim M. auch im kom-
menden Wintersemester seine Tätigkeit als Honorar-
professor … weiterführen kann.

Wissenschaft muss frei sein „von ideologischen Zwängen“.
Sie wollen die Autonomie der Hochschulen stärken. Wer
von Autonomie der Hochschulen redet, kann nicht per Par-
lamentsbeschluss eine hochschulinterne Entscheidung zu
ersetzen versuchen. Auch das geht schlicht nicht. Das ist
ein Widerspruch zu Ihrem eigenen Programm,

(Lebhafter Beifall SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN – Zuruf AfD: Aber eine falsche Entschei-
dung wieder rückgängig machen! – Robert Lambrou
(AfD): Wir können aber die Landesregierung bitten!
Das tun wir!)

einmal abgesehen davon – Sie zitieren es selbst –, dass die
Hochschule sehr wohl weiß, was sie tut und was sie nicht
tut. Das können Sie den Äußerungen entnehmen.

Nächster Satz, und das ist der Punkt. Ja, in der Tat, jeder
darf in Deutschland sagen, was er will. Er darf sich auch
treffen, mit wem er will. Das ist nicht der Punkt. Es ist
auch kein einfacher Angestellter, sondern es ist jemand,
der eine besondere Aufgabe hat, und mit diesem Problem
muss man sich auseinandersetzen.

(Zuruf Dr. Frank Grobe (AfD))

Sie würden, wenn Sie einen Automobilhandel oder was
auch immer hätten und jemand dort Geschäftsführer ist,
von dem bekannt ist, dass er ein Autohasser ist, und sich
das öffentlich herumspricht, ihn nicht behalten, wenn er
kein Auto mehr verkauft.

Jetzt kommt der Punkt, wo wir über Autonomie reden. Wir
sind in Hessen einen Schritt weiter. Wir haben in Hessen
gemeinsam den Staatseinfluss auf Filmförderung dadurch
reduziert, dass wir diejenigen, die aus der Branche kom-
men, mit in die Jurys geholt haben. Das war eine Form der
Reduzierung von Staatseinfluss.

Wenn jetzt diejenigen, die in dieser Form darüber entschei-
den sollen, wie Filmförderung ist, feststellen, dass sie in
dieser Art ihre Arbeit nicht mehr machen können, dann ha-
ben Sie ein Problem, das Sie lösen müssen.

(Zuruf Robert Lambrou (AfD))

Ja, Herr Büger, es ist nicht ohne Risiko. Das verstehe ich
sofort. Aber an der Stelle kommen Sie an den Punkt, dass
Sie jemanden für eine Aufgabe beschäftigen, die er weder
nach den Richtlinien – nämlich Freiheit, Toleranz – noch
sonst wie ausüben kann, weil ihm der Partner fehlt. Da
können Sie sagen, dass Sie ihn versetzen oder was auch
immer. Aber Sie können nicht sagen: Ich zahle ihm sein
Gehalt weiter, aber seine Arbeit wird nicht mehr gemacht.

Damit müssen Sie sich auseinandersetzen, gerade dann,
wenn Sie wollen, dass Hessen bei der Filmförderung das
bleibt, was es ist.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
DIE LINKE)

An Geschäftsführer werden besondere Anforderungen ge-
stellt. Herr Büger, ich sehe das als ein Problem an. Aber
gestatten Sie mir folgende Bemerkungen:

Erstens. Ich halte den Gesprächspartner und die Tatsache,
dass das als Show veröffentlicht wurde, nicht für trivial.
Da würde ich hart streiten. Ich will jetzt nicht stundenlang
Zitate von Herrn Meuthen nennen.

Zweitens. Das ist etwas spöttisch. Nach Rudolf Scharping
und Cem Özdemir sollte man wissen, was man tut, wenn
man sich mit Moritz Hunzinger trifft. Das ist aber eine völ-
lig andere Sache.

(Vereinzelte Heiterkeit CDU, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und AfD)

Damit kommen wir zur Frage des Kulturbegriffs, der hinter
Ihrer Idee steht. In Hessen haben wir eine Kultur, in der die
Vielfalt, die Buntheit und alles Mögliche in den Jurys ab-
gebildet sind. So sind die Jurys zusammengesetzt.

(Robert Lambrou (AfD): Gilt diese Vielfalt auch für
Herrn Prof. Mendig?)

– Das umfasst alles Mögliche. Die Frage ist, ob jemand,
der diesen Prozess steuern soll und der offensichtlich diese
Vielfalt nur begrenzt – –

(Zuruf Robert Lambrou (AfD))

– Ich war nicht im Aufsichtsrat. Passen Sie einmal auf: Sie
reden für jemanden, von dem Sie nicht einmal sicher sein
können, dass er das möchte. Ich habe das jetzt einmal ganz
freundlich gesagt. Vielleicht sollten Sie, bevor Sie solche
Anträge stellen, einmal mit den Betroffenen reden. Machen
Sie das einmal. Das ist ein Vorschlag.

(Beifall SPD und vereinzelt BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN – Zuruf)

– Vorsicht.

Drittens. Herr Prof. Mendig hat es vorgezogen, öffentlich
gar nichts zu sagen. Das darf er. Keiner kann ihn dazu
zwingen. Was er im Aufsichtsrat gesagt hat, weiß ich nicht.
Das darf die Ministerin nicht erzählen. Wenn danach aber
alle Aufsichtsratsmitglieder auf die Idee kommen, es gibt
da ein Problem, muss man darüber nachdenken, ob es nicht
wirklich ein Problem gibt.

Ich will nichts kleiner machen, als es ist. Wir haben hier
ein Problem zu lösen. Wir können da nicht einfach eine
abstrakte Debatte führen.

(Zuruf AfD)
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– Mit Verlaub, nein. Wenn jemand, der die Demokratie für
ein begrenzt handlungsfähiges Instrument hält, versucht,
politisch Einfluss zu nehmen, dann muss man darüber de-
battieren können.

(Vereinzelter Beifall SPD)

Wenn das jemand mitmacht, muss man das auch debattie-
ren können. Das ist nicht der Punkt. Sie alle haben unsere
Presseerklärung gelesen. Wir haben keine Person verur-
teilt. Vielmehr haben wir gesagt, dass eine Funktion nicht
mehr ausgefüllt werden kann.

(Robert Lambrou (AfD): Was wäre, wenn er sich mit
einem Sozialdemokraten getroffen und ein Foto ge-
macht hätte?)

– Vielleicht wären wir ein bisschen klüger. Aber das ist ei-
ne andere Baustelle.

(Beifall Nancy Faeser (SPD) – Zuruf AfD)

– Entschuldigen Sie bitte. Ich nenne Ihnen einmal ein
simples Beispiel. Ich treffe mich mit jemandem, den ich
schon ziemlich lange kenne. Viele der Kollegen der CDU-
Fraktion kennen ihn auch. Es ist Herr Gauland. Dann wür-
de ich ein Foto machen. Herr Gauland würde das dann mit
der Überschrift veröffentlichen, es habe sich um ein ange-
regtes, freundliches Gespräch gehandelt. Glauben Sie
ernsthaft, irgendjemand würde von mir noch ein Stück
Brot nehmen? Zu Recht würden sie das nicht.

(Beifall SPD, DIE LINKE und vereinzelt BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Mit Verlaub, wenn Sie sich auf politische Positionen ein-
lassen und sich davon nicht distanzieren, übernehmen Sie
die Mitverantwortung. Das ist ziemlich einfach.

(Beifall SPD)

Wenn es veröffentlicht wird, handelt es sich nicht einfach
um ein Gespräch. Es hätte ja sein können, es war – –

(Zuruf AfD: Das muss er nicht!)

– Er muss gar nichts. Mit Verlaub, wenn ich keine Einwil-
ligung gebe, dass ein Foto von mir auf Facebook veröffent-
licht wird, dann macht das besser auch niemand. Sonst be-
kommt er ziemlich Ärger.

Ich bin da immer noch bei Herrn Büger: Wir bewegen uns
in einer ziemlich schwierigen Zone. Wir bewegen uns aber
auch in einer Zone, in der es möglich sein muss, klar zu sa-
gen: Es gibt in dieser Gesellschaft in der Tat Unterschiede
zwischen den Personen. Ich rede von Personen, nicht von
Parteien.

(Zuruf AfD: Gut und böse!)

– Ja, natürlich gibt es das. – Wer für Demokratie und für
Vielfalt eintritt und dann öffentlich das Gegenteil demons-
triert, bekommt ein Problem.

(Zuruf AfD: Sie sind ein Demokrat! – Weitere Zuru-
fe AfD)

– Sie versuchen immer, das umzudeuten.

(Lachen AfD – Zuruf AfD: Das ist so deutlich!)

Ich rede hier über Politik. Ich bin nicht im Aufsichtsrat. Ich
habe diese Entscheidung nicht getroffen. Ich rede darüber,
wie sich jemand in der Gesellschaft verantworten muss.
Das ist der Unterschied. Die Aufsichtsratsvorsitzende muss

eine interne Entscheidung treffen. Dazu habe ich vorhin et-
was gesagt. Das hat mit der Sache etwas zu tun.

Wenn Sie das beides vermengen wollen, ist das Ihre Art
von Politik. Aber das hat mit der Sache nichts zu tun. Ich
versuche sehr bewusst, klarzumachen, dass wir uns auf ei-
nem schwierigen Feld bewegen. Ich lasse nicht zu, dass Sie
jeden Politiker, gleich welcher Art er ist, gleichsetzen.

Mit Verlaub, ich kenne auch ein paar Leute aus anderen
politischen Parteien, mit denen ich mich nicht zusammen-
setzen würde. Denn ich halte sie nicht für Demokraten.

Damit müssen Sie leben. Es ist Teil der politischen Ausein-
andersetzung, dass wir einzelnen Mitgliedern Ihrer Partei
absprechen, Demokraten zu sein.

(Beifall SPD, vereinzelt CDU und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Präsident Boris Rhein:

Herr Kollege Grumbach, Sie müssen langsam zum Ende
kommen.

Gernot Grumbach (SPD):

Wir können das in der Regel begründen. Hinsichtlich die-
ser Frage sprechen wir niemandem ab, Demokrat zu sein.
Wir haben nur ertragen müssen, dass in dieser Situation die
Sache vor der politischen Situation geht.

(Vereinzelter Beifall SPD)

Präsident Boris Rhein:

Herr Grumbach, vielen Dank. – Nächste Rednerin ist Frau
Kollegin Schmidt für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN.

Mirjam Schmidt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen
und Herren!

Die Bestellung der Geschäftsführer ist zu jeder Zeit
widerruflich, …

So steht es in § 38 Abs. 1 des GmbH-Gesetzes. Das ist also
erst einmal ein ganz normaler gesellschaftsrechtlicher Vor-
gang.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Eine Sitzung des Aufsichtsrats wurde einberufen. Er ist zu-
sammengetreten und hat die Entscheidung zur Abberufung
getroffen. Trotzdem wird dieser Vorgang jetzt skandali-
siert. Warum ist das so?

(Robert Lambrou (AfD): Weil es ein Skandal ist!)

Inhaber öffentlicher Ämter haben selbstverständlich das
Recht auf Privatsphäre. Das Gleiche gilt für die Geschäfts-
führer einer GmbH. Mit wem er sich trifft, steht jedem frei.
Das liegt im Wesen der Demokratie.

Diese Treffen dürfen dann aber hinterfragt werden. Nicht,
dass Herr Mendig mit Herrn Meuthen geredet hat, ist das
Problem. Das Problem ist, wie er mit der Kritik der Film-
schaffenden und den Fragen zu diesem Treffen umgegan-
gen ist. Während Hans Joachim Mendig verlauten ließ, das
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Treffen sei privat gewesen, sprach die AfD von einem
„konstruktiven politischen Gedankenaustausch“. Der Wi-
derspruch liegt auf der Hand. Spätestens zu diesem Zeit-
punkt ist das Private politisch geworden. Hans Joachim
Mendig hat dieser öffentlichen Vermarktung des Treffens
durch Herrn Meuthen ausdrücklich zugestimmt, wie wir
heute wissen.

(Robert Lambrou (AfD): Das ist wochenlang nie-
mandem aufgefallen!)

Es gab also sehr wohl Anlass für die Filmbranche, Herrn
Mendig zu fragen, welchen Charakter dieses Treffen wirk-
lich hatte. Aber sie bekamen keine Antworten.

(Zuruf AfD: Das muss er nicht!)

Damit hat die Entfremdung einen neuen Tiefpunkt erreicht,
und zwar aus Sicht derer, mit denen die Hessen Film und
Medien GmbH laut Geschäftsordnung zusammenarbeiten
soll.

Hans Joachim Mendig war bis zuletzt nicht gesprächsbe-
reit. Er wollte mit der Filmbranche nicht darüber reden,
was ihn bewegt hat. Er wollte ihre Sorgen nicht hören. Er
unternahm keinen Versuch, das verloren gegangene Ver-
trauen wiederherzustellen.

Das beharrliche Schweigen von Hans Joachim Mendig war
der Tropfen, der das Fass zum Überlaufen brachte. Der
Protest wuchs. Jurymitglieder traten zurück.

Zusammengefasst: Um möglichen Schaden vom Film-
standort Hessen abzuwenden, hat der Aufsichtsrat verant-
wortlich gehandelt und mit der Abberufung Hans Joachim
Mendigs auf den Tiefpunkt der Entfremdung zwischen Ge-
schäftsführer und Filmbranche reagiert.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und Michael
Boddenberg (CDU))

Es geht also nicht, wie die AfD gerne suggerieren möchte,
um eine Missachtung der Meinungsfreiheit, sondern dar-
um, möglichen Schaden von der Hessen Film und Medien
GmbH und damit für den Filmstandort Hessen abzuwen-
den.

(Robert Lambrou (AfD): Die CDU war mit Herrn
Prof. Mendig zufrieden!)

Im Übrigen umfasst die Meinungsfreiheit nicht den An-
spruch, dass man für sein Verhalten gefälligst nicht kriti-
siert werden dürfe. Im Gegenteil, ohne das Recht auf Wi-
derspruch gibt es keine Meinungsfreiheit. Aber das hatten
wir heute ja schon einmal.

(Robert Lambrou (AfD): Wir reden über einen Raus-
schmiss! – Weitere Zurufe)

Auch die Wissenschaftsfreiheit ist nicht gefährdet. Derzeit
diskutiert die Hochschule verantwortungsvoll vor dem
Hintergrund der Wissenschafts- und Meinungsfreiheit über
den Umgang mit ihrem Honorarprofessor. Die Bestellung
von Lehrenden liegt in der Verantwortung der Autonomie
der Hochschule. Diese Entscheidung trifft weder der Hessi-
sche Landtag noch das Ministerium.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und verein-
zelt CDU)

Aber der AfD geht es heute gar nicht um Hans Joachim
Mendig.

(Widerspruch AfD)

Auch geht es ihr nicht um Meinungs- oder Wissenschafts-
freiheit. Erst recht geht es ihr nicht um Kultur. Der AfD
geht es um eine Politisierung und um eine Instrumentali-
sierung von Kunst und Kultur – das hatten wir doch schon
einmal.

(Zurufe AfD)

Kunst wurde flächendeckend zu Propagandazwecken miss-
braucht, Kunst wurde als entartet diffamiert, Bücher wur-
den verbrannt, Filme wurden zensiert.

Einige von Ihnen kennen sicherlich den Filmklassiker
„Große Freiheit Nr. 7“ mit Hans Albers. Ursprünglich hieß
der Film nur „Große Freiheit“, aber dieser Titel klang für
die NS-Machthaber viel zu konspirativ. Seine Akteure
rauchten, tranken, hatten außereheliche Liebschaften. Auch
das alles entsprach nicht dem offiziellen Idealbild von
deutschen Frauen. Eine Hauptfigur, die ursprünglich John-
ny hieß, musste in Hannes umbenannt werden, weil das
eben kein deutscher Name war. Im Text von „La Paloma“,
dem Schlager, der durch den Film später weltberühmt wur-
de, vermutete man sogar eine politische Anspielung in den
Worten „Einmal wird es vorbei sein“ – das war es dann ja
auch. Die Filmfirma verlegte die Aufnahmen schließlich
von Berlin und Hamburg nach Prag, um dem Zugriff der
Nationalsozialisten zu entgehen. Hätten Sie gewusst, dass
der Film 1944 zensiert wurde?

Und heute?

(Zuruf AfD: Heute zensieren Sie Herrn Mendig!)

Wieder wird die demokratische und künstlerische Freiheit
durch völkisch-nationalistische, fundamentalistische und
populistische Weltbilder bedroht. Wieder werden Unter-
schiedlichkeit und Pluralität abgelehnt. Wieder soll eine
imaginierte deutsche Kultur den anderen Nationen und
Kulturen angeblich überlegen sein.

(Robert Lambrou (AfD): Es gibt durchaus eine deut-
sche Kultur! – Weitere Zurufe)

Gefordert wird eine „Entsiffung des Kulturbetriebs“, die
„Entideologisierung der Kulturpolitik“ und eine „Entschla-
ckung der Filmförderung“ – und das kommt aus Ihren Rei-
hen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, vereinzelt
CDU, SPD und DIE LINKE – Zurufe AfD)

Ginge es nach diesen Kräften, sollten Kunst und Kultur nur
noch dann gefördert werden, wenn sie sich dem deutschen
Volk verschrieben hat und zu einer positiven deutschen
Identität beiträgt. – Das, meine sehr geehrten Damen und
Herren, ist keine Kulturpolitik, sondern Kulturabwicklung.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und CDU)

Auch werden immer wieder Versuche unternommen, die
Kunstfreiheit durch parlamentarische Initiativen einzu-
schränken. Gezieltes Agenda-Setting und Anfragen sollen
ein Klima der Verunsicherung unter den Kulturträgern
schaffen.

(Janine Wissler (DIE LINKE): Genau! – Wider-
spruch AfD)

Genau dagegen haben sich Hunderte von Filmschaffenden
– nicht nur in dieser Unterschriftenpetition, sondern in
zahlreichen offenen Briefen – ausgesprochen: gegen die
Normalisierung einer Politik, die einer freien Kulturpro-
duktion entgegensteht und ihre Ausübung gefährdet.
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(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, vereinzelt
CDU, SPD und DIE LINKE – Widerspruch Robert
Lambrou (AfD))

Der Kern von Kultur ist der Dialog, auch der Dialog von
Menschen mit unterschiedlichen Ansichten. Sie entsteht in
der Auseinandersetzung und durch Widersprüche, nicht
durch Abschottung. Sie schafft Zugehörigkeit und ein Be-
wusstsein für Herkunft und Verortung. Und sie ist immer
auch eine Suche nach der eigenen Zukunft. Es gibt sie
nicht, die reine deutsche Kultur – Kultur existiert nur im
Plural.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, vereinzelt
CDU und SPD)

Diesem Credo ist auch die Hessen Film und Medien
GmbH verpflichtet, nämlich der kulturellen Vielfalt, ge-
nauso wie der gesellschaftlichen Toleranz und der Solidari-
tät. Wir alle müssen dafür sorgen, dass Angriffe auf die
Kultur und die offene Gesellschaft abgewehrt werden.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Zuruf AfD)

Auch wenn die Wirklichkeit den Film an Wahnsinn im
Moment überbieten mag: Wahr ist auch, dass diejenigen,
die ihre Macht einem bösen Spiel aus Instrumentalisierung
und Verunsicherung verdanken, nichts so sehr fürchten wie
die Kraft der Kunst: die Fähigkeit der Kunst, zu berühren,
ihre Kraft, Schweigen und Tabus zu brechen, und ihre Ent-
schlossenheit, nicht Rädchen, sondern Sand im Getriebe
der Politik zu sein.

Im Kino sehen wir die Welt nicht nur, wie sie ist, sondern
auch, wie sie sein könnte. Das ist eine der großen Verhei-
ßungen des Kinos und eine der großen Verheißungen von
Filmen, die dieses Versprechen mit Mut, Fantasie und Lei-
denschaft einlösen. – Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU und Ja-
nine Wissler (DIE LINKE) – Zuruf Robert Lambrou
(AfD))

Präsident Boris Rhein:

Vielen Dank, Frau Kollegin Schmidt. – Der nächste Red-
ner ist der Kollege Andreas Hofmeister für die CDU.

Andreas Hofmeister (CDU):

Herr Präsident, meine sehr geehrten Kolleginnen und Kol-
legen! Der vorliegende Antrag der AfD und insbesondere
auch die Rede von Herrn Dr. Grobe zeigen wieder einmal
die Methodik der AfD, Politik zu betreiben. Sie versuchen
zu skandalisieren, interpretieren Sachverhalte in Ihrem Sin-
ne oder verdrehen teilweise einfach die Vorgänge.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Widerspruch AfD)

Das steht in einer Reihe mit der Aktuellen Stunde heute
Morgen. Sie skandalisieren.

(Robert Lambrou (AfD): Es ist ja auch ein Skandal!)

So ist es auch hier bei der in Rede stehenden Abberufung
des bisherigen Geschäftsführers der Hessen Film und Me-
dien GmbH durch den zuständigen Aufsichtsrat. Sie versu-
chen, den Vorgang in eine Reihe von anderen Ereignissen
der letzten Wochen zu stellen. Der Kollege Banzer hat heu-
te Morgen schon darauf hingewiesen: Das passt einfach

nicht. Es passt in der Sache einfach nicht, was Sie hier für
Reihen aufmachen.

In Deutschland gilt das Grundrecht der Meinungsfreiheit,
und es steht auch unter besonderem Schutz. Meinungsfrei-
heit bedeutet aber nicht, dass jede Äußerung und jeder
Kommentar unwidersprochen bleiben müssen. Genauso
kann sich in unserem Land jeder mit jedem treffen, aber
man kann eben nicht erwarten, dass ein solches Treffen
überall auf Zustimmung trifft.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Deshalb muss man sich überlegen, mit wem man sich zeigt
und mit wem man sich nicht zeigt.

(Zurufe AfD)

Das sollte uns, gerade auch in der Politik, durchaus be-
wusst sein. Das sollte gerade uns in der Politik bewusst
sein, auch was die Macht von Bildern angeht.

Der Vorgang um Herrn Mendig lässt sich ausdrücklich
nicht mit den Vorfällen vergleichen, bei denen Meinungs-
äußerungen durch Blockaden von Veranstaltungen in nicht
zu tolerierender Weise unterbunden wurden, wie wir es
jetzt in verschiedenen Punkten diskutiert haben.

Aber wenn es hier um die Sache ginge, dann würden wir in
der Debatte auch klar unterscheiden: Es gab eine ausführli-
che Beantwortung des Dringlichen Berichtsantrags der
Freien Demokraten im Ausschuss für Wissenschaft und
Kunst. Spätestens dann hätte ich eigentlich erwartet, dass
die Aufgeregtheiten aus diesem Vorgang heraus waren. Es
waren um die 15 Seiten Protokoll, die am Ende angefertigt
wurden, und man konnte wirklich klar herauslesen, wie die
Vorgänge waren, wann was geschehen ist, wann welche
Nachfrage erfolgt ist und dass man es sich nicht einfach
gemacht und mal irgendwie politisch entschieden hat. Das
hätte man, wenn man diese Beantwortung ernsthaft zur
Kenntnis genommen hätte, auch so sehen können, die Auf-
geregtheit wäre heraus gewesen. Aber die eine oder andere
Fraktion scheint das anders zu sehen. Bei den Antragstel-
lern kann ich mir die Motive dahinter vorstellen, ich habe
gerade darauf hingewiesen.

Frau Staatsministerin Dorn hat im Ausschuss für Wissen-
schaft und Kunst akribisch dargelegt, wie das HMWK als
zuständiges Aufsichtsgremium und die Hessen Film und
Medien GmbH über einen Zeitraum von wenigen Wochen
mit der immer stärker aufkommenden Kritik an Herrn
Mendig umgegangen sind. Als Geschäftsführer einer
GmbH des Landes steht man nun einmal in einer besonde-
ren Verantwortung und gleichzeitig auch im Blickpunkt der
Öffentlichkeit – oder eben einer Branche, welche man ver-
tritt bzw. mit der man in seiner Funktion als Geschäftsfüh-
rer sehr eng zusammenarbeitet. Das bringt nun einmal eine
besondere Verantwortung mit sich – und auch die Ver-
pflichtung und das Bewusstsein dazu. Man ist kein x-belie-
biger Mitarbeiter des Landes,

(Robert Lambrou (AfD): Die AfD ist also tabu!)

sondern man ist als Geschäftsführer verantwortlich und
muss dieses Bewusstsein entsprechend haben.

(Vereinzelter Beifall CDU)

Das spricht ihm auch keiner ab.

(Widerspruch AfD)
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Aber wenn man gerade in der Medienlandschaft unterwegs
ist, dann sollte man um die Macht und Wirkung von Bil-
dern wissen. Wenn dann Nachfragen auftauchen, gehört
auch die Sensibilität dazu, sich zu bemühen, diese Wogen
zu glätten. Es ist dann doch auch im eigenen Interesse und
natürlich im Interesse des Landes bzw. der entsprechenden
GmbH, dass sich Aufgeregtheiten legen. Dazu könnte man
auch seinen Beitrag leisten.

(Vereinzelter Beifall CDU)

Meine Damen und Herren, am Ende ist es doch so – die
Kollegin Schmidt hat es gerade in Bezug auf das GmbH-
Gesetz gesagt –: Ein Aufsichtsrat steht in der Verpflich-
tung, Schaden von der zu beaufsichtigenden Gesellschaft
abzuwenden und die Funktionsfähigkeit sicherzustellen.

(Robert Lambrou (AfD): Wo ist denn der Schaden?)

Wenn das Vertrauen in die Person eines Geschäftsführers
nachhaltig geschädigt oder gar abhandengekommen ist,
dann bleibt dem Aufsichtsrat letztlich nichts anderes übrig
als die Abberufung. So ist das an der Stelle.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) –
Zurufe Dr. Frank Grobe und Robert Lambrou (AfD))

Sie versuchen es immer wieder in Ihrem Sinne umzuinter-
pretieren, aber das ist ja Ihre Art, Politik zu machen. Ich
habe schon darauf hingewiesen.

Meine Damen und Herren, viele Akteure der Film- und
Festivalszene haben zu aktuellen politischen Themen ein-
deutige politische Ansichten. Diese muss man nicht teilen,
auch das gehört zur Meinungsfreiheit.

(Robert Lambrou (AfD): Die können unterschiedlich
sein!)

Aber noch einmal: Als Geschäftsführer einer Landesgesell-
schaft zur Filmförderung sollte man sich solcher Ansichten
bewusst sein; denn die Positionen vertragen sich im Regel-
fall überhaupt nicht mit den Positionen der AfD, nicht zu-
letzt in der Kulturpolitik.

(Zurufe Dr. Frank Grobe und Robert Lambrou
(AfD))

Das haben wir gerade in der Rede von Dr. Grobe wieder
erlebt, wie Sie Kulturpolitik interpretieren und wie Sie die-
se verstehen.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Fortgesetzte Zurufe AfD)

Wir haben das nicht nur mit Ihrer Rede erlebt, wir erleben
es immer wieder im Ausschuss für Wissenschaft und
Kunst,

(Robert Lambrou (AfD): Unter demokratischer Frei-
heit kann man sich etwas anderes vorstellen! – Dr.
Frank Grobe (AfD): Wo ist denn die demokratische
Freiheit?)

wie Sie Berichtsanträge stellen, wie Sie Nachfragen stel-
len, wie Sie Kultur an der Stelle einschränken wollen und
wie Sie sich am Ende des Tages zur Freiheit von Kunst,
Kultur und auch Wissenschaft stellen.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Dr. Frank Grobe (AfD): Wo ist das denn Freiheit?)

Deshalb ist es mehr als nachvollziehbar, dass in einer Sze-
ne wie der Filmbranche zumindest Irritationen aufkom-

men, wenn ein Treffen mit einem der führenden Köpfe Ih-
rer Partei öffentlich wird.

(Robert Lambrou (AfD): Irritationen? – Dr. Frank
Grobe (AfD): Was ist daran demokratisch?)

Das sollte doch nicht überraschen. Wenn die Kritik
schließlich weiter zunimmt und durch angekündigte Rück-
tritte von Jurymitgliedern der Geschäftsbetrieb und der
Zweck des Unternehmens, nämlich die Film- und Medien-
förderung in Hessen, gefährdet wird,

(Robert Lambrou (AfD): Das bestreite ich!)

dann ist der Aufsichtsrat gefordert und muss im Sinne der
GmbH und des Landes Hessen handeln. Dies und nichts
anderes liegt diesem Vorgang zugrunde. Sie verdrehen wie-
der einmal, wie Sie es so oft tun, Ursache und Wirkung. Es
bietet sich dieser Vorgang in keinster Weise zur Skandali-
sierung an.

(Bernd-Erich Vohl (AfD): Das haben Sie doch ge-
macht!)

Aber Skandalisierung gehört nun einmal zu Ihrem Pro-
gramm. Von daher lehnen wir den Antrag ab. – Herzlichen
Dank.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Boris Rhein:

Herzlichen Dank, Herr Kollege Hofmeister. – Für die Frak-
tion DIE LINKE spricht deren Vorsitzende, Frau Wissler.

Janine Wissler (DIE LINKE):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Auf Antrag der
AfD diskutieren wir heute zum zweiten Mal über Mei-
nungsfreiheit oder vielmehr darüber, was die AfD darunter
versteht.

Sie beklagen die Entlassung des Chefs der hessischen
Filmförderung, der sich öffentlichkeitswirksam mit AfD-
Chef Meuthen getroffen hat, als Anschlag auf die Mei-
nungsfreiheit.

Ich will es noch einmal zur Erinnerung sagen: Vor Kurzem
hat die AfD hier im Landtag eine Aktuelle Stunde bean-
tragt, um das Ergebnis einer demokratischen Wahl an der
Technischen Universität Darmstadt zu problematisieren,
weil Ihnen die politische Ausrichtung der neuen Präsiden-
tin nicht gepasst hat.

(Beifall DIE LINKE – Dr. Frank Grobe (AfD): Nein,
die Qualifikation!)

Sie haben hier kritisiert, dass sie im Schattenkabinett von
Thorsten-Schäfer Gümbel war.

Sie forderten, dass der Frankfurter Oberbürgermeister als
Aufsichtsratsvorsitzender der Messe zurücktreten müsse,
weil er es gewagt hat, im Zusammenhang mit der IAA drei
kritische Sätze zur Automobilindustrie zu verlieren.

(Robert Lambrou (AfD): Weil es nicht gepasst hat!)

Sie haben gefordert, dass er zurücktritt, weil er eine Mei-
nung geäußert hat, die Ihnen nicht gepasst hat.

Das zeigt beispielhaft, dass Ihr Verständnis von Meinungs-
freiheit ein sehr selektives Verständnis von Meinungsfrei-
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heit ist. Freiheit für Ihre eigene Meinung – das verstehen
Sie unter Meinungsfreiheit.

(Beifall DIE LINKE, SPD und vereinzelt BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN – Zuruf Klaus Herrmann (AfD))

Um was geht es? – Ende Juli postete AfD-Chef Meuthen
ein Foto, das ihn im Gespräch mit dem Chef der hessischen
Filmförderung Prof. Mendig zeigte. Mit dabei war übri-
gens auch PR-Berater Moritz Hunzinger, der gerade mit
dem menschenverachtenden Satz: „Mit Kohl gäbe es diese
scheußliche Masseneinwanderung von Wilden hierzulande
nicht“, in den Schlagzeilen war. – Das sei nur mal am Ran-
de erwähnt.

(Robert Lambrou (AfD): Dafür kann der Mendig
doch nichts!)

Unterschrieben war das Foto mit den Worten:

Sehr angeregter und konstruktiver politischer Ge-
dankenaustausch heute in Frankfurt mit Prof. Dr.
Moritz Hunzinger und Prof. Dr. Hans Joachim Men-
dig. #AfD

Dieses Fotos sorgte bei vielen Filmschaffenden in Hessen
und weit darüber hinaus für Irritationen und Empörung –
und ich meine, zu Recht.

Über 600 Filmschaffende aus der ganzen Bundesrepublik
haben einen Aufruf unterschrieben, in dem sie das Treffen
missbilligt haben

(Robert Lambrou (AfD): Weil sie unterschreiben
mussten!)

und in dem sie Mendig zum Rücktritt aufforderten. Ich zi-
tiere kurz daraus:

Wir erinnern daran, dass … Jörg Meuthen … sich
mit fraglos rechtsradikalen Auffassungen äußerte …
und als strammer Gegner liberaler Kulturproduktion
bekannt ist.

(Dr. Frank Grobe (AfD): Es geht um Mendig, nicht
um Meuthen!)

Der Geschäftsführer der Hessen Film bekleidet eine
Position mit hohen Anforderungen an Überpartei-
lichkeit, Offenheit für vielfältige künstlerische Posi-
tionen, demokratische Kultur und Transparenz.

(Robert Lambrou (AfD): Der trifft sich auch mit an-
deren Politikern!)

Er hat mit seinem Verhalten den Ruf der Hessen
Film, der durch seine autoritäre Amtsführung bereits
vorher belastet war, weiter schwer beschädigt. Eine
weitere Zusammenarbeit mit ihm und der Hessen
Film ist für uns unter diesen Bedingungen nicht vor-
stellbar.

Zudem – das hat auch Frau Ministerin Dorn gesagt – hat
eine Reihe von Mitgliedern ihren Rückzug aus Gremien
und Jurys angekündigt. Auch von den Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern von Hessen Film kam deutliche Kritik.

Dass Filmschaffende beunruhigt sind, weil sich der Chef
der Filmförderung ausgerechnet mit AfD-Chef Meuthen
trifft, ist mehr als nachvollziehbar. Ich glaube, darüber
muss man inhaltlich auch ein paar Sätze verlieren.

Herr Meuthen hat Höcke, den man ja, wie wir wissen, ge-
richtlich bestätigt einen Faschisten nennen darf, mehrmals

verteidigt. Er hat den Journalisten Georg Restle als „totali-
tären Schurken“ beschimpft. Und die AfD-Fraktion im
Landtag von Baden-Württemberg hat unter Vorsitz und auf
Initiative von Herrn Meuthen einen Antrag eingebracht, in
dem gefordert wurde, die Fördermittel für die NS-Gedenk-
stätte Gurs in Frankreich zu streichen. Dorthin wurden üb-
rigens Tausende deutsche Juden deportiert.

Außerdem sollte es nach den Vorstellungen der AfD-Frak-
tion unter Meuthen keine Fahrten mehr von Schülerinnen
und Schülern zu Gedenkstätten des NS-Unrechts mehr ge-
ben, sondern nur noch Exkursionen zu „bedeutsamen Stät-
ten der deutschen Geschichte“.

Begründet waren die Anträge übrigens mit dem Argument
der Haushaltskonsolidierung und damit, dass ein positives
Bild der deutschen Geschichte vermittelt werden müsse,
eine einseitige Konzentration auf zwölf Jahre NS-Unrecht
sei abzulehnen.

Erst nach großer öffentlicher Empörung hat Herr Meuthen
diesen Antrag zurückgezogen und erklärt, es habe ein
„Missverständnis“ gegeben.

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Aha, mal wieder!
Wie immer!)

Das zeigt doch, dass das ganze Kulturverständnis der AfD
auf Zensur und Repression angelegt ist.

(Robert Lambrou (AfD): Das stimmt nicht! – Fort-
gesetzte Zurufe AfD)

Sie beklagen hier den Umgang mit Mendig, aber es ist
doch die AfD, die allerorts finanzielle und personelle Kon-
sequenzen für Kultureinrichtungen fordert, die Ihnen nicht
in den Kram passen.

(Beifall DIE LINKE, vereinzelt BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SPD)

Die AfD in Sachsen-Anhalt forderte die Entlassung des
Opernintendanten in Halle. Herr Grobe, es ist ja ein biss-
chen witzig. Sie haben vorhin dargestellt, was passiert wä-
re, wenn die Geschichte mit Mendig in Ungarn passiert
wäre. Sie haben die Geschichte als eine ungarische erzählt.
Es ist kein Zufall, dass Ihr Kollege in Sachsen-Anhalt die
Entlassung des Opernintendanten von Halle mit den Wor-
ten gefordert hat:

Ich schlage vor: Florian Lutz wird entlassen. Als
Nachfolge wird ein Charakterkopf vom Format eines
Attila Vidnyanszky gesucht. Dann muss die ganze
Willkommenspropaganda aus dem Spielplan.

Das angesprochene Vorbild, also der „Charakterkopf“, ist
Intendant am Nationaltheater in Budapest. Er wurde von
Staatschef Viktor Orban persönlich dorthin beordert. Diese
Aussage zeigt doch ganz klar, was Sie hier beschrieben ha-
ben. Die ungarische Kulturpolitik ist doch praktisch das
Vorbild der AfD,

(Robert Lambrou (AfD): Nein!)

wenn sie genau solche Vorschläge macht, um unliebsame
Intendanten abzuberufen, meine Damen und Herren.

(Beifall DIE LINKE, vereinzelt BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SPD – Zuruf Robert Lambrou (AfD))

Die Berliner AfD-Fraktion wollte mittlerweile dem Fried-
richstadt-Palast, dem Maxim Gorki Theater und dem Deut-
schen Theater die Mittel kürzen, weil ihr entweder der
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Spielplan oder die politische Ausrichtung der Intendanten
nicht gepasst hat.

Die AfD in Hessen greift die kulturellen Zentren an. Im-
mer wieder werfen Sie Fragen auf, ob die Finanzierung der
Initiativen mit öffentlichen Mitteln gerechtfertigt sei, weil
die Kulturzentren nicht genug für die deutsche Kultur täten
und linksextrem unterwandert seien.

(Robert Lambrou (AfD): Was hat das jetzt mit Prof.
Mendig zu tun?)

Ein Kasseler AfD-Stadtverordneter nennt einen in der
Stadt Kassel aufgestellten Obelisken eines documenta-
Künstlers „ideologisch polarisierende, entstellte Kunst“.

(Klaus Herrmann (AfD): Reden Sie doch einmal
zum Thema!)

Auf dem Obelisken ist in vier Sprachen der Bibelspruch
„Ich war ein Fremdling und ihr habt mich beherbergt“ zu
lesen.

(Robert Lambrou (AfD): Was hat das mit Prof. Men-
dig zu tun? – Gegenruf Jürgen Frömmrich (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN) – Zuruf AfD: Keine Ant-
wort ist auch eine Antwort!)

Was die hessische AfD als förderungswürdige Kultur aner-
kennt, hat ihr kulturpolitischer Sprecher Grobe mehrfach
deutlich gemacht. Kultur solle „einen Beitrag zur Etablie-
rung einer deutschen Leitkultur … und eine Stärkung der
deutschen Identität leisten“. – Das, meine Damen und Her-
ren, hat mit Kultur nichts zu tun. Das ist Unkultur.

(Beifall DIE LINKE – Zurufe AfD: Oh, oh, oh!)

Kultur lebt vom internationalen kulturellen Austausch, und
die nationale und geistige Begrenztheit, für die Sie stehen,
zerstört Kultur.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SPD – Robert Lambrou (AfD): Was hat denn
das mit Prof. Mendig zu tun?)

Angesichts dessen kann ich es gut verstehen, dass Filme-
macher sagen: Wir haben Angst, dass jemand, der sich
nicht zweifelsfrei von diesen Positionen distanziert, son-
dern durch solche Fotos öffentlichkeitswirksam auf sozia-
len Netzwerken eine gewisse Nähe zu dieser Partei vermu-
ten lässt – –

(Robert Lambrou (AfD): Mit einem Mittagessen?)

Filmschaffende machen sich Sorgen, dass demokratie-
feindliche Kräfte die Freiheit von Kunst und Kultur infrage
stellen wollen. Sie wollen Kunst Repressionen unterwer-
fen.

(Robert Lambrou (AfD): Nein, wollen wir nicht!)

Sie wollen Kunst und Kultur einer völkisch-rassistischen
Ideologie unterwerfen.

(Zuruf AfD: Ach, hör doch auf!)

Meine Damen und Herren, das ist genau die Ideologie, die
in Deutschland schon einmal zu Bücherverbrennungen ge-
führt hat.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SPD – Robert Lambrou (AfD): Jetzt sind Sie
wieder auf Betriebstemperatur!)

Wir halten die Entscheidung von Frau Ministerin Dorn und
des Aufsichtsrates, Herrn Mendig zu entlassen, für nach-
vollziehbar,

(Robert Lambrou (AfD): Wir haben damit nichts zu
tun!)

und wir halten sie auch für richtig.

(Robert Lambrou (AfD): Ich nicht!)

Es ist die Aufgabe des Aufsichtsrats, Schaden von der hes-
sischen Filmförderung abzuwenden. Wenn das Vertrauen
zwischen dem Aufsichtsrat und dem Geschäftsführer –
warum auch immer – gestört ist und wenn das Vertrauen
zwischen Geschäftsführer und einer Mehrzahl von Film-
schaffenden und Mitarbeitern gestört ist, dann ist eine Ent-
lassung folgerichtig. Deswegen sind Geschäftsführer auch
abrufbar.

(Robert Lambrou (AfD): Sie haben eine Gelegenheit
genutzt, nichts weiter!)

Diese Entscheidung ist im Aufsichtsrat einstimmig gefal-
len. Frau Ministerin Dorn hat darüber transparent zunächst
die Obleute und dann den Ausschuss informiert.

(Robert Lambrou (AfD): Aus einem schwarzen Ge-
schäftsführer wird ein grüner Geschäftsführer!)

Sie hat auch gesagt, dass das Ministerium frühzeitig – lan-
ge vor der Presseveröffentlichung – bei Prof. Mendig nach-
gefragt und ihm die Möglichkeit gegeben hat, sich dazu zu
äußern und einen Umgang mit der breiten öffentlichen Kri-
tik zu finden.

(Robert Lambrou (AfD): Wieso muss er sich äußern
für ein privates Mittagsessen mit einem demokra-
tisch gewählten Abgeordneten?)

Die Frau Ministerin kann dazu nichts sagen, aber offen-
sichtlich ist das nicht passiert. Deswegen unterstützen wir
in diesem Fall das Vorgehen von Frau Ministerin Dorn und
weisen Ihre unhaltbaren Vorwürfe zurück, meine Damen
und Herren.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SPD)

Ich möchte mit einem Zitat von Maryam Zaree abschlie-
ßen. Maryam Zaree wurde beim 30. Hessischen Film- und
Kinopreis vor zwei Wochen für ihr Regiedebüt „Born in
Evin“ ausgezeichnet. Sie ist als Zweijährige gemeinsam
mit ihrer Mutter vor dem iranischen Regime nach Frank-
furt geflüchtet. In ihrer berührenden und aufrüttelnden
Dankesrede erinnerte sie an die deutsche Geschichte und
an den Holocaust. Sie mahnte:

Der Mord an Walter Lübcke ist nur ein paar Monate
her. Die brennenden Asylwohnheime, Chemnitz, der
NSU, die politische Hetze seitens der AfD, aber
auch aus anderen Teilen der Politik und den Medien
gingen ihm voraus. Und sind uns nicht entgangen.
Dennoch: Der Anschlag in Halle war ein Wende-
punkt auch für unsere Familie. … Vielleicht haben
Sie selbst Hetze, Rassismus und Antisemitismus
noch nie getroffen, aber es sollte Sie betreffen. Denn
Menschenrechte gelten für uns alle, und wir wissen
hier in Deutschland doch sehr genau, wie fragil diese
Rechte sind. Es ist also an uns allen, uns jeden Tag
vehement und bestimmt dafür einzusetzen, dass der

Hessischer Landtag · 20. Wahlperiode · 25. Sitzung · 31. Oktober 2019 1889



Hass seinen Weg nicht in unsere Politik, in unsere
Medien und in unsere Herzen findet.

Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SPD – Zuruf Klaus Herrmann (AfD))

Präsident Boris Rhein:

Vielen Dank, Frau Kollegin Wissler. – Für die Fraktion der
FDP darf ich dem Kollegen Herrn Dr. Naas noch für drei-
einhalb Minuten das Wort erteilen.

Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Nachdem sich die Kollegin Wissler nun zehn Minuten an
der AfD abgearbeitet hat und zur Konsequenz der AfD ge-
sprochen hat, könnte man darüber jetzt sicherlich noch dis-
kutieren.

(Beifall Dr. Frank Grobe (AfD))

Ich möchte mich nun aber noch dem Fall Mendig im enge-
ren Sinne zuwenden.

(Beifall AfD – Janine Wissler (DIE LINKE): Ich ha-
be auch etwas zum Fall Mendig gesagt!)

Hier wird immer so viel von Schaden gesprochen. Der ers-
te Schaden, der hier entstanden ist – er ist noch zu verifi-
zieren –,

(Zuruf Janine Wissler (DIE LINKE))

– ich habe Ihnen auch zugehört Frau Kollegin –

(Janine Wissler (DIE LINKE): Ja, aber nicht ver-
standen!)

ist der Schaden, dass jetzt ein doppeltes Gehalt bezahlt
werden muss,

(Zuruf AfD: Genau das!)

nämlich das Gehalt des freigestellten Geschäftsführers und
das Gehalt desjenigen, der jetzt die Amtsgeschäfte führt.

(Lebhafter Beifall AfD)

Diese Kosten sind handgreiflich.

(Unruhe)

Das Schöne ist: Für die Abberufung gab zunächst einmal
keine Gründe – zumindest nicht, wenn man Ihre Presser-
klärung liest. Denn in der ersten Presserklärung stand dazu
überhaupt nichts. Es musste erst nachgefragt werden, was
die eigentlichen Gründe sind.

(Beifall AfD)

Ich wünsche Ihnen viel Glück, falls es zum Arbeitsge-
richtsprozess kommt;

(Robert Lambrou (AfD): Das wird spannend!)

denn das wird spannend. Da können Sie besser gleich das
gesamte Gehalt bis zum Ende der Zeit zahlen; denn gegen
dieses Verhalten wird es arbeitsrechtlich kaum etwas ein-
zuwenden geben.

(Klaus Herrmann (AfD): Genau das!)

Hier geht es auch nicht darum, dass irgendwann gesagt
wurde, dass hier Schlechtarbeit geleistet wurde. Ich will
Ihnen auch gar nicht die Einstellungspresseerklärung der
Koalition von damals vorhalten, in der Herr Mendig in den
allerhöchsten Tönen gelobt wurde.

(Zuruf AfD: Hört, hört!)

Das möchte ich hier gar nicht vorlesen. Das wäre Zeitver-
schwendung.

(Janine Wissler (DIE LINKE): Das war ja noch ein
anderer Minister!)

Mir geht es darum, noch einmal aufzuzeigen, was jetzt die
eigentlichen Gründe für die Entlassung sind. Am Fachli-
chen lag es nicht. Zumindest habe ich nichts zum Fachli-
chen gehört. Also bleiben wir bei der Vertrauensgrundlage.
Es gibt die Vertrauensgrundlage zwischen Herrn Mendig
und den Zuwendungsempfängern. Das kann ja wohl nicht
Gegenstand der Freistellung sein.

(Vereinzelter Beifall Freie Demokraten – Beifall
AfD)

Das kann ich mir auch nicht vorstellen. Es kann eigentlich
nur die Vertrauensgrundlage zwischen dem Aufsichtsrat
und Mendig sein, nur das.

(Janine Wissler (DIE LINKE): Ja!)

Ich frage mich in der Tat: Kann denn das durchschlagen?
Reicht es bei uns, dass sich 600 Personen melden, damit
die Vertrauensgrundlage gestört ist?

(Janine Wissler (DIE LINKE): Ja, wenn es einen
einstimmigen Beschluss gibt! – Zurufe AfD)

Diesen Durchgriff dürfen wir nicht zulassen;

(Beifall Freie Demokraten und AfD)

denn das würde am Ende bedeuten, dass ein Kaffeetreffen
mit jemandem, der einem nicht passt, zur Aufhebung der
Geschäftsführerbestellung führt.

(Beifall Freie Demokraten und AfD)

Das möchte ich nicht; denn ich will mir nicht vorstellen,
was das im Ergebnis heißt. Herr Mendig musste sich nicht
dazu äußern, warum er ihn getroffen hat; das ist seine pri-
vate Sache. Das können Sie auch nicht verlangen.

(Janine Wissler (DIE LINKE): Doch!)

– Nein, das können wir nicht verlangen. Wir haben ein an-
deres Verständnis von Meinungsfreiheit, von Privatsphäre
und vielleicht auch von Demokratie, Frau Kollegin.

(Beifall Freie Demokraten und AfD)

Das muss man aushalten. Stellen Sie sich doch vor, er hätte
sich mit einem Abgeordneten der LINKEN getroffen.

(Zurufe AfD: Oh! – Robert Lambrou (AfD): Damit
hätte ich kein Problem!)

Hätte er sich dann auch erklären müssen? Man hätte viel-
leicht auch nachfragen können, was Ihr kulturelles Ver-
ständnis in dem einen oder anderen Fall ist. Das sehe ich
genauso.

Deswegen lautet die entscheidende politische Frage: Muss-
te er diese Frage beantworten? – Wir sagen Nein.

(Beifall Freie Demokraten und AfD)
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Deswegen geht die Frage weiter: Was heißt denn das für
Angestellte Ihres Ministeriums?

(Robert Lambrou (AfD): Richtig!)

Was heißt denn das für Personen in der Probezeit? Wie po-
litisch wird denn die Sache noch?

(Robert Lambrou (AfD): Die AfD wird ausge-
grenzt!)

Das ist doch kein verlängertes Ministerbüro, wo eine be-
sondere politische Nähe unterstellt werden muss

(Klaus Herrmann (AfD): Bei den GRÜNEN schon!)

und man sagen kann: Er muss mir nahestehen, und weil
das nicht so ist, ist die Vertrauensgrundlage gestört.

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Aber darum geht
es doch gar nicht! – Gegenruf Robert Lambrou
(AfD): Das ist genau der Punkt!)

Hier geht es darum, dass es Jurys dafür gab, Preisträger zu
bestimmen. Diese Jurys für Filmschaffende – Sie sitzen
selbst darin – müssen organisiert werden, nicht mehr und
nicht weniger.

(Beifall AfD)

Das ist keine hochpolitische Aufgabe, sondern eine Aufga-
be, bei der ein gewisses Grundvertrauen einfach unterstellt
werden kann – unabhängig davon, mit wem man sich zum
Kaffee trifft. – Vielen Dank.

(Beifall Freie Demokraten und AfD)

Präsident Boris Rhein:

Vielen Dank, Herr Kollege Dr. Naas. – Nächste Rednerin
ist Frau Staatsministerin Dorn für die Landesregierung.

Angela Dorn, Ministerin für Wissenschaft und Kunst:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Her-
ren! Ich versuche noch einmal, das Thema auf das Grund-
element zurückzuführen. Worüber reden wir heute? Der
Aufsichtsrat der Hessen Film und Medien GmbH hat ein-
stimmig beschlossen, die Zusammenarbeit mit Prof. Hans
Joachim Mendig zu beenden. Hintergrund für diesen ein-
stimmigen Beschluss war, dass es eine breite öffentliche
Reaktion der Filmbranche auf das Treffen zwischen ihm
und Herrn Jörg Meuthen, Europaparlamentarier der AfD,
sowie insbesondere auf den Umgang von Herrn Mendig
mit dem Vertrauensverlust der Filmbranche gab, der sich
immer stärker abzeichnete.

(Robert Lambrou (AfD): 5 %!)

Thema war also weder das Foto noch das Treffen an sich;
denn in diesem Land kann sich jeder mit jedem treffen.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Robert Lambrou (AfD): Da hört sich der Aufruf der
Filmschaffenden aber anders an! – Weitere Zurufe
AfD)

Sie haben der öffentlichen Berichterstattung entnommen,
dass es zahlreiche Filmschaffende gab, die eine künftige
Zusammenarbeit mit der Hessen Film und Medien GmbH
ablehnten. Sie irritierte die Reaktion von Herrn Mendig auf
die öffentliche Berichterstattung über das Treffen. Sie irri-
tierte, dass es von den Filmschaffenden zahlreiche Bitten

gab, Stellung zu nehmen, und die Reaktionen nicht ihren
Erwartungen hinsichtlich einer vertrauensvollen Zusam-
menarbeit entsprachen. Diese Anfragen und Stellungnah-
men kamen nicht von irgendjemandem, sondern sie kamen
von 500 namhaften Filmschaffenden,

(Dr. Frank Grobe (AfD): Die abhängig von Ihnen
sind!)

von der Initiative Hessen Film und von der Deutschen
Filmakademie, dem vermutlich wichtigsten Organ der
Branche.

Die Gesellschaft Hessen Film und ihr Aufsichtsrat standen
vor dem Problem, dass ihr Geschäftsführer, also der Haupt-
kommunikator und der Hauptansprechpartner für die Film-
branche, auf viele Zuschriften und öffentliche Bitten um
Stellungnahme nicht entsprechend kommunizierte, um die-
sen eingetretenen Vertrauensverlust zu beseitigen.

Außerdem haben den Aufsichtsrat zahlreiche Erklärungen
erreicht von Jurymitgliedern, die als Reaktion auf das Ver-
halten von Herrn Mendig entweder von ihrer Jurymitglied-
schaft zurückgetreten sind, diese ruhen gelassen haben
oder ihre weitere Mitarbeit unter Vorbehalt gestellt haben.

(Robert Lambrou (AfD): Man kann auch neue Jury-
mitglieder bestellen!)

Nun hat die AfD während der Rede von Herrn Hofmeister
reingerufen, dass sie durchaus überrascht waren von den
Reaktionen. Sie haben nicht verstanden, warum es denn
Sorgen bezüglich des Fotos gab. Jetzt versuchen wir ein-
mal, uns in die Filmschaffenden- und Kulturszene hinein-
zuversetzen, wenn sie Zitate der AfD hören wie Folgendes
– ich zitiere aus dem Landtagswahlprogramm der AfD –:

Die Finanzierung stark politisch ausgerichteter Kul-
tureinrichtungen aus dem Kulturetat ist einzustellen.

Der kulturpolitische Sprecher der AfD-Bundestagsfraktion
Marc Jongen erachtet „völkische Homogenität“ als Basis
für Demokratie. Auf seiner Homepage schreibt er anläss-
lich seiner Wahl zum Leiter des Arbeitskreises „Kultur und
Medien“ der AfD-Bundestagsfraktion:

Es wird mir eine Ehre und Freude sein, dieses Amt
auszuüben und die Entsiffung des Kulturbetriebs in
Angriff zu nehmen.

Ich kann verstehen, dass bei solchen Zitaten Fragen auf-
kommen

(Janine Wissler (DIE LINKE): Allerdings!)

bezüglich solcher Treffen, wenn in diesem Zusammenhang
auch von einem politischen Austausch die Rede ist.

(Dr. Frank Grobe (AfD): Es ist für Sie doch das
Bild!)

Ich halte es für völlig legitim, dass da Fragen aufkommen,
die die Kulturschaffenden gerne beantwortet hätten.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, ver-
einzelt SPD und DIE LINKE)

Meine Damen und Herren, ich habe es im Ausschuss be-
reits sehr ausführlich dargestellt. Ich habe bereits am 26.
August 2019, also zehn Tage vor der ersten Berichterstat-
tung über das Foto, Herrn Mendig über meinen Büroleiter
anschreiben lassen. Das war eine relativ knappe Korre-
spondenz. Deswegen kann ich das hier zitieren:
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Wir wurden auf anhängendes Foto aufmerksam ge-
macht, das offenbar Herr Meuthen auf Facebook ge-
postet hat. Ich wüsste gern, bei welcher Gelegenheit
dieses Foto aufgenommen wurde. Aufgrund der po-
litischen Brisanz könnte es passieren, dass wir dazu
angefragt und um Stellungnahme gebeten werden.

Das war zehn Tage vor der Berichterstattung. Herr Mendig
hat am darauffolgenden Tag geantwortet:

Bezug nehmend auf Ihre Mail vom 26. August 2019
teile ich Ihnen mit, dass es sich um eine private Ge-
legenheit handelte. Es gibt zwischen den anwesen-
den Personen und der Hessen Film und Medien
GmbH keine geschäftlichen Beziehungen.

(Beifall Robert Lambrou (AfD) – Robert Lambrou
(AfD): Super Antwort!)

Wir müssen leider feststellen, dass sich seine damalige
Einschätzung, dass dieses Treffen die Hessen Film und
Medien GmbH nicht tangiert, als falsch erwiesen hat.

Wir haben uns im Aufsichtsrat sehr viel Zeit genommen,
um mit Herrn Mendig darüber zu sprechen, über die Situa-
tion und über die Frage, wie wir mit dieser Situation umge-
hen können. Der Aufsichtsrat hat dies sehr verantwor-
tungsvoll getan.

Ausschlaggebende Gründe für den einstimmig gefassten
Beschluss zur Abberufung von Herrn Mendig vom Amt
des Geschäftsführers waren die bereits eingetretenen nach-
teiligen Auswirkungen auf den operativen Geschäftsbetrieb
der Hessen Film und Medien GmbH sowie die Absicht,
Schaden für das Image und die wirtschaftlichen Aussichten
des Filmlandes Hessen abzuwenden. Es war einhellige
Auffassung aller Aufsichtsratsmitglieder, dass Herr Men-
dig dem Aufsichtsrat keine überzeugenden Konzepte für
eine Beseitigung des eingetretenen Vertrauensverlusts prä-
sentieren konnte.

Sie hatten die anonymen Briefe erwähnt. Die anonymen
Briefe waren nicht Thema der Aufsichtsratssitzung. Das
habe ich Ihnen auch sehr deutlich im Rahmen der Beant-
wortung des Dringlichen Berichtsantrags gesagt. Die FDP-
Fraktion hat Fragen gestellt, die ich wahrheitsgemäß beant-
wortet habe. Darin kam ein anonymes Schreiben vor. Das
war aber nicht Thema der Aufsichtsratssitzung. Das habe
ich auch entsprechend so dargestellt.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Der Aufsichtsrat hat damit verantwortlich und ausschließ-
lich im Interesse der Hessen Film und Medien GmbH ge-
handelt. Ich finde es schwierig, wenn suggeriert wird, es
könnte ein verlängerter politischer Arm sein, der zu diesem
Handeln geführt hat. Denn in diesem Aufsichtsrat sitzen
verschiedene Personen. Sie wissen, wie dies bei einer pri-
vatrechtlichen Organisation ist und wie dort Entscheidun-
gen fallen. Der Aufsichtsrat wird sicherlich nicht nach mei-
nem politischen Gutdünken handeln. Ich halte es für einen
ziemlich schwierigen Vorwurf, der dort angeklungen ist.

Lassen Sie mich noch ein paar Worte zur Bedeutung der
Filmbranche und zur Rolle der Filmschaffenden sagen.
Kulturförderung ist ein Beitrag, um eine vielfältige Kultur-
landschaft zu erhalten. Dies ist für unsere Demokratie eine
wichtige Grundlage.

(Robert Lambrou (AfD): Das hat Prof. Mendig bis-
her auch gemacht!)

Deswegen ist die Hessen Film und Medien GmbH eine
Partnerin der Filmschaffenden. In dieser Rolle ist die Hal-
tung der Filmschaffenden zur Leitung der Hessen Film und
Medien GmbH sehr wichtig. Wir verstehen im Gegensatz
zu Ihnen, wie ich es gerade noch einmal erfahren durfte,
Filmschaffende nicht als Subventionsempfänger, sondern
als Künstler, die öffentliche Förderung erhalten.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, ver-
einzelt SPD und DIE LINKE – Janine Wissler (DIE
LINKE): Allerdings!)

Außerdem muss man sagen: Filme können überall gedreht
werden. Hessen steht national wie international im Wettbe-
werb als Filmstandort. Die Weigerung von Filmschaffen-
den, weiterhin mit der Hessen Film zu arbeiten, hatte daher
neben einem ausgesprochenen Imageschaden auch das Po-
tenzial, sich zu einem wirtschaftlichen Schaden in Hessen
zu entwickeln.

(Dr. Frank Grobe (AfD): Für wen?)

Schauen wir uns einmal diese hessische Branche an. Rund
1.000 Unternehmen erwirtschafteten im Jahr 2016 etwa
820 Millionen € Umsatz. Rund 2.200 sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigte sind hier tätig.

(Zuruf Dr. Frank Grobe (AfD))

Wir reden hier also über ein erhebliches wirtschaftliches
und finanzielles Risiko.

Genau aus diesem Grunde und genau vor diesem Hinter-
grund hat der Aufsichtsrat entsprechend verantwortungs-
voll gehandelt.

Wie geht es weiter? – Der Aufsichtsrat der Hessen Film
und Medien GmbH hat einstimmig Herrn Ministerialdiri-
genten Günter Schmitteckert aus meinem Hause über-
gangsweise zum Geschäftsführer bestellt. Hierdurch ent-
stehen also keine zusätzlichen Kosten. Ein neuer Ge-
schäftsführer bzw. eine neue Geschäftsführerin soll über
ein transparentes Bewerbungsverfahren gewonnen werden.
Herr Schmitteckert wird seine dortige Tätigkeit so lange
ausüben, bis die neue Geschäftsführerin oder der neue Ge-
schäftsführer seine bzw. ihre Arbeit aufgenommen hat.

(Dr. Frank Grobe (AfD): Da weht der Wind! Eine
Frau!)

Der Film- und Kinostandort Hessen steht für Vielfalt, für
Akzeptanz und für Weltoffenheit. Die Gewährleistung die-
ser vielfältigen Kulturlandschaft ist explizites Förderziel
der Hessen Film. Genau diese Werte werde ich weiter mit
den Filmschaffenden mit Leben erfüllen. Ich freue mich
auf viele kritische, aufregende und zum Denken anregende
Filmproduktionen aus Hessen. Ich freue mich, dass wir es
geschafft haben, dass alle Jurymitglieder wieder zurückge-
kommen sind, sodass wir jetzt wieder vertrauensvoll ge-
meinsam arbeiten können. Für eine gute weitere Zusam-
menarbeit setze ich mich mit meiner Filmförderung bzw.
mit unserer Filmförderung ein. – Vielen Dank.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, ver-
einzelt SPD und DIE LINKE)

Präsident Boris Rhein:

Vielen Dank, Frau Staatsministerin. – In der zweiten Run-
de hat sich der Kollege Dr. Büger zu Wort gemeldet. Zwei-
te Runde heißt: fünf Minuten.
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Dr. Matthias Büger (Freie Demokraten):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich habe mich
noch einmal zu Wort gemeldet, weil mich diese Diskussion
deshalb irritiert hat, weil es doch überhaupt nicht um die
Kulturpolitik der AfD geht. Das hat aber 90 % der Debatte
bestimmt. Wir sind uns doch hier im Raum ab hier einig,
dass wir die Kulturpolitik der AfD nicht teilen. Darum geht
es hier aber doch überhaupt nicht.

(Beifall Freie Demokraten)

Frau Ministerin, Sie machen die AfD an dieser Stelle doch
viel zu wichtig. Diesen Vorwurf muss ich eigentlich auch
an das gesamte Haus richten. Viel zu unwichtig nehmen
Sie an dieser Stelle das, um was es eigentlich geht, nämlich
die Grundrechte. Diese machen Sie zu unwichtig, und auf
diese hätten Sie sich konzentrieren müssen.

(Beifall Freie Demokraten)

Sie sagen, man könne sich mit jedem treffen, aber man
müsse sich anschließend erklären. Wenn ich mich aber an-
schließend erklären muss, dann kann ich mich schon nicht
mehr mit jedem treffen. Dann bin ich schon nicht mehr
frei. Wie muss die Erklärung nachher aussehen? Was muss
in der anschließenden Erklärung drin sein, damit diese po-
sitiv beschieden wird?

Freiheit hingegen bedeutet, dass ich mich mit dem treffen
kann, mit dem ich mich treffen möchte. Außerdem muss
ich mich im Anschluss nicht erklären. Das ist Teil von
Meinungsfreiheit.

(Beifall Freie Demokraten)

Frau Staatsministerin, insoweit bedauere ich, dass Sie auf
meine Fragen nicht eingegangen sind. Das sind Fragen, auf
die ich auch nicht unbedingt eine direkte Antwort weiß.
Die Frage ist aber, ob dadurch Extremismus zurückge-
drängt oder verfestigt wird. Fraglich ist außerdem, ob da-
durch die Spaltung in unserer Gesellschaft vertieft wird
oder ob die Gesellschaft dadurch zusammengeführt wird.

Vor dem Hintergrund dieser Debatte habe ich nicht das Ge-
fühl, dass wir die Gesellschaft zusammengeführt haben.
Manche haben zwar von Vielfalt gesprochen, aber zusam-
mengeführt wurde an dieser Stelle gar nichts.

(Beifall Freie Demokraten)

Insofern ist es geboten, ein Klima zu schaffen, in dem man
die Meinung des anderen zwar nicht teilt, man aber mit
ihm diskutiert, in dem man zulässt, dass ein anderer seine
Meinung äußert, man diese Meinung aber kritisiert.
Gleichzeitig wird man dafür sorgen, dass der andere selbst-
verständlich seinen Job weiter ausüben kann. Dies habe ich
an dieser Stelle nicht erkannt.

Frau Ministerin Dorn, Sie haben gesagt, es sei darum ge-
gangen, wirtschaftlichen Schaden abzuwenden. Man kann
immer fragen, wie viel wirtschaftlicher Schaden entstanden
wäre.

Die Empfänger von Fördermitteln freuen sich so oder so,
wenn sie Gelder bekommen, und hätten vermutlich weiter
mit Ihnen zusammengearbeitet. Lassen Sie sich von einem
Freien Demokraten sagen: Es gibt Dinge, die wichtiger
sind als wirtschaftlicher Erfolg oder die Abwendung wirt-
schaftlichen Schadens, nämlich unsere Grundrechte. Diese
sind hier und heute auch bei Ihren Äußerungen leider zu
kurz gekommen. – Vielen Dank.

(Beifall Freie Demokraten)

Präsident Boris Rhein:

Besten Dank, Kollege Dr. Büger. – Nächster Redner ist für
die Fraktion der AfD deren Fraktionsvorsitzender, Herr
Lambrou.

Robert Lambrou (AfD):

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr verehrte Kollegen, sehr
geehrte Frau Ministerin! Ich möchte fünf Punkte in die De-
batte einwerfen.

Erstens. Mir ist bei vielen Rednern aufgefallen, dass sie so
tun, als ob sich Prof. Mendig dadurch, dass er sich mit
Prof. Meuthen zu einem Mittagessen getroffen hat, auto-
matisch mit den Zielen der AfD identifiziert hat. Dazu hat
er überhaupt keine Aussage getroffen. Unabhängig davon,
wie man zu den Zielen der AfD steht: Sie unterstellen hier
eine Identifikation, die auf der Grundlage eines simplen
Mittagessens überhaupt nicht angenommen werden kann.

(Beifall AfD)

Zweitens. Es wird in der Debatte immer ganz still, wenn
das Argument kommt: Was wäre denn passiert, wenn sich
Prof. Mendig mit einem Politiker einer anderen Partei ge-
troffen hätte? – Entscheidend ist doch nur, ob er sich mit
einem Vertreter einer demokratischen Partei getroffen hat.
Die AfD ist ohne jeden Zweifel demokratisch – so wie
auch Ihre Parteien.

(Beifall AfD – Zurufe)

Drittens. Frau Ministerin, Sie haben in Ihrer Rede mehr-
fach betont, dass die Entscheidung im Aufsichtsrat ein-
stimmig getroffen worden sei. Nun, man kann auch Fehl-
entscheidungen einstimmig treffen. Wenn es so einfach
wäre, zwischen richtigen und falschen Entscheidungen zu
unterscheiden, indem man schaut, ob sie einstimmig oder
nicht einstimmig getroffen worden sind, dann wäre die
Welt schön einfach.

(Beifall AfD)

Viertens. Die CDU in Gestalt des damaligen Ministers Bo-
ris Rhein hat Herrn Prof. Mendig eingestellt. Ich muss sa-
gen, ich bin in dieser Debatte doch ein wenig enttäuscht,
wie gering, nämlich gleich null, der Rückhalt für jemanden
ist, den die CDU noch 2015 als „sehr qualifiziert“ für die-
ses Amt gesehen hat. Das beantwortet auch ein Stück weit
die Frage, wer die Koalition eigentlich führt, die CDU oder
die GRÜNEN.

(Beifall AfD)

Fünftens. Sie reden von einem wirtschaftlichen Schaden,
den Sie hätten verhindern müssen. Es ist ein ganz anderer
Schaden eingetreten, und das haben viele Menschen – auch
viele Menschen, die die AfD gar nicht mögen – sehr klar
verstanden. Die Botschaft, die von dieser Entscheidung
ausgeht, ist klar, und sie kommt auch in der Bevölkerung
an: Triff dich nicht mit AfDlern, wenn du deinen Arbeits-
platz behalten willst. – Das ist der gesellschaftspolitische
Schaden, und der ist enorm. – Vielen Dank.

(Beifall AfD)
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Präsident Boris Rhein:

Herzlichen Dank, Herr Kollege Lambrou. – Nächster Red-
ner für die Fraktion der AfD ist der Kollege Dr. Grobe. Ih-
nen bleiben 2:40 Minuten Redezeit.

Dr. Frank Grobe (AfD):

Sehr geehrter Herr Präsident! Frau Ministerin Dorn, Sie
sagten, die Sache habe politische Brisanz. Sie unterstellen
somit, die Fotos hätten Brisanz. Sie widersprechen sich
selbst. Der erwartete Imageschaden, den Sie ansprachen,
existiert gar nicht; denn es gibt gar keine empirischen Be-
funde. Oder woran machen Sie das fest? Daran, dass 100
von 2.200 hessischen Filmschaffenden – das sind 5 % –
Mendigs Entlassung gefordert haben? Das kann es doch
nicht sein.

Frau Wissler, vielleicht hätte ich nicht Ungarn als Beispiel
nehmen sollen, sondern Kuba. Da kennen Sie sich ja sehr
gut aus. Woran machen Sie fest – wie damals Frau Özo-
guz –, dass es keine eigene deutsche Kultur gebe, sondern
nur Kulturen? Das ist sehr interessant.

Herr Hofmeister, Sie haben eine bedenkliche Sichtweise
auf die Bedeutung der Versammlungsfreiheit. Ich darf Sie
zitieren: Man muss überlegen, mit wem man sich trifft und
mit wem eben nicht. – Damit haben Sie sich demaskiert.

(Beifall AfD)

Herr Grumbach, mit meiner Äußerung, Bezug nehmend
auf die sowjetischen Schauprozesse, habe ich anscheinend
die gewünschte Wirkung erzielt.

(Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Wie kann man auf Geschmacklosigkeiten stolz
sein?)

Unser Antrag stellt aber keinen Eingriff in die Hochschul-
autonomie dar, wie Sie behauptet haben. Wer lesen kann,
ist klar im Vorteil. Das müssten Sie als Lehrer wissen. Der
Vergleich mit Scharping und Hunzinger ist unserer Ansicht
nach eine Verhöhnung des Opfers, Prof. Mendig. Herr
Grumbach, Sie haben ein bedenkliches Verhältnis zur Pra-
xis der Meinungsfreiheit an den Tag gelegt. Vielleicht soll-
ten Sie daran einmal arbeiten.

(Beifall AfD – Zurufe SPD)

Präsident Boris Rhein:

Herzlichen Dank, Herr Kollege Dr. Grobe. – Nächster Red-
ner ist Kollege Grumbach für die Fraktion der SPD. Rede-
zeit: fünf Minuten.

Gernot Grumbach (SPD):

Herr Dr. Grobe, wenn Sie Kinder von Opfern von Schau-
prozessen kennen würden, würden Sie sich für Ihre Äuße-
rung entschuldigen. Das war das Übelste, was ich je gehört
habe.

(Beifall SPD, CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
Freie Demokraten und DIE LINKE)

Zweitens. Ich trete dafür ein, dass Sie sagen können, was
Sie wollen; ich trete dafür ein, dass Sie reden können, was
Sie wollen. Das tue ich im Parlament und außerhalb des
Parlaments. Um es ganz simpel zu sagen: Das tun Sie an

vielen Stellen nicht. Sie versuchen hier gerade – das habe
ich schon vorhin anzudeuten versucht –, jemanden, der Sie
nicht darum gebeten hat, zu instrumentalisieren, um Ihre
eigene Position zu stärken.

(Dr. Frank Grobe (AfD): Weil hinter ihm keiner
mehr steht!)

– Ganz vorsichtig.

(Zurufe AfD: Oh!)

Drittens. Ich bin ja nicht doof. Ich sehe das Problem, das
Herr Büger sieht. Ich glaube aber, dass er an einer Stelle
irrt. Die Antwort auf die Frage, was Herr Mendig als An-
gestellter des Landes Hessen in irgendeiner Funktion tut
oder nicht tut, wäre völlig unproblematisch. Ich habe in
meinem Leben schon vieles gemacht, unter anderem in frü-
heren Jahrzehnten zwei Berufsverbotekomitees gegründet.

(Beifall Jan Schalauske (DIE LINKE))

Die Frage, was jemand tut, der eine bestimmte Aufgabe hat
– und das hat die Ministerin präzise formuliert –, hängt von
dieser Aufgabe ab. Es ist nicht ganz einfach, das zu tren-
nen. Das ist eine Gratwanderung. Sie sagen: Wenn die
Filmwirtschaft nicht mehr in Hessen investiert, ist mir das
egal.

(Robert Lambrou (AfD): Das haben wir nicht ge-
sagt!)

– Herr Büger hat es nicht so gesagt, aber er hat es angedeu-
tet. Da muss man die Abwägung ein Stück weiter treiben.
Darüber würde ich gerne mit Ihnen diskutieren.

Viertens. Spalten und zusammenführen – ganz vorsichtig,
Herr Büger. Ich bin dafür, den Umfang gesellschaftlicher
Spaltungen zu reduzieren, aber wenn das dazu führt, dass
ich alles akzeptieren soll, was aus bestimmten Ecken
kommt, und es zum Verfassungsbogen rechnen soll, dann
geht mir das zu weit. Mir geht es nicht abstrakt um die
AfD, aber ein Teil der Äußerungen von Funktionären der
AfD ist für meine Begriffe so sehr an der Grenze des Ver-
fassungsbogens, dass ich glaube, dass er überschritten ist.

Damit muss die AfD leben. Wir werden die Auseinander-
setzungen weiterhin führen. Wie gesagt, es geht nicht dar-
um, dass hier nicht alle reden dürfen, aber ich werde Ihnen
an fast jeder Stelle widersprechen, weil ich glaube, dass
unsere Gesellschaft nur dann überleben wird, wenn sie so
bleibt, wie sie ist, nämlich liberal, demokratisch und viel-
fältig.

(Beifall SPD, vereinzelt BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und DIE LINKE)

Präsident Boris Rhein:

Herzlichen Dank, Herr Kollege Grumbach. – Mir liegen
keine weiteren Wortmeldungen vor. Damit sind wir am En-
de der Aussprache.

Die Fraktion der AfD hat darum gebeten, dass wir über den
Antrag direkt abstimmen und ihn nicht an den Ausschuss
überweisen. Daher lasse ich über den Antrag Drucks.
20/1418 abstimmen. Wer für die Annahme ist, den bitte ich
um das Handzeichen. – Die Fraktion der AfD. Wer ist ge-
gen die Annahme? – Die restlichen Fraktionen des Hauses.
Enthält sich jemand der Stimme? – Das ist nicht der Fall.
Damit ist der Antrag abgelehnt.
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Wir treten jetzt vereinbarungsgemäß in die Mittagspause
ein. Wir sehen uns um 15:40 Uhr wieder. Ich wünsche Ih-
nen eine fröhliche Mittagspause.

(Unterbrechung: 14:38 bis 15:41 Uhr)

Vizepräsident Dr. h.c. Jörg-Uwe Hahn:

Ich eröffne wieder die Sitzung unseres Plenums.

Ich darf den Kolleginnen und Kollegen mitteilen, dass die
parlamentarischen Geschäftsführer vereinbart haben, dass
Tagesordnungspunkt 11 heute vor Tagesordnungspunkt 9
behandelt wird.

(Günter Rudolph (SPD): Jawohl!)

Nach Tagesordnungspunkt 50, dem Setzpunkt der Fraktion
DIE LINKE, folgt daher heute Nachmittag die Behandlung
des Gesetzentwurfs über das Programm „Starke Heimat
Hessen“ – das heißt so – der Fraktionen der CDU und
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, gefolgt vom Gesetzentwurf
der Fraktion der SPD über das Verbot der Zweckentfrem-
dung von Wohnraum. – Da ich nur Nicken in die richtige
Richtung sehe, ist somit die Tagesordnung ein wenig ver-
ändert.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 51 auf:

Antrag
Fraktion der Freien Demokraten
Eine Chance für den Fortschritt: komfortable Reisepla-
nung ermöglichen – mit Datentransparenz im ÖPNV
– Drucks. 20/1423 –

Ich darf das Wort dem Antragsteller, Herrn Kollegen Stir-
böck aus Offenbach, übergeben. Ich habe ganz bewusst
meinen Eintrachtschal unten liegen lassen. Herr Stirböck,
Sie haben das Wort.

Oliver Stirböck (Freie Demokraten):

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Wenn ein amerikanischer Geschäftsreisender am Frankfur-
ter Flughafen ankommt und sich dann den besten Weg mit
dem öffentlichen Nahverkehr zu mir nach Hause nach Of-
fenbach über einen der üblichen Routenplaner sucht, dann
sagt ihm der Routenplaner: ÖPNV-Routen nicht verfügbar
– obwohl er da eigentlich sehr gut mit Bus und Bahn hin-
kommen müsste. Er wird dann das Taxi nutzen und unse-
ren ehrgeizigen Offenbacher Luftreinhalteplan beeinträch-
tigen. Das ist für uns als Digitalisierungspartei und als
ÖPNV-Partei

(Lachen SPD und DIE LINKE)

ein untragbarer Zustand.

(Beifall Freie Demokraten)

Lachen Sie nicht. Wir waren das mit den Seilbahnen, nicht
Sie. Das Einzige, was Sie von Schwarz-Grün in diesem
Bereich machen, ist, sich selbst loben.

Vizepräsident Dr. h.c. Jörg-Uwe Hahn:

Ich bitte um ein bisschen mehr Ruhe, weil Offenbach und
Frankfurt nicht immer zusammenpassen. – Bitte schön.

Oliver Stirböck (Freie Demokraten):

Freie Demokraten wollen, dass in Hessen alle Menschen
bequem und effizient ihr Ziel erreichen können – egal, ob
zu Fuß, mit dem Fahrrad oder mit dem Auto, den Bussen
oder mit dem E-Scooter. Gerade für den öffentlichen Nah-
verkehr ist es wichtig, dass Fahrpläne und Echtzeitver-
kehrsdaten für die Fahrgäste komfortabel abrufbar sind.

Wenn ich in Berlin bin, kann ich aus zehn Nahverkehrs-
Apps den für mich besten Routenplaner auswählen. Wir
wollen, dass das auch in Hessen möglich wird.

(Beifall Freie Demokraten)

Doch dazu müssen die hessischen Verkehrsverbünde einen
diskriminierungsfreien Zugang zu den Fahrplänen und
Echtzeitmobilitätsdaten gewähren. In Berlin, Nordrhein-
Westfalen oder Baden-Württemberg stellen die ortsansässi-
gen Verkehrsverbünde Unternehmen ihre Fahrpläne bereits
im weltweiten Austauschformat GTFS zur Verfügung. Da-
mit können Start-ups und etablierte Anbieter innovative
Fahrplantools und Nahverkehrs-Apps entwickeln. Desi-
gner, IT-Entwickler und Start-ups können im Wettbewerb
für jede Zielgruppe – Pendler, Touristen, Geschäftsreisende
– die besten Mobilitätsdaten entwickeln.

In Hessen hingegen glaubt man immer noch, die Mobili-
täts-App der Zukunft selbst entwickeln zu müssen. Unsum-
men an Steuern und Gebühren sind bereits dafür ausgege-
ben worden und in nicht sonderlich innovative Projekte ge-
flossen. Wir wollen stattdessen den Wettbewerb um die
besten Ideen statt „One size fits all“-Lösungen.

(Beifall Freie Demokraten)

Vor wenigen Minuten hat der RMV einen neuen Test inner-
halb des Pilotprojekts RMVsmart vorgestellt, in dem seit
vielen Jahren 30.000 Teilnehmer ein neues Tarifmodell er-
proben, von dem schon seit über zehn Jahren die Rede ist.
Wir begrüßen das ausdrücklich; denn es ist überfällig, dass
wir hier besser werden und auch bei der digitalen Fahrkarte
den Anschluss an die Weltmetropolen wie London wieder-
herstellen.

Wir glauben aber, dass die Innovation der Mobilitätsplatt-
formen nicht von den Trägern des Nahverkehrs, sondern
durch Wettbewerb um die beste Lösung auf dem Markt
entsteht.

(Beifall Freie Demokraten)

Dazu müssen den Anbietern Echtzeitdaten diskriminie-
rungsfrei zur Verfügung gestellt werden. Der Zugang zu
Informationen hat Grundrechtscharakter. Die Charta der
Grundrechte der Europäischen Union sichert jeder Person
nicht nur das Recht auf freie Meinungsäußerung, sondern
auch die Freiheit, ohne behördliche Eingriffe und über
Staatsgrenzen hinweg Informationen und Ideen zu erhalten
und weiterzugeben. Diesem Grundsatz folgt auch die im
Juni veröffentlichte EU-Richtlinie zu Open Data. Diese be-
sagt explizit, dass nicht personenbezogene Daten von Be-
hörden und öffentlichen Unternehmen grundsätzlich allen
kommerziellen und nicht kommerziellen Nutzern zur Ver-
fügung gestellt werden müssen –

(Beifall Freie Demokraten)

und zwar in elektronischer und maschinenlesbarer Form,
diskriminierungsfrei und kostenlos oder auf kostenneutrale
Weise. Mobilitätsdaten wie etwa Fahrplan- oder Echtzeit-
verkehrsdaten nehmen in der Richtlinie als eine von sechs
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Kategorien sogar eine Sonderstellung ein. Erfüllen wir
europäische Ansprüche, damit wir nicht wieder abgehängt
werden.

(Beifall Freie Demokraten)

In der Politik findet gerade ein Überbietungswettbewerb
darum statt, wer am meisten Engagement bei der Förde-
rung künstlicher Intelligenz, der KI, zeigt: ein paar Millio-
nen hier, ein paar Millionen dort. Vielleicht ist auch noch
Geld für ein KI-Zentrum in Cottbus übrig. Leider verkennt
die Politik dabei allzu leicht, dass der Rohstoff, mit dem KI
angetrieben wird, nicht Geld, sondern Daten sind. Daten
sind das Gold der Digitalisierung.

(Beifall Freie Demokraten)

Wenn wir also die KI in Deutschland wirklich vorantreiben
wollen, dann müssen wir uns in Hessen, in Deutschland
und in der Europäischen Union für einen einfachen, diskri-
minierungsfreien und kostenlosen bzw. kostengünstigen
Zugang zu öffentlichen Daten einsetzen. Da reden wir
selbstverständlich nicht über personenbezogene Daten. Es
reicht nicht, sonntags das Hohelied der KI zu singen und
donnerstags dann im Hessischen Landtag auf der Digitali-
sierungsbremse zu stehen.

(Beifall Freie Demokraten)

Der Zugang zu öffentlichen Daten bringt für uns alle enor-
me Vorteile. Das geht weit über den ÖPNV hinaus. Mit un-
serem Antrag beginnen wir damit hier. Wir brauchen aber
ein darüber hinausgehendes Open-Data-Gesetz.

Es geht uns dabei nicht um die Googles und die Apples
dieser Welt. Wir dürfen dabei nicht ignorieren, dass viele
Menschen auch deren Apps nutzen und dass sich viele
Menschen im städtischen wie im ländlichen Raum damit
orientieren und Routen planen wollen. Der zitierte ameri-
kanische Geschäftsreisende, der am Frankfurter Flughafen
landet, wird sich nicht als Erstes eine RMV- oder wie auch
immer geartete Insellösung herunterladen. Er hat sich be-
reits zu Hause informiert, wie er von Punkt A zu Punkt B
kommt. Der ÖPNV war für ihn schlichtweg nicht verfüg-
bar. Der amerikanische Geschäftsreisende denkt sich dann:
Die haben in Deutschland noch nicht einmal Busse und
Bahnen.

Als nicht verfügbar erscheint der ÖPNV offensichtlich
auch vielen Menschen hier. Der Fahrgastrechteverband kri-
tisiert, dass man die Daten des ÖPNV in Hessen nicht
komplett über Google Maps oder über Apple Karten einse-
hen kann. Mit unserem Vorstoß machen wir den ÖPNV in
Hessen attraktiver. Wir machen den ÖPNV insgesamt at-
traktiver, indem wir Millionen von Pendlern, Geschäftsrei-
senden, Touristen eine auf sie zugeschnittene, optimale,
komfortable Reiseplanung ermöglichen.

Stärken wir die Kreativwirtschaft, die Programmierer, die
Designer, die Start-ups, und erfüllen wir endlich die Vorga-
ben, die uns die EU-Gesetzgebung macht. Die Digitalisie-
rung bietet so viele Chancen, auch für die Mobilität. Regu-
lieren wir sie, und planen wir sie nicht zu Tode. – Herzli-
chen Dank.

(Beifall Freie Demokraten)

Vizepräsident Dr. h.c. Jörg-Uwe Hahn:

Vielen Dank, Herr Kollege Stirböck. – Als Nächstem gebe
ich Herrn Kollegen Enners von der AfD das Wort.

In der Zeit, in der er nach vorne kommt, möchte ich die
Kolleginnen und Kollegen, die sich um das hessische Un-
tersuchungsausschussgesetz kümmern, darauf hinweisen,
dass sich die Arbeitsgruppe um 16 Uhr, d. h. in neun Minu-
ten, in Raum 321 K trifft. – Ich glaube, ich habe als Pau-
senfüllung gerade richtig gedient. Sie haben das Wort.

Arno Enners (AfD):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Eine mögliche
hessische Zukunft bezüglich Wege- und Reiseplanung
könnte folgendermaßen aussehen:

Sie nehmen Ihr Smartphone zur Hand, starten eine App
und geben dort die Zieladresse ein. Innerhalb kürzester
Zeit erhalten Sie einen vollständigen Reiseplan, den Sie di-
rekt mit der App buchen können. Die Reise beginnt mit
dem kurzen Fußweg zur nächsten Bushaltestelle. Die auf
dem Smartphone angezeigte Echtzeitdarstellung des Stand-
orts des Busses, den Sie nehmen wollen, gibt Sicherheit bei
der Zeitplanung. Mit dem ausgesuchten Bus kommen Sie
zum nächsten Haltepunkt der Bahn, von wo aus Sie eine
Regionalbahn zum nächstgrößeren Bahnhof bringt. Von
dort fahren Sie mit dem durch die App passend gebuchten
ICE an den gewünschten Zielbahnhof. Dort angekommen,
können Sie den Bus besteigen, die Fahrkarte hält die App
nämlich schon bereit. Auch hier sehen Sie aufgrund der
Echtzeitdarstellung die Minuten, die Sie gegebenenfalls
noch warten müssen. Die letzten 4 km von der Bushalte-
stelle zum Ziel der Fahrt werden mit einem Taxi zurückge-
legt, das durch die App zeitnah an die Bushaltestelle beor-
dert wird. Die Bezahlung des Taxis erfolgt mithilfe der
App am Ende der Fahrt, das ist ja bereits jetzt möglich.

Meine Damen und Herren, allein in diesem Beispiel wer-
den fünf verschiedene Unternehmen involviert, die ihre
Daten offen zur Verarbeitung in einer einzigen App zur
Verfügung stellen. Alle Tickets und der Fahrpreis des Taxis
können mit nur einer App gekauft und bezahlt werden. Die
App informiert mittels Push-Verbindungen über mögliche
Verspätungen, Ausfälle oder Ähnliches. Im besten Fall
schlägt die App auch direkt Reisealternativen vor. Hinzu
kommt, dass in dieser App auch Car- und Bikesharing-Un-
ternehmen mit eingebunden werden, sodass quasi ein
Rundum-sorglos-Paket für Reisende geschnürt wird. Es
dürfte deutlich werden, dass ein einzelner Verkehrsverbund
oder Verkehrsbetrieb allein nicht in der Lage ist, die vom
Reisenden benötigten vielfältigen Informationen in Gänze
bereitzustellen.

Die hessischen Verkehrsverbünde stellen ihre Daten leider
nur zum geringen Teil als sogenannte offene Daten zur
Verfügung. Die Echtzeitdaten, also wo sich ein Bus oder
ein Zug befindet, werden meist gar nicht bereitgestellt. Es
sind aber genau diese Daten, die von den App-Entwicklern
und -Betreibern benötigt werden, um ein funktionierendes
System als effektiven Beitrag zu einer möglichen Ver-
kehrswende bereitzustellen.

(Beifall AfD)

Der Wettbewerb im Entwicklungssektor sorgt automatisch
für das Entstehen hochwertiger Apps. Ich denke hier ganz
besonders an Apps für Menschen mit körperlichen Ein-
schränkungen.

Meine Damen und Herren, auf Bundesebene ist das Gesetz
zur Förderung der elektronischen Verwaltung bereits vor-
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handen. Dieses Gesetz geht in die richtige Richtung, um
entsprechende Voraussetzungen zu schaffen.

Wenn wir auf Landesebene dafür sorgen, dass Verkehrsver-
bünde und Infrastrukturbetreiber ihre Daten zu Fahrplänen,
Streckennetzen und dazu noch die Echtzeitinformationen
allen Menschen kostenfrei online zur Verfügung stellen,
dann sollten wir das dringend auch zeitnah umsetzen.

Mit einem Blick in die Nachbarländer Schweiz, Niederlan-
de und Frankreich wird deutlich, dass es möglich ist; denn
diese Länder stellen die gewünschten bzw. benötigten Da-
ten in einer Open-Data-Lizenz bereits seit Längerem zur
Verfügung bzw. bauen die entsprechenden Datenportale
weiter aus. So haben die Schweizerischen Bundesbahnen,
die SBB, bereits frühzeitig erkannt, dass Open Data den
kreativen App-Entwicklern Unterstützung beim Aufbau
von attraktiven Informations- und Serviceangeboten bietet.
Die Daten führen zu Innovationen, und dies steigert wie-
derum die Attraktivität des Schweizer ÖPNV. Dazu ist
noch zu sagen, dass die Bereitstellung der Daten in der
Schweiz auf einem nationalen Portal in einheitlicher Form
stattfindet.

Auch in Deutschland sind wir mit der Initiative „Deutsch-
land mobil 2030“, der Plattform DELFI und dem Verbund
Open Data ÖPNV auf dem Weg in die richtige Richtung,
die Daten zentralisiert öffentlich zu machen. Leider sind
aber z. B. der Plattform DELFI nur 17 Unternehmen ange-
schlossen, dem Zusammenschluss Open Data ÖPNV gehö-
ren lediglich neun Verkehrsverbünde an. Meine Damen
und Herren, dies zeigt deutlich, dass diese Maßnahmen so-
wohl auf Bundesebene durch die zentrale Speicherung als
auch auf Landesebene durch entsprechende Open-Data-
Gesetze wesentlich beschleunigt werden müssen.

(Beifall AfD)

Die Landesregierung sowie der Bund müssen sich dabei
auf eine Standardisierung einigen; denn genau damit wer-
den Innovationen auch gefördert. Eine der elementaren
Voraussetzungen ist, dass ein freier Zugang zu den Echt-
zeitfahrgastinformationen stattfinden kann. Hier müssen
technische und vor allem auch rechtliche Hürden abgebaut
werden. Wenn die Hessische Landesregierung und die
Bundesregierung die Sache nicht schnellstens angehen,
verlieren wir im internationalen Wettbewerb immer mehr,
und dies auch in anderen Technologien.

(Beifall AfD)

Wie Echtzeitdaten sinnvoll genutzt werden können, zeigen
z. B. die Lkw-Parkleitsysteme. Man kann also nur sagen:
Es besteht dringender Handlungsbedarf seitens der Landes-
regierung zu diesem Thema.

(Beifall AfD)

Estland, mein persönliches Vorzeigeland der Digitalisie-
rung, ist ebenfalls dabei, das muss eigentlich nicht wirklich
erwähnt werden. Es sollte uns aber Ansporn sein, in der
Sache das Richtige zu tun. – Wir stimmen somit dem An-
trag der FDP zu. – Vielen Dank.

(Beifall AfD)

Vizepräsident Dr. h.c. Jörg-Uwe Hahn:

Vielen Dank, Herr Enners. – Als Nächsten darf ich für die
Fraktion der GRÜNEN den Kollegen Leveringhaus aufru-
fen.

Torsten Leveringhaus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Sehr geehrter Herr Präsident, verehrte Kolleginnen und
Kollegen! Für jemanden, der viel und oft und, ich gebe zu,
auch gerne mit dem Nahverkehr unterwegs ist, kann ich
die Intention des Antrags vollkommen nachvollziehen.

(Oliver Stirböck (Freie Demokraten): Das ist ein ers-
ter Schritt!)

Es wurde gerade schon eine kleine Geschichte, wie man
mit dem ÖPNV unterwegs ist, skizziert. Auch ich habe mir
etwas aufgeschrieben. Ich möchte von A nach B kommen
und gebe in ein wie auch immer geartetes Programm ein:
von A nach B, bekomme dann die Auskunft: Gehen Sie
aus dem Haus, 50 m die Straße runter steht ein Leihfahr-
rad, fahren Sie zur Bushaltestelle, vier Minuten warten, mit
dem Bus zum Bahnhof, dort warten Sie noch fünf Minuten
auf den Regionalexpress, der Sie zum Zielbahnhof bringt,
für die letzten Kilometer bis zum wirklichen Ziel steht das
Carsharing-Auto direkt vor dem Bahnhof – es ist sogar ein
E-Auto. Sie können es nutzen und haben dafür zwei Stun-
den Zeit, dann ist das Auto für jemand anderes gebucht. –
Das sollte das Ziel sein.

(Oliver Stirböck (Freie Demokraten): Eine liberale
Traumwelt!)

Es ist natürlich klar, dass wir dafür nicht nur die festen
Fahrplandaten brauchen, sondern dass auf Echtzeitdaten
zurückgegriffen werden muss. Sonst funktioniert dieser
Verkehrsmix oder Mobilitätsmix nicht. Doch was am An-
fang so einfach klingt, ist es meistens am Ende nicht.

Wir müssen uns von Anfang an darüber im Klaren sein,
dass die Daten, über die wir hier reden, die Daten der Ver-
kehrsverbünde, einen Wert an sich darstellen, dass sie mit
dem Geld der Fahrgäste und letztlich der Steuerzahlerinnen
und Steuerzahler hier in Hessen oder auch, wenn wir es
deutschlandweit betrachten, der Steuerzahlerinnen und
Steuerzahler in Deutschland erstellt worden sind. Wir soll-
ten uns also durchaus sehr viele Gedanken darüber ma-
chen, wie wir mit diesen Daten umgehen, und vor allem,
wem und wie wir sie zur Verfügung stellen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Gleichwohl sind wir natürlich aus verschiedenen Richtun-
gen schon auf dem Weg zu diesem Ziel, auf EU-Ebene, auf
Bundesebene, auf Landesebene und bei den Verkehrsver-
bünden.

Sie nennen in der Begründung Ihres Antrags eine EU-
Richtlinie – Sie haben sie auch in Ihrer Rede gerade noch
einmal erwähnt –, die sich mit offenen Daten und der Wei-
terverwendung von Informationen des öffentlichen Sektors
beschäftigt. Ich kann eine weitere EU-Richtlinie ins Spiel
bringen: 2017/1926, die regelt, dass der Zugang zu staatli-
chen Mobilitätsdaten des öffentlichen Verkehrs erfolgen
muss.

Man kann sich jetzt darüber streiten, welche dieser beiden
Richtlinien die weiterführende ist. Unstrittig ist, dass die
Richtlinie 2017/1926 viel eher greift als Ihre Richtlinie,
nämlich in etwas mehr als einem Monat – Stichtag ist der
1. Dezember 2019 – und nicht erst in mehreren Monaten,
um nicht zu sagen, Jahren.

Die Regelung, dass die Mobilitätsdaten über einen nationa-
len Zugangspunkt zur Verfügung gestellt werden müssen –
einschränkend gebe ich zu, wir reden hier über staatliche
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Daten und nicht über Echtzeitdaten –, ist ein erster Schritt
in die richtige Richtung.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Aber die Verkehrsverbünde sind auch nicht untätig. Ich
will ein paar Beispiele nennen.

Da wäre die Interoperable Produkt-Service-Schnittstelle,
kurz IPSI. Hier können Verkehrsunternehmen aus ganz
Deutschland ihre Tarife untereinander als Handy-Ticket
anbieten. Das funktioniert auch schon. Die Menschen brau-
chen nicht mehr in jedem Verkehrsverbund eine eigene
App, die sogenannte Insellösung, sondern sie können in
quasi vertrauter Umgebung ihr Handy-Ticket auch am
Zielort kaufen. Eine Zusammenarbeit gibt es hier z. B.
zwischen den Kölner Verkehrsversbetrieben und unserem
hessischen Verkehrsverbund, dem RMV.

Ich weiß, sich im Zielort eine eigene App herunterzuladen,
wobei man sich vielleicht noch registrieren muss, ist ex-
trem nervig und zeitraubend. Das macht wahrscheinlich
kaum jemand. Deswegen ist IPSI ein sinnvoller Weg.

Ein anderer ist Mobility inside. Ich zitiere die Homepage:

Der gesamte öffentliche Verkehr vereint in einer ge-
meinsamen Plattform. Ein Ticket, eine Anmeldung,
alle Angebote: Mobility inside vereint den gesamten
öffentlichen Verkehr in einer intermodalen Platt-
form, von der Verbraucher und Anbieter nachhaltig
profitieren.

Dieses Angebot des Verbands Deutscher Verkehrsunter-
nehmen schafft eine gemeinsame Plattform, die bundes-
weit eine Vernetzung der unterschiedlichen Tarife, Tickets
und Fahrplaninformationen im öffentlichen Nah- und Fern-
verkehr möglich macht.

Dazu gab es erst gestern in der „Süddeutschen Zeitung“ ei-
nen etwas längeren Bericht. Ausdrücklich als Teilnehmer
genannt wurden in diesem Bericht die Deutsche Bahn, die
Münchner Verkehrsbetriebe und der RMV. Also sind wir
damit in Hessen wohl doch nicht so schlecht.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Mobility inside geht jetzt in eine Testphase. Dafür werden
sogar noch Leute gesucht. Also, wenn Sie an der Zukunft
mitarbeiten wollen: Handy zücken, sich anmelden. Viel-
leicht haben Sie Glück und können teilnehmen.

Noch ein Blick in die direkte Nähe: Ein paar Kilometer
östlich von hier gibt es das House of Logistics & Mobility.
Dort können Expertinnen und Experten aus verschiedenen
Bereichen an den Innovationen für den öffentlichen Nah-
verkehr der Zukunft arbeiten. Seit Anfang 2019 ist es hier
erstmalig in Deutschland möglich, unternehmensübergrei-
fend Konzepte und Geschäftsmodelle im Bereich des öf-
fentlichen Nahverkehrs zu entwickeln.

Zu Beginn habe ich bereits den Bund erwähnt. Dort ist
man auch nicht untätig. Ich komme noch einmal auf die
Richtlinie 2017/1926, die ich erwähnt habe, und auf den
Stichtag 1. Dezember 2019 zurück. Hierzu hat das Bundes-
ministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur klarge-
macht, dass es bis Ende des Jahres einen Tätigkeitsbericht
haben will, damit wir in diesem Bereich vorankommen und
Entwicklungen nicht verschlafen. Gleichzeitig wird vom
selben Ministerium geprüft, ob man Verkehrsunternehmen
zur Zusammenarbeit für multimodale Apps verpflichten
kann. In Finnland ist dies z. B. gesetzlich geregelt. Man

schaut sich beim BMVI gerade ganz genau an, ob dies
nicht auch ein Modell für Deutschland wäre.

Kurz zusammengefasst: Aktuell wird auf verschiedenen
Ebenen von der EU bis auf die Landesebene an dem The-
ma „Mobility as a Service“ gearbeitet. Wir brauchen daher
kein Open-Data-Gesetz, damit die hessischen Verkehrsver-
bünde nicht personenbezogene Echtzeitmobilitätsdaten an
Mobilitätsplattformen weiterleiten dürfen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und Michael
Boddenberg (CDU))

Ich weiß, bei der antragstellenden Fraktion, der FDP, heißt
es: Digitalisierung first, Bedenken second. Aber so etwas
kann man halt als Oppositionspartei fordern; als regie-
rungstragende Fraktion muss man sich auch um die Rah-
menbedingungen und die Folgen kümmern. Ich sage es
ganz klar: Den heute dominierenden Plattformen, über de-
ren Zerschlagung man mittlerweile selbst in den USA
ernsthaft und intensiv diskutiert, weitere Daten zur Verfü-
gung zu stellen, ihnen ein weiteres Standbein zu geben, mit
dem sie arbeiten können, ist für mich kein Weg, den wir
gehen sollten, vor allem, da wir – das habe ich ausgeführt –
bereits selbst im Begriff sind, Modelle aufzubauen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Zuruf Dr.
Stefan Naas (Freie Demokraten))

– Wenn man zugehört hat: Mobility inside ist ein deutsch-
landweites Konzept.

Sie erwähnen in Ihrem Antrag, wie gut die Freigabe dieser
Daten für IT-Entwickler und Start-ups wäre, und haben es
auch in der Rede noch einmal erwähnt. Diese Plattformen,
über die wir reden, die Googles und Facebooks dieser
Welt, werden von zwei Effekten getragen, einmal vom
Netzwerkeffekt und einmal vom Lock-in-Effekt, der die
Netzwerke immer stärker macht. Was würde denn passie-
ren, wenn wir die Daten freigäben? Durch diese zwei Ef-
fekte stärkten wir nur wieder diese großen Player. Ich sähe
dann wirklich kaum Chancen für Start-ups aus Kassel,
Frankfurt, Darmstadt usw., sich dort anzuhängen und Ge-
schäftsmodelle zu entwickeln. Ganz im Gegenteil. Es ist ja
so, dass unsere Verkehrsverbünde – jetzt erwähne ich auch
einmal den anderen, nämlich den Nordhessischen Ver-
kehrsverbund – jetzt schon Schnittstellen auf Anfrage und
Prüfung anbieten können.

(Lebhafter Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
Michael Boddenberg (CDU) und Torsten Felste-
hausen (DIE LINKE) – Minister Tarek Al-Wazir:
Was haben wir für Nordhessen bei den GRÜNEN!
Mein lieber Mann! – Gegenruf Jürgen Frömmrich
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Heiterkeit))

– Die Herren können das Gespräch gerne – – Danke.

Ich denke, ich habe deutlich gemacht, aus welchen Grün-
den wir Ihrem Antrag nicht werden zustimmen können. –
Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und verein-
zelt CDU)

Vizepräsidentin Heike Hofmann:

Nächster auf der Rednerliste ist Herr Eckert von der SPD.
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Tobias Eckert (SPD):

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Es ist richtig, dass die Digitalisierung gerade im Bereich
der Mobilität einer der entscheidenden Treiber ist und sein
muss, um Vernetzung und Intermodalität zu erreichen und
in unserem Land tatsächlich zur Verkehrswende zu kom-
men. Denn nur mit einer intelligenten Vernetzung und Ver-
zahnung sorgen wir neben dem Ausbau eines flächende-
ckenden, bezahlbaren ÖPNV in allen Teilen unseres Lan-
des für ein Angebot, über das wir alle hier munter debattie-
ren, für ein Angebot, mit dem eine Veränderung im Mobili-
tätsverhalten der Bürgerinnen und Bürger in diesem Land
überhaupt möglich wird und Nachfrage in Hessen einfach
und direkt ermöglicht werden kann.

(Beifall SPD)

Sie von den Freien Demokraten sprechen in Ihrem Antrag
auch von einer Richtlinie. Ich habe noch eine andere Ver-
ordnung mit herangezogen, weil ich davon überzeugt bin,
dass sie den Kern der Debatte eher trifft, und weil wir an
ihr auch sehen, welche Möglichkeiten und Schritte es in
dem Bereich tatsächlich gibt. Das ist die berühmte von Ih-
nen erwähnte Richtlinie 2010/40,

(Beifall Torsten Warnecke (SPD))

die ergänzt wird durch die Verordnung 2017/1926 zur Be-
reitstellung EU-weiter multimodaler Reiseinformations-
dienste. Damit – es wurde gerade schon erwähnt – werden
nämlich alle Anbieter, werden die EU-Mitgliedstaaten ver-
pflichtet, einen nationalen Zugangspunkt zu schaffen, über
den elektronische Daten der öffentlichen und individuellen
Verkehrssysteme bereitgestellt werden können.

Auch das Thema DELFI wurde eben erwähnt, das, was wir
sozusagen gerade in dem Bereich haben. DELFI ist ein
Kooperationsnetzwerk aller Bundesländer und weiterer
Partner und schafft genau die technischen Voraussetzungen
zur Auskunft über länderübergreifender Reiseketten.

Die staatlichen Daten des öffentlichen Personennahver-
kehrs, des Schienenpersonennahverkehrs und des
Schienenpersonenfernverkehrs sind obligatorisch zur Ver-
fügung zu stellen. Auch diese werden – ich kritisiere ja im
Zweifelsfalle, aber sie werden – in Hessen fristgerecht zum
1. Dezember dieses Jahres zur Verfügung gestellt. Künftig
soll neben dem bereits praktizierten Austausch an Fahr-
plansolldaten auch die gegenseitige Bereitstellung der
Echtzeitdaten umgesetzt werden. Somit wird es künftig
über die beteiligten Auskunftssysteme eine bundesweit ak-
tuelle Verbindungsberechnung unter Berücksichtigung von
Echtzeitdaten über Landesgrenzen hinweg geben können,
die beispielsweise auch Alternativrouten im Störungsfall
bieten wird.

Oder schauen wir uns die bundesweite Open-Data-Platt-
form an, bei der sich NVV und RMV – ich versuche, je-
weils beide zu erwähnen – beteiligen,

(Vereinzelter Beifall SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

deren Datensätze künftig aus DELFI heraus mit abgerufen
werden können. Sie haben Mobility inside angesprochen,
wozu Sie durchaus vieles Richtige gesagt haben, was die
Verbünde gerade auch in diesem Bereich erwähnen.

Herr Stirböck, Sie können im Übrigen, wenn Sie unter-
wegs sind, z. B. auch bei einem Bundesunternehmen wie
der DB schauen, in deren App. Da bekommen Sie auch

schon jetzt viele Anschlussverbindungen gezeigt, leider
Gottes nicht immer und überall in Echtzeit. Ich habe auch
schon an einem Bahnhof in Hessen gestanden, und die App
hat mir gesagt: Der Zug ist gerade an Ihnen vorbeigefahren
oder war kein Zug. – In der Tat, es gibt Veränderungs- und
Verbesserungsbedarfe. Aber es ist mitnichten so, dass es in
diesem Bereich keine Angebote gibt.

(Vereinzelter Beifall SPD)

Deswegen will ich eines sagen – das ist der Unterschied zu
Ihrem Antrag, und darauf will ich eingehen –, dass es nicht
darum geht, dass Daten der öffentlichen Hand, der Verbün-
de einseitig und nicht auf Augenhöhe an Dritte weitergege-
ben werden müssen, ohne dass wir überhaupt etwas zu-
rückbekommen, ohne dass es irgendeine Steuerung der öf-
fentlichen Hand beim öffentlichen Verkehr gibt und ohne
dass wir einen Nutzen für uns alle generieren können. Bis-
her sollen sie einzig und allein für den monetären Nutzen
weniger zur Verfügung gestellt werden.

Das ist das, was Sie erwähnen, was in anderen Bundeslän-
dern passiert, was andere Bundesländer praktiziert haben,
bunt durch das Parteienfarbspektrum hindurch. Dort sehen
wir genau, dass das einseitige Zurverfügungstellen von Da-
ten der öffentlichen Hand dazu führt, dass – nennen wir
das Kind beim Namen – Google und andere zu Gatekee-
pern für Mobilität mit Monopolstellung werden, die nach-
her alleine darüber entscheiden, welche Angebote Nutze-
rinnen und Nutzer gezeigt bekommen.

Wenn wir in anderen Bundesländern sehen, dass über diese
Plattformen tendenziell z. B. ein Angebot von Uber als
Fortbewegungsmöglichkeit dargestellt wird und nicht die
nächste Straßenbahnhaltestelle, dann merken wir, dass es
noch andere Interessen dabei gibt.

Meine Damen und Herren, wenn wir über das Zurverfü-
gungstellen von Daten sprechen, dann sprechen wir über
das Zurverfügungstellen auf Augenhöhe, wechselseitig und
nicht einseitig zugunsten dieser Plattformen.

(Beifall SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Lassen Sie mich deswegen auch auf das zu sprechen kom-
men, was wir zur Steuerung und zur Regulierung in diesem
Bereich brauchen. Als SPD haben wir Anfang dieses Jah-
res einen Vorschlag gemacht, den ich nach wie vor für
wichtig, richtig und zielführend halte, sodass wir ihn wei-
terverfolgen sollten: ein Daten-für-alle-Gesetz, in dem wir
genau beschreiben, dass ein Teil des Datenbestandes, den
Unternehmen und auch die öffentliche Hand haben, mit
Wettbewerbern geteilt werden muss. Es geht um einen Ent-
wurf, der sich gegen das Entstehen von Datenmonopolen
richtet. Denn nur durch das Verhindern von Monopolen er-
möglichen wir den Wettbewerb, von dem Sie gesprochen
haben, Herr Stirböck. Das ist der große Dreh- und Angel-
punkt.

(Beifall SPD)

Es geht darum, dass große Datenmengen in den Händen
von nur wenigen Unternehmen zwangsläufig zu einer
Zweiklassengesellschaft in der Digitalwirtschaft führen.
Daten, die als Allgemeingut gelten und zu gelten haben,
sind z. B. die Mobilitäts- und Geodaten. Uns geht es dar-
um, die Macht der großen Datensilos dem Potenzial von
Wettbewerb und gesellschaftlichem Fortschritt zu öffnen.
Das ist Dreh- und Angelpunkt aller Bestrebungen im Be-
reich der Regulierung.
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Meine Damen und Herren, deshalb bleibe ich dabei: Es
geht um die Augenhöhe. Es geht nicht darum, dass wir als
öffentliche Hand, als Verbünde die Daten zur Verfügung
stellen und Google und andere damit ihren Gewinn erwirt-
schaften, aber die Allgemeinheit keine Möglichkeit hat,
daran zu partizipieren. Wir können keinen Einfluss nehmen
und können auch nicht umgekehrt auf deren Daten zurück-
greifen und unsere Angebote damit weiterentwickeln.

Ich glaube, das ist das große Thema, dass wir – ich finde
den Begriff ganz schön – die Innovationskraft des Free
Flow of Data mit dem Datenschutz versöhnen und deutlich
machen, dass Datenschutz und Big Data funktionieren,
wenn wir die Regeln hinbekommen, mit einem Daten-für-
alle-Gesetz auch strukturieren und für die Zukunft fit ma-
chen.

(Beifall SPD)

Meine Damen und Herren der Freien Demokraten, deswe-
gen halte ich Ihren Ansatz, wie Sie ihn eben beschrieben
haben, für falsch. Es ist wichtig, dass wir bundes- und
europaweit Regulierungen vornehmen können, damit nicht
Daten der öffentlichen Hand einseitig zur Gewinnmaximie-
rung einzelner Unternehmen zur Verfügung gestellt wer-
den.

(Beifall SPD)

Meine Damen und Herren, ich will ansprechen, dass die
Verbünde viel tun, dass viel Potenzial darin steckt und die
Verbünde eine ganze Menge Gehirnschmalz hineinstecken,
damit wir ein digitales, modernes Angebot für die Nutze-
rinnen und Nutzer in Hessen und darüber hinaus haben.

Es ist schön, dass sich jetzt zwei Ministerien darum küm-
mern, zum einen der Verkehrsminister und zum anderen
die Digitalministerin. Wir müssen das bündeln und sagen,
was in diesem Bereich tatsächlich passieren soll. Das eine
ist der Verkehrsbereich, und das andere ist der Regulie-
rungstatbestand über das Thema Datenrecht und Daten-
schutz. Da hätte ich im Übrigen gerne ein bisschen mehr
Unterstützung der Landesregierung, sodass die Verbünde
den Weg, den sie mit den Plattformen beschreiten wollen,
intensiver gehen können und wirklich ein Angebot weiter-
entwickeln können.

(Beifall SPD)

Das ist die Verantwortung des Landes. Dafür brauchen wir
weitere und bessere Unterstützung durch das Land. Wenn
die Ministerin ein weiteres Betätigungsfeld braucht, dann
wird sich unser Ausschuss weiterhin mit den Themen be-
schäftigen. Die Opposition arbeitet daran, dass mit den
Themen gearbeitet wird, die in diesem Land wichtig sind,
wenn die Landesregierung selbst nichts in dem Bereich
einzubringen hat.

Ich freue mich auf die weitere Debatte. Wir können
durchaus diskutieren, welche Impulse durch ein Daten-für-
alle-Gesetz in Deutschland aus Hessen heraus kommen
können, damit wir Digitalisierung im Bereich der Mobilität
für alle organisieren können, die nicht einseitig nur zu-
gunsten von Google und Co. gestrickt wird. Denn im Inter-
esse der Nutzerinnen und Nutzer brauchen wir einen ande-
ren rechtlichen Hintergrund. Da hat die SPD wichtige und
gute Hinweise gegeben, über die wir weiterhin diskutieren
können. – Herzlichen Dank.

(Beifall SPD)

Vizepräsidentin Heike Hofmann:

Für die CDU-Fraktion darf ich Herrn Bamberger ans Red-
nerpult bitten, der sich als Nächster zu Wort gemeldet hat.

Dirk Bamberger (CDU):

Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen, verehrte
Kollegen! Digitalisierung ist mehr als nur ein Modethema.
Digitalisierung verändert alle unsere Lebens-, Alltags- und
Arbeitsbereiche zum Teil grundlegend und stellt in der
Menschheitsgeschichte einen Meilenstein dar, der auf einer
Stufe mit der Industrialisierung zu sehen ist.

Die Digitalisierung mit ihrer geradezu atemberaubenden
Dynamik bietet enorme Chancen, trägt aber auch große Ri-
siken in sich. Die Digitalisierung erfordert, wenn die Poli-
tik in diesem Feld einen Gestaltungsanspruch an sich selbst
stellt, eine enge Begleitung nicht nur in der politischen
Diskussion, sondern auch im konkreten Handeln und Ge-
stalten.

Diesem Anspruch wird das Land Hessen auf vielfältige
Weise gerecht. Sie wissen, dass wir die Themen der Digita-
lisierung nicht nur als erstes Bundesland überhaupt in ei-
nem eigenen Ministerium gebündelt haben, sondern dass
wir in den vergangenen Jahren eine ganze Reihe von Stra-
tegien und Initiativen auf den Weg gebracht haben.

Die FDP spricht heute mit ihrem Setzpunkt ein verkehrs-
politisches Themenfeld an, das für die Mobilität der nahen
Zukunft von großer Bedeutung ist. Herr Stirböck, ich dan-
ke Ihnen ausdrücklich dafür, dass Sie dieses Thema heute
auf die Agenda setzen. Gleichwohl muss man mit der Ver-
wendung von Superlativen – Sie haben sich als die Digita-
lisierungspartei oder als ÖPNV-Partei bezeichnet – vor-
sichtig umgehen, finde ich.

(Janine Wissler (DIE LINKE): Nur, wenn man die
FDP ist!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen der FDP-Fraktion, ich bin
Ihnen sehr dankbar dafür, dass Sie uns heute die Gelegen-
heit geben, über einen zugegebenermaßen eher speziellen
Aspekt der Digitalisierung in der Mobilität zu sprechen.
Wir werten das auch ein Stück weit als Anerkennung der
Leistungen dieser Landesregierung und der schwarz-grü-
nen Koalition.

(Beifall CDU – Oliver Stirböck (Freie Demokraten):
Das ist ein bisschen überinterpretiert! – Weitere Zu-
rufe Freie Demokraten)

– Ich möchte es Ihnen doch erklären, Herr Pürsün. Jetzt
hören Sie erst einen Moment zu. – In allen großen Themen
der Digitalisierung wie z. B. Infrastruktur, Bildung und
Landesverwaltung, aber auch in der Mobilität sehen Sie
reichlich Bewegung und Eifrigkeit der Landesregierung.
So müssen Sie schon etwas tiefer wühlen und suchen, um
ein scheinbar unbestelltes Handlungsfeld aufzubringen, in
dem Sie Ihre unbestrittene Digitalkompetenz unter Beweis
stellen können.

(Oliver Stirböck (Freie Demokraten): Das schreibe
ich mir auf!)

Kollege Leveringhaus ist schon auf einige fachliche As-
pekte eingegangen. Das muss ich jetzt nicht wiederholen.
Herr Eckert, es fällt mir echt schwer, aber auch weite Teile
Ihres Beitrags kann ich nur unterschreiben. Ich darf darauf
auch noch einmal Bezug nehmen.
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(Vereinzelter Beifall CDU und SPD)

Stattdessen möchte ich Ihnen einen Überblick über die lau-
fenden Aktivitäten des Landes Hessen verschaffen. Mit Ih-
rem Antrag fordern Sie die Hessische Landesregierung auf,
ein Open-Data-Gesetz vorzulegen, um die digitale Trans-
formation in der Mobilität zu unterstützen. Das ist ein eh-
renwerter Gedanke. Das ist gut gemeint. Das geht aber un-
serer Ansicht nach an der Sache vorbei. Die scheinbar feh-
lende Rechtsgrundlage stellt bei diesem Thema kein Hin-
dernis dar. Vielmehr sind dies schlicht die technischen Her-
ausforderungen, wie die Datenkonformität, die Schnittstel-
len, die Daten- und Softwarekompatibilität usw.

Genau da setzen wir doch mit den beiden eingangs er-
wähnten Strategien an. Ich bringe sie noch einmal in Erin-
nerung. Das ist die Strategie Digitales Hessen vom März
2016 und die Hessenstrategie Mobilität 2035. Dies geschah
unter dem Titel „Hessen wird Vorreiter der Verkehrswen-
de“, der aus dem Jahr 2018 stammt.

Da formulieren wir nicht nur unseren politischen Willen,
sondern wir beschreiben da auch ganz konkrete Maßnah-
men. Ich zitiere aus einem Vorwort des Ministers Tarek Al-
Wazir:

Mit Bundes- und Landesmitteln verstärken wir ab
2018 unsere bereits überdurchschnittliche Förderung
nachhaltiger Mobilität nochmals. Unser neu gegrün-
detes Fachzentrum Nachhaltige Urbane Mobilität im
House of Logistics & Mobility … ist eine zentrale
Plattform, um Know-how sowie alle Aktivitäten zu
bündeln und auch über Hessen hinaus wirken zu
können.

Weiterhin spricht er das Erfordernis an, alle Verkehrsträger
mithilfe digitaler Technologien intelligent miteinander zu
vernetzen. Das trägt dem Gedanken Rechnung, den Sie
heute hier vorgetragen haben. Das ist eine der vielen Chan-
cen, die wir nutzen wollen, um Vorreiter der Verkehrswen-
de zu werden.

Die Mobilität junger Menschen sieht heute so aus, dass ih-
nen ihre Smartphones wichtiger als ein eigenes Auto sind.
Wir sprechen vom Smartphone als Organisationsmittel für
Mobilität und für den Alltag. Das Smartphone ist damit ein
wesentlicher Treiber multimodaler Mobilitätsketten.

Für die Verkehrsverbünde liegt darin eine Chance. Das be-
trifft den RMV und den NVV. Das ist mir gleich. Alle Ver-
kehrsverbünde und alle sonstigen Verkehrsanbieter sind
gemeint. Sie können sich zu multimodalen und optionalen
Verkehrsanbietern weiterentwickeln.

Unsere Aufgabe als Politik ist es, für diese Entwicklung
der Mobilität die Grundlagen zu schaffen. Verehrte Kolle-
gen der FDP, da stimmen wir mit Ihnen überein. Mit der
Installation des House of Logistics & Mobility haben wir
ein bundesweit einmaliges Wissenschafts- und Kompe-
tenzzentrum geschaffen, aus dem heraus wir die verschie-
denen Akteure aus der Wirtschaft und der Wissenschaft
konkret unterstützen können, Lösungen für all die Heraus-
forderungen zu entwickeln, die es bei der Verkehrswende
für uns gibt. Da sich das House of Logistics & Mobility in
den letzten fünf Jahren seit seiner Gründung so erfolgreich
entwickelt hat, bin ich zuversichtlich, dass die Fortschritte
dynamischer und schneller sein werden, als wir uns das ur-
sprünglich eigentlich vorgenommen hatten.

(Beifall CDU)

Ich fasse unsere hessischen Aktivitäten, die sich aus der
Strategie Digitales Hessen ergeben, abschließend noch ein-
mal kurz zusammen. Es gibt die Etablierung der digitalen
Transformation im House of Logistics & Mobility. Sie hat-
te das von Ihnen eben aufgegriffene Thema des Austauschs
großer Datenmengen zum Inhalt. Es gibt unter anderem
den Ausbau der Start-ups im Mobilitätssektor durch das
Centrum für Satellitennavigation Hessen. Es wird cesah
abgekürzt. Es gibt die Stärkung der digitalen Infrastruktur
des ÖPNV für die multimodale Verkehrsnutzung über eine
Reihe von Einzelmaßnahmen. Es gibt die Entwicklung ei-
ner Strategie für Mobilitätsdaten. Es gibt die Systemarchi-
tektur und die Cloudanwendung. Es gibt Geschäftsmodel-
le, die die Rechts- und Finanzierungsgrundlagen berück-
sichtigen.

Ich glaube, es wird sehr deutlich, dass wir eine ganze Men-
ge tun. In den vorangegangenen Redebeiträgen wurde eben
deutlich, dass wir bei vielem schon längst dort sind, wo Sie
uns gerne hinhaben möchten.

All diese Zukunftsfragen der Mobilität werden von einem
weiteren Kompetenzzentrum, dem Kompetenzcluster Intel-
ligente Transport- und Verkehrssysteme Hessen, ITS Hes-
sen, begleitet. Sie sehen also: Die Aktivitäten des Landes
Hessen hinsichtlich des Themas vernetzte Mobilität sind
vielfältig und intensiv. Ich wiederhole: Es mangelt nicht an
zusätzlichen bürokratischen und gesetzlichen Grundlagen,
um das Ziel der multimodalen, digital vernetzten Mobilität
zu erreichen. Wir nähern uns der Erreichung dieses Ziels
bereits jetzt mit sehr großen Schritten. Deshalb werden wir
Ihren Antrag ablehnen. – Herzlichen Dank für die Auf-
merksamkeit.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Heike Hofmann:

Für die Fraktion DIE LINKE hat sich Herr Felstehausen zu
Wort gemeldet.

Torsten Felstehausen (DIE LINKE):

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen, meine Her-
ren! Lieber Oliver Stirböck, machen Sie Offenbach nicht
schlechter, als es ist. Das hat es nicht verdient. Wenn man
sein Internet tatsächlich einmal nutzen kann, stellt man
fest: Offenbach ist kein schwarzes Loch, in das man fällt.
Das ist auch nicht der Fall, wenn man aus den USA
kommt. Verkehrsverbindungen nach Offenbach werden
sehr wohl auch heute schon ausgewiesen.

(Beifall Torsten Warnecke (SPD))

Ich habe es mir gerade angeschaut. Wir können gleich
noch einmal gemeinsam darauf schauen. Von 15:58 Uhr
bis 16:28 Uhr werden sechs Verbindungen ausgewiesen.
Ganz so schlimm ist es also nicht. Ich glaube aber, das ist
gar nicht Gegenstand unseres Streites.

(Beifall Yanki Pürsün (Freie Demokraten))

Wir streiten nicht darüber, ob es fünf oder sieben sind. Es
ist aber auch richtig, dass da noch welche fehlen. Daran
muss gearbeitet werden.

(Tobias Eckert (SPD): In Vogelsberg sind das schon
alle Verbindungen eines Tages!)
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Jenseits der Frage, welche Verkehrsverbindungen heute
schon ausgewiesen werden, geht es uns, den Mitgliedern
der LINKEN, um die Frage, mit welcher Intention dieser
Antrag eingebracht wurde. Denn alle Vorrednerinnen und
alle Vorredner haben es gesagt. – Es waren wieder einmal
nur Männer, obwohl man mit dem Thema eigentlich breiter
aufgestellt sein könnte.

(Zuruf Freie Demokraten: Ich hätte lieber eine Rede
von Frau Wissler gehört!)

– Das stimmt.

(Gegenruf Janine Wissler (DIE LINKE): Ich habe
meine Redezeit heute schon erreicht!)

Alle Vorredner haben deutlich gemacht, dass die einschlä-
gigen EU-Richtlinien längst schon verabschiedet wurden.
Da es Verordnungen sind, werden sie auch unmittelbar in
nationales Recht überführt. Das heißt, die Voraussetzungen
und die rechtliche Verpflichtung, diese Daten zukünftig
auch im Verkehrssektor bereitzustellen, sind gegeben und
müssen umgesetzt werden.

Worüber gestritten wird, ist etwas, was der Redner der
FDP-Fraktion hier verschwiegen hat. Nicht die Frage, ob
und was zur Verfügung gestellt wird, ist das große Streit-
thema. Vielmehr wird über die Frage der Vergütung gestrit-
ten. Es wurde zu Recht gesagt, dass die Daten die Wäh-
rung der Zukunft sind. Werden diese Daten zukünftig voll-
kommen kostenfrei zur Verfügung gestellt werden, oder
muss dafür ein entsprechendes Entgelt gezahlt werden,
wenn ich Daten nutze, die ein anderes Unternehmen gene-
riert hat? Letzten Endes ist das ein Stück ihrer digitalen
Wertschöpfungskette.

Die FDP macht da etwas. Das macht sie erstaunlicherweise
nur gegenüber öffentlichen Einrichtungen. Sie fordert die
Enteignung dieses Datenschatzes. Sie fordert die Enteig-
nung insofern, als alle darauf kostenlos zugreifen sollen,
ohne dass sie sich an den Kosten, die dabei entstehen, be-
teiligen.

Die Daten über Zugverbindungen, zur Auslastung und zu
Verspätungen sind wichtige Steuerungsdaten des operati-
ven Geschäfts. Ein Teil davon muss freigegeben werden,
aber eben nicht alle. Wir können ein großes Interesse fest-
stellen, das wurde hier auch schon völlig zu Recht gesagt.
Die großen Multis und die Datenkraken wollen sich auf
diese Daten stürzen. Sie sind auch schon genannt worden.
Das ist Google Maps. Das ist eine Firma wie Uber. Sie ma-
chen das nicht, um das Angebot für alle zu verbessern.
Vielmehr machen sie es natürlich, um ihre eigene Markt-
macht zu stärken. Uber hat kein Interesse daran, den öf-
fentlichen Nahverkehr besser zu vernetzen oder auszubau-
en. Das ist doch Humbug.

(Beifall DIE LINKE und SPD)

Wenn sie auf diese Daten zugreifen, möchte Uber die Kun-
den absaugen. Sie möchte sie vom öffentlichen Nahverkehr
auf ihre Angebote locken. Das ist es, was diese Firmen
treibt.

Umgekehrt wird doch ein Schuh daraus. Ich würde mich
freuen, wenn die FDP-Fraktion einmal mit einem Vor-
schlag käme, dass genau diese großen Datenmultis ihre
Business Cases und ihre Betriebsmodelle offenlegen müss-
ten. Über einen solchen Antrag würde ich mich freuen.

(Beifall DIE LINKE und vereinzelt SPD)

Aber dazu fehlt Ihnen der Mut. Deshalb bleibt Ihnen im
Moment nichts anderes übrig, als die Datenbestände der
öffentlichen Hand zu plündern.

(Zuruf: Zu enteignen!)

Ich glaube, das geht tatsächlich in die verkehrter Richtung.

Es gibt noch einen weiteren wesentlichen Treiber, der will,
dass diese Daten abgezogen werden sollen. Es geht nicht
nur darum, eigene Verkehrsdienstleistungen anzubieten.
Das hat auch etwas damit zu tun, dass die Daten die Wäh-
rung der Zukunft sind. Man will damit natürlich Geld in
Form der Werbung verdienen. Portale, die entstehen, wer-
den werbefinanziert sein. Damit wird Geld generiert wer-
den.

Ich finde es an dieser Stelle tatsächlich auch angemessen,
dass diejenigen, die diese Daten bereitstellen, diese Daten
erheben und diese Daten aufbereiten, angemessen an dieser
Wertschöpfung beteiligt werden. Das fehlt in Ihrem Antrag
völlig, und Sie beleuchten diesen Effekt überhaupt nicht.
Das heißt, Sie sorgen ausschließlich dafür, dass hier die
Währung der Zukunft – nämlich die Daten – einseitig fließt
und nichts zurückkommt.

Wir als LINKE werden uns dafür einsetzen, dass es Open-
Data-Konzepte gibt. Natürlich – und das ist auch völlig
richtig – treibt das Innovationen an, und es wird auch das
sein, womit Start-ups arbeiten. Aber diese Daten müssen
auch weiterhin in der Hand derjenigen bleiben, die diese
Daten produzieren und zur Verfügung stellen. Wenn hier
ein Automatismus in Kraft tritt, dass alle Daten, die im öf-
fentlichen Sektor erhoben und verarbeitet werden, zur Ver-
fügung gestellt werden sollen, dann plündern wir die öf-
fentliche Hand an dieser Stelle tatsächlich aus. Wir geben
dem RMV und dem NVV keine Möglichkeit, hier eigene
Businessmodelle zu entwickeln. Das sollten wir verhin-
dern; denn letztendlich reden wir hier auch über das Geld,
das diejenigen, die tagtäglich am ÖPNV teilnehmen, über
ihre Fahrpreise in das Unternehmen geben. Das sollte nicht
unbegrenzt an die großen Datenkraken abfließen. – Vielen
Dank.

(Beifall DIE LINKE)

Vizepräsidentin Heike Hofmann:

Zu einer Kurzintervention hat sich Herr Dr. Naas von der
FDP-Fraktion zu Wort gemeldet.

Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten):

Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Bei den
Stichworten, die hier seitens des Kollegen Felstehausen ge-
fallen sind, muss man intervenieren – Enteignung, Plünde-
rung der öffentlichen Daten.

Herr Felstehausen, ich möchte Sie fragen, ob Ihnen be-
kannt ist, dass beispielsweise durch die Katasterverwaltung
des Ministeriums jeden Tag kostenlos ganz selbstverständ-
lich öffentliche Daten zur Verfügung gestellt werden. Ohne
die könnten wir gar nicht navigieren. Das ist völlig in Ord-
nung. Das Einzige, was wir machen, ist, dass wir das aus-
dehnen wollen – auch auf den ÖPNV. Das ist am Ende et-
was völlig anderes als das, was Sie wollen: Sie wollen das
Monopol weiter beim Staat, nur liefern sie als Monopolist
ja noch nicht einmal. Wir warten seit Monaten darauf, dass
der RMV endlich mal etwas Brauchbares liefert.
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Wenn noch nicht einmal Ihr Monopolist liefern kann, dann
sind wir der Auffassung, dass es doppelt und dreifach Zeit
ist, dass wir endlich den Wettbewerb hier freigeben, damit
alle – von mir auch als Vorletzter der RMV – hier ein eige-
nes Programm liefern können.

Aber wir – das sind diejenigen, die wir im Blick haben,
nämlich die Nutzer – warten dringend darauf, dass sich der
RMV und der ÖPNV in Hessen gerade in diesem Bereich
verbessern. – Vielen Dank.

Vizepräsidentin Heike Hofmann:

Herr Felstehausen, zur Erwiderung.

Torsten Felstehausen (DIE LINKE):

Danke für die Gelegenheit, auf die Kurzintervention ant-
worten zu können. – Sie vergessen dabei aber einen we-
sentlichen Unterschied: Die Daten, die durch öffentliche
Behörden zur Verfügung gestellt werden, sind bereits von
den Bürgerinnen bezahlt – durch Gebühren, durch Steuern
usw., gar keine Frage.

Wir reden aber bei Unternehmen wie dem RMV und dem
NVV über Unternehmen, die im Wettbewerb stehen. Das
ist der große Unterschied. Diese Unternehmen stehen im
Wettbewerb mit anderen Verkehrsdiensteanbietern und
sind darauf angewiesen, dass ein Teil ihrer Geschäftsge-
heimnisse – und dazu gehören diese Daten – nicht kom-
plett veröffentlich werden.

Wenn wir das machen – da gebe ich Ihnen recht, da haben
wir vielleicht auch vollkommen unterschiedliche Ansät-
ze –, dann rede ich zu Recht davon, dass hier eine Enteig-
nung stattfindet; denn wenn diese Daten komplett heraus-
gegeben werden, wird genau diese Weiterverwendung und
-verwertung im eigenen Haus deutlich eingeschränkt. Das
ist das, was die großen Datenkraken damit nämlich nach-
her auch machen wollen.

(Beifall DIE LINKE)

Vizepräsidentin Heike Hofmann:

Für die Landesregierung darf ich Herrn Tarek Al-Wazir
nach vorne bitten.

Tarek Al-Wazir, Minister für Wirtschaft, Energie, Ver-
kehr und Wohnen:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Wie Sie sicher wissen, unterstütze ich jede Nutzung der
neuen digitalen Möglichkeiten zur Stärkung des ÖPNV
und der Verkehrswende.

(Beifall J. Michael Müller (Lahn-Dill) (CDU))

Es ist völlig klar: Wir müssen Daten verfügbar machen, um
die Digitalisierung weiter voranzutreiben.

Herr Stirböck, Sie haben einen klugen Satz gesagt. Die Da-
ten sind das Gold des 21. Jahrhunderts. – Das heißt aber
auch, die haben einen Wert, und das Potenzial ist enorm.
Dieses Potenzial muss man dann eben auch verantwor-
tungsvoll im Sinne der Allgemeinheit nutzen und nicht nur
im Sinne von Einzelnen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und Michael
Boddenberg (CDU))

Deswegen müssen wir uns sehr grundsätzlich und sehr ge-
nau mit der Frage auseinandersetzen, welche Daten wie
verwendet werden können und sollen. Sie sollen nämlich
zur Mehrung des Allgemeinwohls und des Wohlstands ins-
gesamt beitragen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der FDP, Ihr Antrag
suggeriert, dass im hessischen ÖPNV noch keine Daten für
Dritte bereitgestellt werden oder nicht in maschinenlesba-
rem Format – und das ist schlichtweg falsch.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das Gegenteil ist der Fall. Obwohl die hier schon mehr-
fach angesprochene Richtlinie (EU) 2019/1024 noch nicht
in nationales Recht umgesetzt ist, werden die Fahrplanda-
ten des ÖPNV aus Hessen ab dem 1. Dezember 2019 über
den sogenannten National Access Point zur Verfügung ste-
hen. Deutschland und auch Hessen gehören damit im EU-
weiten Vergleich zu den Vorreitern in Sachen Datentrans-
parenz und -bereitstellung. Verbindungsinformationen sind
im Übrigen bereits heute in zahlreichen Mobilitätsplattfor-
men verfügbar.

Die Verbünde in Hessen, allen voran der RMV und die
Tochter rms, sind führend beim Aufbau von Mobility insi-
de, einer neuen deutschlandweiten Mobilitätsplattform. Die
Branchenlösung vernetzt in der aktuell laufenden Pilotstu-
die zehn Regionen miteinander und – das ist wichtig – ver-
eint den gesamten öffentlichen Verkehr inklusive Bike-
und Carsharing-Angebote in einer intermodalen Plattform.
Herr Stirböck, Sie haben es selbst angesprochen: Genau
heute hat der RMV eine neue Anwendung vorgestellt, die
RMVsmart-App, in der mit zwei Klicks eine Fahrkarte ge-
löst werden kann, und zwar ohne Angabe der Haltestellen.
– Ich glaube, es gibt kaum eine Region in Deutschland, die
bei dieser Nutzung – schauen Sie sich die RMVsmart-App
einmal an – so weit vorne ist wie insbesondere das Rhein-
Main-Gebiet.

So ganz nebenbei: Das Schülerticket hat dazu geführt, dass
wir auch in ganz Hessen ein E-Ticket haben, mit dem Sie
in jeden Bus und in jede Bahn in Hessen einsteigen kön-
nen, wobei das Ganze landesweit anwendbar ist. Es gibt
kaum ein Land, das so weit vorne ist wie Hessen, meine
sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Alle Verbünde in Hessen beteiligen sich am Open-Data-
Portal des ÖPNV. Da sind auch Echtzeitinformationen zum
ÖPNV über eine Programmierschnittstelle verfügbar. Die-
se Schnittstelle des RMV wird bereits heute von mehr als
800 Unternehmen und Einzelpersonen genutzt, um auf ei-
genen Plattformen Fahrplanauskünfte zu ermöglichen. Wer
also behauptet, innovative Lösungen würden massiv behin-
dert, weil Daten nicht zur Verfügung gestellt würden, ver-
breitet schlichtweg Fehlinformationen.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Aber – jetzt kommt ein Aber – es gibt ein berechtigtes In-
teresse daran, dass Fahrgäste über alle Plattformen konsis-
tente und qualitativ abgesicherte Informationen erhalten.
Worum geht es Ihnen? Ihnen geht es um Google, man kann
es ja einmal aussprechen. Auch Google wurde laut RMV
die Nutzung dieser Schnittstelle angeboten, aber das Unter-
nehmen wünschte Daten in einer Form, bei der nicht si-
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chergestellt werden kann, dass die Fahrgäste die aktuells-
ten Fahrplandaten – beispielsweise unter Berücksichtigung
von Baustellenfahrplänen oder Zusatzfahrten zu Großver-
anstaltungen – und sonstigen Reiseinformationen erhalten.
Es könnte dann sein, dass es dort Angaben gibt, die mit der
Realität gar nichts zu tun haben. Wenn wir den ÖPNV stär-
ken wollen, dann müssen wir auch dafür sorgen, dass er
nutzerfreundlich ist, und dann müssen die Daten auch stim-
men. Das ist am Ende das, was wir brauchen.

(Vereinzelter Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ich will an dieser Stelle noch einmal sagen, dass wir nicht
vor der Frage „Open Data – ja oder nein?“ stehen. Aber es
geht um die Frage, wie Open Data auszugestalten ist, damit
in einem fairen Wettbewerb Entwicklungen stattfinden
können, die unseren Werten und Zielen entsprechen.

Dann kommen wir einmal zu dem eigentlichen Punkt. Die
Sorge ist natürlich, dass bei denen mit der großen Markt-
macht am Ende des Tages – ich nenne es einmal so – das
große Booking.com-Phänomen eintritt, nämlich dass du
quasi dabei sein musst, damit du gefunden wirst, und am
Ende der Vermittler dann auch eine Provision dafür haben
will, dass er die Fahrkarte verkauft. – Da sind wir an einem
Punkt, wo ich sage: Das geht nicht.

Der öffentliche Personennahverkehr ist ein Zuschussbe-
trieb. Er wird zum relativ großen Teil nicht nur durch Fahr-
geldeinnahmen aufrechterhalten, sondern auch durch die
Steuerzahlerinnen und Steuerzahler.

(Michael Boddenberg (CDU): Zu 50 %!)

– Ungefähr 50 %. Beim RMV ist das ein bisschen weniger,
beim NVV ein bisschen mehr. – Was nicht gehen kann, ist,
dass da, wo die Kosten anfallen, die Steuerzahlerinnen und
Steuerzahler einspringen und da, wo Gewinne gemacht
werden, diese Gewinne privatisiert werden. Das kann nicht
funktionieren.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Tobias
Eckert und Stephan Grüger (SPD))

Deswegen sage ich ausdrücklich: Ich glaube, dass wir alles
daransetzen müssen, und das muss das Ziel sein, dass es
am Ende eine deutschlandweite Plattform gibt, wo man für
alle Verkehrsverbünde in Deutschland mit einem Klick ei-
ne Fahrkarte erwerben kann, wenn man hier zu Gast ist,
und dass am Ende die Einnahmen auch beim Leistungser-
bringer landen und nicht zum Vermittler wandern. Das ist
nämlich das Problem, das am Ende droht.

(Beifall Miriam Dahlke (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN))

Ich glaube, an dieser Stelle sind wir gut beraten, eng mit
den Akteuren vor Ort weiterzuarbeiten, die Digitalisierung
auch im öffentlichen Personennahverkehr zum Nutzen der
Bürgerinnen und Bürger zu beschleunigen und am Ende
dafür zu sorgen, dass das schnell, gut, modern und im Sin-
ne des Allgemeinwohls stattfindet. – Vielen herzlichen
Dank.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Heike Hofmann:

Vielen Dank.

Dann verfahren wir so, dass nach Aussprache dieser An-
trag der Freien Demokraten, Tagesordnungspunkt 51, zur
weiteren Beratung federführend an den Digitalausschuss
und mitberatend an den Wirtschaftsausschuss überwiesen
wird.

Wir kommen dann zu Tagesordnungspunkt 50:

Antrag
Fraktion DIE LINKE
Hessische Behörden versagen beim Wursthersteller
Wilke – Neuordnung bei Lebensmittelüberwachung in
Hessen notwendig
– Drucks. 20/1422 –

zusammen mit Tagesordnungspunkt 48:

Antrag
Fraktion der Freien Demokraten
Wilke-Wurstskandal endlich vollständig aufklären
– Drucks. 20/1420 –

und mit Tagesordnungspunkt 70:

Dringlicher Antrag
Fraktion der CDU, Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN
„Wilke-Wurst“ und Lebensmittelüberwachung in Hes-
sen
– Drucks. 20/1471 –

Als Erster hat sich Herr Felstehausen zu Wort gemeldet.

Torsten Felstehausen (DIE LINKE):

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Auch heute –
fast einen Monat nach Schließung der Firma Wilke – kom-
men laufend neue ekelhafte Details ans Licht der Öffent-
lichkeit. Dabei hätte dieser Skandal, der mit mindestens
drei nachgewiesenen Todesfällen und vielen ernsthaften
Erkrankungen einer der größten Lebensmittelskandale der
letzten Jahre war, verhindert werden können. Nein, er hätte
auch verhindert werden müssen.

(Beifall DIE LINKE und vereinzelt SPD)

Er hätte verhindert werden können, wenn nicht Profitgier
und multiples Behördenversagen diesen Skandal erst mög-
lich gemacht hätten. Daran trägt die hessische Ministerin,
die auch für den Bereich des Verbraucherschutzes zustän-
dig ist, ein gehöriges Maß an Mitverantwortung.

(Beifall DIE LINKE und Freie Demokraten)

Zunächst einmal müssen wir feststellen, dass das Eigen-
kontrollsystem – das ist die erste Stufe der Lebensmittel-
überwachung – und die privatrechtlich organisierten Audits
und Qualitätsprüfungen offensichtlich das Papier nicht
wert waren, auf dem sie ausgedruckt worden sind.

Seit Jahren stellte die interne Qualitätskontrolle bei der Fir-
ma Wilke erhebliche Keimbelastungen der Wurstwaren
fest. Die Keimzahl lag dabei oftmals weit über den zulässi-
gen Grenzwerten. Auch in den Auditberichten war immer
wieder die Rede von Versäumnissen im Qualitätsmanage-
ment. Personelle, organisatorische, aber auch bauliche
Mängel wurden zwar immer wieder festgestellt, aber es
folgten seitens der Geschäftsführung keine nennenswerten
Reaktionen.
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Meine Damen und Herren, stattdessen wurden Schimmel
abgekratzt, Würste neu etikettiert und ungenießbares
Fleisch mit Frischware vermengt. All diese Vorgänge – das
ist der erste Teil des Skandals – sind dokumentiert und
wurden auch protokolliert.

Diese Gier nach Profit stand bei der Firma Wilke über al-
len Regeln der Lebensmittelhygiene und der Gesundheit
der Verbraucherinnen und Verbraucher. Wenn die abhängig
Beschäftigten und die bezahlten Beraterinnen und Berater
in der Qualitätskontrolle diejenigen sind, die diese Über-
prüfungen durchführen sollen, dann besteht auch immer ei-
ne wirtschaftliche Abhängigkeit mit dem Ergebnis, dass
das Prüfurteil am Ende trotz aller bekannten Mängel posi-
tiv ausfällt.

Meine Damen und Herren, der Trend, die Sicherstellung
des Verbraucherschutzes in so sensiblen Bereichen wie der
Lebensmittelproduktion dem Markt zu überlassen, ist kra-
chend gescheitert. Wir haben das Ergebnis jetzt bei der Fir-
ma Wilke gesehen.

(Beifall DIE LINKE und vereinzelt SPD)

Natürlich muss man sich fragen, ob dies alles nicht hätte
auffallen müssen. Da kommen wir zum zweiten Problem-
kreis in der Lebensmittelindustrie. Die Kontrollen der Auf-
sichtsbehörden scheinen ebenfalls mehr ein Teil des Pro-
blems als ein Teil der Lösung gewesen zu sein.

Zu Recht hatten die GRÜNEN, als sie noch in der Opposi-
tion waren, die Kommunalisierung der Lebensmittelüber-
wachung scharf kritisiert. Wenn, wie im Fall Wilke, wirt-
schaftliche Beziehungen zwischen den Akteuren des Vete-
rinäramtes und den zu prüfenden Firmen bestehen, wenn
der Landrat von „Freunden und Bekannten“ spricht, zu de-
nen man hat gehen müssen, dann wird deutlich, dass fun-
damentale Regeln der Lebensmittelhygiene genau von die-
sen wirtschaftlichen und privaten Beziehungen überlagert
worden sind. Dann darf man sich auch nicht über das Weg-
schauen im Landkreis Waldeck-Frankenberg wundern.

Meine Damen und Herren, das Veterinäramt war personell
chronisch unterbesetzt. Nur drei Kontrolleure waren für die
Aufgabe, über 3.000 Betriebe zu kontrollieren, zuständig.
Da wundert es auch nicht, dass bei der Firma Wilke nur die
Hälfte der gesetzlich vorgeschriebenen Kontrollen stattge-
funden hat. Wenn kontrolliert wurde, dann offensichtlich
immer nur mit Ankündigung und ausreichend Vorlauf, um
die schlimmsten Zustände zu kaschieren.

Aber auch wenn Mängel über Jahre hinweg bekannt waren,
wurde nicht auf Abhilfe gedrängt. Die baulichen Mängel
führten dazu, dass Abfall und verdorbene Ware immer wie-
der mit Frischware in Berührung kamen. Verrostete Anla-
gen und Schimmel an den Wänden wurden immer wieder
festgestellt und angemahnt, aber ein entscheidendes Ein-
greifen und systematische Nachkontrollen seitens des Vete-
rinäramtes fanden nicht statt.

2014 war die Taskforce – also die Gruppe, in der auch das
Ministerium vertreten ist, in der die RPs vertreten sind –
bereits bei der Firma Wilke; aber offensichtlich ist auch da-
bei nichts aufgefallen.

(Martina Feldmayer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Sie wissen doch ganz genau, was da los war!)

– Ja, man hat nicht hingeschaut. Das war an der Stelle los.
Man hat nicht hingeschaut, und es steht die Frage im

Raum, ob man es nicht hat sehen wollen oder nicht sehen
können.

Meine Damen und Herren, Bußgelder wurden in der Zeit
durchaus verhängt – aber in einer Höhe, die in keinem Ver-
hältnis zu dem Gewinn durch kriminelle Gesetzesverstöße
steht. Das ist ein weiteres Problem. Wenn es für Firmen
günstiger ist, diese Bußgelder billigend in Kauf zu neh-
men, und die Verstöße nichts weiter nach sich ziehen als
die Geldzahlung, dann öffnen wir tatsächlich Tür und Tor
für solche Machenschaften.

(Beifall DIE LINKE und Knut John (SPD))

Die Kommunalisierung der Lebensmittelüberwachung war
und ist ein schwerer Fehler. Persönliche Verflechtungen,
Rotstiftkürzungen durch Schutzschirm, die schwarze Null
und die fatale Nähe zwischen kommunaler Wirtschaftsför-
derung und Lebensmittelüberwachung verhindern eine
neutrale und sachgerechte Prüfung. Wenn es noch eines
Beweises bedurft hätte: Die Todesfälle haben dies auf trau-
rige Art und Weise zutage gebracht.

Wir fragen uns, ob die Zustände im Veterinäramt Waldeck-
Frankenberg der Fachaufsicht, die beim RP Kassel lag und
damit unmittelbar dem Umweltministerium unterstellt ist,
nicht aufgefallen sind oder ob auch hier nach der Devise
gehandelt wurde: Es ist schon immer gut gegangen.

Meine Damen und Herren, die Ministerin will uns weisma-
chen, dass das Ministerium an dieser Stelle keine Verant-
wortung träfe. Damit reihen Sie sich in die Reihe der Ver-
antwortungslosigkeit und des Nichtwissens ein. Aber – ich
glaube, so viel steht heute fest – das stimmt nicht. Denn
spätestens seit Ostern 2019 war auch im Ministerium be-
kannt, dass Listerien weit über dem Grenzwert in den Pro-
dukten der Firma Wilke nachzuweisen waren. Das hat auf
jeden Fall Ihr Amtskollege, der Verbraucherschutzminister
des Landes Baden-Württemberg, öffentlich mitgeteilt.

Jetzt wird von der Ministerin gesagt: Ja, aber es gab noch
keinen definitiven Match zwischen diesen Listerien und
den Todesfällen. – Das mag richtig sein. Aber die Listerien
in der Wurst bleiben nach wie vor ekelhaft und hätten An-
lass dafür sein müssen, diesen Betrieb genauer unter die
Lupe zu nehmen.

(Beifall DIE LINKE und vereinzelt SPD)

So wiederholt Frau Hinz gebetsmühlenartig, dass man erst
am 28. Oktober von diesem Match, also dem definitiven
Nachweis, erfahren hätte und erst dann hätte handeln kön-
nen, weil die Fachaufsicht vorher nicht in der Lage gewe-
sen sei, tatsächlich einzugreifen. Ich frage mich in der Tat,
meine Damen und Herren: Wofür gibt es diese Fachauf-
sicht, wenn trotz eindeutiger Hinweise diese Fachaufsicht
nicht in der Lage ist, entsprechende Maßnahmen umzuset-
zen und einzuleiten?

(Beifall DIE LINKE)

Neben der Frage, die die Ministerin beantworten muss,
was eigentlich mit diesen Meldungen war, die seit Ostern
2019 bekannt waren, muss natürlich auch die Frage auf-
klärt werden: Wie kommen eigentlich diese acht Tage zu-
stande, und was soll zukünftig gemacht werden, damit so
wichtige Mitteilungen, etwa über Todesfälle durch die Le-
bensmittelindustrie, nicht weiterhin in Postfächern der Mi-
nisterin schlummern und nicht zu sofortigem Handeln füh-
ren?
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Meine Damen und Herren, die systematische Überschrei-
tung von Grenzwerten sowie das deutschland- und europa-
weite Inverkehrbringen von Lebensmitteln hätten dem Mi-
nisterium die Rechtsgrundlage gegeben, tatsächlich einzu-
greifen. Es wäre an dieser Stelle sogar zwingend erforder-
lich gewesen. Aber unabhängig davon, ob sich diese Liste-
rienfunde erst am 28. Oktober einem Cluster hätten zuord-
nen lassen können, wäre Handeln deutlich früher angezeigt
gewesen. Doch das Handeln ist unterblieben, und das ist
unsere zentrale Kritik, die wir an dieser Stelle an Ministe-
rin Hinz haben.

(Beifall DIE LINKE und Jürgen Lenders (Freie De-
mokraten))

Wir fordern als LINKE – gestern Abend wurde das im Ob-
leutegespräch zugesichert; das muss man fairerweise sa-
gen –, dass alle Unterlagen, also nicht nur der Bericht der
Taskforce, sondern auch die angeforderten Berichte des
Regierungspräsidiums und des Landkreises Waldeck-Fran-
kenberg, unverzüglich der Öffentlichkeit zugänglich ge-
macht werden; denn die Öffentlichkeit hat ein Recht, zu er-
fahren, wie es in diesem Land um Lebensmittelsicherheit
bestellt ist und wer die Verantwortung für dieses multiple
Behördenversagen hat.

(René Rock (Freie Demokraten): Richtig!)

Aber auch nach der viel zu spät erfolgten Schließung der
Firma Wilke setzten sich der skandalöse Umgang und die
stümperhafte Krisenbewältigung fort. Bis heute sind die
Lieferwege bis zu den Verbrauchern, also bis in die Kühl-
schränke, eben nicht lückenlos aufgeklärt.

Vizepräsidentin Heike Hofmann:

Herr Felstehausen, kommen Sie bitte zum Schluss? Die
von den Fraktionen vereinbarte Redezeit ist überschritten.

Torsten Felstehausen (DIE LINKE):

Ich komme zum Schluss, vielen Dank für den Hinweis. –
An der Stelle hat uns Bayern vorgemacht, wie es gehen
könnte. Bayern hat unmittelbar verfügt, dass an Verkaufs-
stellen, wo möglicherweise belastetes Material der Firma
Wilke zu finden war, entsprechende Hinweise angebracht
werden mussten.

Wir als LINKE hätten uns von der Ministerin sofortiges
Handeln und eine Informierung der Verbraucher ge-
wünscht, die diese tatsächlich erreicht. – Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE und vereinzelt SPD)

Vizepräsidentin Heike Hofmann:

Für die CDU-Fraktion hat nun Frau Arnoldt das Wort.

Lena Arnoldt (CDU):

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Seit einigen Wochen haben wir die traurige Gewissheit,
dass es seit 2014 durch Keimbelastungen, die offenbar
durch schwerwiegende Hygienemängel bei der nordhessi-
schen Firma Wilke verursacht wurden, zu Erkrankungen
und sogar zu Todesfällen unter den Konsumenten von Wil-
ke-Produkten gekommen ist. Unsere Gedanken und unser
Mitgefühl sind bei den Angehörigen der Verstorbenen und

den Menschen, deren Gesundheit durch das verantwor-
tungslose Handeln des Fleischereiunternehmens geschädigt
wurde.

(Allgemeiner Beifall)

Uns ist wichtig, dass der Rückruf der Produkte stattgefun-
den hat. Wir halten es für zwingend, dass die Aufsichtsbe-
hörde inzwischen die einzig richtige Konsequenz gezogen
und den Betrieb Anfang Oktober geschlossen hat. Für die
Verbraucherinnen und Verbraucher ist die Gefahr damit
hoffentlich gebannt.

Aber wir müssen das, was passiert ist, natürlich umfassend
aufarbeiten. Wir brauchen umfassende Aufklärung der Ver-
antwortungen. Die Staatsanwaltschaft untersucht das Vor-
gehen und hat bereits entsprechende Verfahren eingeleitet.
Auch auf politischer Ebene ist richtig, dass wir uns Vor-
gänge anschauen und, wo nötig, für die Zukunft Konse-
quenzen ziehen. Denn klar ist: Verbraucherschutz und
Konsumentensicherheit sind zwei unserer höchsten Güter.
Das gilt vor allem im Bereich der Lebensmittelproduktion.
Die Sicherheit unserer Lebensmittel hat oberste Priorität.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir müssen uns darauf verlassen können, dass die Nah-
rungsmittel, die hier verkauft werden, gesundheitlich unbe-
denklich sind. Um dies zu gewährleisten, gibt es ein enges
Netz verschiedener Kontrollebenen und Vorschriften. Wir
haben EU-weite Regeln für die Eigenkontrolle dieser Be-
triebe, Dokumentationen und Eingriffspflichten. Wir haben
auf Kreisebene eine staatliche Kontrollebene, die darauf
aufbaut und mit den Kenntnissen vor Ort prüft, ob Betriebe
ihren Pflichten nachkommen und nach strengen Standards
arbeiten. Darüber haben wir weitere Kontrollebenen und
‑institutionen wie das Landeslabor und die Taskforce Le-
bensmittelsicherheit, die hierbei ebenfalls unterstützen.

Wir müssen aber feststellen: In diesem aktuellen Fall hat
dieses eigentlich ineinandergreifende Netz nicht ausge-
reicht, um Missstände rechtzeitig zu erkennen und sie auch
zu beheben. Recht deutlich zeigt sich, dass das Unterneh-
men der besonderen Verantwortung, die einem Unterneh-
men im Lebensmittelbereich zukommt, ganz offenbar nicht
nachgekommen ist.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Hierbei wurden Vorschriften vor allem im Bereich der Hy-
giene missachtet. Vieles spricht dafür, dass aktiv versucht
wurde, diese Verstöße mutwillig zu verschleiern. Wir ha-
ben feststellen müssen, dass in diesem speziellen Fall die
staatlichen Kontrollmechanismen nicht ausgereicht haben,
diese Missstände rechtzeitig abzustellen. Es gehört zur
Wahrheit, dass das nicht die Regel, sondern im Gegenteil
eine krasse Ausnahme ist. Die ganz überwiegende Zahl der
lebensmittelverarbeitenden Betriebe arbeitet ordentlich,
sauber und sorgfältig. Sie produziert unbedenkliche Le-
bensmittel.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir müssen aufpassen, dass wir bei all dem Ärger und aller
Notwendigkeit zur konsequenten Aufklärung im Fall Wil-
ke nicht alle Betriebe über einen Kamm scheren und mit
zusätzlichen Aufgaben belegen, die nicht vernünftig umge-
setzt werden können.

Zur Wahrheit gehört aber auch, dass mehrere Kontrollen
beim Unternehmen stattgefunden haben: angekündigt und
unangekündigt – gerade in den letzten Wochen, nachdem
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es aufgrund der Untersuchungen des Robert Koch-Instituts
erste Hinweise auf den Zusammenhang zwischen Wilke,
Listerien und Krankheitsfällen gegeben hat, sogar sehr
häufig. Deshalb müssen wir ehrlich sagen, dass es offenbar
nicht einfach ein Problem von zu wenig Kontrolle oder zu
wenig Personal war. Zur Wahrheit gehört aber auch, dass
die Sanktionen bei festgestellten Verstößen, die offenkun-
dig mehrfach ergriffen wurden, offenbar nicht abge-
schreckt haben und dass die Informationsflüsse zwischen
den Kontrollebenen nicht optimal funktioniert haben. Dar-
aus müssen und daraus werden wir Konsequenzen ziehen –
nicht mit Schnellschüssen, die Streuung haben und mehr
schaden als nützen, sondern mit einer sorgfältigen Analyse
und Maßnahmen dort, wo sie sinnvoll und zielführend
sind.

Ich sage es deshalb noch mit der gebotenen Vorsicht: Es
scheint sinnvoll zu sein, mehr Informationen über Kontrol-
len und deren Ergebnisse zentral zu bündeln, damit man
auf Landesebene einen Blick darauf werfen kann, was in
den Kreisen passiert und wo möglicherweise Probleme ent-
stehen könnten, bevor sie solch drastische Folgen haben.

Es scheint auch sinnvoll zu sein, die Weisungsrechte des
Landes gegenüber der kommunalisierten Lebensmittel-
überwachung eindeutiger auszugestalten, als dies heute der
Fall ist. Hierzu haben wir bereits einen Gesetzesvorschlag
der Landesregierung in der parlamentarischen Beratung.

Es scheint ebenfalls sinnvoll zu sein, die hohe Kompetenz,
die wir in der Taskforce Lebensmittelsicherheit versammelt
haben, noch besser und noch effizienter einzusetzen. Wir
sollten dafür sorgen, dass diese zusätzlichen Kräfte von
den Kreisen als Hilfestellung und fachliche Unterstützung
anerkannt und genutzt werden.

Ebenfalls scheint es sinnvoll zu sein, sich die Sanktions-
möglichkeiten auf bundesrechtlicher Ebene und deren An-
wendung im Kreis noch einmal genauer anzuschauen. Auf-
lagen und Eingriffe müssen verhältnismäßig und praktika-
bel bleiben. Wir wollen nicht jeden Betrieb bei kleinsten
Verstößen sofort drastisch sanktionieren. Aber zur Verhält-
nismäßigkeit gehört dazu, dass in so sensiblen Bereichen,
in denen es um die Gesundheit der Menschen geht, zu
Recht hohe Standards gelten. Die Menschen erwarten, dass
diese Standards auch durchgesetzt werden.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir müssen und wir werden sicherstellen, dass die Behör-
den die notwendigen Werkzeuge haben, um diesen An-
spruch auch rechtlich durchzusetzen, wenn sich einzelne
Unternehmer uneinsichtig zeigen. Außerdem ist es sinn-
voll, dass wir ehrlich über Strukturen, die Verteilung von
Zuständigkeiten und die Ausstattung der Lebensmittelkon-
trolle nachdenken. Aber spontane und vermeintlich einfa-
che Antworten springen hier zu kurz. Es ist nicht damit ge-
tan, einfach nach mehr Geld oder mehr Personal zu rufen.
Das Personal in den Kreisen ist seit der Kommunalisierung
2005 deutlich, nämlich um mehr als 10 %, angewachsen.

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Super viel!)

Es ist auch nicht damit getan, einfach nach einer Rückab-
wicklung der Kommunalisierung zu rufen. Es finden nicht
weniger Kontrollen statt als vor der Kommunalisierung –
ganz im Gegenteil. Vor Ort kennt man seine Pappenheimer
genauer und weiß normalerweise auch, wo man etwas öfter
und genauer hinschauen muss, als dies zentral jemals orga-
nisiert werden könnte.

Wir müssen die Verantwortung von Unternehmen stärker
einfordern. Wir müssen auch klarer sanktionieren, wenn
einzelne schwarze Schafe dieser Verantwortung nicht
nachkommen. Wir müssen die Strukturen der staatlichen
Kontrolle evaluieren und offen aufklären, wo Fehler pas-
siert sind und wie sie verhindert werden können. Dabei
müssen rechtliche, personelle und sachliche Rahmenbedin-
gungen auf den Prüfstand.

Das hat die Ministerin für die Abläufe im Ministerium
selbstverständlich zugesagt. Diese nachhaltige Aufklärung
im fairen Miteinander der verschiedenen beteiligten Ebe-
nen und Behörden hat die Landesregierung bereits in ers-
ten wichtigen Schritten in Angriff genommen. Auf diesem
Weg hat unsere Ministerin volle Unterstützung. – Herzli-
chen Dank.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Boris Rhein:

Vielen Dank, Frau Kollegin Arnoldt. – Nächste Rednerin
ist die Abg. Gronemann für die Fraktion BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN.

(Stefan Müller (Heidenrod) (Freie Demokraten): Rü-
ckendeckung zuzusagen ist immer gefährlich!)

Vanessa Gronemann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Sehr geehrter Herr Präsident, meine Damen und Herren!
Vor knapp vier Wochen wurde bekannt, dass mit Listerien
belastete Produkte der Firma Wilke im Zusammenhang mit
Todesfällen und Erkrankungen stehen und deren Betrieb in
Waldeck-Frankenberg – wie wir heute wissen: zu Recht –
geschlossen wurde. Aber eines möchte ich hier ganz klar
und unmissverständlich sagen: Für jeden Betrieb, der mit
Lebensmitteln zu tun hat, ob im Verkauf, in der Verarbei-
tung oder in der Produktion, gilt: Die Hauptverantwortung
für die Sicherheit eines Lebensmittels liegt beim Lebens-
mittelunternehmer. So steht es in der EU-Verordnung zur
Lebensmittelsicherheit.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und CDU)

Hygiene ist ein essenzieller Bestandteil. Wer dies als not-
wendiges Übel ansieht oder zu fahrlässig mit dieser Ver-
antwortung umgeht, setzt damit die Gesundheit der Ver-
braucherinnen und Verbraucher aufs Spiel. Wesentlich und
gesetzlich vorgeschrieben ist daher die Eigenkontrolle.
Diese muss nach dem HACCP-Konzept in jedem Betrieb
eingerichtet werden. Dabei muss auch gesagt werden, dass
das nur gut funktioniert, wenn dieses tatsächlich auch um-
gesetzt wird. Das heißt, dass nicht nur die Beprobung und
deren Ergebnisse dokumentiert werden, sondern auch –
und das ist Sinn und Zweck des Ganzen – die daraus ge-
wonnenen Erkenntnisse zur Abstellung dieser Mängel füh-
ren müssen.

Meine Damen und Herren, nach allen uns vorliegenden In-
formationen ist die Firma Wilke dieser Verantwortung
nicht nachgekommen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und verein-
zelt CDU)

Dieser Umstand beschäftigt uns und muss uns auch weiter
beschäftigen, auch im Hinblick darauf, Fehler abzustellen.
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Nur so können wir daraus ableiten, wo Handlungsbedarf
besteht.

Genau deshalb hat die Ministerin beim Bund-Länder-Tref-
fen vergangene Woche konkrete Vorschläge gemacht, an
welchen Stellschrauben auf Bundesebene zur Stärkung der
Lebensmittelsicherheit gedreht werden muss. Gerade der
Fall Wilke hat gezeigt, dass hier Defizite bestehen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und verein-
zelt CDU)

Sie kennen alle die Forderung von Foodwatch, die gesamte
Lieferkette zu veröffentlichen. Das ist vorhin auch noch
einmal angeklungen. Das ist derzeit nicht möglich, weder
in Hessen noch in irgendeinem anderen Bundesland, weil
es keine bundeseinheitlichen Vorgaben für die Rückverfol-
gung gibt.

Bereits 2013 gab es einen Beschluss der Verbraucherminis-
terkonferenz, das Lebensmittel- und Futtermittelgesetz-
buch entsprechend zu ändern. Daher begrüßen wir, dass die
Ministerin nochmals gefordert hat, endlich diesen Be-
schluss umzusetzen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Darüber hinaus muss das länderübergreifende Krisenma-
nagement verbessert werden, damit bei einem Verdacht in
einem solchen Ausmaß wie im Fall Wilke der Bund den
Krisenrat einberufen kann und die Abläufe zentral gesteu-
ert werden können. Ebenso soll eine gemeinsame Daten-
bank geschaffen werden, in der Befunde von krankheitser-
regenden Keimen eingestellt werden, damit zeitnah mögli-
che Verbindungen zwischen den Keimen und den Krank-
heitsausbrüchen hergestellt werden können.

All das zeigt, dass die Ministerin aufklärt, was auf den un-
terschiedlichen Ebenen schiefgelaufen ist, wo es strukturel-
le Defizite gibt, und dass sie schon erste Konsequenzen
daraus gezogen hat.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und verein-
zelt CDU)

Abgesehen von den gesetzlichen Rahmenbedingungen auf
Bundesebene müssen wir uns natürlich mit der Frage aus-
einandersetzen, warum die gravierenden Mängel im Be-
trieb Wilke trotz der amtlichen Lebensmittelkontrolle nicht
abgestellt worden sind. Diese Frage ist nach wie vor unbe-
antwortet und wird uns in den nächsten Wochen auch noch
beschäftigen müssen.

Sie alle wissen, seit der Kommunalisierung 2005 liegt der
Aufgabenbereich der Lebensmittelüberwachung bei den
Landkreisen. Der Kreis Waldeck-Frankenberg ist also zu-
ständig für die Überwachung. Deswegen ist es gut, dass
zusammen mit dem Ministerium daran gearbeitet wird, die
Fehlerquellen zu identifizieren.

Ministerin Hinz hat heute Morgen eine erste Zwischenbi-
lanz vorgestellt und dargelegt, welche Schlüsse aus dem
derzeitigen Kenntnisstand für die Verbesserung der Le-
bensmittelüberwachung gezogen werden können.

Es ist kritisiert worden, dass der am 12. August im Minis-
terium eingegangene Hinweis des BVL auf mögliche Lis-
terienbefunde bei Wilke erst eine Woche später an den
Kreis weitergeleitet wurde. Die Ministerin hat immer ge-
sagt, dass das so nicht hätte passieren dürfen, auch wenn
dieser Hinweis nicht ausschlaggebend war. Sie haben alle

die Möglichkeit gehabt, diese Mail einzusehen, sofern Sie
es denn gewollt haben.

Ausschlaggebend war die Nachricht des BVL am 16. Sep-
tember. Erst da kam der eindeutige Nachweis, dass ein Zu-
sammenhang zwischen den Listerioseerkrankungen und
der Firma Wilke existiert. Ab diesem Zeitpunkt sind alle
notwendigen Schritte durch das Ministerium eingeleitet
worden. Die Kontrollen sind verschärft worden. Die
Staatsanwaltschaft wurde eingeschaltet. Der Betrieb ist
letztendlich geschlossen worden.

Als Zwischenbilanz wurden einvernehmlich mit Kreis,
Fachaufsicht und Ministerium weitere Maßnahmen verein-
bart. Auch hier zeigt sich, dass Konsequenzen aus dem
Vorfall gezogen werden. Wir wissen inzwischen, dass der
Betrieb Wilke bei der Risikoeinstufung nicht richtig einge-
stuft wurde. Diese Risikoeinstufungen werden von den
Kreisen vorgenommen. Zukünftig sollen die Regierungs-
präsidien die Möglichkeit haben, dies zu überprüfen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und verein-
zelt CDU)

Der Aufgabenbereich der Taskforce Lebensmittelsicherheit
soll erweitert und personell gestärkt werden. Die Überwa-
chung der betrieblichen Eigenkontrolle soll verbessert wer-
den. Die Kreise sollen zukünftig beim Qualitätsmanage-
ment unterstützt werden. Die Aus- und Weiterbildung des
Lebensmittelkontrollpersonals soll gestärkt werden.

Ein wesentlicher Punkt ist und bleibt die Stärkung der
Fachaufsicht. Bereits im Sommer hat die Landesregierung
einen entsprechenden Gesetzentwurf eingebracht – vor
dem Bekanntwerden der Listeriosebefunde bei Wilke.

Meine Vorredner haben bereits durchblicken lassen, dass
sie unseren Antrag ablehnen werden. Bei einer Partei, die
durch das Land zieht, Lebensmittelbetriebe besucht und
dabei immer von der „Gängelung der Betriebe“ durch die
Bürokratie spricht, überrascht mich das nicht. Aber es ist
komplett unglaubwürdig, wenn Sie jetzt so tun, als würden
Sie sich tatsächlich für die Stärkung der Lebensmittelsi-
cherheit einsetzen. Was Sie als „Gängelung“ bezeichnen –
das zeigt auch der Fall Wilke –, ist einfach absolut notwen-
dig.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und verein-
zelt CDU)

Ich komme noch einmal auf den Gesetzentwurf zu spre-
chen. § 2 Abs. 2 des geltenden Gesetzes regelt die Voraus-
setzungen für die Zulässigkeit einer Weisung bei drohender
Krisengefahr und bei kreisübergreifender Bedeutung einer
Angelegenheit. Was nicht geregelt ist, ist die Ausgestal-
tung dieser Weisung. Das heißt, im schlimmsten Fall könn-
ten Kreise gegen die Weisung vorgehen. Mit der in dem
Gesetzentwurf enthaltenen Änderung des Gesetzes wird
geregelt, dass die Fachaufsicht ein uneingeschränktes Wei-
sungsrecht bekommt. Damit hätten wir an dieser Stelle
endlich Rechtssicherheit.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Zuruf Tors-
ten Warnecke (SPD))

Hier werden viele Dinge behauptet, vor allem in den An-
trägen – eben klang es aber auch in einer Rede an –, von
denen Sie eigentlich wissen müssten, dass sie nicht haltbar
sind, weil einiges davon bereits im Ausschuss widerlegt
worden ist oder wir im Obleutegespräch darüber gespro-
chen haben. Meine Redezeit genügt nicht, auf alles einzu-
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gehen; aber wir haben z. B. darüber gesprochen, dass die
Hürden zur Schließung eines Betriebs vor dem Hinter-
grund der Berufs- und Eigentumsfreiheit sehr hoch sind.
Der Kreis ist für Schließungen zuständig, und um eine sol-
che rechtssicher durchzuführen, bedarf es des Nachweises
zulassungsrelevanter Mängel. Dass diese vorlagen, davon
hatte die Fachaufsicht erst Kenntnis, als sie gemeinsam mit
der Taskforce die gut dokumentierte Betriebsbegehung am
2. Oktober 2019 durchgeführt hat.

Ich möchte Sie auch daran erinnern, dass die Ministerin
immer, wenn es neue Erkenntnisse gab, die Abgeordneten
über alles informiert hat, was sie dazu sagen konnte. Zu-
mindest die Personen, die bei den drei Obleutegesprächen
anwesend waren – es waren nicht immer alle Obleute da,
vor allem die AfD hat durch Abwesenheit geglänzt, aber
darüber will ich mich wirklich nicht beschweren –, wissen
mehr und wissen auch über vertrauliche Sachverhalte Be-
scheid. Ich frage mich, wozu Obleutegespräche angeboten
werden, wenn sich Abgeordnete dann hierhin stellen und
Dinge behaupten, von denen sie eigentlich wissen müssten,
dass sie nicht stimmen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und CDU)

Wenn Sie es wirklich ernst meinen, meine Damen und Her-
ren, dann sollten wir die Aufklärung gemeinsam unterstüt-
zen, aber auch die entsprechenden Konsequenzen gemein-
sam tragen. Das ist letztendlich im Sinne der Verbrauche-
rinnen und Verbraucher. – Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und CDU)

Präsident Boris Rhein:

Vielen Dank, Frau Gronemann. – Nächster Redner ist Kol-
lege Schenk für die Fraktion der AfD.

Gerhard Schenk (AfD):

Herr Präsident, verehrte Damen und Herren, liebe Gäste
auf der Tribüne! In Bekräftigung der Ausführungen meiner
Vorredner geht es auch uns um eine rückhaltlose Aufklä-
rung dieses Lebensmittelskandals.

Dem Antrag der FDP-Fraktion werden wir zustimmen.
Den Antrag der LINKEN werden wir wegen seiner Über-
frachtung mit Gesetzesvorschlägen ablehnen. Bei dem
Dringlichen Antrag der GRÜNEN und der CDU werden
wir uns enthalten. Die Vorschläge mögen sachgerecht sein,
kommen aber viel zu spät.

(Beifall AfD)

All das hätten Sie bereits umsetzen können. Dann wäre es
nicht zu dem Wilke-Skandal gekommen.

Es ist schon sehr traurig, dass mindestens drei Menschen
ihr Leben verlieren mussten und nachweislich 37 Men-
schen zu Opfern verseuchter Wurstwaren geworden sind.
Über die Größe des dahinter verborgenen Dunkelfeldes
kann man gegenwärtig nur mutmaßen. Vielleicht sehen wir
nur die Spitze eines Eisberges. Die Staatsanwaltschaft hat
den Fall Wilke aufzuarbeiten. Sie hat Beweise zu sichern,
muss die Verantwortlichen ermitteln und Anklage erheben.

(Beifall AfD)

Unsere Aufgabe hier im Plenum und im Ausschuss ist es,
das Netzwerk der Verantwortlichkeiten auf allen Ebenen

aufzudecken, vor allem ganz oben, im Ministerium von
Frau Hinz. Da genügt es eben nicht, Frau Ministerin Hinz,
die zum Versagen führenden Ursachen in unzulänglichen
Gesetzen und Durchgriffsrechten zu suchen – beim RP, bei
den Landkreisen oder bei den Kontrolleuren vor Ort.

Bei der Behandlung des Themas im Ausschuss für Um-
welt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz
bekamen wir den Eindruck, dass kein hinreichendes Be-
richtswesen im Ministerium existiert. Auch eine Rechts-
bzw. Fachaufsicht ist ohne Dokumentation und ohne
Kenntnis der Ermittlungsergebnisse und der Arbeitsabläufe
vor Ort nicht vorstellbar. Existierte ein Frühwarnsystem
oder ein Notfallplan? – Nein, Fehlanzeige. Vielmehr entwi-
ckelte der Vollzug der Lebensmittelüberwachung bei den
Landkreisen und den beteiligten Instituten offensichtlich
ein gewisses Eigenleben. Wir konnten im Fernsehen miter-
leben, wie sich Frau Ministerin Hinz im Büro der Task-
force in Darmstadt umsah und sich die relevanten Sachver-
halte erläutern ließ. War sie vielleicht zu diesem Zeitpunkt
zum ersten Mal dort und bisher nicht im Bilde? Frühzeitige
Verdachtsmeldungen wurden nicht zur Kenntnis genom-
men. Hochbrisante E-Mails blieben eine Woche lang lie-
gen, weil niemand sie zur Kenntnis nahm.

Der Wilke-Skandal kam nur deshalb ans Tageslicht, weil
im Jahre 2018 – oder gar schon 2014 – Menschen gestor-
ben waren und auf der Suche nach der Ursache eine Spur
zu Wilke führte. Wir und die Bürger in Hessen erwarten,
dass eine Ministerin ihren Bereich im Griff hat, dass sie
führt, dass sie ein funktionierendes Berichtswesen und eine
engmaschige verbindliche Kommunikation zwischen den
Dienststellen sicherstellt.

(Beifall AfD)

Frau Hinz, Sie sind seit Jahren in der Verantwortung. Sie
hätten frühzeitig Bescheid wissen und aktiv werden müs-
sen. Es reicht nun einmal nicht, darauf zu hoffen, es möge
schon alles gut werden, und die Hände in Unschuld zu wa-
schen, wenn das Kind im Brunnen liegt.

(Beifall AfD)

Auch die untere Ebene der Landesverwaltung muss in effi-
zienter Weise kontrolliert werden. Lange bevor unhaltbare,
gefährliche Zustände eintreten, muss eine regelmäßige Be-
gehung Schwachstellen aufdecken, Besserung einfordern
und, wenn nötig, diese mit Sanktionsdrohung vollumfäng-
lich durchsetzen. Die Bürger unseres Landes verlassen sich
auf den Schutz durch eine effiziente und effektive Lebens-
mittelüberwachung, weil sie wissen, dass der Schutz ihrer
Interessen allein durch die betroffenen Unternehmen gera-
de keine hinreichende Gewähr für eine einwandfreie Pro-
duktqualität im Sinne der Verbraucher bietet.

Offenbar sind Ihren Kontrollbehörden die gravierenden
Mängel der Anlagen und des Produktionsablaufs im Vor-
feld der aktuellen Eskalation gar nicht aufgefallen. Die
Missstände bei Wilke haben doch offensichtlich schon seit
längerer Zeit bestanden. Zudem wissen wir nicht, ob es
möglicherweise weitere Problembetriebe in Hessen oder
gar in der Zulieferkette gibt. Diese Zweifel sind angesichts
der eklatanten Versäumnisse in der Kontrollkette wohl
kaum von der Hand zu weisen.

Wer mag den Schaden ermessen, welcher der Wirtschaft
bzw. der Fleisch- und Lebensmittelbranche durch die Schä-
digung ihres Ansehens entstanden ist? Eine Ministerin
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muss sich an den Resultaten ihres Handelns messen lassen,
nicht an ihren gut gemeinten Bemühungen.

(Beifall AfD)

Die Anerkenntnis der Realität bedeutet, dass die staatliche
Aufsicht stets mit skrupellosen oder gar kriminellen Ma-
chenschaften rechnen muss. Genau hierzu ist Kontrolle
nämlich unabdingbar. Frau Ministerin, dieser Fall zeigt
uns: Sie sind – nach dem, was bisher bekannt ist – Ihrer
Garantenstellung nicht gerecht geworden. Das ist aus unse-
rer Sicht ein zusätzlicher Skandal.

(Beifall AfD)

Minister sind auch schon aus geringeren Anlässen zurück-
getreten. Nehmen Sie sich diese zum Vorbild. – Ich bedan-
ke mich für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall AfD)

Präsident Boris Rhein:

Herzlichen Dank, Herr Schenk. – Nächster Redner ist für
die Fraktion der Sozialdemokraten der Abg. Knut John.

Knut John (SPD):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ein kriminell
handelndes Unternehmen der Fleischindustrie wurde end-
lich geschlossen. Die Betonung liegt auf dem Wort „end-
lich“.

(Beifall SPD und DIE LINKE)

Leider geht es nicht nur um den Lebensmittelskandal, son-
dern es schließen sich weitere Skandale an: Arbeitsschutz,
Ausbeutung und anderes mehr. Aber darüber müssen wir
vielleicht an anderer Stelle sprechen.

Das Schlimme daran ist, dass offensichtlich alles sehr lan-
ge bekannt war, aber weggesehen wurde. Das Schwerwie-
gendste ist, dass Menschenleben geopfert wurden – und
das wegen des Profits.

(Beifall SPD und DIE LINKE)

Aber alles weist darauf hin, dass es nicht nur um den
Wurstfabrikanten geht, sondern dass hier auch das System
Lebensmittelsicherheit – die Kreisbehörde, das Regie-
rungspräsidium und das Ministerium – versagt hat.

(Beifall SPD, Freie Demokraten und DIE LINKE)

Warum wurde kollektiv weggesehen? Warum wurde ver-
schwiegen und vertuscht? Derartige Zustände entstehen
nicht von heute auf morgen. Sie haben sich über Monate
und Jahre hinweg entwickelt. Deshalb tragen die Auf-
sichtsbehörden Landkreis, Regierungspräsidium und Mi-
nisterium eine erhebliche Mitschuld.

(Beifall SPD, Freie Demokraten und DIE LINKE)

Obwohl es gerade für Sicherheit für die Verbraucher sor-
gen soll, spielt das Ministerium hier eine sehr fragwürdige
Rolle. Es ist längst mehr Getriebener als Akteur.

(Beifall SPD, Freie Demokraten und DIE LINKE)

Lassen Sie mich kurz die sieben Grundprinzipien der Le-
bensmittelsicherheit aufzeigen. Hieran kann man sehen,
wie sie im Fall Wilke beachtet oder nicht beachtet wurden.

Da ist als erstes Prinzip die Unternehmerverantwortung –
darüber wurde schon gesprochen –: Eigenkontrollsystem
und Aufzeichnungspflicht. Offensichtlich wurde hier ge-
fälscht. Das ist mittlerweile klar geworden. Das ist der ers-
te vorsätzliche Verstoß.

Zweites Prinzip: Rückverfolgbarkeit. Seit 2005 müssen
EU-weit alle Lebensmittelunternehmen nicht nur doku-
mentieren, wohin sie ihre Lebensmittel geliefert haben,
sondern sie müssen auch nachweisen können, woher ihre
Lebensmittel bzw. deren Rohstoffe kommen. Das ist der
zweite Verstoß – oder ein Totalversagen der Behörden.
Denn warum hat es so lange gedauert, bis die Informatio-
nen flossen?

Drittes Prinzip: amtliche Lebensmittelüberwachung. Dass
die Anforderungen des Lebensmittelrechts auch eingehal-
ten werden, kontrollieren die Lebensmittelüberwachungs-
behörden. Hier geht es um risikoorientierte Betriebskon-
trollen. Sensible Lebensmittelbetriebe werden übrigens
häufiger überwacht. – So viel zu den Pappenheimern, Frau
Arnoldt. – Vorbildlich geführte Betriebe werden seltener
überprüft. War Wilke vorbildlich? Aber wenn im Land
Hessen nur 151 Lebensmittelkontrolleure zur Verfügung
stehen und man bei einer Abwesenheitsquote von etwa
15 % auf 128 Lebensmittelkontrolleure für Tausende von
Betrieben kommt, muss man sich fragen, was da los ist.
Wenn man sich den Haushaltsentwurf 2020 anschaut, fin-
det man dort keine Aufstockung.

(Beifall SPD, Freie Demokraten und DIE LINKE)

Ja, die Kontrolle obliegt zunächst den Landkreisen und den
kreisfreien Städten, das wissen wir. Aber haben sie auch
das Geld zur Verfügung? Nein. Dafür sorgt schon die Lan-
desregierung.

Viertes Prinzip: Vorsorgeprinzip. Risiken lassen sich wis-
senschaftlich nicht immer abschließend klären. Dann gilt
das Vorsorgeprinzip. Behörden müssen dann vorsorglich
Maßnahmen ergreifen, um die Risiken so gering wie mög-
lich zu halten. Die Maßnahmen müssen angemessen sein –
wieder ein Versagen der Behörden.

Fünftes Prinzip: unabhängige wissenschaftliche Risikobe-
wertung. Hier muss man sagen: topp. Das BfR hat hier kei-
ne Beanstandung.

Sechstes Prinzip: Trennung von Risikobewertung und Risi-
komanagement. Erst kommt die wissenschaftliche Stel-
lungnahme, dann ist das Risikomanagement – das BVL –
am Zuge. Auch hier wurde wunderbar reagiert: topp. Aber
die Informationen, die dem hessischen Ministerium vom
BVL zur Verfügung gestellt wurden, blieben da liegen. Sie
blieben da mehrere Tage liegen. Den Ausgang kennen wir.

Siebtes Prinzip: die transparente Risikokommunikation.
Risikokommunikation findet auf mehreren Ebenen statt.
Die Politik entscheidet über geeignete Maßnahmen zur Mi-
nimierung des Risikos. Wenn man die Prozesskette anhand
des Falls Wilke betrachtet, stellt man fest, dass an vielen
Stellen amateurhaft gearbeitet wurde. Der öffentliche
Rückruf kam zu spät; er hätte viel früher als am 2. Oktober
erfolgen müssen. Auch die Schließung des Betriebs hätte
früher erfolgen müssen.

Wir konnten heute Morgen von der Frau Ministerin auf
FFH hören, dass das RP die Schließung des Betriebs ver-
hindert und dies heute Nachmittag revidiert hat. Da fragt
man sich, was hier los ist. Wenn wir uns den Bericht der
Taskforce anschauen, stellen wir fest, dieser spricht Bände.
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Das hessische Verbraucherschutzministerium hat zu ver-
antworten, dass gesundheitsrelevante Informationen über
den Listerienverdacht und den Listerienbefund im Zusam-
menhang mit Wilke nicht schnell genug an die unteren Be-
hörden weitergegeben wurden.

(Beifall SPD und Freie Demokraten)

Sie blieben tagelang im Ministerium liegen. Als der Fall
schließlich zwar zu spät, aber dann doch öffentlich wurde,
schwiegen Ministerin Hinz und ihre Mitarbeiter wiederum
tagelang. Das Ministerium verantwortete weiterhin die
scheibchenweise, lückenhafte und teils widersprüchliche
Informationspolitik. Die Behörden hätten von sich aus
sämtliche bekannten Abnehmer und Verkaufsstellen öffent-
lich machen können, wenn sie die gesetzlichen Ermessens-
spielräume im Sinne des Verbraucherschutzes genutzt hät-
ten.

(Beifall SPD und Freie Demokraten)

Auch das ist aus der Sicht des Gesundheitsschutzes ein
Skandal. Frau Ministerin Hinz, somit übernehmen Sie die
politische Verantwortung für das Mauern der hessischen
Behörden, insbesondere – was mir heute noch einmal sehr
deutlich wird – des Regierungspräsidiums. Ich darf Herrn
Peter Hauk, Ihren Amtskollegen, zitieren, der gesagt hat, in
Hessen liege ein jahrelanges Behördenversagen vor. Na ja.
Es sind noch viele Fragen offen.

Warum wurde z. B. am 5. September ein Treffen zwischen
dem RP und der Lebensmittelkontrolle des Landkreises im
Betrieb Wilke vereinbart, aber nicht durchgeführt? Die
Mitarbeiter des RP – so hat es uns der RP gesagt – kamen,
als die Mitarbeiter des Landkreises gerade hinausgegangen
waren. Die Mitarbeiter des RP sind dann nicht weiter hin-
eingegangen. Mir ist schleierhaft, warum das so war. Die
Taskforce, die schnelle Eingreiftruppe, wurde erst am
2. Oktober, als eigentlich alles zu spät war, konsultiert. Der
Bericht, den Sie alle kennen, spricht Bände.

Frau Ministerin Hinz, die politische Verantwortung liegt
eindeutig bei Ihnen. Wir stellen uns die Frage, ob hier eine
Überforderung vorliegt.

(Beifall SPD und Freie Demokraten – Zurufe
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Oh! – Zuruf Daniel
May (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

– Das können Sie gerne machen. – Hier muss auch noch
einmal deutlich gemacht werden, dass das Ministerium
aufgrund des jährlichen Berichts des RP über den Erfül-
lungsgrad der Kontrollen darüber Kenntnis gehabt haben
müsste und die Konsequenzen daraus hätte ziehen müssen.
Den desolaten Zustand, der dort offensichtlich vorherrscht,
haben wir heute hautnah miterlebt.

Meine Damen und Herren, ich habe es anfangs gesagt: Wir
wollen aber auch nicht außer Acht lassen, dass es im Zu-
sammenhang mit dem Fall Wilke weitere Skandale gibt,
die aufzuarbeiten sind. Es sind die Arbeitsbedingungen
und das Arbeitszeitrecht.

Was mich betroffen macht, ist das kollektive Wegschauen
vieler. „Profit statt Mittel zum Leben“ scheint das heutige
Motto der industriellen Fleischproduktion zu sein. Wenn
die kriminellen Machenschaften bereits im Stall anfangen,
wenn ein Landwirt für ein ausgeschlachtetes Schwein
150 € erzielt, aber allein 131 € für Futtermittel benötigt –
die fixen Kosten lasse ich jetzt außer Acht; da sind noch
Strom-, Stall-, Arbeitskosten etc. –, müssen wir uns nicht

wundern, dass die Menschen auf solche Ideen kommen
und kriminell werden.

(Zurufe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Wie bitte?)

Der Lebensmitteleinzelhandel kann das Kilogramm Fleisch
dann als Lockangebot für unter 5 € bewerben. Da ist doch
etwas faul in unserem Markt des Lebensmitteleinzelhan-
dels.

(Beifall SPD und vereinzelt DIE LINKE)

Präsident Boris Rhein:

Herr Kollege, ich muss Sie darauf hinweisen, dass die Re-
dezeit abgelaufen ist.

Knut John (SPD):

Ich komme zum Schluss. – Jedes schlechte Beispiel birgt
aber auch die Chance, zukünftig etwas besser zu machen.
Durch den Skandal um den Wurstwarenhersteller Wilke
wurde der dringend notwendige Reformbedarf in der Le-
bensmittelüberwachung leider mehr als deutlich. Frau Mi-
nisterin, wir bieten Ihnen gerne unsere Hilfe an, es besser
zu machen. – Danke schön.

(Beifall SPD und vereinzelt DIE LINKE)

Präsident Boris Rhein:

Herzlichen Dank, Herr Kollege. – Nächste Rednerin ist
Abg. Wiebke Knell für die Fraktion der Freien Demokra-
ten.

Wiebke Knell (Freie Demokraten):

Sehr geehrter Herr Präsident, meine Damen und Herren!
Der Lebensmittelskandal rund um „Wilke-Wurst“ ist ein
kommunikativer Totalausfall der verantwortlichen Ministe-
rin und ein Lehrstück für Behördenversagen allgemein.

(Beifall Freie Demokraten und vereinzelt SPD)

Land und Kreis haben sich gleichermaßen von einem kri-
minellen Wurstfabrikanten an der Nase herumführen las-
sen. Besonders verstörend finde ich die Tatsache, dass,
wenn das Robert Koch-Institut nicht mit neuen technischen
Methoden und mit Akribie herausgefunden hätte, dass die
Todes- und Krankheitsfälle mit Wilke in Verbindung zu
bringen sind, man auch heute noch die Gammelwurst von
Wilke im Geschäft hätte kaufen können. Menschen würden
heute noch Wilke-Wurst im Altenheim und im Kranken-
haus serviert bekommen. Was für eine Vorstellung, vor al-
lem, nachdem wir alle nun auch die desaströsen Bilder aus
dem Taskforce-Bericht kennen: Verwesungsgeruch, Schim-
mel, Mäusekot und Feuchtigkeit, die von der Decke in die
Fleischtöpfe tropft. Das alles ist unfassbar.

(Beifall Freie Demokraten und vereinzelt DIE LIN-
KE)

Hinzu kommt das Kommunikationsdesaster, das die Lan-
desregierung in dieser Frage an den Tag legt. Jeden Tag
kommen neue Einzelheiten ans Licht. Die Vorwürfe von
Foodwatch, dass gemauert und vertuscht werde, wiegen
schwer. Nur mit Transparenz und einer offenen Kommuni-
kation hätte sich dieser Eindruck verändern lassen. Bei ei-
ner offenen und offensiven Krisenkommunikation hätten
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Sie am Dienstag die von uns geforderte Regierungserklä-
rung gehalten und das Parlament und die Öffentlichkeit in-
tensiv über den Sachstand und über den Bericht des Land-
kreises informiert.

(Beifall Freie Demokraten und vereinzelt SPD)

Was steht in dem Bericht? Wir müssen nun heute über das
Thema diskutieren und wissen überhaupt nicht, was Sach-
stand ist. Frühestens Ende nächster Woche sollen wir Ob-
leute Akteneinsicht bekommen. Ich habe das Gefühl, hier
wird auf Zeit gespielt.

(Beifall Freie Demokraten und vereinzelt SPD)

Das klingt nach Vertuschung. Das klingt, als ob Sie sicher-
stellen wollten, dass die kritischen Passagen des Berichts –
wir wissen es eben nicht – nicht an die Öffentlichkeit ge-
langen. Aber wir wissen es nicht.

(Zurufe Holger Bellino, Norbert Kartmann (CDU)
und René Rock (Freie Demokraten))

Was wir aber wissen, ist, dass es erhebliche Versäumnisse
im Ministerium gab. Schon im März und im April gab es
die ersten Meldungen aus Hamburg und Baden-Württem-
berg, wo Listerien in Wilke-Produkten gefunden wurden.
Daraufhin wurden Produkte bereits gesperrt, und im Nach-
gang wurden sogar zwei Bußgelder verhängt. Aber nach
der Kontrolle im Mai, die mit einem Bußgeld endete, wur-
de der Fall nicht weiterverfolgt. Stattdessen passierte drei
weitere Monate nichts. Da war der Vorgang im Ministeri-
um schon bekannt.

Am 12. August kam dann die E-Mail des Bundesamts für
Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit mit dem
Hinweis auf die Erkenntnisse des Robert Koch-Instituts.
Diese enthielt bereits den Verdacht, dass Menschen zu
Schaden oder zu Tode gekommen waren, nachdem sie Wil-
ke-Produkte verzehrt hatten. Diese hoch bedeutende
E‑Mail wurde acht Tage lang nicht bearbeitet. Die Abtei-
lung war personell so unterbesetzt, dass sie nicht arbeitsfä-
hig war – und das acht Tage lang.

(Beifall Freie Demokraten)

Das sind acht Tage, in denen Wilke über 300 t Gammel-
fleisch unters Volk bringen konnte. Ich habe die E-Mail
eingesehen; dort wurde ganz klar der Bezug zu Wilke fest-
gehalten. Ich weiß nicht, wie es Ihnen geht, liebe Kollegin-
nen und Kollegen, aber spätestens wenn man die E-Mail
im Postfach findet, muss man seine Taskforce doch unan-
gekündigt in einen solchen Betrieb schicken. Es geht um
Menschenleben.

(Beifall Freie Demokraten, vereinzelt SPD und DIE
LINKE)

Es dauerte aber dann – das wissen wir jetzt alle – bis zum
20. August, bis die zuständige Behörde in Waldeck-Fran-
kenberg informiert wurde. Es dauerte acht weitere Tage,
bis es zu einer unangemeldeten Kontrolle durch den Kreis
kam – acht Tage, in denen erneut über 300 t Gammelwurst
verkauft und verzehrt wurden.

(Zuruf Freie Demokraten: Skandal!)

Bei einer Kontrolle am 28. August wurden wieder Listeri-
en nachgewiesen. Am 16. September kam die zweite E-
Mail, in der das Bundesamt für Verbraucherschutz und Le-
bensmittelsicherheit ganz klar Wilke-Wurst mit den Todes-
fällen in Verbindung gebracht hat. Diese Mail wurde wie-

der erst nach zwei weiteren Tagen an das RP Kassel wei-
tergeleitet.

Für mich absolut nicht nachvollziehbar ist, dass die Minis-
terin erst am 23. September über die Vorfälle informiert
wurde. Frau Ministerin, wie organisieren Sie denn Ihr eige-
nes Haus? Es gibt Tote, für die ein hessisches Unterneh-
men verantwortlich ist, und die zuständige Ministerin er-
fährt das nicht? Ich bin entsetzt.

(Beifall Freie Demokraten, SPD, DIE LINKE und
vereinzelt AfD)

Das ist ein unglaublicher Vorgang, der zeigt, dass die Mi-
nisterin ihr Haus offensichtlich nicht im Griff hat. Das ist
ein unglaublicher Vorgang, der zeigt, dass es eklatante Ver-
säumnisse in der Organisation gegeben hat.

Ein weiteres Detail in der Chronologie des Versagens ha-
ben wir heute Morgen in der geplanten Entlastungspresse-
konferenz mitbekommen. Wenn es stimmt, was FFH seit
heute früh berichtet, nämlich dass der Landkreis bereits am
20. September Wilke-Wurst habe schließen wollen und
dass das Regierungspräsidium dies in der Telefonschalte
verhindert habe, haben Sie in der Öffentlichkeit die Un-
wahrheit gesagt.

(Beifall Freie Demokraten, SPD, DIE LINKE und
vereinzelt AfD)

Denn Sie haben gegenüber den Medien immer wieder be-
hauptet – auch gegenüber uns Obleuten –, dass das Minis-
terium auf die Schließung des Betriebs gedrängt habe. Das
hat doch dann nicht gestimmt. Damit haben Sie einge-
räumt, dass eine Landesbehörde in Anwesenheit ihres
Hauses – das ist auch so archiviert worden – die Schlie-
ßung von Wilke-Wurst um weitere zwölf Tage verhindert
hat. Dafür tragen auch Sie die Verantwortung.

(Beifall Freie Demokraten, SPD und DIE LINKE)

Wir wissen heute noch nicht, ob in diesem Zeitraum Men-
schen zu Schaden gekommen sind. Aber allein, dass die
Möglichkeit besteht, dass dies der Fall war, wiegt so
schwer, dass ich das Vertrauen in diese Aufklärungsarbeit
verloren habe.

(Beifall Freie Demokraten und vereinzelt AfD)

Frau Ministerin, ich muss Sie auch fragen: Sehen Sie ei-
gentlich überhaupt keine persönliche Verantwortung bei
sich? Sie behaupten immer wieder – auch am Dienstag-
abend in der „hessenschau“ –, Sie hätten keine rechtliche
Handhabe zur Weisung gehabt. Das ist falsch, und das wis-
sen Sie auch. Laut § 2 Abs. 2 des Gesetzes zum Vollzug
von Aufgaben auf den Gebieten des Veterinärwesens und
der Lebensmittelüberwachung gilt – jetzt zitiere ich –:

… können die Aufsichtsbehörden der Landrätin oder
dem Landrat und der Oberbürgermeisterin oder dem
Oberbürgermeister … Weisungen im Einzelfall nur
ausnahmsweise bei drohender Krisengefahr und in
Fällen von kreisübergreifender oder besonderer Be-
deutung erteilen und deren Befugnisse ausüben; ...

Wenn man bei dem Fall Wilke nicht von drohender Krisen-
gefahr sprechen kann, wann bitte dann?

(Beifall Freie Demokraten, SPD, vereinzelt AfD und
DIE LINKE)

Hier waren bereits alle Voraussetzungen erfüllt, um die
Überwachung des Betriebs in die eigene Hand zu nehmen
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oder via Sofortvollzug tätig zu werden. Auf Nachfrage im
Ausschuss haben Sie dann ganz anders argumentiert. Es sei
gar keine Weisung notwendig gewesen, da der Kreis alle
Forderungen des Ministeriums erfüllt habe. Auch diese Be-
hauptung Ihrerseits erscheint mit den Informationen von
heute Morgen in einem ganz anderen Licht; denn in Wahr-
heit haben Sie nicht nur keine Weisung zur Schließung er-
teilt, sondern Ihr Haus hat mit seiner Zustimmung die Ver-
hinderung der Schließung am 20. September mitgetragen.

(René Rock (Freie Demokraten): Unglaublich!)

Dass es fachlich auch andere Einschätzungen gibt, zeigt
die Reaktion des baden-württembergischen Verbraucher-
schutzministers Peter Hauk, CDU, der in Bezug auf die
hessischen Behörden von „Fahrlässigkeit und mangelnder
Transparenz“ spricht, die er so noch nie erlebt habe.

(Beifall Freie Demokraten und vereinzelt SPD)

Obwohl in Baden-Württemberg schon Ostern Listerien in
Wilke-Wurst gefunden wurden, habe man in Hessen nicht
reagiert. Zitat Minister Hauk:

Die Nichtreaktion ist eine grobe Fahrlässigkeit der
verantwortlichen Behörden und hat Menschenleben
aufs Spiel gesetzt.

Teilen Sie diese Einschätzung, Frau Ministerin? – Ganz
grundsätzlich stellt sich die Frage, was Ihnen der Schutz
der Menschen, der Verbraucher, wert ist. Wo kommen denn
die Probleme her? – In der Abteilung V, Lebensmittelüber-
wachung und Veterinärwesen, geht es um die Sicherheit
und die Unversehrtheit von Menschen. Es geht ganz kon-
kret um unsere Gesundheit. Es ist kein Geheimnis, dass Sie
die Abteilungsleiterstelle zweieinhalb Jahre nicht besetzt
haben, nachdem Sie eine unliebsame Abteilungsleiterin
entfernt hatten.

(Zuruf Freie Demokraten: Unglaublich!)

Zweieinhalb Jahre hat es gedauert, bis Sie die Stelle mit ei-
ner Parteifreundin wieder besetzt haben. Für dieses Organi-
sationsversagen tragen Sie persönlich als Ministerin die
Verantwortung.

(Beifall Freie Demokraten, vereinzelt SPD, AfD und
DIE LINKE – Zuruf)

– Ja, es wird immer doller. Das stimmt. Das denke ich mir
jeden Tag, den ich mich mit diesem Fall beschäftige. Es
wird immer doller.

(Beifall Freie Demokraten, vereinzelt SPD und AfD)

Für dieses Organisationsversagen tragen Sie persönlich als
Ministerin die Verantwortung.

Zusammenfassend stelle ich fest: Es sind Menschen gestor-
ben, Menschenleben wurden gefährdet, die Behörden ha-
ben auf allen Ebenen versagt, Warnsignale wurden igno-
riert, Sie haben Ihr Haus nicht im Griff. Dabei haben Sie
die Strukturprobleme 2005 bereits selbst angeprangert und
dann sechs Jahre als verantwortliche Ministerin nichts un-
ternommen. Im Gegenteil, Sie haben Verantwortung auch
noch auf andere abgewälzt. Ihr Krisenmanagement ist mi-
serabel. Das Vertrauen der Bürger in die hessischen Behör-
den ist schwer beschädigt. Es fehlt auch nach Wochen im-
mer noch die Einsicht, dass man irgendetwas damit zu tun
hat. Ich kann mir nicht vorstellen, wie das verloren gegan-
gene Vertrauen durch diese Ministerin zurückgewonnen
werden kann.

(Beifall Freie Demokraten, vereinzelt SPD und AfD)

Präsident Boris Rhein:

Frau Kollegin, ich muss Sie auf Ihre Redezeit hinweisen.

Wiebke Knell (Freie Demokraten):

Ich frage Sie: Wann ziehen Sie Ihre Konsequenzen? Heute
hier im Hessischen Landtag haben Sie die Gelegenheit da-
zu. – Danke.

(Beifall Freie Demokraten, SPD, AfD und DIE LIN-
KE)

Präsident Boris Rhein:

Herzlichen Dank, Frau Kollegin. – Nächste Rednerin ist
Frau Staatsministerin Hinz für die Landesregierung.

Priska Hinz, Ministerin für Umwelt, Klimaschutz,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz:

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Lassen Sie mich
zunächst einmal sagen, dass Verbraucherschutz in Hessen
eine sehr hohe Priorität genießt, auch für mich persönlich.
Deswegen sage ich ganz klar: Es ist gut, dass diese Firma
Wilke geschlossen wurde, und es ist gut, dass wir die Emp-
fehlung hierzu ausgesprochen haben.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Es ist völlig klar: Die Hauptverantwortung für sichere und
gesunde Lebensmittel trägt zunächst der Unternehmer. Das
Unternehmen ist gesetzlich verpflichtet, gesunde Produkte
in den Handel zu bringen. Die Firma Wilke hat – das müs-
sen wir in der Rückschau leider feststellen – weniger Ener-
gie in die sichere Lebensmittelproduktion gesteckt, son-
dern anscheinend mehr Energie in die Umgehung von Vor-
schriften.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Natürlich ist es aber wichtig, dass gerade da, wo Vorschrif-
ten gebrochen werden, die Kontrolle der Lebensmittelüber-
wachung greifen muss. Das ist völlig klar. Dafür ist die Le-
bensmittelüberwachung da.

Für mein Ministerium und für mich gilt daher: Wenn ein
Betrieb hygienische Probleme nicht in den Griff bekommt,
dann muss er geschlossen werden. Ich sage Ihnen, jeden-
falls für die, die noch nicht wissen, wie der Verwaltungs-
aufbau in Hessen ist: Für Schließungsverfügungen sind die
Veterinärbehörden vor Ort, die Landkreise, die kreisfreien
Städte, zuständig. Nur diese können Schließungsverfügun-
gen erlassen.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sie sind auch für die Überwachung zuständig, und zwar
ganz allein. Und die Landkreise und kreisfreien Städte ha-
ben bis zum heutigen Tag den höchsten Wert darauf gelegt,
dass sie allein zuständig sind und dass ihnen niemand rein-
redet.

(Zuruf SPD)

Aus meiner Sicht wird aber zu viel Wert hierauf gelegt.
Deswegen ist meine Position – und dafür werde ich weiter-
kämpfen –, dass sich an diesem Thema etwas ändert. Denn
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Fachaufsicht muss auf jeden Fall die Möglichkeit haben,
die Fachaufsicht auch auszuüben. Sie darf kein zahnloser
Tiger bleiben.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wenn ein Betrieb geschlossen wird, dann müssen die Le-
bensmittel sofort aus dem Handel verschwinden. Auch das
ist zunächst Aufgabe des Unternehmens, inklusive eines
öffentlichen Rückrufes. Aber dieser Prozess muss von den
Behörden überwacht und gesichert werden.

Der Rückruf aller Waren – das war bei diesem Unterneh-
men, das direkt in die Insolvenz gegangen ist, besonders
schwierig – ist durch Nachdruck unserer Taskforce Le-
bensmittelsicherheit, also unserer Spezialisten, schnellstens
erfolgt. Und nach unserem Erkenntnisstand ist das bis heu-
te erfolgreich verlaufen. Das ist das, was ich von den Kol-
leginnen und Kollegen der anderen Länder in Deutschland
höre und was wir aus der EU wissen. Für Hessen allein
kann ich sagen, dass bislang rund 3.300 Stichproben der
zuständigen Veterinärämter stattgefunden haben, um si-
cherzustellen, dass alle Wilke-Waren tatsächlich aus dem
Handel entfernt worden sind.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Außerdem ist natürlich die weitere Aufklärung gefragt, um
die Lebensmittelkontrolle in Hessen zu schärfen. Denn es
wurden Fehler gemacht. Das ist keine Frage. Dafür tragen
Behörden die Verantwortung, und wenn Fehler entdeckt
werden, dann muss man etwas ändern. Ich stehe dafür, dass
solche Veränderungen stattfinden.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir werden nicht gänzlich verhindern können, dass Listeri-
en in der Lebensmittelproduktion auftreten. Die gibt es lei-
der überall – in Betrieben, in Privathaushalten und in Le-
bensmitteln. Aber es muss klar sein: Es dürfen keine
Schwellenwerte gerissen werden. Wenn das aber vor-
kommt, dann müssen alle behördlichen Auflagen sofort
greifen und vom Unternehmen erfüllt werden.

Der Bericht unserer Taskforce Lebensmittelsicherheit hat
aufgedeckt, dass das im Fall Wilke nicht geklappt hat. Die
Zustände waren untragbar. Wir haben hier augenscheinlich
eine Schwäche im System der Kontrolle. Deswegen haben
wir erste Änderungen identifiziert, erste Fehleranalysen be-
trieben – zusammen mit dem Regierungspräsidium Kassel
und dem Landkreis Waldeck-Frankenberg. Das war noch
nicht abschließend. Aber ich kann sagen, dass wir mit dem
Landkreis die Meinung teilen, dass es bei der Kontrolle
von Wilke hätte besser laufen müssen. Da sind wir uns ei-
nig.

(Lachen DIE LINKE)

Wir sind uns auch einig, dass die Lebensmittelüberwa-
chung über alle Ebenen gestärkt werden muss. Es ist umso
wichtiger, dass wir aus diesem Vorfall lernen, weil es hier
zu Erkrankungen und Todesfällen kam. Es ist gut, dass das
Robert Koch-Institut immer weiter zur Aufklärung beitra-
gen wird und wenn wir erfahren, wo Listerienstämme sind.
Denn dann kann man reagieren. Deswegen ist es gut, dass
es jetzt Sequenzierungen dieser Listerienstämme gibt und
dass wir davon erfahren. Dann muss schnellstens gehandelt
werden.

(Zuruf Freie Demokraten: Sie machen es ja nicht!)

Wir haben vor, etliches für die Zukunft zu verändern.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Der Landkreis hat deutlich gemacht, dass effektive Prüfun-
gen ausreichend Kontrolleure brauchen. Deswegen wird
der Landkreis zusätzliche Stellen schaffen. Das Land wird
die Ausbildung der Spezialisten unterstützen.

Im Übrigen kann ich Ihnen sagen, dass seit 2012 bis zum
Jahr 2017 die Stellen insgesamt im Land und vor allem
auch bei den Veterinärbehörden vor Ort aufgestockt wur-
den. Der Landkreis Waldeck-Frankenberg hat selbst 21
Stellen im Fachdienst der Veterinärbehörde und ist über-
durchschnittlich gut ausgestattet. Also das war augen-
scheinlich nicht das Problem. Trotzdem sagt der Kreis, er
brauche mehr Kontrolleure. Ich finde es daher gut, dass sie
mehr einstellen wollen.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir halten es außerdem für richtig, dass es künftig für die
Landkreise klarere Kriterien für ernsthafte Mängel und
auch zulassungsrelevante Mängel gibt und diese an die Re-
gierungspräsidien gemeldet werden,

(Zuruf Freie Demokraten: Sie haben doch gemel-
det!)

und dass es gemeinsame unangemeldete Kontrollen in re-
gelmäßigen Intervallen gibt. Das hängt mit der Stärkung
der Fachaufsicht zusammen. Es braucht ein Zweiinstitutio-
nenprinzip mit regelmäßigen Kontrollintervallen. Wir wer-
den die Fachaufsicht stärken und anders aufstellen.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dann ist es auch möglich, nicht nur die Kontrollen zu ver-
bessern, sondern auch die Entscheidung über die Schlie-
ßung eines Betriebs zu beschleunigen, wenn es notwendig
ist. Ich sage noch einmal ausdrücklich: Es ist ein Unter-
schied, ob es um eine vorübergehende Betriebsschließung
oder um zulassungsrelevante Mängel und einen dauerhaf-
ten Entzug der Zulassung geht. Das Regierungspräsidium
hatte lange nicht genügend Hinweise vom Kreis, dass sol-
che zulassungsrelevanten Mängel bei Wilke bestehen. Das
muss für die Zukunft ausgeschlossen werden. Deswegen
brauchen wir starke Berichtspflichten seitens der Landkrei-
se und seitens der Veterinärbehörde gegenüber der Fach-
aufsicht.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das Eigenkontrollsystem muss gestärkt werden bzw. die
Kontrolle des Eigenkontrollsystems. Die Taskforce Le-
bensmittelsicherheit muss zukünftig nicht nur auf Wunsch
der Landkreise in die Betriebe gehen dürfen, sondern auch,
wenn wir Besonderheiten erfahren, auf Wunsch des Minis-
teriums tätig werden dürfen. Es kann nicht mehr sein, dass
das allein die Veterinärbehörden vor Ort für sich bestim-
men, ob es richtig ist, dass Spezialisten in einen Betrieb
gehen oder nicht. Auch das ist eine Lehre aus diesem Fall
Wilke, meine Damen und Herren.

Wir werden im Ministerium unsere Fachabteilung verstär-
ken. Wir werden auch ein Eingangsportal einrichten, per-
sonalisiert, um solche Meldungen, die wir zukünftig vom
Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicher-
heit vermehrt bekommen werden, schneller einordnen zu
können. Das ist aus meiner Sicht wichtig. Auch hier ziehen
wir Lehren aus dem Fall. Wir zeigen nicht auf andere, son-
dern fangen auch bei uns selbst an. Deswegen werden wir
auch hier etwas ändern.
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(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
René Rock (Freie Demokraten): Das ist ein halber
Satz! – Weitere Zurufe Freie Demokraten und SPD)

Präsident Boris Rhein:

Frau Ministerin, ich will nur auf die Redezeit der Fraktio-
nen hinweisen.

Priska Hinz, Ministerin für Umwelt, Klimaschutz,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz:

Meine Damen und Herren, ich habe die Abgeordneten re-
gelmäßig über alle Vorgänge informiert. Ich habe Ihnen
auch noch einmal deutlich mitgeteilt, warum es wichtig ist,
dass wir ein uneingeschränktes Weisungsrecht brauchen.
Ich hoffe sehr, dass Sie mich bei der weiteren Aufklärung,
bei der weiteren Stärkung der Lebensmittelkontrollen zu-
gunsten des Verbraucherschutzes in Hessen stark unterstüt-
zen. – Herzlichen Dank.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Boris Rhein:

Vielen Dank, Frau Staatsministerin. – Zu einer zweiten
Runde gemeldet hat sich der Vorsitzende der FDP-Frakti-
on, René Rock. Fünf Minuten.

René Rock (Freie Demokraten):

Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Was die Verbraucherschutzminis-
terin des Landes Hessen eben vorgeführt hat, das war ent-
täuschend und erschütternd. Die Empathielosigkeit, mit der
Sie dieses Thema abgespult haben, wird in keiner Weise
den Ängsten der Bevölkerung in unserem Land gerecht,
nach allem, was berichtet worden ist, und den Bildern, die
wir gesehen haben. Ihr Versagen hat tote und kranke Men-
schen nach sich gezogen. Wir wissen, dass die Wurst ge-
nau dorthin geliefert wurde, wo die Menschen leben, die
besonders bedroht sind, z. B. in Altenheime. Wahrschein-
lich sind diese bekannt gewordenen Todesfälle nur ein ge-
ringer Teil, weil sie durch eine besondere Untersuchung of-
fensichtlich geworden sind.

Das Vertrauen der Menschen in unserem Land in die Nah-
rung ist erschüttert. Und Sie halten eine technokratische
Rede, die in keiner Weise auf das eingeht, was die Men-
schen in unserem Land umtreibt. Das ist schon Ihr erstes
Versagen.

(Beifall Freie Demokraten, SPD und AfD)

Wenn Sie als Eingangsstatement sagen, dass Verbraucher-
schutz die oberste Priorität Ihrer Politik ist, dann hört sich
das an wie Zynismus, wenn man verfolgt, was öffentlich
geworden ist und was alles ans Tageslicht gekommen ist.

(Beifall Freie Demokraten, SPD, AfD und DIE LIN-
KE)

Wenn das oberste Priorität ist, dann möchte ich nicht wis-
sen, wie es in anderen Bereichen aussieht. Das ist jeden-
falls nicht das, was ich mir von einem gut geführten Minis-
terium vorstelle. Sie haben eindeutig eine eigene Verant-
wortung und eigene Versäumnisse.

(Beifall Freie Demokraten und SPD)

Sie haben diese zehn Minuten genutzt, um die Verantwor-
tung anderer zu betonen und die Schuld anderen zuzu-
schieben.

(Martina Feldmayer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Das stimmt doch gar nicht, Sie sollten zuhö-
ren!)

Dann sagen Sie als letzten Satz: Die Behörden des Landes
tragen auch Verantwortung. – Aber Sie sagen nicht ein ein-
ziges Wort zu Ihrer persönlichen Verantwortung, nicht ein
einziges Wort.

(Beifall Freie Demokraten, SPD, AfD und DIE LIN-
KE)

Sie scheinen in dieser ganzen Situation überhaupt nicht
vorgekommen zu sein. Es gibt Sie scheinbar gar nicht. Wo
waren Sie denn die ganze Zeit? Seit sechs Jahren verant-
worten Sie diesen Bereich und erklären uns heute mit Ve-
hemenz: Da muss endlich etwas gemacht werden.

(Beifall Freie Demokraten, SPD, AfD und DIE LIN-
KE)

Sechs Jahre lang haben Sie nichts getan. Jetzt hat es Sie als
Ministerin erwischt. Vor allem aber hat es die Bürgerinnen
und Bürger erwischt. Die Menschen draußen in unserem
Land hat es erwischt. Es sind Menschen krank geworden,
und es sind Menschen verstorben. Wir haben hier schon
wegen ganz anderen Themen ganz andere Debatten ge-
führt, dann kommen Sie hierher und sagen kein Wort zu
Ihrer persönlichen Verantwortung. Wenn Sie dann sagen:
„Da muss sich etwas ändern“, würde ich vorschlagen, dass
Sie als Erstes in Ihrem Ministerium einmal die E-Mails le-
sen. Dann wären wir schon einen Riesenschritt weiter.

(Beifall Freie Demokraten, SPD und AfD)

Liebe Frau Ministerin, Sie haben keine einzige der Fragen
beantwortet, die Abg. Knell Ihnen gestellt hat. Es gibt
zahlreiche Vorwürfe und zahlreiche Widersprüche in Ihren
Äußerungen auf Pressekonferenzen. Dann sagen die GRÜ-
NEN das eine, der CDU-RP erklärt etwas anderes, und der
SPD-Landrat erklärt noch etwas anderes. Warum legen Sie
den Bericht des Landkreises nicht vor, wenn Sie nichts zu
verbergen haben?

(Beifall Freie Demokraten, SPD und AfD)

Sie wollen doch vertuschen, verzögern und aussitzen und
auf gar keinen Fall Transparenz üben. Wenn Sie nichts zu
verbergen haben, dann legen Sie den Bericht vor.

(Vanessa Gronemann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Das will sie doch machen!)

Wenn Sie nichts zu verbergen haben, geben Sie eine Regie-
rungserklärung ab, und übernehmen Sie endlich persönlich
Verantwortung für das Versagen der Verwaltung, der Sie
vorstehen. Das wäre nämlich einmal anständig. Sie als
GRÜNE in diesem Landtag fordern doch immer gerne An-
stand ein. – Vielen Dank.

(Beifall Freie Demokraten und SPD – Zurufe
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Gegenrufe Freie
Demokraten)
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Präsident Boris Rhein:

Danke, Herr Kollege Rock. – Nächster Redner ist der Kol-
lege Knut John für die Fraktion der SPD. Ebenfalls fünf
Minuten.

Knut John (SPD):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Das, was Frau
Hinz abgeliefert hat, war aus meiner Sicht nicht viel. Wenn
sie sagt, Verbraucherschutz genieße sehr hohe Priorität,
dann muss man sich doch fragen: Wo war sie denn, die
Priorität? Die sehr hohe Priorität ist doch jetzt erst bei Ih-
nen wach geworden, nachdem Sie diesen Skandal miterle-
ben mussten.

(Beifall SPD und Freie Demokraten)

Das sagen Sie auch, wenn Sie von personellen Engpässen
sprechen. Wenn Sie davon sprechen, dass Ihre Mitarbeiter
die Informationen nicht richtig gewertet haben, also die In-
formationen vom RKI bzw. vom BfR oder vom BVL, dann
ist das ein Eingeständnis Ihrerseits, dass die Prioritäten
nicht da waren, wo sie hingehören.

(Beifall SPD, Freie Demokraten und vereinzelt DIE
LINKE)

Wenn Sie von der Fachaufsicht sprechen, dann, glaube ich,
verdient sie nicht einmal ihren Namen; denn sie hat alles
andere als funktioniert. Wo bleibt da Ihre Verantwortung,
Frau Ministerin?

(Beifall SPD und DIE LINKE)

Es gab Tote, und Sie sagen, „es … hätte besser laufen müs-
sen“. Es gab Tote, und Sie sagen, es hätte besser laufen
müssen.

(Heike Hofmann (Weiterstadt) (SPD): Was für ein
Hohn!)

Meine Damen und Herren, an der Stelle wurde noch nicht
gesagt – und das möchte ich gerne nun tun –: Das RKI hat
eine ausgezeichnete Arbeit geleistet. Wir können nur einen
Dank an das Robert Koch-Institut dafür aussprechen, dass
es so akribisch vorgegangen ist und wir so heute in der La-
ge waren, diesen Schmutz aufzudecken.

(Beifall SPD und Freie Demokraten)

Frau Ministerin, Sie haben Maßnahmen erläutert. Das müs-
sen Sie auch, und wir haben das so erwartet. Der Kollege
Rock hat es gesagt: Die Erläuterungen hätten viel früher
kommen müssen.

(René Rock (Freie Demokraten): Keinen Ton!)

Möglicherweise wäre es dann nicht zu den drei Todesfällen
gekommen, die eventuell nur die Spitze des Eisberges sind.
Wir wissen nicht, ob es vielleicht noch mehr Todesfälle
gibt.

Meine Damen und Herren, wenn ich an die Hinterbliebe-
nen denken, ist es eine Schande, was hier erfolgt ist.

(Beifall SPD und Freie Demokraten)

Sie haben eben gesagt, das Regierungspräsidium hatte
nicht genügend Hinweise. Das kann doch schlichtweg
nicht wahr sein. Das Regierungspräsidium ist doch die
Fachaufsichtsbehörde. Sie muss sich doch jährlich von den
unteren Behörden einen Bericht geben lassen.

(René Rock (Freie Demokraten): Zeit für einen Un-
tersuchungsausschuss! – Unruhe)

Frau Ministerin, ich bin hier ein Stück weit sprachlos, wie
Sie mit dieser Sache umgehen. – Vielen Dank.

(Beifall SPD, Freie Demokraten, vereinzelt AfD und
DIE LINKE)

Präsident Boris Rhein:

Herzlichen Dank, Herr Kollege. – Nächste Rednerin ist die
Abg. Papst-Dippel für die Fraktion der AfD.

Claudia Papst-Dippel (AfD):

Sehr geehrter Herr Präsident, meine Damen und Herren!
Eigentlich wollte ich mich gar nicht zu dem Thema äußern.

(Günter Rudolph (SPD): Dann lassen Sie es! – Wei-
terer Zuruf)

– Habe ich nicht. Es ist handschriftlich. – Als Gesundheits-
politikerin bin ich natürlich erschüttert über den Zustand
unseres Verbraucherschutzes in Hessen und eigentlich in
Deutschland. Das Problem des Personalmangels auf allen
Ebenen war offensichtlich bekannt. Es bleibt natürlich die
Frage, woher man geeignetes Personal bekommen soll.

Allerdings muss man im Fall von Wilke auch die Arbeits-
bedingungen und die Personalpolitik der Firma abmahnen.
Lange Arbeitszeiten und schlechte Arbeitsbedingungen in
einem Betrieb wie Wilke konterkarieren den guten und
verantwortungsvollen Umgang mit der Lebensmittelverar-
beitung.

In den letzten Tagen habe ich mir außerdem – das ist noch
eine Anmerkung zu Frau Arnoldt, glaube ich – einige
Schlagzeilen angesehen. Ich muss jetzt einmal auf die
Rückseite schauen. Es gibt nicht nur diesen Fall bei Wilke.
Es gibt: Bockwürste mit Kunststoffstücken, Edelsalami mit
Kunststoffteilen, Joghurt mit Schimmelkeimen, Rinder-
hackfleisch mit Plastikstücken, verseuchte Milch, Draht-
stücke in Marmorkuchen, Kindersandalen mit Chromge-
halt und bakterienverseuchte Salate.

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Das alles in Hes-
sen!)

Wie soll denn das alles noch funktionieren? Wir müssen
dringend nachbessern und die Lebensmittelüberwachung
stärken. Das ist zumindest das, was ich sagen wollte.

(Beifall AfD)

Ich erwarte als Bürgerin, dass hier auf allen Ebenen, von
oben bis unten, auch bei der Kontrolle der Arbeitsbedin-
gungen in hochsensiblen Bereichen wie der Verarbeitung
von Nahrungsmitteln, stark nachgebessert wird, koste es,
was es wolle – zum Schutz der Bürger. – Danke.

(Beifall AfD)

Präsident Boris Rhein:

Vielen Dank, Frau Kollegin. – Die nächste Rednerin ist die
Kollegin Martina Feldmayer für die Fraktion BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN.

(René Rock (Freie Demokraten): Ich habe noch eini-
ge Minuten! Ich kann noch mal!)
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Martina Feldmayer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Es geht um ein
ernstes Thema, und die Ministerin hat deutlich gemacht,
dass es ihr ernst damit ist,

(Stefan Müller (Heidenrod) (Freie Demokraten): Re-
spekt!)

zu analysieren, was falsch gelaufen ist, und auch Änderun-
gen herbeizuführen, damit so etwas nicht mehr passiert.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und CDU)

Ich möchte noch einmal deutlich machen, dass es hier
nicht um Schuldzuweisungen ging. Von Schuldzuweisun-
gen war hier überhaupt nicht die Rede.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und CDU –
René Rock (Freie Demokraten): „Nein“!)

Die Ministerin hat von dem Gespräch mit dem Landkreis
und einem gemeinsamen Vorgehen gesprochen. Darum
geht es auch: Was ist schiefgelaufen? Was muss geändert
werden? – Bei diesem Thema mangelnde Transparenz zu
beklagen ist doch wirklich absurd.

(René Rock (Freie Demokraten): Was? Wo ist die
Regierungserklärung? Wo ist der Bericht?)

Die Ministerin hat dreimal zu einem Obleutegespräch ein-
geladen. Die Obleute wurden ständig auf dem neuesten In-
formationsstand gehalten. Frau Knell, wenn Sie hierher-
kommen und dann diese Informationen, die Sie beim Ob-
leutegespräch bekommen, unterdrücken und so tun, als hät-
ten Sie davon nichts mitbekommen,

(Lachen SPD – Wiebke Knell (Freie Demokraten):
Das ist doch gelogen!)

dann ist das wirklich dreist. So geht es nicht.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und CDU –
Zuruf Jürgen Lenders (Freie Demokraten) – Weitere
Zurufe Freie Demokraten)

Sie sollten dann vielleicht auch mit Ihren Kollegen von der
FDP sprechen und auch sagen, dass Sie gefragt haben: Was
ist mit dem Bericht der Taskforce? Wann wird er vorge-
legt? – Die Ministerin hat zugesichert, dass Sie diesen Be-
richt, angereichert mit dem Bericht von den Regierungs-
präsidien, bekommen.

(René Rock (Freie Demokraten): Wenn er schön ge-
schwärzt ist und alles Wichtige herausgenommen
wurde!)

Also bitte, benutzen Sie diese Informationen, und tun Sie
nicht so ahnungslos, wenn Sie hier sprechen. Das geht
nämlich nicht.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und CDU)

Ja, es gab einen Fehler. Eine E-Mail ist eine Woche liegen
geblieben. Das hat die Ministerin immer gesagt. Hier wur-
de überhaupt nichts abgestritten.

(Zurufe Holger Bellino und Michael Boddenberg
(CDU))

Am 16.09, als klar war, dass es diesen Match zwischen den
Listerien und Wilke-Wurst gibt, ist auf Drängen des Minis-
teriums gehandelt worden. Die Kontrollen sind verstärkt
worden, die Staatsanwaltschaft ist eingeschaltet worden,
und der Betrieb ist dichtgemacht worden. Es ist ab dem

Moment, als sich die Ministerin eingeschaltet hat, bis zur
Schließung des Betriebes konsequent gehandelt worden.

(Zuruf René Rock (Freie Demokraten))

Es ist gut, dass dieser Betrieb zu ist.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und CDU)

Ich muss mich sehr über die FDP wundern, die nie eine
Gelegenheit auslässt, um zu beklagen, dass Handwerker
und mittelständische Betriebe gegängelt werden

(René Rock (Freie Demokraten): Das ist so billig! –
Weitere Zurufe Freie Demokraten – Unruhe)

und ihnen Vorschriften gemacht werden. Bei jedem Be-
triebsbesuch, ob es ein Bäcker ist oder ein Landwirt,
kommt – –

(Anhaltende Unruhe – Glockenzeichen)

Präsident Boris Rhein:

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das Wort hat die Abg.
Feldmayer, und ich bitte darum, es auch entsprechend
durchkommen zu lassen. Deswegen bitte ich um mehr Ru-
he im Plenarsaal.

Martina Feldmayer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Das ist schon klar, dass Sie das nicht hören wollen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und CDU)

Ich kann Ihnen etliche Pressemitteilungen und Facebook-
Posts zeigen, in denen immer wieder beklagt wird, wie die
Betriebe mit Vorschriften und Bürokratie gegängelt wer-
den.

(Widerspruch Freie Demokraten)

Die Ministerin hat die Hygiene-Plattform eingerichtet, auf
der die Betriebe zu finden sind, in denen Mängel gefunden
wurden – das melden übrigens die Landkreise. Auch hier
hat die Ministerin für Transparenz gesorgt und Schritte ein-
geleitet, um die Verbraucherinnen und Verbraucher zu in-
formieren.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und CDU –
Dr. h.c. Jörg-Uwe Hahn (Freie Demokraten): Nach
sechs Jahren!)

Außerdem hat die Ministerin den Gesetzentwurf vorgelegt,
damit die Fachaufsicht gestärkt werden kann und damit es
das Durchgriffsrecht für die Fachaufsicht gibt.

(Heike Hofmann (Weiterstadt) (SPD): Ein bisschen
spät!)

Ich erinnere daran, dass, als die Ministerin – noch vor dem
Fall Wilke – diesen Gesetzentwurf eingebracht hat, hier
dazu niemand geredet hat. Ich will uns da auch nicht aus-
nehmen. Sich aber jetzt hierhin zu stellen und so zu tun, als
wäre überhaupt nichts passiert, das ist unlauter, meine Da-
men und Herren. Das geht so nicht.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und CDU –
René Rock (Freie Demokraten): Es ist sehr viel pas-
siert, darum reden wir darüber!)

Ich appelliere an Sie: Schauen Sie sich diesen Gesetzent-
wurf noch einmal an. Wir brauchen die notwendigen Ver-
änderungen. Herr John hat schon seine Zusammenarbeit
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zugesichert. Wir würden uns freuen, wenn Sie diesen Ge-
setzentwurf so wie wir begrüßen würden; denn wir brau-
chen hier dringend eine Änderung. Ich bin froh, dass die
Ministerin diesen Gesetzentwurf vorgelegt hat. – Vielen
Dank, meine Damen und Herren.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und CDU)

Präsident Boris Rhein:

Danke, Frau Feldmayer. – Als nächster Redner hat der
Kollege Felstehausen für die Fraktion DIE LINKE das
Wort.

Torsten Felstehausen (DIE LINKE):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich hatte eigent-
lich gedacht, dass wir heute im Austausch zu diesem Ta-
gesordnungspunkt gemeinsam versuchen, ein bisschen
Licht ins Dunkel zu bekommen. Was ich hier feststelle, ist,
dass es ein Fall von Greenwashing

(Beifall DIE LINKE, SPD und Freie Demokraten)

im wahrsten Sinne des Wortes ist, der darin gipfelt, dass
Frau Feldmayer jetzt der FDP unterstellt, Informationen zu
unterdrücken.

(Heiterkeit und Beifall DIE LINKE, SPD und Freie
Demokraten)

Das stellt den Diskussionsverlauf vollkommen auf den
Kopf.

(Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sie waren doch beim Obleutegespräch dabei!)

Frau Hinz hatte eben die Möglichkeit, zu den drängenden
Fragen, die von ganz unterschiedlichen Fraktionen gestellt
worden sind, Stellung zu nehmen. Stattdessen sind Nebel-
kerzen geworfen, Allgemeinplätze verbreitet und noch ein-
mal ein Gesetzentwurf begründet worden, der lange vor
diesem Skandal erarbeitet wurde

(Michael Boddenberg (CDU): Gut, dass Sie noch
einmal darauf hinweisen! – Weitere Zurufe CDU
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

und der in keiner Art und Weise auf die Versäumnisse ein-
geht, die aktuell offenbar geworden sind. Das ist doch das
Problem.

(Beifall DIE LINKE, SPD und Freie Demokraten)

Wo sind die angeblichen Erkenntnisse, die in diesem Ge-
setzentwurf ihren Niederschlag finden? Ich möchte die
Frage andersherum stellen: Sollten in diesen Gesetzent-
wurf all diese Erkenntnisse bereits aufgenommen worden
sein, dann frage ich mich, was die Ministerin vorher ge-
wusst hat, um das schon einbauen zu können.

(Beifall DIE LINKE und vereinzelt SPD – Zuruf
Michael Boddenberg (CDU))

Die Versäumnisse auf allen Ebenen sind in diesem Gesetz-
entwurf nicht ausreichend behandelt. Das können sie auch
gar nicht sein. Deshalb ist die Forderung von uns als LIN-
KE: Ziehen Sie diesen Gesetzentwurf zurück, arbeiten Sie
diesen Skandal vernünftig auf, und dann kommen Sie da-
mit wieder ins Parlament, damit wir schauen können, ob
wir damit die Lebensmittelsicherheit in Hessen verbessern
können oder auch nicht.

(Beifall DIE LINKE – Michael Boddenberg (CDU):
Sie wollen das nicht!)

Ich glaube, es ist einigermaßen infam, wenn hier unterstellt
wird, dass einzelne Fraktionen kein Interesse daran hätten,
die Lebensmittelsicherheit in Hessen zu verbessern, dass
sie kein Interesse hätten, daran mitzuarbeiten. Was uns un-
terscheidet, ist die Frage: Haben wir den Mut und den Wil-
len zur Aufklärung, auch an eigenen Fehlern zu arbeiten,
statt immer nur auf andere zu verweisen, auf die Verant-
wortung im Betrieb, auf den Landkreis, auf den RP? Nein,
es sind Fehler gemacht worden, und die sind meiner Mei-
nung nach hier noch lange nicht im erforderlichen Maße
zur Sprache gekommen.

Deshalb: Wir stehen am Anfang. Wir werden die Berichte
bekommen.

(René Rock (Freie Demokraten): Oder wir holen sie
uns!)

Dann werden wir tatsächlich sehen, wo die weiteren, jetzt
noch nicht bekannten Versäumnisse sind. Ich glaube, wir
haben in dieser Sache hier nicht den letzten Disput gehabt.
– Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD und Freie Demokraten)

Präsident Boris Rhein:

Vielen Dank, Herr Kollege. – Nächste Rednerin, und zwar
für exakt eine Minute, ist die Kollegin Wiebke Knell, Frak-
tion der Freien Demokraten.

Wiebke Knell (Freie Demokraten):

Herr Präsident, werte Kolleginnen und Kollegen! Werte
Frau Feldmayer, mir vorzuwerfen, ich würde Informatio-
nen unterdrücken, das ist eine Unverschämtheit.

(Lebhafter Beifall Freie Demokraten – Vereinzelter
Beifall SPD, AfD und DIE LINKE)

Ich war bei allen Obleutegesprächen. Ich habe mich selbst
letzten Donnerstag, an meinem Geburtstag, vier Stunden
ins Auto gesetzt, um eine halbe Stunde beim Obleutege-
spräch dabei zu sein, um dann die Information zu bekom-
men, dass wir nicht in den Bericht schauen dürfen, sondern
erst dann, wenn er durchgearbeitet wurde.

(René Rock (Freie Demokraten): Umgearbeitet!)

Man hätte ihn uns doch zeigen können. Wir hätten nichts
daraus verwenden müssen, aber wir hätten wenigstens ge-
wusst, was darin steht.

(Beifall Freie Demokraten)

Und dann noch peinliche Vorwürfe gegen die FDP. Sorry,
Bürokratie gegen Handwerker, die das Handwerk beein-
flusst und beeinträchtigt, ist etwas völlig anderes, als wenn
es um Menschenleben geht.

(Beifall Freie Demokraten, AfD, vereinzelt SPD und
DIE LINKE)

Präsident Boris Rhein:

Frau Kollegin, die Minute ist so langsam herum.
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Wiebke Knell (Freie Demokraten):

Dass wir keine einzige Antwort von der Ministerin bekom-
men haben, das spricht für sich.

(Beifall Freie Demokraten, SPD, AfD und DIE LIN-
KE)

Präsident Boris Rhein:

Vielen Dank. – Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.
Damit sind wir am Ende der Aussprache angelangt.

Ich gehe davon aus, dass wir alle drei Anträge dem Um-
weltausschuss überweisen. – So machen wir das. Herzli-
chen Dank.

Ich rufe jetzt Tagesordnungspunkt 11 auf:

Dritte Lesung
Gesetzentwurf 
Fraktion der CDU, Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN
Gesetz über das Programm „Starke Heimat Hessen“
– Drucks. 20/1428 zu Drucks. 20/1240 zu Drucks.
20/784 –

Berichterstatter ist der werte Kollege Wolfgang Decker. Da
kommt er und erstattet uns Bericht. Bitte schön, Wolfgang
Decker.

Wolfgang Decker, Berichterstatter:

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich darf Ihnen
die Beschlussempfehlung zu dem Gesetzentwurf der Frak-
tionen der CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zu dem
Gesetz über das Programm „Starke Heimat Hessen“ und
zum Änderungsantrag der Fraktionen der CDU und
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vortragen:

Der Haushaltsausschuss empfiehlt dem Plenum, den Ge-
setzentwurf in der in der zweiten Lesung beschlossenen
Fassung unter Berücksichtigung des Änderungsantrags
Drucks. 20/1409 in dritter Lesung anzunehmen. Die Be-
schlussempfehlung ist mit den Stimmen von CDU und
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der
SPD, der AfD, der Freien Demokraten und der LINKEN
gefasst worden. – Vielen Dank.

Präsident Boris Rhein:

Lieber Kollege, herzlichen Dank für diese hoch qualitative,
hoch kompetente Berichterstattung. Dafür gibt es einen
Extraapplaus des gesamten Hauses.

(Vereinzelter Beifall SPD)

Das erleichtert uns die weiteren Beratungen. Die über-
nimmt als erster Redner der Kollege Frank Kaufmann für
die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Bitte schön,
Herr Kaufmann.

(Dr. h.c. Jörg-Uwe Hahn (Freie Demokraten): Da
habt ihr ganz schön gemischt!)

Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich freue
mich, dass ich als Vertreter der antragstellenden Fraktionen

die Debatte eröffnen kann. Wir haben heute das Gesetz zur
„Starken Heimat Hessen“ in der dritten Lesung und damit
in der abschließenden Beratung und werden am Ende die-
ser Sitzung damit ein weiteres Gesetz zugunsten unserer
Kommunen ins Gesetzblatt gebracht haben.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und CDU)

Meine Damen und Herren, wir haben es hier schon öfter
diskutiert, aber noch einmal kurz zusammengefasst: Was
machen wir mit diesem Gesetz? Wir geben mit diesem Ge-
setz einen Betrag von rund 400 Millionen €,

(Lachen Marius Weiß (SPD))

der bis einschließlich dieses Jahres von den hessischen
Kommunen als Gewerbesteuerumlage an das Land Hessen
geflossen ist, ab dem nächsten Jahr in voller Höhe, vollum-
fänglich an die Kommunen zurück und helfen damit bei
der Gestaltung einer gerechten Finanzverteilung mit.

Ich sagte schon, wir geben es in voller Höhe zurück. Fi-
nanzstarke Kommunen werden profitieren. Finanzschwä-
chere Kommunen werden profitieren. Alle Kommunen
werden profitieren, vor allem durch die zusätzlichen Mittel
für die Kinderbetreuung und für andere wichtige kommu-
nale Aufgaben.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und CDU)

Da es schon mehrfach im Plenum und im Ausschuss strit-
tig diskutiert worden ist, will ich unterstreichen: Wir von
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – ich gehe davon aus: die
gesamte Koalition – finden dieses Vorgehen ausdrücklich
richtig. Wir sind konfrontiert mit einer Reihe von Forde-
rungen der übrigen Fraktionen in diesem Hause, die alle
mehr oder minder deutlich von uns fordern, das Gesetz
doch bitte lieber bleiben zu lassen.

(Demonstrativer Beifall Freie Demokraten, verein-
zelt SPD und AfD)

– Es wird bestätigt aus allen Ecken. Es ist angenehm, dass
ich das richtig festgestellt habe. – Ich kann nur feststellen:
Bevor Sie diese Forderung stellen, hätten Sie sich die Fol-
gen, wenn Ihre Forderung erfüllt würde, genauer anschau-
en sollen. Da fällt mir auf, dass sich dieses Plenardreivier-
telrund in drei Teile einteilt. Zur Linken haben wir diejeni-
gen, die Geschenke lieber an die Paläste und die Not an die
Hütten geben, um ein Zitat ein bisschen abzuändern. Zur
Rechten haben wir diejenigen, die sagen: Jedem das Seine.
– Die Vernunft sitzt in diesem Parlament in der Mitte.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und CDU –
Lachen SPD, AfD, Freie Demokraten und DIE LIN-
KE – Robert Lambrou (AfD): Es geht doch nichts
über Eigenlob! – Günter Rudolph (SPD): Mister
Größenwahn! – Janine Wissler (DIE LINKE): Die
Bescheidenheit sitzt in der letzten Reihe der GRÜ-
NEN! – Weitere Zurufe)

Sie sagt zu Recht, dass das, was die Flügel wollen, eine un-
gerechte Verteilung wäre und die Verzerrung der Finanz-
kräfte in unserem Land eher verstärken würde. – Offen-
sichtlich habe ich es richtig beschrieben, weil Sie sich so
aufregen. Wenn die Aufregung der Ansatz dafür wäre,
noch einmal darüber nachzudenken, wie falsch Ihre Ent-
scheidung ist, zu fordern, dass man das nicht tut, dann wä-
re das ein guter Ansatz.
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(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und verein-
zelt CDU – Günter Rudolph (SPD): Größenwahnsin-
nig!)

Wir werden jetzt eine Reihe von Argumenten hören, mit
denen viele Bedenken, auch rechtliche, formuliert werden.
Das können Sie gerne alles tun. Wir werden uns das mit
Demut anhören. Wir sind voll davon überzeugt, auf dem
richtigen Weg zu sein. Wenn ich sehe, wie viele Menschen
in wie vielen Kommunen von unserem Gesetz eindeutig
profitieren werden – das ist nämlich die weit überwiegende
Zahl in Hessen –, dann fühle ich mich bestätigt.

Einige haben schon angekündigt, eine rechtliche Überprü-
fung anzustreben. Ich finde das gut. Ich erlaube mir einen
Ratschlag. Bevor Sie Ihre Klage einreichen, sollten Sie
sich vielleicht einmal sehr genau eine Exegese der beiden
bisherigen Entscheidungen des Staatsgerichtshofs zum
Thema Kommunaler Finanzausgleich anschauen. Es
spricht sehr viel dafür – wir gehen davon fest aus –, dass
das, was mit diesem Gesetz gemacht werden wird, exakt
auf der Linie der Rechtsprechung des Staatsgerichtshofs
liegt, sich also an die vergangenen Urteile hält.

Ich fasse zusammen. Wir halten dieses Gesetz für politisch
geboten und wünschenswert. Wir halten dieses Gesetz für
rechtlich einwandfrei. Wir sind der Meinung, dass dieses
Gesetz mit dem heutigen Tage ausdiskutiert ist. In der Wir-
kung wird es überzeugend sein. Deswegen werden wir es
hier und heute verabschieden. – Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und CDU)

Präsident Boris Rhein:

Herr Kollege Kaufmann, vielen Dank. – Der nächste Red-
ner ist für die Fraktion der AfD Herr Kollege Gagel. Wäh-
rend er auf dem Weg hierher ist, will ich noch erwähnen,
dass die Vernunft natürlich immer hinter dem Redner sitzt.

Herr Kollege Gagel, bitte schön.

Klaus Gagel (AfD):

Herr Präsident, verehrte Kollegen! Herr Kaufmann, ein
handwerklich schlecht gemachtes Gesetz wird auch nicht
dadurch besser, dass man es, wie in Ihrem Fall, mit Stur-
heit und Ignoranz weiterverfolgt.

(Beifall AfD)

Ich stelle fest: Das schwarz-grüne Regierungsbündnis auf
Zeit ignoriert alle grundsätzlich geäußerten Kritikpunkte
der Betroffenen, nämlich der Vertreter der hessischen Städ-
te und Gemeinden.

(Beifall AfD)

Diese Kritik wurde lautstark vorgetragen. Die Städte und
Gemeinden, die jahrzehntelang zur Konsolidierung des
deutschen Finanzierungssystems im Zug der deutschen
Einheit finanzielle Unterstützung gaben, werden weiterhin
als unfähig erachtet, die eingesparten Mittel zukünftig wie-
der selbst zu verwalten.

(Beifall AfD)

Jetzt kommen Sie mit dem geänderten Gesetzentwurf und
bringen ein Bonbon hinein. Das ist die Änderung beim Fa-
milienleistungsausgleich. Dies ändert aber nichts an der
grundsätzlich falschen Konstruktion, den Kommunen fi-

nanzielle Mittel durch Landesgesetze vorzuenthalten, die
ihnen nach Bundesrecht eigentlich zustehen würden.

(Beifall AfD)

Dass die Kommunen durch diese Regelung in dem geän-
derten Gesetzentwurf zusätzlich 44 Millionen € erhalten
sollen, begrüßen wir natürlich grundsätzlich. Sie packen
jetzt also den Familienleistungsausgleich in den Gesetzent-
wurf mit hinein. Da gilt es, zu bemerken: Sie wollen den
Ausgleich nur schätzen und nicht spitz abrechnen. Bei der
Gewerbesteuer soll spitz abgerechnet werden. Beim Fami-
lienleistungsausgleich soll das nicht der Fall sein.

Wie soll das in den Jahren ab 2021 aussehen? Wird sich
dann vielleicht wieder ein Nachteil für die kommunale Fa-
milie ergeben, weil geschätzt und nicht spitz abgerechnet
wird? Muss dann das Land wieder nachjustieren? In Ihrem
geänderten Gesetzentwurf sind erneut Fehler. Es bleibt
auch in der dritten Lesung dabei: Das Gesetz „Starke Hei-
mat Hessen“ basiert auf keiner gültigen rechtlichen Grund-
lage.

(Beifall AfD)

Es ist formell wie auch materiell verfassungsrechtlich
höchst bedenklich. In dem von der Landesregierung in
Auftrag gegebenen Rechtsgutachten mangelt es grundsätz-
lich an der Beantwortung der Frage zur Rechtsgrundlage.
Des Weiteren befasst es sich nicht ansatzweise mit dem
Kernproblem des Gesetzesvorhabens. Das haben wir wäh-
rend der ersten und der zweiten Lesung schon ausführlich
diskutiert. Das von der Landesregierung vorgelegte
Rechtsgutachten kann in diesem Gesamtzusammenhang
nur als reines Gefälligkeitsgutachten angesehen werden.

(Beifall AfD)

Es ist wenigstens nicht zielführend. Der Hessische Städte-
und Gemeindebund, der ein Gegengutachten zum ur-
sprünglich geplanten Gesetzentwurf vorgelegt hat – dar-
über haben wir schon häufig geredet –, ist nach unseren
Recherchen von Ihren Änderungen im Gesetzentwurf we-
nig beeindruckt. Die zuvor genannten zusätzlichen juristi-
schen Bedenken werden weiterhin in keiner Weise entkräf-
tet.

Mit der Nachbesserung zum Familienleistungsausgleich
soll natürlich die Zustimmung erkauft werden. Die 44 Mil-
lionen € sind für die Kommunen ein Leckerli.

Aber viele Kommunen haben sich bereits gegen den Ge-
setzentwurf ausgesprochen. Das gilt sogar für Landtagsab-
geordnete der CDU. Herr Honka, wie sieht es denn aus?
Wie werden Sie denn heute abstimmen?

(Beifall AfD)

In der Stadtverordnetenversammlung in Dreieich haben Sie
sich doch vehement gegen den Gesetzentwurf „Starke Hei-
mat Hessen“ ausgesprochen. Liebe Kollegen der CDU-
Fraktion, wenn ich hier so in die Runde schaue, könnte ich
noch das eine oder andere Beispiel nennen, wo im Wahl-
kreis in Ihrer eigenen Partei Ablehnung herrscht. Das gilt
beispielsweise für Frankfurt. War es nicht auch die CDU,
die sich im Römer gegen den Gesetzentwurf ausgespro-
chen hat? War das so?

Ich sage Ihnen, was heute passieren wird. Heute passiert
nämlich das, was bei der CDU immer passiert. Die unter-
schiedlichen politischen Ebenen sind Ihnen egal. Auf kom-
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munaler Ebene singen Sie hü, auf Landesebene singen Sie
hott.

(Beifall AfD)

Liebe Kollegen, ich fasse zusammen. Der Gesetzentwurf
„Starke Heimat Hessen“ ist und bleibt verfassungsrechtlich
höchst bedenklich. Die Landesregierung hat keine Gesetz-
gebungskompetenz zur Regelung der Gewerbesteuerumla-
ge. Mit dem geänderten Gesetzentwurf wollen Sie sich in
der kommunalen Familie die Zustimmung erkaufen. Das
wird Ihnen nicht gelingen.

Das Signal, das Sie mit dem Gesetz nach außen senden, ist
und bleibt völlig falsch. Die kommunale Selbstverwaltung
wird in ihren Grundfesten erschüttert. Ein seit jeher funk-
tionierendes dezentrales Aufgabenverteilungssystem will
die Landesregierung systemwidrig für ihre eigenen politi-
schen Ziele ausnutzen.

Deshalb richte ich erneut einen Appell an die Mitglieder
der Regierungsfraktionen: Regeln Sie den Familienleis-
tungsausgleich mit einem separaten Gesetz. Achten Sie die
rechtsstaatlichen Prinzipien wie Subsidiarität. Geben Sie
den Kommunen ihre finanzielle Entscheidungsfreiheit zu-
rück. Riskieren Sie nicht den für Hessen blamablen Gang
vor das Bundesverfassungsgericht. Zeigen Sie Respekt vor
der breiten Front der Ablehnung. Ziehen Sie Ihren Gesetz-
entwurf heute Abend noch zurück.

(Beifall AfD)

Die AfD-Fraktion beantragt namentliche Abstimmung. –
Vielen Dank.

(Beifall AfD)

Präsident Boris Rhein:

Herr Kollege, herzlichen Dank. – Nächster Redner ist Herr
Kollege Dr. h.c. Hahn. Er spricht für die Fraktion Freie De-
mokraten.

Dr. h.c. Jörg-Uwe Hahn (Freie Demokraten):

Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! In einem
Punkt gebe ich Herrn Kollegen Kaufmann recht. Das The-
ma ist durch. Sie haben gesagt, der Gesetzentwurf sei aus-
diskutiert. Ja, wir haben dazu eine Anhörung durchgeführt.
Ich habe noch nie eine solche Anhörung erleben dürfen.
Der Gesetzesvorschlag der Regierungsfraktionen wurde
sehr zerhackt.

(Günter Rudolph (SPD): Doch, wir schon!)

– Herr Kollege Rudolph, nein, das stimmt nicht. Ich glau-
be, wir sollten das Thema ernster angehen. Es geht nicht
darum, kurz einen Lacher zu bekommen.

Er wurde nicht nur von den mit dem anderen Parteibuch
ausgestatteten Menschen negativ beurteilt. Vielmehr wurde
er von einer Vielzahl an Leuten negativ beurteilt. Das wa-
ren die Vertreter und die Mitarbeiter der drei Kommunalen
Spitzenverbände und direkt gewählte oder indirekt gewähl-
te Bürgermeister, wie z. B. Herr Becker. Alle haben den
Gesetzentwurf als nicht gut empfunden.

(Beifall Freie Demokraten und vereinzelt AfD)

Es gab drei oder vier junge Bürgermeister aus dem Vogels-
bergkreis, die erklärt haben: Die Kohle ist mir wichtiger als

das System. – Ich kann dem Landtagskollegen aus dem Vo-
gelsbergkreis dazu nur gratulieren, dass er das so gut orga-
nisiert hat.

Aber das war es dann auch. Dass CDU und GRÜNE derar-
tig mit offenen Augen gegen die Wand rennen, ist jetzt aus-
diskutiert.

Ich will aber eines noch einmal hinterlegen: Wir werden es
Ihnen niemals durchgehen lassen, dass Sie sagen, mit Ihrer
heutigen Entscheidung seien die Kommunen die Gewinner
und bekämen mehr Geld.

(Beifall Freie Demokraten, SPD, AfD und Jan Scha-
lauske (DIE LINKE))

Das ist, mit Verlaub, schlicht die Unwahrheit, weil Sie zu
einem Trick greifen – und das ist ein schmutziger Trick,
liebe Kolleginnen und Kollegen von den Schwarzen und
von den GRÜNEN, den kein anderes Bundesland ange-
wendet hat,

(Günter Rudolph (SPD): So ist es!)

dass Sie nämlich das Geld, das den Kommunen zusteht,
den Kommunen nicht wieder zu 100 % zur Verfügung stel-
len. Das ist kommunales Geld.

(Beifall Freie Demokraten, SPD, AfD – Zuruf Mi-
chael Boddenberg (CDU))

– Das machen Sie nicht, Herr Kollege Boddenberg. Sie
machen es nicht. Ich will mich jetzt gar nicht mit Ihnen
darüber streiten – seien Sie doch bitte einfach einmal ru-
hig; ich habe vorher mit Thomas Schäfer darüber gespro-
chen, weil ich es fair finde, das vor der Debatte zu tun –,
dass gemäß Abrechnung bei Ausgaben von 400 Millio-
nen € den Kommunen nachher nur 379.697.980 € zugute-
kommen.

Das kann man bestimmt klären. Das scheint mir eine Peti-
tesse zu sein. Nur, lieber Herr Kollege Boddenberg: Auch
darüber hätte man vorher einmal etwas sagen können.

(Beifall Freie Demokraten und AfD)

Dass es heute ein Referent der FDP-Landtagsfraktion her-
ausfindet, finde ich schon sehr beachtlich. Das spricht ja
gerade dafür, dass es Ihnen egal ist, was passiert. Das Ein-
zige, was Sie nachher haben wollen, ist, dass Projekte, die
Sie politisch klasse finden, mit Geld der Kommunen finan-
ziert werden, das Sie nicht zur Verfügung stellen wollen –
und das ist schlicht schmutzig. Da klebt ein Hautgout dran.

(Beifall Freie Demokraten, SPD, AfD und vereinzelt
DIE LINKE)

Ich freue mich auf die rechtliche Auseinandersetzung

(Michael Boddenberg (CDU): Okay!)

und bitte Herrn Kollegen Kaufmann, dass Sie mir die Zu-
sammenstellung der Urteile des Staatsgerichtshofs, von der
Sie eben gesprochen haben, zur Verfügung stellen, damit
wir sie nicht noch einmal selbst machen müssen. Ich wette,
sie ist im Finanzministerium gemacht worden. Das gilt
dann ja wohl für alle Fraktionen, dass wir diese Synopse
auch bekommen – Serviceunternehmen Landesregierung.

(Beifall Freie Demokraten, SPD, AfD und vereinzelt
DIE LINKE)

Sollten wir das nicht in den nächsten 14 Tagen bekommen,
dann können Sie sicher sein, dass wir Sie mit so vielen
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Kleinen Anfragen dazu bewegen werden, uns diese Unter-
lagen zur Verfügung zu stellen, dass wir sie dann – wenn
auch scheibchenweise – bekommen werden.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir werden se-
hen, wer nachher rechtlich die Oberhand hat. Ich höre von
einigen Professoren: Es gibt einen Kommunalen Finanz-
ausgleich. Den hat der Staatsgerichtshof auch goutiert. Da
gibt es auch eine Solidarabgabe. Das heißt, die Reichen mit
ihren breiten Schultern geben etwas an die Armen mit we-
niger breiten Schultern. – Aber was Sie jetzt machen, ist
ein erneuter, ein zweiter Kommunaler Finanzausgleich,
und das ist mit unserer Verfassung nicht in Einklang zu
bringen.

(Beifall Freie Demokraten, AfD und Torsten Warne-
cke (SPD))

Ein schmutziger Weg, das Geld den Kommunen nicht so
zu geben, wie sie es haben wollen, sondern eine Zensur zu
machen – meine sehr verehrten Damen und Herren, der
Antrag ist schon gestellt, aber ich wiederhole ihn für die
Fraktion der Freien Demokraten: Dann wollen wir doch
einmal schauen, wie die öffentlichen Äußerungen der Kol-
leginnen und Kollegen im Lande so zu werten und zu ver-
gleichen sind mit ihrem Abstimmungsverhalten hier im
Hessischen Landtag. Deshalb beantragen auch wir nament-
liche Abstimmung. – Vielen herzlichen Dank.

(Beifall Freie Demokraten, AfD und Heike Hofmann
(Weiterstadt) (SPD))

Präsident Boris Rhein:

Herzlichen Dank, Herr Kollege Hahn. – Wir machen im
Anschluss trotzdem nur eine namentliche Abstimmung,
keine Sorge.

(Heiterkeit)

Ich darf jetzt den Kollegen Schalauske für die Fraktion
DIE LINKE aufrufen.

Jan Schalauske (DIE LINKE):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Zunächst eine
Vorbemerkung an Herrn Kaufmann: Herr Kaufmann, wenn
Sie sich über Hütten und Paläste in Hessen sorgen, dann
möchte ich doch anregen, die Hütten in den Kommunen in
Paläste zu verwandeln. Das machen Sie am besten, wenn
Sie auf diesen Gesetzentwurf verzichten und wenn Sie
stattdessen die Kommunen in Hessen besser ausstatten –
die Kommunen, die durch Jahrzehnte CDU-geführte Lan-
desregierung drangsaliert und finanziell unterausgestattet
worden sind.

(Beifall DIE LINKE und Robert Lambrou (AfD))

Mit dem Gesetzentwurf, den Sie hier vorlegen, geht Hes-
sen einen einmaligen Sonderweg – nur leider in die falsche
Richtung. Während alle anderen Bundesländer die frei
werdenden Mittel aus der Gewerbesteuerumlage voll und
ganz in der Entscheidungshoheit der Kommunen belassen,
wollen CDU und GRÜNE eben einen Großteil der 400
Millionen € nach eigenem Gusto an die Kommunen vertei-
len.

Folgerichtig ist dieser Gesetzentwurf tatsächlich ein ein-
maliger Eingriff in die kommunale Selbstverwaltung, der
in der Anhörung – darauf ist hingewiesen worden –, aber

eben auch in zahlreichen Beschlüssen von Kreistagen,
Stadtparlamenten, Gemeindevertretungen, ja, nahezu von
allen Vertretern der kommunalen Familie in beispielloser
Einmütigkeit zurückgewiesen worden ist. Sogar die Kom-
munen, die finanziell von der veränderten Gesetzeslage
profitieren würden, haben gesagt: Wir wollen diesen Ein-
griff in die kommunale Selbstverwaltung nicht. – Nehmen
Sie doch diese kommunalen Stimmen endlich ernst.

(Beifall DIE LINKE und Torsten Warnecke (SPD))

CDU und GRÜNE behaupten, mit ihrem, wie wir finden,
intransparenten Umverteilungsprogramm besonders fi-
nanzschwache Kommunen unterstützen zu wollen; das ist
das Argument vom Kollegen Kaufmann. Grundsätzlich ist
das ein ehrenwertes Ziel. Aber es ist eben auch ein Einge-
ständnis dafür – so hat es der Kollege Hahn gesagt –, dass
Ihr Kommunaler Finanzausgleich eben nicht fair und ge-
recht ist, sondern finanzschwache Kommunen anscheinend
benachteiligt, weil Sie sonst jetzt nicht nachbessern müss-
ten.

Dann argumentieren Sie, mit kommunalen Geldern wichti-
ge Zielsetzungen voranbringen zu wollen – Verbesserung
der Kinderbetreuung, Krankenhausinvestitionen, Stärkung
des ÖPNV, Schulsekretariate, Digitalisierung. Das sind
zweifelsohne alles ganz wichtige Themen. Es ist gut, dass
die Landesregierung endlich diese Themen entdeckt hat,
aber bitte organisieren Sie deren Finanzierung doch mit ei-
genen Mitteln, statt dafür die Mittel der Kommunen zu
nehmen.

(Beifall DIE LINKE)

In der Anhörung zum Gesetzentwurf ist berichtet worden,
dass die kommunalen Vertreter für diese Herangehenswei-
se von CDU und GRÜNEN viele griffige Bilder und inter-
essante Assoziationen gefunden haben. Ich habe es an die-
ser Stelle schon einmal gesagt, aber es ist so schön, dass
ich es noch einmal tun möchte. Eine dieser Assoziationen
lautete wie folgt: Die Kommunen, die kommunalen Vertre-
ter haben den Eindruck – Herr Kaufmann hat ihn heute
wohl wieder bestätigt –, dass Sie sich hier mit großen Wor-
ten als guter Robin Hood aufspielen, tatsächlich aber ver-
halten Sie sich nicht anders als der Sheriff von Notting-
ham. So ist das, meine Damen und Herren: Hier sitzt nicht
Robin Hood, sondern der Sheriff von Nottingham.

(Beifall DIE LINKE)

Es gibt noch ein weiteres strukturelles Problem. Langfris-
tig ist nicht gesichert, ob die Kommunen, die jetzt im Rah-
men der Sonderprogramme Mittel erhalten, damit auch
über die nächsten Jahre rechnen können; denn wie das
Geld verteilt wird, wird jedes Jahr neu im Haushaltsgesetz
entschieden. Angesichts der gegenwärtigen Mehrheit ent-
scheidet darüber eben nicht Robin Hood, sondern der She-
riff von Nottingham.

Wenn die Landesregierung und die sie tragenden Fraktio-
nen ein Missverhältnis zwischen finanzstarken und finanz-
schwachen Kommunen ausgemacht haben, dann ist es
doch keine Lösung, kommunale Mittel nach eigenem Gus-
to zu verteilen, sondern dann müssen Sie den Kommunalen
Finanzausgleich und endlich auch die Finanzausstattung
der Kommunen verbessern.

Der Änderungsantrag von CDU und GRÜNEN ändert
nichts an unserer grundsätzlichen Haltung zu diesem fal-
schen Gesetz. Es bleibt im Fazit dabei: Der Gesetzentwurf
ist ein beispielloser Eingriff in die kommunale Selbstver-
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waltung. Wegen dieses Eingriffs verlieren alle Kommunen
durch die Umlage des Landes. Wer finanzschwache Kom-
munen besser unterstützen möchte, der sollte auf diesen
Gesetzentwurf verzichten und stattdessen für eine bessere
Finanzausstattung der Kommunen sorgen sowie im Übri-
gen für ein gerechteres Steuersystem, das das Gemeinwe-
sen auch besser ausfinanziert.

(Beifall DIE LINKE)

Präsident Boris Rhein:

Vielen Dank, Herr Kollege Schalauske. – Nächster Redner
ist für die Fraktion der Sozialdemokraten der Abg. Marius
Weiß.

(Beifall Turgut Yüksel (SPD))

Marius Weiß (SPD):

Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Mit die-
sem Gesetz, das heute in dritter Lesung beschlossen wer-
den soll, nimmt die schwarz-grüne Landesregierung zum
1. Januar 2020 den hessischen Kommunen 300 Millionen €
weg. Das kann man nicht oft genug betonen.

(Beifall SPD)

Es gibt kaum eine Kommune, kaum eine Stadt, kaum eine
Gemeinde, kaum einen Landkreis in diesem Land, wo es
nicht irgendwelche beschlossenen Anträge, irgendwelche
beschlossenen Beschwerdeanträge oder irgendwelche be-
schlossenen Resolutionen gegen dieses Gesetz gibt. Trotz-
dem bleibt die Landesregierung dabei, obwohl wir Ihnen
Gelegenheit gegeben haben, hier in dritter Lesung noch
einmal darüber nachzudenken. Die massiven Kritikpunkte,
die vor allem in der Anhörung vorgetragen wurden, schei-
nen alle nicht angekommen zu sein.

Es bleibt dabei: Es ist ein Eingriff in die kommunale
Selbstverwaltung.

(Beifall SPD)

Es bleibt dabei, dass die Landesregierung der Verteilungs-
wirkung ihres eigenen KFA misstraut. Es bleibt dabei, dass
das Land nur 200 von den 300 Millionen € mit einer
Zweckbindung zurückgibt, die den Kommunen nicht mehr
für Klimaschutz, für Wohnungsbau, für Steuersenkungen
oder für die Abschaffung von Straßenbeiträgen zur Verfü-
gung stehen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es gibt jetzt einen Ände-
rungsantrag von Schwarz und Grün. Mit diesem Ände-
rungsantrag sollen zwei Punkte geändert werden.

Erstens: Familienleistungsausgleich. Dazu haben wir eben
schon ein bisschen gehört. Das hat nichts mit Heimatumla-
ge oder mit „Starke Heimat“ zu tun. Das ist völlig sach-
fremd. Es geht dabei um die Neuordnung der Umsatzsteu-
erverteilung und die Auswirkungen, die sich daraus erge-
ben. Das Ganze ist lange bekannt. Offenbar ist bis jetzt ei-
ne gesetzliche Nachfolgeregelung schlicht vergessen wor-
den. Deswegen schiebt man das in dritter Lesung in dieses
Gesetz mit hinein.

Das Zweite, was geändert wird, ist, dass der KFA-Zuwachs
aus der Heimatumlage nicht mehr in die Schlüsselmasse
der Landkreise gehen soll, sondern nur noch in die der
Städte und Gemeinden. Dazu zwei Fragen:

Erstens. Herr Minister, es ist inhaltlich vertretbar, das so zu
regeln. Das sage ich ganz klar; schließlich zahlen die
Landkreise auch keine Gewerbesteuerumlage. Aber ich
frage mich da schon, warum Sie das überhaupt erst in Ihr
Gesetz hineingeschrieben haben; denn es ist ja Ihr eigener
Gesetzentwurf gewesen, den Sie jetzt dementsprechend
wieder ändern müssen. – Das ist die erste Frage.

(Beifall SPD und Robert Lambrou (AfD))

Die zweite Frage: Warum haben Sie denn die Zahlen, die
die Kreise ursprünglich alle bekommen sollten, an jeden
einzelnen Landkreis geschickt und damit Erwartungen ge-
weckt, die Sie jetzt hiermit wieder enttäuschen? Das ist
doch keine Art und Weise, wie man mit den Kommunen
Politik macht.

(Beifall SPD)

Der weitere Punkt, den ich anmerken möchte, ist: Dieser
Änderungsantrag, den Sie jetzt hier vorbringen, ist schlicht
das Ergebnis einer politischen Erpressung. Sie haben an
die Kommunalen Spitzenverbände den Entwurf einer Ver-
einbarung geschickt, ähnlich der Hessenkasse, die die
Kommunalen Spitzenverbände unterschreiben sollten. Der
Hessische Landkreistag hat das nicht unterschrieben. Dann
haben Sie dem Landkreistag in einem Schreiben gedroht,

(Volker Richter (AfD): Oh, oh, oh!)

indem Sie gesagt haben: Wenn ihr das nicht unterschreibt,
wenn ihr nicht euren Mitgliedskommunen empfehlt, eine
entsprechende Kreisumlage zu senken, dann werden wir
das in dem Gesetzgebungsverfahren so ändern, dass der
Zuwachs bei den Schlüsselmassen nur noch bei den Städ-
ten und Gemeinden ankommt. – Genau das machen Sie
jetzt. Das ist eine politische Erpressung und nichts anderes,
liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall SPD – Zuruf Michael Boddenberg (CDU))

Diese Art und Weise, wie man mit den Kommunen um-
geht, ist absolut nicht in Ordnung.

Jetzt gibt es eine neue Liste, die jetzt wahrscheinlich wie-
der an die Kommunen verschickt wird – die Obleute im
Haushaltsausschuss haben sie seit gestern Abend – und wo
kommunenscharf genau aufgeschrieben wird, wer angeb-
lich was bekommt. Damit werden Sie wieder die Kommu-
nen an der Nase herumführen, Herr Finanzminister, so wie
Sie es mit der ersten Liste auch schon gemacht haben.

Ich gebe Ihnen nur zwei Beispiele dafür. Sie schreiben in
der Spalte „Krankenhäuser“ weiterhin hinein, wie viel
Geld angeblich jede Kommune für die Krankenhäuser be-
kommt. Aber dabei wird der Eindruck erweckt, dass die
Kommunen das tatsächlich bekommen. Wenn sie aber ei-
nen privaten Träger haben, der das Krankenhaus in ihrer
Gemeinde hat, dann bekommen sie das nicht.

Der zweite Punkt ist, dass Sie das in der letzten Spalte mit
einer Vollabschöpfung vergleichen, so als ob die Kommu-
nen 400 Millionen € voll abschöpfen würden. Das geht
aber rechtlich gar nicht. Das wissen Sie. Das wäre eine
neue Landesumlage. Das ist ein reines Phantom, was Sie
hier aufbauen. Das ist mit etwas Rechtswidrigem zu ver-
gleichen, und das ist in höchstem Maße unseriös, Herr Fi-
nanzminister.

(Beifall SPD)

Hessischer Landtag · 20. Wahlperiode · 25. Sitzung · 31. Oktober 2019 1923



Liebe Kolleginnen und Kollegen, Heimatumlage und
„Starke Heimat Hessen“ haben nur einen einzigen Zweck,
nämlich den Kommunen Geld wegzunehmen, um damit ei-
gene Wahlversprechen zu bezahlen, wie beispielsweise die
Kofinanzierung des Gute-Kita-Gesetzes.

(Robert Lambrou (AfD): Richtig!)

Das hat nichts zu tun mit mehr Verteilungsgerechtigkeit
und auch nichts mit Landesförderung. Die Art und Weise,
wie Sie mit diesem Gesetz umgehen, haben wir am letzten
Wochenende schon gesehen. Die „Frankfurter Rundschau“
vom Wochenende schreibt zum Thema „Regionaltangente
West wird teurer“ – ich zitiere –:

Das Land Hessen fördere die Planungskosten mit
Mitteln aus dem Programm „Starke Heimat Hessen“,
teilten Al-Wazir und Schäfer mit.

(Zuruf Günter Rudolph (SPD)

Sie verteilen jetzt schon das Geld der Kommunen nach
Gutdünken, und Sie ersetzen damit beispielsweise den
Landesanteil an der RTW, und das Ganze verkünden und
versprechen Sie schon, bevor dieses Parlament das Gesetz
überhaupt beschlossen hat. Was ist denn das für ein Um-
gang mit diesem Parlament?

(Beifall SPD, Freie Demokraten und Jan Schalauske
(DIE LINKE))

Präsident Boris Rhein:

Herr Kollege Weiß, die Redezeit ist jetzt leider um.

Marius Weiß (SPD):

Letzter Satz, Herr Präsident. – Unter Schwarz-Grün bleibt
es dabei: Land und Kommunen sitzen in einem Boot, aber
die Kommunen rudern, und das Land steuert. Das Ganze
wird mit diesem Gesetz noch verstärkt. – Nicht mit uns,
liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall SPD)

Präsident Boris Rhein:

Vielen Dank. – Nächster Redner ist der Abg. Michael Reul
für die Fraktion der CDU.

(Michael Boddenberg (CDU): Einer der Steuermän-
ner!)

Michael Reul (CDU):

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Heute ist ein guter Tag für die Kommunen in Hessen.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Zurufe: Oh, oh, oh!)

Wir werden in Kürze einen weiteren Baustein für die Stär-
kung der Kommunen in Hessen verabschieden.

(Robert Lambrou (AfD): Steigern können Sie nicht
mehr! – Fortgesetzte Zurufe)

– Meine sehr geehrten Damen und Herren, Sie können ger-
ne hereinrufen, ich bin hier vorne mit dem Mikro automa-
tisch lauter. Schonen Sie Ihre Stimmbänder, dann können
wir das gemeinsam diskutieren.

Uns geht es darum – das ist ein wichtiger Punkt –: Wir
wollen in Hessen gleichwertige Lebensverhältnisse schaf-
fen.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ein zweiter wichtiger Punkt, der nicht vergessen werden
darf, ist: Wir wollen die Stärkung des ländlichen Raumes
weiterhin vorantreiben und fördern.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

80 % der Kommunen profitieren von dem guten Gesetz
„Starke Heimat Hessen“. Kollege Kaufmann hat es bei der
Einbringung des Änderungsantrages noch einmal als Argu-
ment erwähnt: Allein 150 Millionen € gehen in die Kinder-
betreuung. Dies ist ein großer Betrag, und wir geben diesen
Betrag gerne in diese Richtung,

(Marius Weiß (SPD): Alles kommunales Geld!)

weil es sinnvoll ist und weil es hilft, an der richtigen Stelle
die Pauschalen zu erhöhen und die Unterstützung zu ge-
ben, die die Kommunen benötigen. Dadurch werden wie-
der freie Mittel in den Kommunen geschaffen, meine sehr
geehrten Damen und Herren.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Zuruf Jan Schalauske (DIE LINKE))

In unserem heute vorgelegten Änderungsantrag zum Fami-
lienleistungsausgleich möchte ich Ihnen einfach noch ein-
mal ganz kurz darstellen, warum dies heute auch mit ge-
macht wird. Bisher wurde in der horizontalen Ausgleichs-
leistung des Landes im Länderfinanzausgleich dieser Be-
trag als Ausgabe im Haushalt verbucht. Jetzt nach der Neu-
regelung werden diese Leistungen jedoch als Minderein-
nahmen bei der Umsatzsteuer verbucht. Dies hätte zur Fol-
ge, dass der Umsatzsteueranteil des Landes erheblich sinkt.

Herr Kollege Hahn, ich weiß, dass Sie es verstanden ha-
ben. Sie haben sich vorhin zwar trotzdem anders geäußert,
aber das ist nicht schlimm.

(Dr. h.c. Jörg-Uwe Hahn (Freie Demokraten): Nein!
– Heiterkeit Freie Demokraten – Beifall Jürgen
Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

Diese direkten Auswirkungen auf die Zahlungen an die
Kommunen würden nämlich die Bemessungsgrundlagen
für das Jahr 2020 entscheidend verringern. Wenn das Ge-
samtaufkommen des Landes an der Umsatzsteuer verrin-
gert wird, dann ist der Ausgleich nach dem bisherigen Fi-
nanzausgleichsgesetz für die Kommunen geringer. Damit
nicht an dieser Stelle ein Verlust von 44 Millionen € ent-
steht, haben wir dies in dieses Gesetz mit hineingepackt,
weil wir die Kommunen unterstützen. Das ist freiwillig
vom Land Hessen quasi zusätzlich von den Fraktionen mit
aufgenommen worden, dass wir diesen Betrag an die Kom-
munen geben. Wir müssten es nicht, wir tun es aber gerne,
weil wir damit auch diesen Bereich stabilisieren.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, zu der Verteilung
der Mittel aus dem Kommunalen Finanzausgleich – Sie ha-
ben ja die Landkreise angesprochen –: Ja, das ist richtig,
im ersten Entwurf haben wir die Mittel aus dem Kommu-
nalen Finanzausgleich den Landkreisen zugewiesen. Aber
letztendlich konnte der Landkreistag wählen, ob er den
Landkreisen empfiehlt, dass sie die Kreisumlage senken,
um diese Mittel, die den Landkreisen gar nicht zustehen,
auch den betroffenen Kommunen im Landkreis zur Verfü-
gung zu stellen. Diese Idee wurde nicht angenommen.
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Deshalb haben wir als Gesetzgeber an dieser Stelle gehan-
delt und werden die Mittel, die den Landkreisen dann aus
dem Kommunalen Finanzausgleich zufallen würden, auf
die anderen beiden Gruppen übertragen. Es ist richtig, dass
wir dies so tun.

Das Gesetz „Starke Heimat Hessen“ schließt sich automa-
tisch wie ein Mosaik in die Bausteine ein, die wir bisher
hatten: den Kommunalen Schutzschirm, die Hessenkasse,
das KIP I und II. Deshalb ist es sinnvoll, dass jetzt auch
„Starke Heimat Hessen“ mit dazukommt. Wenn Sie Kritik
üben, dass dies kein anderes Bundesland macht, ist das
richtig. Aber auch kein anderes Bundesland hat einen
Kommunalen Schutzschirm, eine Hessenkasse zur Ent-
schuldung gemacht. Auch die Förderprogramme KIP I und
II hat kein anderes Bundesland.

Wir sind an dieser Stelle Vorreiter. Dies dokumentiert so-
gar die Bertelsmann Stiftung, die auch sonst sehr kritisch
ist. Aber sie lobt das Land Hessen für vorbildliche Finanz-
politik im Rahmen der Entschuldung seiner Kommunen.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Jan Schalauske (DIE LINKE): Zuckerbrot und Peit-
sche! – Zuruf Nancy Faeser (SPD))

Wenn Sie kritisieren, warum wir das tun, möchte ich Ihnen
ein einziges Argument in Erinnerung rufen, nämlich die
immense Spreizung der Gewerbesteuereinnahmen: Werra-
Meißner-Kreis mit 66 % und die Stadt Frankfurt mit
240 %. Dies ist unmittelbar eindrücklich.

Ich komme zum Schluss. Heute ist ein guter Tag für Hes-
sen. Wir freuen uns, dass wir jetzt das Gesetz „Starke Hei-
mat Hessen“ beschließen können.

(Robert Lambrou (AfD): Sie legen den Grundstein
für Ihre Wahlniederlage 2023!)

Herzlichen Dank für die intensive und sehr gute gemeinsa-
me Diskussion.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Boris Rhein:

Vielen Dank, Herr Kollege Reul. – Ich darf Herrn Staats-
minister Dr. Schäfer für die Landesregierung das Wort er-
teilen.

Dr. Thomas Schäfer, Minister der Finanzen:

Sehr verehrter Herr Präsident, meine liebe Kolleginnen
und Kollegen! Ich freue mich, dass wir gleich doppelt na-
mentlich über den Gesetzentwurf abstimmen, wie es bean-
tragt worden ist; denn ich würde diesem Gesetzentwurf
auch gern zweimal zustimmen.

(Heiterkeit und Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN – Zuruf DIE LINKE: Einmal!)

Denn das ist ein gutes Gesetz für das Land und für die
Kommunen in Hessen. Von all dem Theaterdonner, all der
blechernen Rhetorik der Debatte einmal abgesehen: Bis
2019 sind diese 400 Millionen € in den Landeshaushalt ge-
flossen. Das kann niemand bestreiten. Ab 2020 landen die
400 Millionen € in den Haushalten der Kommunen – kom-
munale Verwendungszwecke. Auch das kann niemand be-
streiten.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Nancy Faeser (SPD): Wer bestimmt das? – Weitere
Zurufe SPD)

Das sage ich, damit wir eine gemeinsame Tatsachenbasis
haben.

(Marius Weiß (SPD): Geltende Rechtslage! – Nancy
Faeser (SPD): Den Kommunen stehen die Gewerbe-
steuermittel auch zu! – Weitere Zurufe)

– Ich weiß, Frau Faeser. Sie als Vertreterin einer der reichs-
ten Kommunen Hessens haben natürlich immer mit dafür
gesorgt, dass Ihre Sozialdemokratische Partei im Landtag
allen Maßnahmen, die zur Umverteilung zugunsten der fi-
nanzschwächeren Kommunen gemacht worden sind, nicht
zugestimmt hat.

(Manfred Pentz (CDU): Hört, hört!)

Hier sitzt die Partei, die sich in besonderer Weise um die
reicheren Kommunen in Hessen kümmert.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Widerspruch SPD – René Rock (Freie Demokraten):
Das wird ja immer besser!)

Das halte ich immer wieder für eine eindrucksvolle Ge-
schichte. Das ist Schwalbacher Interessenpolitik und nichts
anderes, Frau Faeser. Aber langsam müssen Sie sich ein-
mal ums ganze Land und nicht nur um Schwalbach küm-
mern, wenn Sie mehr werden wollen in diesem Land.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Nancy Faeser (SPD): Ach, Herr Schäfer! – Zuruf
SPD: Wo ist Ihr Niveau geblieben? – Weitere Zurufe
– Glockenzeichen)

– Ihr braucht mir nur das Mikro etwas höher zu drehen,
dann schaffe ich das auch selbst; das ist nicht das Problem.

Lassen Sie mich einen Augenblick auf die Veränderungen
verwenden, die der Gesetzentwurf erfahren hat. Es ist
schon beachtlich, dass ein Gesamtvolumen von 400 Millio-
nen €, das bisher im Landeshaushalt gelandet ist, jetzt zu
kommunalen Zwecken verwendet wird. Jetzt kommen
noch 44 Millionen € Familienleistungsausgleich hinzu, wo-
zu es ausdrücklich keine bundesgesetzliche oder sonstige
Verpflichtung gab, sondern es war eine freiwillige Ent-
scheidung des Landes, das genauso zu regeln.

Wir haben in der Verabredung mit dem Städtetag – Kai
Klose hat darauf hingewiesen – ein Kindergarten-Investiti-
onsprogramm aus Landesmitteln mit 40 Millionen € zuge-
sichert. Wir verteilen um – darauf ist auch hingewiesen
worden – aus dem Bereich der Schlüsselzuweisungen zu
den Landkreisen hin zu den Gemeinden und Städten, die
die Gewerbesteuerumlage zahlen. Das heißt, weit über 100
Millionen € werden zugunsten der unmittelbar betroffenen
kommunalen Familie umgeleitet. Das ist eine sehr deutli-
che Verbesserung des Gesetzentwurfs und greift etliche
Punkte auf, die an der Stelle diskutiert worden sind.

Lassen Sie mich zum Schluss auf das Argument eingehen,
das nicht zu Unrecht vorgetragen wird, eigentlich sei für
den Ausgleich der Kommunale Finanzausgleich im enge-
ren Sinn zuständig. Die Mehrheit in diesem Haus hat den
Kommunalen Finanzausgleich im Jahr 2015 mit Wirkung
für 2016 reformiert – unter Auswertung der strukturellen
Finanzierungsverflechtungen des Jahres 2016. Zu diesen
gehörte natürlich, dass diese 400 Millionen € als Gewerbe-
steuerumlage beim Land landeten. Das heißt: Eine Umver-

Hessischer Landtag · 20. Wahlperiode · 25. Sitzung · 31. Oktober 2019 1925



teilung wurde gemacht, bei der diese 400 Millionen € noch
keine Rolle spielten.

Deshalb wird man diskutieren müssen – auch das habe ich
an diesem Pult schon gesagt –, ob man das, was wir jetzt
machen, bei der Evaluierung des Finanzausgleich integrie-
ren kann, sodass es am Ende ein einziger Rechenschritt ist.
Lassen Sie uns darüber reden.

Aber klar ist doch auch: Wenn wir jetzt nichts gemacht hät-
ten, wären 40 % dieser 400 Millionen € in den drei gewer-
besteuerstärksten Städten in Hessen gelandet: Frankfurt,
Eschborn und Neu-Isenburg. Nr. 4 wäre Schwalbach gewe-
sen; damit sind wir wieder beim Thema. Dort wäre es ge-
landet, meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Dr. h.c. Jörg-Uwe Hahn (Freie Demokraten): Dort
gehören sie hin!)

– Das kann man wollen, Herr Kollege Hahn. Ich will das
ausdrücklich nicht; denn wir wollen eine gerechtere Fi-
nanzverteilung im Land haben.

(Anhaltender Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ich bin bereit und mache das gern, darüber an jeder Stelle
im Land zu diskutieren. Am Ende haben wir eine Verant-
wortung für das ganze Land und nicht nur für die drei ein-
nahmestärksten Kommunen in Hessen. – Herzlichen Dank.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Boris Rhein:

Herzlichen Dank, Herr Minister. – Für eine zweite Runde
hat sich der Kollege Marius Weiß gemeldet.

(Vereinzelter Beifall SPD – Zuruf: Nein!)

Marius Weiß (SPD):

Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich finde,
hier geht es um so viel Geld für die kommunalen Haushal-
te, dass man durchaus in der zweiten und dritten Runde
diskutieren kann – erst recht nach den Ausführungen des
Finanzministers.

Herr Finanzminister, ich wundere mich – dieses Gesetz
scheint so eine Wohltat für die hessischen Kommunen zu
sein –, dass sie nicht alle jubeln. Sie scheinen das nicht zu
verstehen – trotz Werbevideos, die Sie für dieses Frakti-
onsgesetz finanziert haben. Irgendwie scheint das bei den
Kommunen nicht anzukommen. Ich glaube, das hat einen
Grund, weil die Kommunen äußerst skeptisch sind, wenn
Sie sagen, das sei Ihre große Leistung, und Sie seien der
große Wohltäter. Die Kommunen wissen sehr genau, dass
diese Landesregierung und der Ministerpräsident, der eben
auch zur Debatte gekommen ist, eigentlich etwas ganz an-
deres vorgehabt hatten. Denn dieser Ministerpräsident hat
versucht, bei seinen MP-Kollegen auf westdeutscher Ebene
eine Nachfolgeregelung für die zusätzliche Umlage von
29 Punkten zu finden.

(Zurufe: Aha!)

Er hat keine Mehrheit bekommen. Dieser Ministerpräsi-
dent Volker Bouffier wollte, dass die hessischen Kommu-
nen zum 1. Januar nächsten Jahres überhaupt nichts von
den 400 Millionen € bekommen, liebe Kolleginnen und
Kollegen.

(Beifall SPD – Heike Hofmann (Weiterstadt) (SPD):
Hört, hört!)

Dann zu sagen: „Wir sind jetzt die Wohltäter, und wir ge-
ben den Kommunen generös etwas zurück“, geht nicht.
Das nehmen Ihnen die Kommunen auch nicht ab, wenn Sie
mit doppelter Zunge sprechen, Herr Finanzminister. So
funktioniert es nicht. So zerstören Sie Vertrauen.

(Beifall SPD und Freie Demokraten)

Präsident Boris Rhein:

Herzlichen Dank, Herr Kollege. – Ich sehe keine weiteren
Wortmeldungen. Damit sind wir am Ende der Aussprache.

Beantragt wurde eine namentliche Abstimmung – Staats-
minister Schäfer würde zwei beantragen, aber es geht nur
eine – zur dritten Lesung des Gesetzentwurfs der Fraktio-
nen der CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
Drucks. 20/1428.

Ich bitte, zwei Dinge zu beachten, nämlich dass erstens
während der Abstimmung im Plenarsaal Ruhe herrscht.

(Beifall Holger Bellino (CDU))

Ansonsten ist es für die Schriftführer schwierig, zu hören,
was zugerufen wird. Wenn wir die Sache nicht unnötig ver-
längern wollen, wollen wir es beim ersten Mal schaffen.

Zweitens sagen Sie bitte sehr klar und deutlich Ja, Nein,
Enthaltung, Zustimmung oder was auch immer. Für die
Schriftführer muss klar erkennbar sein, wie Sie abstimmen
möchten. Wir beginnen mit dem Aufruf der Namen.

(Namensaufruf)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, hatte jeder die
Möglichkeit, seine Stimme abzugeben? – Das ist offen-
sichtlich der Fall. Dann schließe ich die Abstimmung und
bitte die Schriftführer, ihres Amtes zu walten und das Ab-
stimmungsverhalten auszuwerten.

(Stimmenauszählung – Abstimmungsliste siehe An-
lage)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir haben ein Er-
gebnis. Mit Ja gestimmt haben 66 Kollegen, mit Nein 60
Kollegen. Damit ist der Gesetzentwurf in dritter Lesung
angenommen und insoweit zum Gesetz erhoben.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir kommen zu den Tagesordnungspunkten 9 und 10:

Dritte Lesung
Gesetzentwurf 
Fraktion der SPD
Gesetz über das Verbot der Zweckentfremdung von
Wohnraum (Wohnraumschutzgesetz – WSchG)
– Drucks. 20/1374 zu Drucks. 20/1184 zu Drucks.
20/170 –

Dritte Lesung
Dringlicher Gesetzentwurf
Fraktion DIE LINKE
Gesetz gegen Leerstand und Zweckentfremdung von
Wohnraum
– Drucks. 20/1375 zu Drucks. 20/1186 zu Drucks.
20/238 –
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Die vereinbarte Redezeit beträgt fünf Minuten. Bericht-
erstatterin ist die Kollegin Elke Barth. Bitte schön, Frau
Barth.

Elke Barth, Berichterstatterin:

Ich lese die beiden Beschlussempfehlungen vor.

Zunächst zum Gesetzentwurf der Fraktion der SPD, Gesetz
über das Verbot der Zweckentfremdung von Wohnraum
(Wohnraumschutzgesetz – WSchG), Drucks. 20/1184 zu
Drucks. 20/170. Der Ausschuss für Wirtschaft, Energie,
Verkehr und Wohnen empfiehlt dem Plenum, den Gesetz-
entwurf in dritter Lesung abzulehnen: CDU, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN, AfD, Freie Demokraten gegen SPD,
DIE LINKE.

Nun zur Beschlussempfehlung und zum zweiten Bericht
des Ausschusses für Wirtschaft, Energie, Verkehr und
Wohnen zum Dringlichen Gesetzentwurf der Fraktion DIE
LINKE, Gesetz gegen Leerstand und Zweckentfremdung
von Wohnraum, Drucks. 20/1186 zu Drucks. 20/238. Die
Beschlussempfehlung lautet: Der Ausschuss für Wirt-
schaft, Energie, Verkehr und Wohnen empfiehlt dem Ple-
num, den Dringlichen Gesetzentwurf in dritter Lesung ab-
zulehnen: CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, AfD, Freie
Demokraten gegen DIE LINKE bei Enthaltung SPD.

Präsident Boris Rhein:

Vielen Dank, Frau Kollegin Barth. – Frau Barth, Sie sind
die erste Rednerin. Ich erteile Ihnen für fünf Minuten das
Wort.

Elke Barth (SPD):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Überall steht es
zu lesen: Die Mieten werden immer schwerer bezahlbar.
Jeden Monat erscheinen neue Studien, in denen vorgerech-
net wird, dass die Mieten in Frankfurt, in Darmstadt, in
Wiesbaden, im gesamten Rhein-Main-Gebiet für Durch-
schnittsverdiener nicht mehr bezahlbar sind. Singles müs-
sen nach der neuesten Studie des Frankfurter Immobilien
und Beratungsunternehmens Immo-Concept 2.000 € netto
verdienen, um sich in Frankfurt eine Wohnung mit 40 bis
50 m² leisten zu können. In angesagten Stadtteilen müssen
sie sogar bis zu 3.000 € netto verdienen, um sich eine
Wohnung leisten zu können. Dabei lag das Durchschnitts-
einkommen 2017 in Frankfurt gerade einmal bei 1.845 €.

Wir alle kennen diese Zahlen. Uns unterscheiden aber die
Instrumente, mit denen wir die Situation angehen wollen.
Wir alle wollen bauen, bauen, bauen. Das ist Konsens.

(Beifall SPD)

Was uns allerdings unterscheidet: Wenn es konkret wird,
meine Damen und Herren – hier spreche ich vor allem Sie
von der CDU an –, dann kneifen Sie.

(Beifall SPD und vereinzelt Freie Demokraten)

Bei der angedachten Bebauung zwischen Frankfurt und
Oberursel – Sie wissen, wovon ich spreche –, die sicher
ambitioniert ist und bei der diskussionswürdig ist, wie viel
wir dort bauen möchten, hat sich die CDU in der Regional-
versammlung Südhessen bereits festgelegt. Sie will dort
gar nicht bauen. Die Gutachten, die wir in Auftrag gegeben
haben, sind noch nicht einmal ausgewertet; trotzdem sagt

die CDU nun kategorisch Nein. Wo wollen Sie denn die
vielen Wohnungen bauen, die wir in der Region brauchen?
Herr Banzer, das Minus, das Sie hierfür in der „FAZ“ vom
vergangenen Sonntag kassiert haben, haben Sie wirklich so
was von verdient.

(Beifall SPD und vereinzelt Freie Demokraten)

Stattdessen wollen Sie den Menschen jetzt vorschreiben,
wo sie wohnen sollen, nämlich im Frankfurter Bogen. Da-
zu gehört z. B. die Gemeinde Zwingenberg an der Berg-
straße: 7.000 Einwohner, nicht gerade zentral gelegen, aber
man ist in einer halben Stunde am Frankfurter Hauptbahn-
hof.

(Minister Tarek Al-Wazir: In 29 Minuten!)

– In 29 Minuten. – Die Gemeinde liegt im Frankfurter Bo-
gen. Herr Staatsminister Al-Wazir, was nutzt mir das, wenn
ich gar nicht in Frankfurt arbeite, sondern z. B. in Neu-
Isenburg? Ich begrüße Ihren Ansatz, die Region weiter zu
denken, aber die alleinige Fokussierung auf 30 Minuten
Fahrzeit mit dem ÖPNV zum Frankfurter Hauptbahnhof –
unabhängig davon, wo die Menschen arbeiten, ob sie über-
haupt noch arbeiten oder ob sie beispielsweise im Alter
dort wohnen wollen, wo sie zu Fuß zum Arzt oder zu Kul-
turangeboten kommen, eine entsprechende Infrastruktur
vorfinden – ist falsch. Daher wird Ihr Vorstoß, inklusive
professionell gestalteter Homepage, Logo und netten Ver-
anstaltungen für die Bürgermeister, zu Recht als Marke-
ting-Gag bezeichnet.

(Beifall SPD und vereinzelt Freie Demokraten – Zu-
ruf Mathias Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN))

In der „hessenschau“ wurde Ihr Parteikollege Horst Burg-
hardt, Bürgermeister von Friedrichsdorf, mit seiner Öko-
siedlung als Präzendenzfall vorgestellt. Da funktioniert der
Frankfurter Bogen sogar schon, wie man sehen konnte;
denn dort wird gebaut. Was allerdings nicht berichtet wur-
de: Die Ökosiedlung wurde schon geplant, da waren Sie,
Herr Minister, noch mit uns gemeinsam in der Opposition.
So etwas nennt man wohl Potemkinsche Dörfer.

(Heiterkeit und Beifall SPD und vereinzelt Freie De-
mokraten – Minister Tarek Al-Wazir: Potjomkin hat
Kulissen gestellt, aber dort wird wirklich gebaut!)

– Darf ich jetzt weiterreden? – Meine Damen und Herren,
deshalb ist der Schutz des Bestandes – dazu gehört das
Zweckentfremdungsgesetz als wichtiges Instrument, das
anderenorts, in Bayern, in Nordrhein-Westfalen, in Berlin,
erfolgreich genutzt wird – neben allen Neubaumaßnahmen
und Infrastrukturmaßnahmen ein ebenso wichtiger Faktor.

(Beifall SPD)

Ich beende meine Rede mit einem Zitat aus einem Kom-
mentar in der „Frankfurter Rundschau“ vom 28. Oktober
unter der Überschrift „Nichts als Wucher“:

Überall in der Stadt entstehen superteure Hochhaus-
wohnungen, Mikroappartments, neue Hotels statt
normaler Wohnungen für Familien. So wichtig es ist,
diese Entwicklung zu stoppen, hohe Quoten für ge-
förderten Wohnraum endlich konsequent durchzuset-
zen, so wichtig ist es, den Bestand zu schützen.
Doch weil sich die schwarz-grüne Mehrheit im
Landtag hartnäckig sträubt, wieder ein Zweckent-
fremdungsverbot einzuführen, kann die Stadt etwa
gegen das Leerstehenlassen von Wohnungen aus
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spekulativen Gründen bislang nicht vorgehen. Lange
hat man auch in Frankfurt geglaubt, der Wohnungs-
markt werde sich schon selbst regulieren. Es wird
Zeit, dass auch die Landespolitik endlich umdenkt.

Dem ist nichts hinzuzufügen. – Vielen Dank, meine Da-
men und Herren.

(Beifall SPD)

Präsident Boris Rhein:

Herzlichen Dank, Frau Kollegin Barth. – Nächster Redner
ist der Abg. Schalauske für die Fraktion DIE LINKE.

Jan Schalauske (DIE LINKE):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Die Anhörung
zu den Gesetzentwürfen der LINKEN und der SPD hat ge-
zeigt: Leerstand und Zweckentfremdung sind im Ballungs-
raum Rhein-Main ein gravierendes Problem. So sahen es
die Mieterinitiativen, die Frankfurter Ortsbeiräte sowie die
Wohnungsämter in Frankfurt und in Wiesbaden. Andere
Auffassungen vertraten vor allem die Vertreter der Immo-
bilienwirtschaft. Letzteres kann ich mir gut erklären.

Obwohl die hessischen GRÜNEN die Forderung nach ei-
nem Zweckentfremdungsverbot in ihrem Landtagswahl-
programm stehen haben, die Frankfurter Basis der GRÜ-
NEN ein solches Gesetz fordert, stellen sich der grüne Mi-
nister und seine Landtagsfraktion an die Seite der Immobi-
lienlobby und lehnen dieses Gesetz ab. Diese Haltung der
GRÜNEN ist nicht nur bedauerlich, sondern sie schadet
den hessischen Mieterinnen und Mietern. Ändern Sie Ihre
Haltung, hören Sie auf Ihre Basis, und stimmen Sie unse-
rem Gesetzentwurf und dem Gesetzentwurf der SPD-Frak-
tion zu.

(Beifall DIE LINKE)

In der Anhörung wurde die Argumentation der Regierung,
die immer wiederholt, Leerstand sei zahlenmäßig nicht re-
levant, eindeutig widerlegt. Eine sachgemäße Definition
des Begriffs „Leerstand“, die Sockelleerstand, strukturellen
Leerstand und Schrottimmobilien beinhaltet, würde die
Diskussion im Parlament endlich auf eine angemessenere
Grundlage stellen.

In der Anhörung wurde auch auf die Notwendigkeit der
Bestandssicherung hingewiesen, weil Neubau eben Zeit
braucht. Da es viele Diskussionen und Probleme gibt, müs-
sen wir auch die Mieterinnen und Mieter in Bestandswoh-
nungen schützen. Anders als in Bayern, Berlin und Ham-
burg fehlt den hessischen Kommunen seit der Aufhebung
des entsprechenden Gesetzes vor über zehn Jahren ein ge-
eignetes Instrument, um gegen mitunter auch spekulativen
Leerstand vorzugehen. Das muss sich ändern.

(Beifall DIE LINKE)

Unser Gesetzentwurf ermöglicht es, Sanktionen anzudro-
hen und Bußgelder zu verhängen, wenn Eigentümer nicht
ihrer Pflicht nachkommen; denn Eigentum verpflichtet.
Frei werdenden Wohnraum nicht möglichst schnell wieder
zu vermieten, sondern ihn zu Spekulationszwecken unbe-
wohnt zu lassen, in einen Gewerberaum umzuwandeln
oder gar abzureißen – diese Zweckentfremdung wollen wir
nicht. Deswegen brauchen wir Maßnahmen, um dagegen
vorzugehen.

(Beifall DIE LINKE)

Geschieht trotz Sanktionen oder Bußgeldern nichts, müs-
sen Kommunen im letzten Schritt auch die Möglichkeit ha-
ben, das Gebäude oder die Wohnung zu beschlagnahmen
und einen Treuhänder einzusetzen, der die freie Wohnung
anstelle des Eigentümers bewirtschaftet, zum Wohle der
Mieterinnen und Mieter.

(Beifall DIE LINKE)

Wir haben über einzelne Positionen – die Definition von
Leerstand, positive Erfahrungen der Stadt München mit
dem bayerischen Gesetz – in der vergangenen Plenarsit-
zung und in der vergangenen Ausschusssitzung bereits aus-
führlich diskutiert. Leider hat sich Schwarz-Grün als ein
bisschen – wie soll ich es sagen? – faktenresistent erwie-
sen. Es hat die Anregungen aus der Anhörung nicht so
richtig aufgenommen. Wir allerdings haben ein paar Hin-
weise in unseren Gesetzentwurf aufgenommen; deswegen
haben wir auch die dritte Lesung beantragt.

Wir wollen in erster Linie die Regelungen zur Bereitstel-
lung von Ersatzwohnraum verschärfen. Wenn günstiger
Wohnraum zweckentfremdet wird, soll durch den Eigentü-
mer nicht nur quantitativ mehr Wohnraum neu geschaffen
werden, als durch die Zweckentfremdung verloren ging,
sondern dieser muss dann auch die gleiche Miethöhe haben
und im selben Stadtgebiet geschaffen werden wie der, der
zweckentfremdet wurde. Sonst ist nämlich der Verdrän-
gung der aktuellen Mieter Tür und Tor geöffnet, und es
kommt genau zu dem Problem, das wir bekämpfen wollen.
Deswegen sind wir für diese Änderungen und für diese
Verschärfungen. Vielen Dank auch für diese Anregungen.

(Beifall DIE LINKE)

Ein Gesetz gegen Wohnraumzweckentfremdung und Leer-
stand wird auch in München schon seit den Siebzigerjah-
ren erfolgreich angewandt. Die Änderungen, die wir vor-
schlagen, beruhen auch auf den Erfahrungen, die mit die-
sem Gesetz gemacht wurden.

Leider hat die bisherige Debatte über das Gesetz veran-
schaulicht: Die Wohnungspolitik von Schwarz-Grün be-
deutet, sich eben nicht intensiv mit den Realitäten und Be-
dürfnissen der von Wohnungsnot betroffenen Bevölkerung
auseinanderzusetzen. Schwarz-Grün setzt da eher auf Woh-
nungsmarktpolitik und auf das Reden mit den sogenannten
Playern auf dem Markt.

Dafür spricht leider auch, dass sich der Staatsminister auf
der Immobilienmesse Expo Real bei Vertretern von Ban-
ken über ein mögliches Platzen der Immobilienblase infor-
mierte. Er denkt anscheinend, wenn die Banken und die
Immobilienwirtschaft erklären, es sei alles in Ordnung,
dann läuft auch wohnungspolitisch alles rund. Mir wäre ein
Wohnungsminister lieber, der das Gespräch mit den Miete-
rinnen und Mietern, mit Mieterschutzanwälten und mit den
Betroffenen suchte, statt sich auf der Messe bei den Vertre-
tern von Banken zu informieren.

(Beifall DIE LINKE)

Präsident Boris Rhein:

Herr Kollege, Ihre Redezeit ist um.
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Jan Schalauske (DIE LINKE):

Deswegen komme ich zum letzten Satz. – Stimmen Sie un-
serem Gesetzentwurf zu, schützen Sie die Mieter vor Leer-
stand und vor Verdrängung, und schaffen Sie im Sinne der
Mieter ein geeignetes Instrument für die Kommunen. –
Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE)

Präsident Boris Rhein:

Vielen Dank. – Nächster Redner ist der Abg. Dimitri
Schulz für die Fraktion der AfD.

Dimitri Schulz (AfD):

Verehrtes Präsidium, sehr geehrte Damen und Herren! Sie
bringen mit viel Vorspann einen Gesetzentwurf ein, der für
eine Beseitigung der Mieteskalation auf dem Wohnungs-
markt sorgen soll. In dieser Vorlage wird diese komplexe
Problematik sehr einseitig betrachtet. Sie weisen alle
Wahrnehmungen und Bedenken der Fachleute systema-
tisch zurück. Sie holen Experten aus München, die Ihre
Vorschläge untermauern sollen.

Um die Unzulänglichkeit Ihres Gesetzentwurfs zu bewei-
sen, brauchen wir nur nach Frankfurt zu schauen. Ich habe
einen Bericht mitgebracht, der am 15. Oktober in der
„Frankfurter Neuen Presse“ erschienen ist.

(Der Redner hält eine Zeitung hoch.)

In diesem Bericht geht es um einen Wohnkomplex in
Frankfurt-Hausen. Es ist geplant, in dieser Wohngemein-
schaft Studenten und Flüchtlinge – oder, wie Sie zu sagen
pflegen, Geflüchtete – unterzubringen. Eine massivere
Zweckentfremdung hat es in diesem Land noch nie gege-
ben.

(Beifall AfD – Jan Schalauske (DIE LINKE): Sie
machen eine Zweckentfremdung dieser Debatte! Es
ist eine Zweckentfremdung dieser Wohnungsbaude-
batte, die Sie betreiben! – Unruhe – Glockenzei-
chen)

Es sollen in einem für Studenten günstig gelegenen Wohn-
komplex Flüchtlinge mit der scheinheiligen Begründung
untergebracht werden, den Kontakt zwischen Studenten
und Flüchtlingen zu erleichtern. Wenn Studenten trotz ih-
res Studiums, eines Nebenjobs und des von Ihnen verur-
sachten Stresses bei der Suche nach einer passenden Woh-
nung Zeit finden und den Wunsch haben, Flüchtlinge ken-
nenzulernen, haben sie die Möglichkeit dazu als ehrenamt-
liche Flüchtlingshelfer oder als einfache Bürger auf einem
Bahnhof oder an der Strecke.

(Beifall AfD – Zurufe DIE LINKE)

Dabei werden durch diese Unterbringung von Flüchtlingen
in einem als Studentenwohnheim geeigneten Gebäude die
Studenten benachteiligt oder sogar diskriminiert, die ver-
zweifelt eine Bleibe suchen.

(Beifall AfD)

Ich wiederhole: Das ist die massivste Zweckentfremdung
von Wohnraum in unserem Lande.

(Beifall AfD)

Damit Sie verstehen, warum wir dagegen sind, sage ich Ih-
nen Folgendes: Ein Student braucht eine Wohnung in der
Nähe seiner Hochschule, damit er seine Zeit sinnvoll für
das Lernen und für sonstige studentische Aktivitäten nut-
zen kann. Ein Flüchtling, der weder die Sprache beherrscht
noch einer geregelten Arbeit nachgeht, hat nicht die Not-
wendigkeit, in einer Metropole zu leben und dadurch eine
zusätzliche Belastung auf dem Wohnungsmarkt zu verursa-
chen.

(Beifall AfD)

Der Evangelische Verein für Wohnraumhilfe in Frankfurt
am Main schreibt auf seiner Internetseite: „Wohnungslo-
sigkeit tastet die Menschenwürde an.“ Diese Würde wird
in Frankfurt unter anderem dadurch mit Füßen getreten,
dass Studenten ausgebeutet werden, die auf bezahlbare
Wohnungen angewiesen sind.

(Beifall AfD)

Im Gegensatz zu den Flüchtlingen bekommt ein großer
Teil der Studenten keine staatliche Unterstützung – wenn
man vom viel zu niedrigen deutschen Kindergeld absieht.

(Jan Schalauske (DIE LINKE): Das stimmt doch
einfach nicht!)

Trotzdem müssen die Studenten nun mit den bessergestell-
ten Flüchtlingen um denselben Wohnraum konkurrieren,
und das kann nicht sein.

(Beifall AfD)

Der Investor Solidare stattet seine Wohnungen mit Möbeln
aus, vermietet sie als möblierte Wohnungen, kann so die
hochgejubelte Mietpreisbremse umgehen und ein Vielfa-
ches an Mietzins verlangen. Auf diese Problematik habe
nicht nur ich hingewiesen, sondern das haben auch andere
Abgeordnetenkollegen im Ausschuss getan.

Sie sehen anhand dieses Beispiels, dass neue Regelungen
dazu führen, dass Betroffene legale Wege suchen, um diese
zu umgehen. Diese Spirale sorgt für immer weiter steigen-
de Mieten. Ich setze voraus, dass das nicht Ihr Ansinnen
ist. Wir sollten unsere Mittel für zielführende Projekte ein-
setzen: die Stärkung des ländlichen Raums, Abbau der Bü-
rokratie und Senkung der Baukosten. – Vielen Dank.

(Beifall AfD)

Präsident Boris Rhein:

Vielen Dank, Herr Kollege. – Nächster Redner ist der Abg.
Heiko Kasseckert für die Fraktion der CDU.

(Dr. h.c. Jörg-Uwe Hahn (Freie Demokraten): Man
muss keine zehn Minuten reden!)

Heiko Kasseckert (CDU):

Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich will
versuchen, mich auf das Wesentliche zu begrenzen; denn
wir haben diesen Punkt hier schon mehrfach diskutiert.

Das Thema Zweckentfremdungsverbot ist eine der Maß-
nahmen, die wir im Zusammenhang mit regulatorischen
Vorgaben diskutiert haben, um das gemeinsame Ziel zu er-
reichen, dass wir im Ballungsraum die Wohnungsnot etwas
lindern, dass wir den Anstieg der Mieten etwas dämpfen.
Es besteht ein Dissens darüber – auch wenn wir in der drit-
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ten Runde diskutieren –, ob das ein Instrument ist, das da-
zu beiträgt, dass Investoren mehr bauen. Ich glaube, wir
sind uns einig, die einzige Möglichkeit, die Wohnungsnot,
den Wohnungsmangel zu beheben, ist der Neubau von
Wohnungen. Wir sind davon überzeugt – wie gesagt, auch
nach der dritten Runde –, dass das Zweckentfremdungsver-
bot kein geeignetes Mittel ist. Deswegen werden wir es
auch an dieser Stelle wieder ablehnen.

Ich will trotzdem die Zeit nutzen. Das ist eigentlich nicht
meine Art und Weise, aber nach dem, was Sie gerade vor-
getragen haben, Herr Schulz, tue ich das. Das war so ge-
schmacklos.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD,
DIE LINKE und Freie Demokraten)

Es war so geschmacklos, bei dem Thema Zweckentfrem-
dungsverbot darüber zu reden, dass Menschen, die hierher
geflüchtet sind und Schutz suchen und die selbstverständ-
lich in Wohnungen untergebracht werden, anderen die
Wohnung wegnehmen würden und dass das die eigentliche
Zweckentfremdung sei. Das ist so etwas von geschmack-
los, und es ist schade, dass es so wenige gibt, die heute
Abend noch hier sind. – Vielen Dank.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD,
DIE LINKE und Freie Demokraten)

Präsident Boris Rhein:

Vielen Dank, Herr Kollege Kasseckert. – Nächste Rednerin
ist die Abg. Förster-Heldmann für die Fraktion BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN.

Hildegard Förster-Heldmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Sehr geehrter Herr Präsident, liebe, geschätzte Kolleginnen
und Kollegen! Vielen Dank, Heiko Kasseckert, für die letz-
ten Worte. Ich glaube, das war jetzt an dieser Stelle noch
einmal wichtig.

Mir ist aber noch einmal wichtig, zu sagen, dass wir uns in
der Gesamtschau einig darüber sind, dass wir mehr Woh-
nungen brauchen, dass wir unsere Städte weiterentwickeln
müssen und dass wir vor allen Dingen den Großraum
Frankfurt im Besonderen ins Auge nehmen müssen. Dazu
haben wir Antworten gegeben bzw. hat das Ministerium ei-
ne Antwort gegeben, nämlich den Frankfurter Bogen. Ich
sehe das absolut nicht als Marketingstrategie. Ich verstehe
überhaupt nicht, warum man, wenn jemand aktiv Angebote
an 50 Kommunen macht, die davon profitieren können,
einfach nur von einem Gag redet. Ich finde das respektlos,
und es wird überhaupt nicht der Sache gerecht.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und CDU)

Es geht darum, Angebote zu schaffen, um die Möglichkeit,
Flächen zu nutzen, die entlang von Schienensträngen lie-
gen. Das ist ja die Novität, nachdem man jahrzehntelang
immer an den Asphaltachsen entlang gebaut hat, jetzt ein
Alternativangebot zu schaffen, um den Menschen einen di-
rekten Anschluss und die direkte Infrastruktur zu bieten,
ohne diesen verlängernden Aspekt der Infrastrukturschaf-
fung, um an dieser Stelle schneller zu sein.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es geht doch im Augen-
blick auch darum, dass wir in diesem Wohnungsmarkt –

egal, wie man ihn nennt – nicht in die passive Seite rein-
kommen, sondern dass wir aktiv weitergestalten. Für diese
aktive Weitergestaltung ist es doch notwendig, dass ich ei-
ne Abschätzung darüber mache, wie viele temporäre regu-
latorische Möglichkeiten ich nutze, um sie in den urbanen
Räumen umzusetzen.

Weil heute, wie ich glaube, schon fünfmal in zwei Reden
das Beispiel München genannt wurde, will ich genau dar-
auf eingehen. Denn genau das machen wir ja. Wir geben
den 31 Städten, die auch der Mietpreisbremse unterliegen,
den Milieuschutz. Dadurch haben die Kommunen die
Möglichkeit, die Umwandlung, die Zweckentfremdung zu
verhindern. Denn es geht darum, Airbnb und die Fremd-
nutzung von Wohnungen zu verhindern. Das ist genau das,
was München gemacht hat, wo sie Erfolg gehabt haben
und wo auch hessische Städte Erfolg haben können. Das
können sie derzeit.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wenn wir auf dem Wohnungsmarkt aktiv sein wollen, dann
gehören zwei Aspekte dazu. Dazu gehört erstens das Er-
stellen von Neubauten. Da haben wir ein umfassendes Pro-
gramm. Ich sage es noch einmal: 2,2 Milliarden €, die nur
für sozialen Wohnungsbau, für Belegungsrechte da sein
sollen. Das kann man nutzen, wenn man es will. Zweitens
gehört auch das Verwalten von vorhandenen Wohnungen
dazu. Da sind die Partner an unserer Seite: die Nassauische
Heim und die vielen kommunalen Wohnungsbauunterneh-
men, die als Partner für Städte und Gemeinden zur Verfü-
gung stehen. Diese schützen wir einerseits, geben ihnen
aber auch klare Handlungsaufgaben wie die Kappungs-
grenze, wie – den Namen habe ich vergessen – die Miet-
preisbremse.

(Heiterkeit – René Rock (Freie Demokraten): Da
braucht man nicht nur den Namen zu vergessen!)

Diese Dinge sind notwendig. Es ist einfach notwendig,
dass wir diese Bestandhalter weiter an unserer Seite halten,
weil wir ohne diese keine aktive Wohnungspolitik betrei-
ben können.

Diese ganzen Aspekte bitte ich Sie auch zu berücksichti-
gen. Ich bitte Sie vor allen Dingen um eines: Tun Sie nicht
so, als wäre das Wohnraumzweckentfremdungsgesetz, das
wirklich nur einen kleinen Teilaspekt in der vielfältigen
Wohnungspolitik betrachtet, ein Allheilmittel. – Vielen
Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und CDU)

Präsident Boris Rhein:

Vielen Dank, Frau Kollegin Förster-Heldmann. – Nächster
Redner ist der Kollege Abg. Lenders für die Fraktion der
Freien Demokraten.

Bevor er das Wort ergreift, möchte ich noch aus aktuellem
Anlass darauf hinweisen, dass bitte im Plenarsaal keine Fo-
tos – auch nicht untereinander – gemacht werden. Das ha-
ben wir gemeinsam so in der Geschäftsordnung vereinbart.
Das ist nur dann möglich, wenn man eine entsprechende
Genehmigung dafür erhalten hat. – Bitte schön, Herr Kol-
lege Lenders.
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Jürgen Lenders (Freie Demokraten):

Vielen Dank, Herr Präsident. – Zu vorgerückter Stunde
hatte ich eigentlich vor, zum Zweckentfremdungsgesetz
nicht mehr so viel zu sagen. Aber wenn die Kollegin Barth
das Thema schon selbst ein bisschen weiter behandelt hat
und die Josefstadt ins Gespräch gebracht hat, dann kann
man schon einmal sagen: Auch aus liberaler Sicht ist das,
was wir an Diskussionen bei der Josefstadt im Moment er-
leben, arg bedauerlich.

Die pauschale Abfuhr, so wie die CDU das vor Ort voran-
getrieben hat, zeigt: Die CDU war einmal eine Partei, die
Wirtschaftskompetenz hatte, die wusste, dass wir auch Lo-
gistikflächen brauchen, die wusste, dass wir Arbeitskräfte
brauchen, die in der Nähe vom Arbeitgeber wohnen. All
das kann man bei der CDU in der Regionalversammlung
nicht mehr sehen. Zu unserem großen Bedauern müssen
wir feststellen, dass die Idee einer Josefstadt, eines Neu-
baugebiets, in der Regionalversammlung, getrieben von
der CDU, pauschal in Bausch und Bogen abgelehnt wird.
Dass dann andere Kräfte auf die Idee kommen, zu sagen,
dass man daran verzweifeln kann, bis wir tatsächlich ein
Neubaugebiet ausweisen können, und dass man dann wie
die SPD nach Interimslösungen sucht, kann man zumindest
nachvollziehen.

Ich glaube, selbst ein Minister muss sich ab und zu die
Haare raufen, wenn er sieht, was da vor Ort so alles disku-
tiert wird.

Der Minister hat im Zweckentfremdungsgesetz selbst den,
ich bleibe dabei, „Frankfurter Kranz“ ins Spiel gebracht.

(Beifall Freie Demokraten)

„Frankfurter Kranz“, das will ich gar nicht despektierlich
sagen, aber er ist schwer verdaulich. Kollegin Förster-
Heldmann hat gerade noch einmal dargelegt, dass es vor
allen Dingen darum geht, an den Magistralen der Schienen
entlang Neubaugebiete zu erschließen.

Meine Damen und Herren, das wird alleine nichts nutzen.
Die Schienenmagistralen mögen interessant sein. Men-
schen, die sich für ein Wohnbaugebiet interessieren, sehen
es als Prä, wenn es dort eine Haltestelle des ÖPNV gibt.
Das stimmt. Wenn dort aber keine vernünftige Straßenan-
bindung ist, werden sie sich trotzdem nicht dazu entschlie-
ßen können, in ein solches Wohnbaugebiet zu ziehen.

Meine Damen und Herren, Herr Staatsminister Al-Wazir,
es wird Ihnen auch nichts nutzen. Die Probleme mit dem
„Frankfurter Kranz“ sind immer noch da.

(Michael Boddenberg (CDU): Bogen!)

– Der „Frankfurter Kranz“ ist das mit den Kirschen oben-
drauf. Diese Kirschenpickerei versucht er auch.

Meine Damen und Herren, die Projekte kennen wir alle, da
ist nichts Neues dabei. Auch die Probleme werden nicht
angegangen. Solange Sie den Kommunen vor Ort nicht bei
den strukturellen Kosten helfen, wenn sie ein Wohnbauge-
biet neu ausweisen, d. h., nicht nur einen Investitionszu-
schuss zu geben, sondern sie beispielsweise dauerhaft bei
der Unterhaltung von Kindergärten zu unterstützen, haben
die Kommunen vor Ort kein Interesse daran, neue Wohn-
baugebiete auszuweisen, meine Damen und Herren. Da
nutzt auch Ihre Frankfurter-Bogen-PR-Aktion überhaupt
nichts.

(Dr. h.c. Jörg-Uwe Hahn (Freie Demokraten):
Kranz!)

Meine Damen und Herren, der Minister hat auch andere
Baustellen wie den Supermarktgipfel aufgemacht. Ich bin
auf die Ergebnisse gespannt wie ein Flitzebogen. Ich erlebe
das gerade in der eigenen Firma. Wenn Sie das, wie wir,
einmal gemacht haben, über der Firma acht Studentenwoh-
nungen einrichten, dann kann ich Ihnen sagen, wenn Sie
sich als Gewerbetreibender auf einen solchen Weg machen,
dann sind die Probleme vom ersten Tag an da:

(Beifall Freie Demokraten)

Parkplatzprobleme, Mieter, die Ihnen auf einmal durch das
Lager rennen, Menschen, die Ihnen auf einmal durch Aus-
stellungsflächen rennen. Die Konflikte sind vorprogram-
miert. Dass Supermarktbetreiber wenig Interesse verspü-
ren, solch einen Weg mit dem Minister zu gehen, kann ich
mittlerweile aus eigener Erfahrung sehr gut nachvollzie-
hen.

(Michael Boddenberg (CDU): Kollege Lenders hat
jahrelang im Supermarkt gelebt!)

– Herr Boddenberg, Sie sind die neue bürgerbewegte Partei
vor Ort. Die CDU ist die bürgerbewegte Partei. Respekt.

Meine Damen und Herren, es wäre besser, Sie würden ein-
mal nach Lösungen suchen, die tatsächlich funktionieren,
Lösungen, wie sie Ihnen Haus & Grund in einem Sechs-
punkteplan vorgelegt hat. Herr Staatsminister Al-Wazir,
Haus & Grund hat Ihnen einen Sechspunkteplan vorgelegt,
wie man auf einfache und schnelle Art und Weise im
Dachgeschossausbau wirkliche Kapazitäten heben kann.
Das würde den Druck auf die Wohngebiete nehmen. Gera-
de in Frankfurt sind große Kapazitäten vorhanden.

Haus & Grund wartet bis heute auf eine Antwort von Ih-
nen, wie Sie zu diesen Herausforderungen und zu diesen
Vorschlägen stehen, die sehr konkret und sehr schnell un-
bürokratisch neuen Wohnraum schaffen können.

(Beifall Freie Demokraten)

Meine Damen und Herren, lassen Sie uns doch einmal sol-
che Dinge konkret diskutieren. Es wäre wünschenswert,
wenn wir bei so einer Frage wie der Josefstadt mit weniger
Ideologie und weniger Schaum vor dem Mund diskutieren
könnten.

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Das sagst du!)

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall Freie Demokraten – Janine Wissler (DIE
LINKE): Es kann ja nicht jeder so ideologiefrei
sein!)

Präsident Boris Rhein:

Vielen Dank, Herr Kollege Lenders. – Ich darf für die Lan-
desregierung Herrn Staatsminister Al-Wazir das Wort ertei-
len.

Tarek Al-Wazir, Minister für Wirtschaft, Energie, Ver-
kehr und Wohnen:

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich finde auch
allgemeine wohnungspolitische Debatten spannend. Ich
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darf aber daran erinnern, dass wir gerade über das Gesetz
über die Zweckentfremdung diskutieren.

(Zuruf: Bravo!)

Ich will an dieser Stelle sagen: Ja, spekulativer Leerstand,
da, wo es ihn wirklich gibt, ärgert mich. Ja, Eigentum ver-
pflichtet. Das ist ausdrücklich richtig. Es ist viel über die
Erfahrungen aus den Siebzigerjahren des letzten Jahrhun-
derts geredet worden und über die damaligen Notwendig-
keiten für ein Zweckentfremdungsgesetz.

Ja, damals gab es noch viel mehr Druck auf Zweckent-
fremdung von Wohnraum. Denken Sie an damalige Abris-
se von innerstädtischen Wohnbauten, um beispielsweise
Bürohochhäuser zu errichten. Oder denken Sie daran, wie
groß der Druck damals war, Wohnungen zu Büros zu ma-
chen. Das findet jedenfalls so nicht mehr statt.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Im Gegenteil, wir tun alles dafür, den gegenteiligen Weg
zu gehen, nämlich leer stehende Büros und leer stehende
Läden in Wohnraum umzuwidmen. Dabei sind wir ziem-
lich erfolgreich.

Das Zweite ist der wirklich spekulative Leerstand, ich sage
ausdrücklich: der wirklich spekulative Leerstand. Ich habe
neulich in der Zeitung gelesen, dass der von uns hoch ge-
schätzte ehemalige Kollege Pawlik zu einem Rundgang
durch einen Stadtteil zu einem aus seiner Sicht leer stehen-
den Haus eingeladen hat und sich dann gewundert hat, dass
Menschen aus dem Fenster geschaut haben, die offensicht-
lich dort gewohnt haben.

(Zuruf Michael Boddenberg (CDU))

Da, wo es den wirklich spekulativen Leerstand gibt, muss
man sich immer die Frage stellen, warum es ihn gibt. Ja, es
gibt an bestimmten Stellen Spekulation, wo Häuser – ich
sage jetzt einmal das schreckliche Wort – Schritt für Schritt
entmietet werden, um sie möglichst komplett leer stehen zu
haben, damit die Wohnungen dann einzeln weiterverkauft
werden können.

Für diesen Fall werden wir den Kommunen den Umwand-
lungsvorbehalt an die Hand geben, um den wirtschaftli-
chen Grund für diesen spekulativen Leerstand wegfallen zu
lassen. Wenn eine Mietwohnung immer eine Mietwohnung
bleibt, dann gibt es keinen ökonomischen Grund mehr da-
für, sie leer stehen zu lassen. Deswegen setze ich darauf,
dass wir an der Stelle den ökonomischen Grund für diesen
Teil hinbekommen und dort, wo es den spekulativen Leer-
stand wirklich gibt, vorankommen.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Jetzt will ich zu diesem Punkt einen weiteren Satz sagen.
Da, wo es übrigens schon Gesetzesänderungen gab, Stich-
wort: Ferienwohnungen – –

Präsident Boris Rhein:

Herr Staatsminister, Frau Barth hätte eine Zwischenfrage.
Lassen Sie sie zu?

(Zurufe CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Ja,
sonst gibt es eine zweite Runde! – Minister Tarek
Al-Wazir: Ja!)

– Herr Staatsminister, also, ich schalte sie frei.

Elke Barth (SPD):

Sie haben eben angekündigt, die Umwandlung von Miet-
in Eigentumswohnungen verhindern zu wollen. Ich habe in
der letzten Wirtschaftsausschusssitzung versucht, dem
Staatssekretär die Information zu entlocken, wann hierzu
das Gesetz oder die Verordnung kommt. Er konnte mir we-
der Jahr noch Jahreszeit nennen. Können Sie das vielleicht,
oder wenigstens die Legislaturperiode?

Präsident Boris Rhein:

Herr Staatsminister.

Tarek Al-Wazir, Minister für Wirtschaft, Energie, Ver-
kehr und Wohnen:

Erstens. Es wird in dieser Legislaturperiode sein.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Zuruf Freie Demokraten: Das haben wir schon ein-
mal gehört!)

Zweitens. Wir wollen das im nächsten Jahr auf den Weg
bringen. Wir überlegen nur, ob und, wenn ja, wie wir das
zu diversen anderen Verordnungslaufzeiten kongruent ma-
chen.

Sie können sich daran erinnern, dass wir beispielsweise bei
Mietpreisbremse, abgesenkter Kappungsgrenze und erhöh-
ter Kündigungssperrfrist die Verordnungen so gemacht ha-
ben, dass sie zeitlich kongruent sind und dass wir sie im-
mer auf die gleichen 31 Städte und Gemeinden beziehen.

Aus diesem Grund versuchen wir, die Verordnungen so zu
machen, dass sie möglichst kongruent laufen. Seien Sie
versichert, das wird bald kommen. Ich sage dazu: Man
muss es dann aber vor Ort auch anwenden.

Ich wollte gerade über die Gesetzesänderung in der letzten
Legislaturperiode reden, Stichwort: Ferienwohnungen,
Airbnb. Das hat genau eine Gemeinde gemacht, nämlich
die Stadt Frankfurt. Keine andere Gemeinde hat von dieser
Satzungsmöglichkeit Gebrauch gemacht. Mir geht es im-
mer darum, nicht plakative Debatten zu führen,

(Zuruf Freie Demokraten)

sondern so zu handeln, dass da, wo die Probleme wirklich
groß sind, Lösungen angeboten werden, die aber dann auch
vor Ort angewendet werden müssen.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Zuruf Jürgen Lenders (Freie Demokraten))

Letzter Punkt, der mir wichtig ist: Herr Schulz, das ist
schon manisch – das ist Ihnen schon klar –, dass Sie immer
wieder zu den Flüchtlingen kommen. Ich warte darauf,
dass Sie bei der Debatte, wie wir den Wald gegen die Tro-
ckenheit resistent machen, am Ende auch sagen, die
Flüchtlinge seien schuld. Das ist wirklich manisch. Sie
sollten einmal überlegen, ob das, was Sie da tun, nicht
selbst für einen AfDler zu viel ist.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Boris Rhein:

Herr Staatsminister, die mit den Fraktionen vereinbarte Re-
dezeit läuft langsam ab.
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Tarek Al-Wazir, Minister für Wirtschaft, Energie, Ver-
kehr und Wohnen:

Vielen Dank, Herr Präsident. – Ich will sagen, wenn schon
über alles geredet wurde: Herr Kollege Schalauske, wenn
ich auf der Expo Real mit Vertretern von mittelhessischen
Sparkassen – das war jetzt nicht das Großkapital –

(Dr. h.c. Jörg-Uwe Hahn (Freie Demokraten): Das
sieht er anders!)

über die Frage rede, ob wir an einer bestimmten Stelle in
eine Situation kommen, dass Leute sich mehr verschulden,
als eigentlich gut ist, dann sollten Sie sich überlegen, ob
Ihr Verständnis vom Großkapital vielleicht ein bisschen
falsch ist.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
Freie Demokraten)

Wenn jetzt sogar schon die Sparkassen zum Großkapital
gehören, dann kann ich Ihnen nur sagen, dass wir irgend-
wann zum Tauschhandel zurückkehren müssen.

(Vereinzelter Beifall Freie Demokraten – Zuruf Her-
mann Schaus (DIE LINKE))

Tausche – keine Ahnung – zwei Bananen gegen einen
Trabbi-Kotflügel. Das kann doch nicht Ihr Ernst sein.

(Heiterkeit CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
Freie Demokraten – Dr. Ulrich Wilken (DIE LIN-
KE): Das war jetzt ein bisschen billig!)

Ja, aber wirklich. Wenn man mit mittelhessischen Sparkas-
sen redet, dann zu sagen, man hat sich mit den Banken
über die Frage der Immobilien unterhalten, also bitte. Ich
behaupte, dass selbst Wählerinnen und Wähler der Links-
partei oft Eigentümerinnen und Eigentümer sind und viel-
leicht auch ein Darlehen bei einer örtlichen Sparkasse auf-
genommen haben und dass das noch nicht Teil des Großka-
pitalismus ist.

(Jan Schalauske (DIE LINKE): Das habe ich auch
nie behauptet!)

Ich finde, Sie müssten sich darüber einmal Gedanken ma-
chen. – Ansonsten freue ich mich, dass der Große Frank-
furter Bogen auf so großes Interesse stößt.

(Zurufe Freie Demokraten)

Ich freue mich auf weitere allgemeine wohnungspolitische
Debatten. Ansonsten wünsche ich Ihnen einen schönen
Abend. – Vielen Dank.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Boris Rhein:

Vielen Dank, Herr Staatsminister. – Das wird so schnell
noch nichts, weil die Landesregierung 2:30 Minuten über-
zogen hat. Deswegen wachsen Herrn Lambrou fünf Minu-
ten Redezeit zu.

(Unruhe)

Robert Lambrou (AfD):

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr verehrte Kolleginnen
und Kollegen! Ich möchte mich nur kurz zu Wort melden.
Wir haben in diesem Hohen Hause sicherlich immer unter-

schiedliche Meinungen, und jeder hat seine typischen The-
men.

(Janine Wissler (DIE LINKE): Allerdings!)

Herr Schulz hat es sich erlaubt, auch auf einen Aspekt hin-
zuweisen,

(Holger Bellino (CDU): Sehr ausführlich!)

der uns vielleicht wichtiger ist als Ihnen.

Herr Staatsminister, Sie müssen das nicht gut finden, aber
ich muss Ihnen ganz klar sagen: Wir sollten hier mit einem
gewissen Respekt miteinander umgehen. Sie haben Herrn
Schulz, meinen Kollegen, zweimal als mehr oder weniger
manisch bezeichnet. Das ist letztlich eine unkontrollierte
antriebsgesteigerte Phase einer manisch-depressiven Er-
krankung. Ich fordere Sie auf, respektvoller mit den AfD-
Mitgliedern dieses Hauses umzugehen.

(Janine Wissler (DIE LINKE): Mit Respekt kennen
Sie sich aus!)

Wollen wir uns jetzt gegenseitig als krank bezeichnen? Ich
finde, das kann man sogar durchaus rügen. Ich fordere hier
mehr Respekt für Mitglieder der AfD-Fraktion, Herr
Staatsminister. – Vielen Dank.

(Beifall AfD – Zurufe DIE LINKE)

Präsident Boris Rhein:

Herzlichen Dank, Herr Lambrou. – Nächster Redner ist für
die Fraktion DIE LINKE der Kollege Schalauske.

(Dr. h.c. Jörg-Uwe Hahn (Freie Demokraten): Er re-
det jetzt über die Volksbanken! – Hermann Schaus
(DIE LINKE): Jetzt gehe einmal respektvoll mit
dem Tarek um!)

Jan Schalauske (DIE LINKE):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Nach der Vorre-
de will ich darauf hinweisen, dass zumindest ich und mei-
ne Fraktion es als eine Zweckentfremdung des Themas
Wohnen empfunden haben, dass der Tagesordnungspunkt
genutzt wurde, Hass und Hetze gegenüber Menschen, die
hier Schutz suchen, zu verbreiten

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und Freie Demokraten)

und Menschen, die auf eine Mietwohnung angewiesen
sind, gegeneinander auszuspielen. Das war eine ganz billi-
ge Zweckentfremdung des Themas, Herr Lambrou.

(Robert Lambrou (AfD): „Manisch“ ist ein Begriff,
den wir hier nicht akzeptieren müssen und nicht ak-
zeptieren werden! – Hermann Schaus (DIE LINKE),
zur AfD gewandt: Eine namentliche Abstimmung
beantragen und dann nicht da sein! – Weitere Zuru-
fe)

– Ist ja gut. – Wir finden es uneingeschränkt gut, wenn Sie
mit der Sparkasse reden. Wir haben nichts dagegen. Ich
glaube, es ist gut, sich mit Sparkassen darüber zu unterhal-
ten.

(Unruhe)
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Präsident Boris Rhein:

Das Wort hat der Kollege Schalauske und sonst niemand.

Jan Schalauske (DIE LINKE):

Wenn sich der Wohnungsminister mit den hessischen Spar-
kassen austauscht, dann ist das sicherlich gut und richtig.
Natürlich ist es auch sinnvoll, mit den Sparkassen darüber
zu reden, ob wir auf eine Immobilienblase zugehen, wie
auch die Sparkassen einen Beitrag dazu leisten können,
dass Menschen eine bezahlbare Wohnung haben. Das ist
alles gut und richtig.

Aber wenn Sie sich in einem so regen Austausch mit den
Sparkassen bewegen, gebe ich Ihnen eine Bitte mit auf den
Weg: Wenn Sie schon mit den Sparkassen reden, dann re-
den Sie doch einmal über die Situation der Mieterinnen
und Mieter bei der GWH in Frankfurt oder auch in Mar-
burg und über die Geschäftspolitik der GWH. Das ist eine
Tochter der Sparkassen. Da liegt so einiges im Argen. Da-
zu haben Sie sich bisher aber leider noch nie geäußert.

(Beifall DIE LINKE)

Präsident Boris Rhein:

Vielen Dank, Herr Kollege Schalauske. – Mir liegen keine
weiteren Wortmeldungen vor. Wir sind am Ende der Aus-
sprache, und ich komme nun zur Abstimmung über die
beiden Gesetzentwürfe.

Ich lasse zunächst über den Gesetzentwurf der Fraktion der
SPD, Drucks. 20/1374 zu Drucks. 20/1184 zu Drucks.
20/170, abstimmen. Wer für die Annahme des Gesetzent-
wurfs ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die
Fraktionen der SPD und DIE LINKE. Ist jemand dagegen?
– Das ist das restliche Haus. Enthält sich jemand der Stim-
me? – Damit ist der Gesetzentwurf abgelehnt.

Ich lasse abstimmen über den Dringlichen Gesetzentwurf
der Fraktion DIE LINKE, Drucks. 20/1375 zu Drucks.
20/1186 zu Drucks. 20/238. Wer dem Gesetzentwurf zu-
stimmt, den bitte ich um das Handzeichen. – Die Fraktion
DIE LINKE. Wer ist dagegen? – Das sind die Fraktionen
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der CDU, der Freien Demo-
kraten und der AfD. Wer enthält sich der Stimme? – Das
ist die Fraktion der SPD. Damit ist der Gesetzentwurf ab-
gelehnt.

Wir haben jetzt noch zwei wichtige Dinge zu tun. Zunächst
einmal will ich mitteilen, dass Frau Dr. Tappeser am 30.
November 2019 in den wohlverdienten Ruhestand tritt.
Man mag es kaum glauben, aber es ist so. Das heißt, es ist
das letzte Mal, dass Sie gemeinsam mit uns in einer Plenar-
sitzung sind, es sei denn, Sie kommen uns noch einmal be-
suchen. Aber dann wären Sie Besucherin. Jetzt sind Sie ak-
tive Teilnehmerin.

Vielleicht zwei oder drei Sätze. Sie haben in Essen die
Grundschule und das Gymnasium absolviert. Dann haben
Sie Biologie studiert usw. usf. Am Ende waren Sie im
Bundesamt für Naturschutz und sind seit dem 18. Januar
2014 bei uns Staatssekretärin gewesen.

Ich glaube, das bestätigen alle: Wir haben Sie als mensch-
lich sehr angenehme und politisch hoch engagierte, sehr
kompetente Kollegin wahrgenommen. Wir haben gerne mit
Ihnen zusammengearbeitet. Insoweit bleibt mir, Ihnen für

diese sehr angenehme Zusammenarbeit zu danken und Ih-
nen alles Gute und vor allem Gesundheit für die Zukunft
zu wünschen. Herzlichen Dank und alles Gute für Sie.

(Anhaltender lebhafter allgemeiner Beifall)

Das war der wichtigste Punkt. Ein zweiter, auch wichtiger
Punkt ist, wie wir mit der Tagesordnung umgehen. Gehen
alle weiteren Punkte ins nächste Plenum?

(Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ja!)

Gibt es irgendein Bedürfnis, vielleicht irgendetwas in einen
Ausschuss zu schieben? – Das hättet ihr mir schon gesagt.
Wunderbar, auf euch ist Verlass, in der Tat.

Dann sind wir am Ende der Tagesordnung angekommen.
Ich bedanke mich sehr herzlich, wünsche Ihnen alles Gute
und einen schönen Restabend.

(Schluss 19:58 Uhr)
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Anlage (zu Tagesordnungspunkt 11)

Abstimmungsliste über die namentliche Abstimmung

Gesetzentwurf
– Drucks. 20/1428 –

Name der/des Abgeordneten Fraktion ja nein enthalten gefehlt

Alex, Ulrike SPD x
Al-Wazir, Tarek BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN x
Anders, Kathrin BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN x
Arnoldt, Lena CDU x
Bächle-Scholz, Sabine CDU x
Bamberger, Dirk CDU x
Banzer, Jürgen CDU x
Bartelt, Dr. Ralf-Norbert CDU x
Barth, Elke SPD x
Bauer, Alexander CDU x
Becher, Frank-Tilo SPD x
Bellino, Holger CDU x
Beuth, Peter CDU x
Bocklet, Marcus BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN x
Boddenberg, Michael CDU x
Böhm, Christiane DIE LINKE x
Bolldorf, Karl Hermann AfD x
Bouffier, Volker CDU x
Brünnel, Silvia BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN x
Büger, Dr. Matthias Freie Demokraten x
Burcu, Taylan BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN x
Claus, Ines CDU x
Dahlke, Miriam BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN x
Decker, Wolfgang SPD x
Degen, Christoph SPD x
Diefenbach, Frank BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN x
Dorn, Angela BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN x
Eckert, Tobias SPD x
Eisenhardt, Nina BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN x
Enners, Arno AfD x
Faeser, Nancy SPD x
Feldmayer, Martina BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN x
Felstehausen, Torsten DIE LINKE x
Fissmann, Karina SPD x
Förster-Heldmann, Hildegard BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN x
Frömmrich, Jürgen BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN x
Funken, Sandra CDU x
Gagel, Klaus AfD x
Gaw, Dirk AfD x
Geis, Kerstin SPD x
Gersberg, Nadine SPD x
Gnadl, Lisa SPD x
Goldbach, Eva BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN x
Grobe, Dr. Frank AfD x
Gronemann, Vanessa BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN x
Grüger, Stephan SPD x
Grumbach, Gernot SPD x
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Name der/des Abgeordneten Fraktion ja nein enthalten gefehlt

Hahn, Dr. h.c. Jörg-Uwe Freie Demokraten x
Hartmann, Karin SPD x
Heidkamp, Erich AfD x
Heinz, Christian CDU x
Heitland, Birgit CDU x
Hering, Thomas CDU x
Herrmann, Klaus AfD x
Hinz, Priska BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN x
Hofmann (Weiterstadt), Heike SPD x
Hofmann (Fulda), Markus BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN x
Hofmeister, Andreas CDU x
Honka, Hartmut CDU x
John, Knut SPD x
Kaffenberger, Bijan SPD x
Kahnt, Rolf AfD x
Kartmann, Norbert CDU x
Kasseckert, Heiko CDU x
Kaufmann, Frank-Peter BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN x
Kinkel, Kaya BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN x
Klose, Kai BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN x
Knell, Wiebke Freie Demokraten x
Kula, Elisabeth DIE LINKE x
Kummer, Gerald SPD x
Lambrou, Robert AfD x
Lenders, Jürgen Freie Demokraten x
Leveringhaus, Torsten BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN x
Lichert, Andreas AfD x
Löber, Angelika SPD x
Lortz, Frank CDU x
Lorz, Prof. Dr. R. Alexander CDU x
Lotz, Heinz SPD x
Martin, Felix BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN x
May, Daniel BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN x
Meysner, Markus CDU x
Müller (Witzenhausen), Hans-Jürgen BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN x
Müller (Lahn-Dill), J. Michael CDU x
Müller (Kassel), Karin BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN x
Müller (Schwalmstadt), Regine SPD x
Müller (Heidenrod), Stefan Freie Demokraten x
Müller-Klepper, Petra CDU x
Naas, Dr. Stefan Freie Demokraten x
Papst-Dippel, Claudia AfD x
Pentz, Manfred CDU x
Promny, Moritz Freie Demokraten x
Pürsün, Yanki Freie Demokraten x
Puttrich, Lucia CDU x
Rahn, Dr. Dr. Rainer AfD x
Ravensburg, Claudia CDU x
Reul, Michael CDU x
Rhein, Boris CDU x
Richter, Volker AfD x
Rock, René Freie Demokraten x
Rudolph, Günter SPD x
Ruhl, Michael CDU x

1936 Hessischer Landtag · 20. Wahlperiode · 25. Sitzung · 31. Oktober 2019



Name der/des Abgeordneten Fraktion ja nein enthalten gefehlt

Schad, Max CDU x
Schäfer, Dr. Thomas CDU x
Schalauske, Jan DIE LINKE x
Schardt-Sauer, Marion Freie Demokraten x
Schauder, Lukas BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN x
Schaus, Hermann DIE LINKE x
Schenk, Gerhard AfD x
Scheuch-Paschkewitz, Heidemarie DIE LINKE x
Schleenbecker, Katrin BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN x
Schmidt, Mirjam BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN x
Scholz, Heiko AfD x
Schulz, Dimitri AfD x
Schwarz, Armin CDU x
Serke, Uwe CDU x
Sommer, Dr. Daniela SPD x
Sönmez, Saadet DIE LINKE x
Steinraths, Frank CDU x
Stirböck, Oliver Freie Demokraten x
Strube, Manuela SPD x
Tipi, Ismail CDU x
Ulloth, Oliver SPD x
Utter, Tobias CDU x
Veyhelmann, Joachim CDU x
Vohl, Bernd-Erich AfD x
Wagner (Taunus), Mathias BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN x
Wallmann, Astrid CDU x
Walter, Alexandra fraktionslos x
Walther, Katy BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN x
Warnecke, Torsten SPD x
Waschke, Sabine SPD x
Weiß, Marius SPD x
Wilken, Dr. Ulrich DIE LINKE x
Wintermeyer, Axel CDU x
Wissenbach, Walter AfD x
Wissler, Janine DIE LINKE x
Yüksel, Turgut SPD x
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